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VORWORT. 


Erst im Pebruar 1801 ist os dem Verfasser möglich geworden, 
die von ihm vor sieben Jahren begonnene Durchforschnng der Register 
Papst Urban V. im vatikanischen Archive fortzusetzen und zu voll- 
enden. Auf Grund der reichhaltigen Ausbeute konnten die Bezie- 
hungen Karls IV. zu Urban V. in dem vorliegenden dritten Bande 
eingehender und gründlicher dargestellt werden, als dies von früheren 
Forschern geschehen ist. Ganz besonders gilt dies von der Zeit nach 
dem Frieden von Bologna, zumal die italienische Politik Urbans V. 
von 1364—1368, so wichtig für das Verständniss der zweiten Heer- 
fahrt Karls IV. nach Italien, von Odorieus Kaynaldus in seinen An- 
nales ecelesiastici nur sehr dürftig behandelt worden ist. Um die Dar- 
stellung der Hauspolitik Karls IV. nicht zu unterbrechen, wurde da- 
von abgesehen, sein Eingreifen in norddeutsche Verhältnisse, besonders 
seine Entscheidung des Lüneburger Erbfolgestreites, bereits in diesem 
Bande zu erörtern, über diese Angelegenheit wird im Zusammenhange 
mit: der spätern Entwicklung der vierte und letzte Bande dieses Werkes 
handeln, ebenso über die Kriege der Hansestädte gegen König Wal- 
demar von Dänemark. Einem Sehlusskapitel des vierten Bandes bleibt 
ferner alles in die Verwaltungsgeschichte Einschlägige vorbehalten, 
weshalb z. B. die Thätigkeit des Bischof Dietrich von Minden in 
Böhmen, obgleich der im dritten Bande behandelten Zeit angehörig, 
hier noch nicht besprochen werden konnte. Zu tiefes Eingehen in 
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Einzelheiten, wozu namentlich die italienischen Chroniken verführen 
können, hat der Verfasser vermieden, um das Ebenmass der Darstel- 
lung nicht zu stören. Aus demselben Grunde wurde besonders im 
ersten Kapitel der Notenballast so viel als möglich beschränkt ; jeder 
Kundige wird nichtedestoweniger die Ueberzeugung gewinnen, dass 
die’ Behauptungen des Verfassers auf gründlicher Durchforschung des 
gesammten gedruckten Materials berahen und als Beitrag zu einer 
kritischen böhmischen Rechtsgeschichte zu verwerten sind. Wenn 
der Verfasser im zweiten und dritten Kapitel auch auf das land- 
rechtliche Gerichtsverfahren, Strafrecht und Privatrecht eingegangen 
ist, so that or dies, weil er von der Richtigkeit der Worte Franz von 
Löher's überzeugt ist: „So lange nicht vorzüglich die Rechtsquellen 
jeder Epoche für die Kulturgeschichte verwertet werden, so lange 
steht diese in mehr als einer Beziehung auf schwankenden Füssen. **) 


=) Zur Aufhellung unserer Kulturgeschichte (Westermanns Monatshefts, 83. Jahrgang, 
1889, Seite 575). 


Prag im Januar 1892. 


Emil Werunsky. 
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INHALT. 


1. Kapitel Die Verfassung der Löhmischen Kronländer um 
dio Mitte des 14. Jahrhunderts a 
Das böhmische Köniztem 1. Der böhmische Adel. Anfinge der Bildung 
eines Herrenstandes 1—8. Lahenmufträge Wöhmischer und mihrischer 
Aabliger 5-4. Freie ritterliche Vasallen, Dienstmannen und nietere 
Rittereleute 4. Tonangebender Einfuss der Barone auf den Landtagen 4 
und in dor Landosverwaltung, bosonders der Justizpflege; Kompetenz 
des grossen Landgerichts zu Prag , der Landgerichte zu Bram und 
Olmttz 6. Justizvorwaltung der Kreisschöffen oder Proprarzen 6. 
Gorichtsgewalt des Hofrichtere und Unterkämmerers über die vom Land- 
rocht exhmirten. Gebiet und Bewchnerklassen 67. Verfassung der 
königlichen Städte 7—8. Dem König, bezw. dem Unterkämmerer ror- 
behaltene Gerichtsbarkeit 8. Zunftwesen 9. Städte Magdeburger 
Rechtes 9—10. Dem städoutschen Rochtakreiso angehörige Stdto 10. 
Stadtestouern 11—12. Die verschiedenen Klassen der bäuerlichen Be- 
rölkerung Böhmens und Mährens 12—15. Die deutsche bäuerliche 
Kolonisation 1%. Wirtschaftliche Badantung darsalban IE —15. Racht- 
liche Bedeutung derselben 1516. Geldzinse der deutschruchilichen 
Erbpächter 16. Naturralleistungen 17 und Frohndienste derselben mit 
‚dom Charakter blosser Grund- oder Renllasten 17—18. Anssorordont- 
liche Geldstenorn 19. Kirchliche und staatliche Belastung 19. Die 
Baarn böhmischen Rechtes 20. Untersassen, Häusler, Gärtner, Leib- 
eigene‘21. Palncky's und Anderer irrthämliche Auffassung der Rechts- 
stellung der tschechischen Bauern 21—22. Gerichtsorganisation in den 
Grandherrschaften 24. Berufung au das k. Hofgericht und das Land- 
gericht 24—25. Vorfissung ddr Lande Budissin nnd Görlitz 25. Der 
Sachsstädtebund 25. Gerichtsrerfassung 9—07. Rechtliche Stallıng 
der altwendischen and der deutschrochtlichen Dorfer 27—29. Die 
Lehensherzogtfmer und das unmittelbar Vöhmische Kronland in Schle- 
sien 29-80. Geringere Beloutung dus schlesischen Adals 10, Rechts- 
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verhältaisse desselben 81. Die Varfassung der schlesischen Stadte, be- 

sonders die von Breslau 92—83. Kampf der Innungen mit der Alt- 

birgerschaft 23-81. Stauern dor schlesischen Städte 24—35. Dautsche, 

bäuerliche Kolonlsation ; fränkische, Mänische und Gemannhufen 8:—86. 

Polnische Dörfer, Dandzinen 36—87. Steuerverfissung des platten 

Landes 9738. 
ll. Kapitel. Das böhmische Landrocht rar soinor Kodifika- 

tion durch Karl 0 2 00 

Das Tandrechtliche Mechtsgaugduch aus dem Anfang der Hegierung 

Kırls IV. 89—40. Kompetenz des grossen und des Kleinen Landge- 

richten 40-41. Dor Gang des Rechtsstreiten; das dem Bowoise vor- 

äufgchends Verfahren 41.  Ladungsrorfahren 41-49. Weitsrentwick- 

lung. des sog. »ersten« Verfahrens; Bitte um Vorsprecher und Schöften 

zur Rechtebilehrung 49—44. Klagerortrag. Unterscheidung der Klagın 

in solche wagen Vorbrochen und Vorgehen, auf Gut und um Schuld, 

schichte Klagen und solche mit verstärktem Zusatz 44. Degehren des 

Beklagten un Auskunft ber den Gegenstand der Schakdigung. Zeugnis 

des Gerichtsboten 45. Vorfahren bei Klage wagen Todschiags oder 

Verwundung vor den König oder Landgerichte 45—46. Verfahren 

der vernachteten Klage wegen Todschlags. Vertheilang des Beweis- 

rechtes 46. Boneisurtheil 47. Bedingungen der Ausübung dos Kampf- 

rechtes 47—48. Verfahren bei dor Kampfklago 48—50, balın Zwoi- 

kampf selbst 50—51, Verfahren bei Klagen wegen bedeutender Korpar- 

verletzangen, arger Sachbeschädigungen, Raub, Diebstahl, Heimsuchung 
53. Vorfahren boi dor Klage wagen Eranourabss 52-54. Klagen 
wegen geringerer Vergehen, sog. »Frevel® 545. Verfahren bei 
Klagen um Schuld 55—56. Verfahren bei Klagen auf unbowogliches 
Gut, bei einfacher Klage und sog. Incidentklage 56-57. Vorrorhand- 
lung nuf dem streifigen Quls 57, bei der wechselseitigon Klage auf 
Gut 58. Beweisrerfahren bei Klıgen auf unbewegliches Gut 50-61. 
Beispruchsrecht und Verjährungsfrist 61—62. Verfhren bei Klagen 
auf fahrende Habe 69—64. Arten der Boweismittel 64. Formen dos 
Partoieneides 04—6d. Frfordernisse der Mitschwarer or Zeugen Of. 
Sichorungseid, Unschuldseid, Behaltungseid 66—67. Zahl der Zeugen 07. 
Gottorurtheile 68. Taitliche Boweisung 68. Gerichtszeugnis 68—69. 
Urkundenboweis (Beweis wit Hilfe der Landtafel) 09—70. Zwangsrer- 
fahren gegen den verortheiten Beklagten ; vorläufige Beschlagnahme des. 
Gutes des Beklagten zum Zwocke der Sicherstellung der Forderungen 
des Klägers und Oerichtes 7172. Frehmng des Gutes des Be 
kingten 72. Befrisdigungsrerfahren von der Schätzung bis. zur Ueber- 
eigmung des Gutes an Kläger und Gericht 72—73. Aschtungsrerfihren 
7875. Anffllende Achnliehkeit mit dem dwutschen, borondors 
sächslsch-magdehurger Recht 704 
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Il. Kapitel Die Gesotzeebangspolitik Karls IV. in seinen 
Yrlasln . : 0 un nn 
Der Prager St. Wenzolslandtag d. 3. 1055. Die vergeblichen Kodif- 
kationsversuche der Könige Prschrmysi Ottokar Il. und Wenzels IL. 77. 
Schilderung der Folgen des Sinkens der böhmischen Königemacht fin 
Tantrochtsontwurf Karla IV. 78. Karls Absicht, die Willkar in de 
Jastizvernaltung auszuschliessen 79. Inhalt, Stil und Geltungsbereich 
der Maiestas Karolina 79, Verfassungsrechtliche Satzungen derselben. 
Anerkennung der katholischen Religion als Stastsreligion. Aufzählung 
der Hide, dio der König ron Böhmen nach dor Throubesteigung und 
vor der Krönung zu leisten hat 80-81. Vorschrift betreffs der Krö- 
nung. Unzulässigkeit der persönlichen Tadung des Königs vor Gericht, 
Vorschrift für Böhmische Königiewitwon, dio sich wieder vorohalichon 82. 
Leber dis Lehensernenerung und Huldigung der Achte, Propste und 
Prieren 62—83. Beamtenrerfassung 39—84. Justirverwaltung 44—85. 
Wohrvorwaltung 95-86. Finanzvorwaltung, Forstvorwaltung 86. Vo 
waltung des kgl. Hoinfallerechtes 86—88. Vermaltung des kpl. Juden- 
schotzrechtes 88. Strafrechtliche Bestimmungen, zunächst über Maje- 
stätsverbrochen 88—89. Die Fälle öffntlicher Gewalttäätigkeit 89. 
Unzuchtererbrechen 80-90. Verbrechen der achworen körperlichen 
Beschädigung, der Brandlogung 90. Versehen oder Frerel 91-92. 
Prozessrecht der Majestas Karolina; Karla IV. reformatorische Absichten 
anf älonem Gebiete; >bürgorliche« Klagen 92. Peinliche Klage goron 
Notzucht 92-95. Zuweisung der peinlichen Klagen au das kpl. Hof- 
gericht 98—94. Verbot der Probe des glühenden Eisens und der 
halten Wasserprobs, Beschränkung des gerichtlichen. Zweikempfos auf 
wenige Fälle 94. Mochtsstreite königlicher Dienstmannen um perstn- 
licbe Freiheit 95. Privntrechtliche Satzungen. Sachenrechtliche Titel 
95—97. Familienrschtliche Satzungen 97- Erbrechtliche Bestin- 
mungen 98. Gründe der Verwerfung dos Landrochtsontwartos durch don 
böhmischen Adel 9849. Zurücknahme desselben durch Karl IV. 99. 
Seine Sorge für Beiriedung Bohmens, sowie der Lande Budissin und 
Görtz, Zerstbrang ron Raubbungen 100—101. Iandrscht für das 
Herzogtum Breslau 101—104. 

IN. Kapitel. Karls IV. Politik vom August 1355 bis März 1857, 
bosondors seine Genctzgobungspolitik im deutschen 
RUE m ee a lien ra SEE 
Karls IV. Nontralität in dem Kriege der Könige von Frankreich und 
Fugland 105. Erfolglosigkeit der Friedensrermittiung Papst Tuno- 
oma VI. 105. Kari IV, von den Berollmächtisten Konig Eduard. I, 
um Friedensvermitilung angegangen 106. Parteilichkeit des Kardinal- 
bischofs Poter ron Ostia für Fraskreich 106107. Verhandlungen 
wegen Erneuerung des 1. d, 1347 zwisehen Karl IV. und Jchaun, dar 
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mals Herzog der Normandie, nunmehr König von Frankreich, verein- 
barten Bundesvortrags 107. Krfolglosigkeit der Benübungen Karls IV. 
um Absehlues eines Waflonstilistandos zwischen den Känigen von Frank- 
reich und England 109—110. Abbruch dor Vorhandlangen über einen 
Bundesvertrag mit Karl IY. von Seiten des französischen Königs 110. 
Ansage oines allgsmeinen Hoftages durch Karl IV. 110-111. Grosse 
Mängel des deutschen Reichsgewohnheitsrechtas betroffs der Konigswall 
und der Königsmähler 111, Politische Gesichtspunkte dei Entscheidung 
der Frags, welche die alleinberechtigten Inhaber der Kurstimmen seien 
111-119. Reichstag zu Nürnberg 119. Theilnchmer an deuselben 
118. Gegenstände der Beschlussfassung 114. Anerkennung des Kur- 
rechtes des Markgrafen Lacwig yon Brandenburr von Seite Karls IV. 
114. Anerkonnung des Kurrechtse des Hormogs Radılf von Sachson- 
Wittenberg von Saita Karls IV. und dor übrigen Kurfürsten 115, ebenso 
des Kurrechtos Ruprecht d. A., Pfalzgrafen bei Rhein, 115-116. An 
orkennung des Kurrschtes Ludwigs des Kömers von. Seite seiner Mit 
kurfürsten 116. Kundmachung der Reichssatzungen am 10. Januar 1850, 
Inhalt und Bedeutung derselben. Rögelung der Königswahl; Ausschrei- 
bung des Wahltages durch den Erzlischof von Mainz 117.  Geleits- 
ordnung; Festeotsung der Ordaso des Gefalgen der Kurfürsten; Yor- 
schriften für die Bürger der Wahlstadt Frankfurt 118. Vorschriften 
Aber die Wahlhandlang selbst, Reihenfolge der Stimmenabgabe 114. 
Giltigkeit der Mehrheitswahl 190. Wegfall herkömmlicher Fönmlich- 
keiten 120—121, ebenso der pipsüichen Bestätigung der Königswahl 
121. Genaue Feststellung der kurfürstlichen Vorrechte, Festsetzung 
der Rangfolge der Kurfürsten 191—122. Die kurfürstlichen Privilseien: 
Das Privilogkum do non evocande 122—198, das Privilogium de non 
appellundo 12%. Das Burg, Salz-, Judonschutz-, Zoll- und Münzregal 
123, Unbeschrinktes Güterorwerbungsmicht 194, Recht der Theil- 
nahme an dor Reichsregiorung 124. Einführung der Iadividuslsukzossion 
und Primogeniturerbfolge in den Ialenkarfürstentumern 124— 125. 
Privilegien einzelner Kurfürsten, des Königs von Böhmen 195, Reichs- 
vikariat. des Rheinpfalzerafen und des Horzogs von Sachsen 125126. 
Dedingte Zuorkenmung des Richteramtes über den König an don Rhoin- 
Mialsgrafen 126—127. Ahsichtliche Nichterwähnung der Rechte der 
Reichserzkanaler 197138. Verordnungen gegen Missbrauch des Fahdo- 
tochtes 198190. Aufhebung aller Däudnisso und Einungen in und 
ausser den Städten mit Ausnahme der Landfriedensbündrisse 129—180. 
Abschaffung der Pfahlbürger 130—15%, Inaussichtuahme eines nenen 
Reichetages in Metz. Gründe für die Wahl dieser Sindt 192. Erwer- 
bung der Herzogtämer Brabant und Limburg durch Kar IV. Stiefbruder, 
Herzog Wenzel von Lusemburg 139. Münzgssetz Karls IV, zu Gunsten 
des stiätischen Handels und Verkchres 16%. Feindseliges Verhältnis 
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‚der Esto nnd Gonzmgr zu den Vinconti 194. Der Markgraf von Mon 
ferrato und die Signoren Boccaria von Paria schliessen sich den efsteren 
an; Bindnis zu Ferrara; Krieg des Markgrafen von Monferrato gogen 
Galvazıo Visconti. Die Genzaga suchen Hilfe bei Karl IV. 185. Bei- 
it des Aioranni d'Olcesio, Signoren von Bologna, zur Liga. Krieg 
derselben gegen die Yisconti 136, Zusammenkunft dos Kalsers mit 
König.Lodwig von Ungarn. Abmschangen derselben 1871. Abermalirer 
Briefwechsel Karls IV. mit den Ganzapn: Karl verschiebt das Eingreifen 
in die oberitallenischen Zwistigkeiten 188. Besuch des Tolenkonigs 
Kasimir bei Kar} IV. in Prag. Ernousrung des Nauslauer Bündnisses 
189140. Emennung des Abtos won Fulda zum Frzkanzlor der römi- 
schen Kaiserin 140. Unterwerfung der widerspänstigen Hören von 
Hosenberg anter Karl I, 141. Zusammenkunft Karis IV, mit Herzog 
Albrecht von Oesterreich zu Wien. Verhamllungen über Ehegeld und 
Teibgedinge ihrer Kindur Rudolf und Katharina 141. König Ludwig's 
von Ungarn Krieg gegen Yenciig, Beingerug yon Treyiso; Ernennung 
Tndwirs zum Reichsvikar durch Karl IV, 149-149. Misserfülge der 
„ti, Butschlosn Kar IV, x zu bekknpfon; Ernennung dex Bischofs 
Narkwart von Augsburg zum Reichsstatihalter und Generalkapätin 
alien 144. Karls IV. arelatische Politik. Seine Parteinime gegen 
‚den Grafen von Savoren in dessen Stnitigkeiten mit dem Bischof von 
Sitten und dem Ürafen von Genf 145-147. Gesandischaft des Grafen 
von Sarayon an Karl IV, Arnennung des Grafen zum ständigun kasor- 
Jichen Appellationsrichter 147—148. Karl IV. Bestimmungen tber die 
Erbfolge in Böhmen und Mähren 149-149. Vorlust und Wiedorge- 
vinmung von Brabant dureh Herzog Wenzel, Karls IV, Stiefiruder 
149-150. Ankunft Karls IV. in Motz 10-151. Die Theilnchmer 
dos Reichstages 151— 158. Ankunft des Daupkins Karl 152. Gefan- 
genschaft dos Königs Johan von Frankreich 151. Inneconz VI. sondot 
den Abt Androin von Cinguy an Karl IV. 155-154. Ankunft des 
Kardinalbischofs Taloyrand in Metz. Kundmachung dor Nachtrags- 
mutzungen am Weihnachtstas 1950. Streit zwischen Horzog Rudel! 
von Sachsen und Herzog Wenzel von Brabant 154—155, Inhalk und 
Bedeutung der Metzer Reichsentzungem, Ausdchnung des Majestätsrechtes 
auf die Kurfürsten 155156. Abormalige Satzungen über Untheilhar- 
keit und Erstgeburtsrecht der Kurfürstentümer 57. Festsotzungen 
des fir feierliche Heichshofstage geltenden Zeremonkells 157. Vor- 
schriften über die Ausübung der sogenannten Frzänter durch die Kur- 
fürsten 157158, Vorschriften über die Sporteln der Reichsanter- 
heamten, über Anordnung der kaiserlichen Tafıl 159, über Ale Bezüge 
der Roichs- und Hofbeamten bei Gelegenheit dor Verlähung von Reichs- 
Jehem 160. Sprachonverordnung Karls IV. für die Erbon von Kurfirsten 
mem 160-161. Würdigung der Nürnberger ul Motaor 
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satzungen Karls IV., Licht- und Schattauseiten derselben 181-166, 
Frage nach dem Verfasser des Reichsgrundgesetzes 166—167. Erht- 
bung des Markgrafen von Jalich zum Herzog 167. Ausübung der Eiz- 
ämter durch die Kurfürsten bei Gelegenheit. des Festmahles 167—168. 
Auseinandersetzung des Kabers mit dem Dauphin Uobertragung 
dos Reichevikariatos im Dauphind von Viomne 168—160. Allgemein 
gehaltenes Freundschaftsbundnis Karls IY. mit König Jchann und dessen 
Söhnen. Erfolglosigkeit der Friedensverwittlung Karl IV. Darlohen 
Kar IV. an den Daupkin 170. Die Zehnfrage ; Woigerung der deutschen 
Geistlichkeit, den Zehuten zu zahlen; Verhandlung der Zehutangeleger 
heit auf dem Metzor Hoftage, Horsbminderung der päpstlichen Forde- 
rungen 111-175. Umtriebo der Zanftier währen! des Kaisers An- 
wosonheit zu Motz 175-176. Karl IV. in Masticht 176-171. 
Erbvortrag Karis IV. mit Wenzel und dessen Gemahlin, Herzogin Jo- 
hanna; schiedsrichterliche Entscheidung des Streites zwischen Flandem 
und Brabant durch den Grafen Wilhelm von Holland 178. Aufhebung 
der Belagerung von Troviso durch König Ludwig 178. Eröfnung des 
Reichskrieges gegen die Visconti durch den Generalkapitän Bischof 
Markwart 179. Niederlage des Hoores der Tigs und Gefangennshne 
des Geuerslkapitäns 180. Abschüiteleng des Viscentischen Jochen durch 
die Genuesen, Wahl eines Dogen, der der Iombardischen Liga beitritt 
180-181. Fortsetzung der Wiedererwerbung der kirchlichen Prorinzen. 
Unterwerfung der Orafon von Montefoltre, Signeren von Urbino und 
Cagli 181-182, der Signoren ron Sazserering, der State Sinizazle, 
Ancona, Formo 182, der Signoren Polenta von Ravenna und Cerrit, 
der Stadt Asli 188. Krouzzugprodigt: gegen Francesco Ordalaff, Si- 
gnoren von For und die Manfred, Signoren von Fasnın 184. Vor- 
wendung Bornsbd Viseonti's für den Ordelafh 185. Krmenung. d 
Konigs vom Ungarn rum Generalkapitän der Kirche in Italien 186. 
Unterwerfung der Manfredi 186. Vortheidigung von Cesena, geleitet 
von Marzia, der Gattin Ordelaffis. Ernennung des Abtes Androin von 
Clneny zum Nuntius in Italien 187. Bitte des Kardinallsenten Keidius 

um Ruthohung 198. Parlament zu Fano 189. 

Kapitel Karls IV. Politik vom April 1857 bis zu den Frie 
densschlüssen von Brü Bolornn (10. Februar 
mM) 
Erworbung won Dumstauf durch Karl IV. 189. Heerfahrt desselben 
gegen Horzog Albrecht von Niedorhaiom-Straubing 190. Der Kaiser 
versagt dem Schiedsspruch des Herzogs Albrecht von Oesterreich die 
Genehmigung; Vertrag beireffend die Ordnung des Fheguts Ihrer Kinder 
191. Abermalige Fehde gegen Herzog Albrecht von Nioferbniorn 191. 
Schledsspruch des Kaisers in dem Stile des Bischofs von Würzburg 
init don Bürgorn diosor Stadt 19%. Waffenstilistand des Horzugs Albrocht, 


dann, GOOgle 


von Niederbaiomm mit dem Nischof Dietrich vom Minden, Führer dies 
kaiserlichen Corps: Anssöhming Albrochts mit Karl IV. 199. Herzog 
Albrechts Berufung zum Rumard an Stelle seines wahnsinnigen Bruders, 
des Grafon Wilhelm von Holland 195. Karl IY. behauptet Dumstanf 
rot dor Mahnungen des Paprt ‚ückzustellen, und zwingt den- 
selben zur Nachgivbigkeit in der Zeimtangelogenit 104. Ermennang 
des Bischofs Philipp von Cavaillon und des Bischofs Paul von Gurk zu 
Nuntion in Dautschland 194—195. Zug des Erzpriasters Amand da 
Gervofles in's Venaissin und die Provence. Häftrufo Tmmocenz VI. 
Matte Massrogeln Karls IV. 195—198. Abkommen des Papstes. mit 
dem Randenführer 100. Karl IV. Bandnis mit den Markgrafen von 
Meissen. Zerwirfils Karls mit dem Vopts Heinrich LIE. Ranes von 
Pinuon. Unterwerfung des letzteren und Heinrichs VIL. vom Gern 201. 
Anfrichtung des Lanfrivdons zu Rotenburg durch Karl IV. 202. Ber- 
'isconti wiethet die Kompagnio des Grafen Landau hehufı Unter: 
stützung der Ontelaff, Vertrag Imseenz Yl, mit Bermbb 203. Fall 
der Rocca von Cosenn 204. Finmahme von Brotinoro durch die Truppen 
der Kirche. Vertrag dos Karlinallogaten Feidius mit dem Grafen Tandan 
204. Kämpfe zwischen der Jombarischen Liga und den Visconti im 
Jahre 1057, 205-206. Finzelabkommen Borna» Viscomt’s mit den 
Ferram und Bologna 206. Vertreitting der 

Friedenskongrom zu Mailand 207.  Bosthti- 
gung des Friedens durch Karl IV, 208. Emporung des Volkes von 
Paris gegen den Daupkin und furchtbarer Bauernanfstand in Frankreich. 
Ainicht. Karla IV, sein Nofhm Hilfo zu listen 206-210. Karl TI 
iu Breslau, Abmachungen mit seinem Bruder Johann wegen der Throne 
folge in Böhmen 210. Besprechung Karls IV. mit den Kurfürsten zu 
Min; or tadelt das Benohmen des päpstlichen Nantius, der nur Geld 
einsammelt, aber den Klerus nicht reformirt 211. Nichtannahme des 
Vertrages König Johanns mit Ednard 111. vom Seiten des Dauphins und 
der Genorastände 212-218. Unzufriedenheit des Papstes mit den 
Maserogeln Karls IV. bezüglich der Roform des Klorus. Wilerseizlichkeit 
der deutschen Geistlichkeit gegum die päpstlichen Kollekioren 216. 
Tod Horaog Albrechts IL von Oesterreich. Förderung seines Sohnes, 
Weraog Rudolf IV,, durch Karl IV.: Nichterfüllung der Forderung Rı 
dolfs, ihn zum Konig der Lomlardei zu erheben 214215. Errich- 
tung eines Landfriedens in Schwaben durch Karl IV. 215216. Herzog 
Rudolf legt sich anf Grund gefälschter Privilegien ungeliörige Titel bei 
216. Er schlieent Bündnisse mit dem Könie von Ungarn und Horzog 
Tai V. von Oberbalerm 217. Aussöhnung des Letztoren. mit der 
Kirche Aurch Vermittlung Herzog Rudolfs 217—218. Herzogin Mar- 
garethn, Iadwigs V. Gemahlin, vormacht Horzog Rudolf die Grafschaft 
Tirol, Rechtliche Mängel dieser Verfügung 218-219. Büninis Herzog 
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Kudolfs mit den Grafen von Würtamborg 2I9--L2U. Domunziation der 
rzbischöfe von Mainz und Köla bei Karl IY. Tag zu Bacharsch. Die 
Erzbischöfe weisen dio Anschuldigung zurück 220-221. Karls IV. 
Zusammenkunft und Abmachungen wit Koule Ludwig von Ungamı 221. 
Schidssprach des Ietzteren und Aussöhnung zwischum Karl IV. und 
Herzog Radolf. Dessalben Belchnung zu Serfekl 22%. Reichstag zu 
Nüraberg und Vorladung an die Grafen von Wärtemberg 220. Karl IV. 
Hoerfahrt gegen dieselben 224-225. Unterwerfung der Grafın 225. 
Herzog Rudolf söhnt sich mit Karl IY. im Lager von Esslingen aus 226. 
Schwaben botrofonde Vorfügungen Karls IV. 227228. Nonrliche 
Vorhdung Herzog Kudolfs durch Karl IV. Des Kaisers Entscheidung 
Aber dio gefälschten österreichischen Privilegien 229—285. Adermalige: 
Versöhnung Karls IV. und Rudolfs zu Nürnbere 215286. 
licher Bruch der Gelöbnisse durch Herzog Rudolt und neuerliche Vor- 
Iadung 256—287. Geburt Wenzels, Sohnes Karls IV, au Nürnberg. 
Reichshoftag aus Anlsss der Taafe Wenzeis 287. Bruch des Mailänder 
Friedens you 1068 darch den Markgrafen son Monforrat und Calcazo 
Visoomti 288. Die grosse Kompagnle des Grafen Lanesu verstärkt durch 
Anichino Bongurden. Zweite Sendung des Karlinalbischofs Eeidius als 
Legsten nach Italien. Dorselbo bezahlt alormals cine Loskaufsumme an 
die grosse Kompagnie 288269. Der Narkgraf von Manferrat mictlet 
dieselbe 289—240, Lamdau wad Auichiuo gehen zu deu Visconti übers 
Einnahme Paria’s durch Galonzıo Visconti 940. Ernennung Galnazze’s 
zum Roichsrikar vom Davis durch Karl IV. Sendung des Bischofs 
Bidius vom Vicenzu als Nuntius au Karl IY. 241. MNichtausführung 
des Vertmges zwischeu Beruabö Visconti und der Kirche 248. Ueber- 
abo Bologna’s au den Kurdinallogaten Eepidius von Seiten des Signoren 
Giovanni d’Olggio 24%. Vorlotzung des Vertrages von 1957 von 
Seiten der Kirche. Bemmabö's Protest und Krieg gepeu Bolopus 248. 
Fruchtlosigkeit der Vermittlung König Ludwirs von Ungun und des 
Grossseueschals von Sizilien, Niccolb Acciahuoli 244.  Rakommuntkation 
Bernabö's durch Innocenz VI, 345240. Die Millstruppen des Königs 
von Ungarn im Gebiete von Bolozna 240. Kack IV. Verhalten gugu- 
übor dam päpstlichen Hilfegesuch; sein Vorlangun um Anmullirung der 
gegen Kalser Heinrich VII, erlassenen Dekrstalen Klemens Y. Beruhi- 
gende Erklärung Inosonz VI. 247248. Des Kardinallogaten Egidiis 
Reise nach Ungaru. Heuchlorische Unterwerfung Borsabö’s unter dom 
Schisdsspruch des Kaisers und des Königs von Ungarn 249. Sendung 
den Landprafen Johann ron Ieuchtenberg und des Propstes Rudolf von 
Wotzlar an Bormabö 249250. Täuschung des Papstes durch Bercabd z 
frachtiose Sendung des Abtes Wilhelm vou St. Germain in Auxorre. 
Wiodereröffsung des Krieges gegen Bologna durch Bernabd 201. Wirder- 
holte Gesamdtschaften Karls IV. an Innocenz VA. 25%. Karl IV. ei 
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wetzt Beruabb des Reichsrikuriates 258. Abermalige Sendung des 
Bischofs von Vicenza an Karl IV., Tod dos Bischofs 253. Frieduns- 
schluss zwischen Karl IV. und Horaog Rudolf zu Budweis 259. Streitig- 
keiten und Krieg Rudolfs mit dem Patriarchen von Aqulloja 24 —255 
Unterwerfung und Gefangennahme des Patriachen 255. Inuoconz. or- 
went den Bischof won Minden zum Erzbischof von Magdeburg 
Sieg der Bolognesen bei San Roillo Pradiminarfrioden von Fau- 
ins zwischen Bornabd und der Kirche 957—258. Berunbö verweigert 
die Ratiükation des Frisdons und stellt nous Forderungen an den Papst 
259. König Ludwigs von Ungarn Bündnis mit Herzog Rudolf von 
Oesterreich gugen Karl IV. 269— 261. Rudolfs Bündnis mit dem Erz- 
lischof ron Salzburg und Versuch, Herzog Meinhart von Obsrbalera zum 
Abfall vom Kaiser zu bewogen 261, Reichstag zu Nürnberg. und abe 

malige Vorladung Herzog Kudalfs 20%. Karls IV. Bindnk mit Zürich 
269-265. Erweiterung des Bundes gegen Karl IV. dorch Beitritt des 
Königs von Polen und des Herzogs Meinhart 368. Friode zu Agım 

mischen Rudolf und dem Patriarchen 264. Eröffnung des Krieges vun 
Seiten der Verbündeten gegen Karl IV. Abschluss eines Wafonstil- 
standen 265. Rudolfs Bünduis mit Herzog Stefan von Niederbaiern 26 
Tod Innocenz Vi. und Erwählung Urbans V. 266. Sendung des Bichofs 
Petar von Volterra an Karl IV, den König von Ungarn und Herzog 
Rudolf, Tod Herzog Meinharts von Oberbaienı, Grafen von Tirol 267. 
Schenkung Tirols an die Herzogin von Osstorreich durch Horzogin Mar- 
gureta 268. Markgraf Ladvig von Braudenbarg nimmt Karls IY. Schu 
Wenzel in eine Erbverbrüderung auf 269. Derselbe erlaubt dem Kaiser, 
die Tamstz von den Meissnischen Markgrafon einzulösen 269. Sonstige 
Abuaachungen zwischen Karl IV, und den brandeuburgischen Witielsbache 
370. Karls IV. Zusammenkunft mit dem König von Ungam und Herzog 
Rudolf und Abschluss eines Waflenstilstandes, Kark Vermählung mit 
Mlieaboth von Pommern zu Krakau 971. Karls IV. Zup in dio Mark 
Brandenburg dehufs Entgwgennahme der Erbhuldigung für seinen Sohn 
Wenzel 272. Horzog Rudolf zwingt Mangants, Herzogin von Oler- 
taiern und Gräfin son Tirol, zur Abdankung 279. Rudolfs Vortrag 
mit dem Bischof von Teiemt 279. Veriag von Teiskach zwischen den 
Herzogen Stefan und Albrecht von Baiom 279. Einfall der Baier in 
Tirol and Rückzug dersilten Schiedsspruch König Kasimir und 
Herzog Bolko's von Schweidnits 274. Vortrag des Kaiscm mit Heriog 
Stefan von Baiern 275. Friedensschluss zu Brünn zwischen Karl IV., 
Honig Ludwig von Unzarn und Herzag Rudolf. Belchuung des letzteren 
mit Tirol. Krbrorbrüderung dur Art Häuser 976-277. Hochzeit des 
Markgrafen von Mähren wit Margareta, der Schwester Herzog Rudelfs 
277. Liga der Kirche mit den Scala, Carrara und Exte gegen Bornabö 
Viseonti 278. Erneuerung der Prorosse gegen Bemahib durch Urban V. 
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219. Fruchtlose Vernitlung des Konigs von Fraukroich 980. Urban V. 
erklärt Bernatü, für oinen Ketzer und verhängt alle geistlichen und 
woltlichen Strafon Abar ihn 281. Sieg dar Liga Aber das viscontische 
Moor bei Solara 282. Vordringen der osunnischen Türken in Kloin- 
asien 285, in Kurpa 284, Aukuft des Königs Poter von Cypern in 
Avignon: Ernennung des Königs von Frankreich zum Generalkapitän 
des Kreusheoros 285. Hutschluse des Papstes, Bornabo durch Gowalt 
oder auf gütläche Weise zur Zurtekgabe der Wosatzten Kasteile zu ber 


wegen 286-287, Sondung des Bischofs Guido von Acqui an Kar IV. 
987. Karls IV. Vorwarnung an den Grafon von Saroron und an 
Reichsstädte. Sondung seines Sckrotärs Johunn am die Gonzaga ; deren 


Beitritt zur Lig 288. Waffenstillstand zwischen Bemabd und den 
alla. Scala 269. Vorbereitungen zum Friedensschluss zwischen Bomabt 
mund der Kirche 290. Festsetzung der Hauptpukte des Fricdenver- 
tages zu Avignon 94. Ernennung des Kardinals Andruin zum Le- 
waten in alien und Generalrikar von Bologna 20%. Hauptpankte dos 
Yriedensvortrager 900-294. Hatifikation durch Bornabi ; damen Ab- 
selntion durch det Tegaten Andruin 295. Krieg zwischen dom Marke 
grafen von Monforrat und Galonzıo Visconti 24 —205.  Friedensvur- 
ittlung durch den Togatın 296. Allgemeiner Priodensvortrag zu 
togun 200-298. Karls IV. passive Haltung 298. Dom Kardinl- 

Iepaten Kgidins widerfihrene Krinkung 299. Seine Bitte um Kit- 
hobung: Nirhthowiligung dersolben, Usbertragung der Legation Sizliens 
zur Eutschädigung 200. 

VL. Kapitel Karls IV. Politik vom Frühjahr 1164 bis zum 
Antritt dos zwoiten Zuges nach Italion (April 1569) . 301-281 
Trostiose Finanzlage der Wittelsbacher in dor Mark Brandenburg 301 
bis 202. Karl IY. Almachungen mit deıt Narkgrafon von Brand 
hr und Meissen zu Piru 902805. Verlobung dos Markgrafen Otto 
fon Beamdonburg mit Hisabeih, Tochter Karls IY.; Horzog Rudolf von 
Osstereich bei Karl IV. in Bautzen 302. Karl überträgt ihm Ftre 
md Bellanc. Nous Fehde Radolfs mit dem Patriarchen 304. Wird 
eöffumg des Krieges gesen Herzog Rudolf von Seiten der nirder- 
Ynirischen Ierzoge; Bonduls des Patriarchen mit Francesco da Carrera 
wegen Herzg Rudolf: Sendung des Bischofs von Ascoli durch Urban V. 
hehufs Friedensstfung; Wafenstülstand der Herzoge von Baieru 
Herzog Rudolf 905. Besuch des Königs von Cpperu bei Karl IV 
Prag 306. Zusummenkunft. des Kaisers, der Konige von Polen, Ungarı 
und Crpern zu Krakau und Verhandlungen über den Krenzsussplan des 
etztoren 307, Karl IV. nimmt die Pfandhnldigung der Lausitz ent- 
gegen 208. Schfedsspruch Karls IV. iu dem Streits des Erzbischofs 
Kuno von Trier mit der Stadt Trier 808-810. Erfolge des Patriarchen 
ind Francesco dn Carrara's im Kriege gegen Horzag Rudolf 110— 311. 
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Karla beubeichtigte Rei unch Arion: Gründe derselben BEI—81%. 
Krieg zwischen Florenz und Pisa 312-918. Die bison Gesellschaften 
in Italien, Bemühungen Urbens V. um Bildung einer Liga der italie- 
nischen Mächte gegen dieselben 11:— 015. Fxemtion der Grafschaft 
Saroyen aus dem Verband mit dem Arclat 815. Tod Philipps, Herzogs 
und Grafen von Burgund; Bolehnang des Herzeas Philipp ron Tonrs 
durch Kerl IV. zu Nürnberg mit der Grafschaft Burgund 316. Aon- 
derung dor Haltung Karls IV- 317.  Karle IV. Zusammenkunft mit dom 
Dauphin zu Mouzon 818. Tod Konig Johanns vom Frankreich 313. Kut- 
scheidung des Streites um die Grafschaft Bargund durch König Karl V. 
819. Karl IV. Raise nach Ariguon ; Ernennung des Grafon von Savoren 
zum Genoralrikar ; widersprechende Verleihungen au den Erzbischof von 
Yesungon und Hugo ron Chalon 819—890. Ueberspannte Forderungen 
König Karls V. von Frankreich und Dauphins von Yienne 921. Be- 
grüssung Kark IV. durch die Kardinälo in Pont de Sorgues; sein Ei 

ritt im Arigon 522. Karls IY. Verhandlungen mit Uman Y. zu 
Avignon ; er setzt das Verbot der Vermählung Herzog Albrechts ron 
Oesterreich mit der Nichts des Königs von Ungarn durch 12: 
handlung über die Rückverlogung des päpstlichen Stuhles mach Rom 
und die Befreiung Italiens ron den bösen Gesellschaften 124—125, 
her die Wiedoreinsetzung dos Bernabö Visconti in das Reichsrik 
126. Karl IV, setzt die Emenmang des jeweiligen Prager Eribischofs 
zum ständigen Legaten durch 326537. Karls Krönung zu Arlıs 337. 
Seine Rückreise ron Arienon. Einfall der Bande des Krzpriesters ins Elsass, 
Vertreibung derselben durch das rom Kaiser geführte Roichrhosr $28— 820. 
Der Kreuzzug des Königs vom Cypen 860. Tod Horzmg Rudolls von 
Oesterreich. Karl vernichtet das Böndnis und die Eibverbrüderung der 
Habsbarger mit den ungarischen Anjov's 391288; Erhvorhrüdoring und 
Bündnis der Lunemburger und Habsburger: Erontualbelehnungen 894 bis 
886, Verlobung Wenzels mit Rlisabeth, Nichte des Königs von Ungern 286. 
Urlans Y. forizesetzte Bemtlungen um das Zustandekommen einer tl 
nischen Liga gegen die Soldtanden, Weigerung der meisten tuncischen Städte, 
besonders der Kiorentiner 586—337. Des Papstes Acrger über Florenz. 
Sendung Bocsceio's mach Avignon 388-089. Erfolelosigkeit der von 
den päpstlichen Nuntion einberufonen Vorsammlung zu Sion 129—840. 
Genua im Kampfe mit den durch die Visconti mterstätzten Markgrafen 
von Carroto, den Doris, Spinola u. n. 840. Urkans V. Einmischung 
340-841. Urhans Strafbullo gegen die bösen Gesollschaften im Ita- 
Yen 841-049. Sendung des Bischofs Polor van Lissabon an Karl IV. 
und des Bischofs Lamprecht von Speler am den Papst, Dieser dringt 
auf eifrigere Botreibung des Zuges gegen die bösen Gesellschaften 
844-545. Wiederaufnahme dor Vorbandlungen über Errichtung oinor 
Tga in Floremm 945646. Mer Frankfurter Reichstag 346, Bo- 
schluss desselben, Ueberbringung an den Papst 347. Emenmung des 


Vor- 


Daun, GOOgle 


Seite 


ITY OF WISCONSIN 


jeweiligen päpstichen Kämmerers zum ständigen Appellationsrichter in 
Provence und Forcalquier durch Karl IV; Widerruf des dem Grafen 
von Sarayen verlichenen Reichsvikariaien 947. Abschluss einer Lige 
gegen künftige böss Gesellschaften in Italien, Ausnahme der vier grössten 
Gesellschaften 348. Treiben der letzteren seit dum Frieden zwischen 
Florenz und Pisa 148-250, Bewilligung inos oinjährigen Zohnten Für 
ie Heertahrt naeh Kalen von Seiten Urbaas V. Eöl. Desseiben Bitte 
um Beschleunigung der Heerlahrt an Karl IV.: Sendung des Nuntius 
Bertrand da Masello 359. Ernennung der Herzogs Wenzel von Laxom- 
turg zum Reichswiker 156. König Karls V. von Frankreich Versiel- 
lungen gegen die Rückverlegung des päpstlichen Stahles nach Rom 354. 
Petrarea's Ermahnungen zur Rückkehr nach Rom 554—855. Urbans V. 
Bomfahrt 385-456. Verfassungsinderumgen in Rom 456-857. 
Urban im Viterbo 857 —858. Wachsende Verstimmung zwischen Ber- 
nabs und den ehemaligen Verbündeten der Kirche seit 1864: Plan 
ner neuen Lira sogen Bemabb 258-060. Verschimmerung der 
Boriehungen Bermabö's zum Papste sei 1366; Brandschatzung von 
Provinzen der römischen Kirche durch die Soldbande Ambrosio Visconti's 
860-861. Abschluss der Liga zwischen dern Papst, den Este, Corrara 
und Gonsapı 361 D68. Weigerung der Plorentiser, ela Bündais 
gegen Bernabb einzugehen 362. Bündnis der Kirche mit Siena und 
Perugia 568. Tod des Kardinallegaten Eridius 865. Seine letzten 
Erfolge 964. Soin Gewtshuch 855. Aufstand in Viterbo 265866. 
Sieg des Gomez d’Alborez über Ale Sollbande des Ambrosio Yisconti 
266. Einzug Urbans V. in Kom 866-867. Widerstand der deutschen 
Geistlichkeit gegen die Emtrichtung des Zahnten 267. Sendung des 
Propstes Peter von Nimes nach Deutschland und a Karl IV- 808309. 
Auflösung der Ligs mittel- und söditalienischer Mächte gegen die bösen 
Gesellschaften 870. Bernabb’s Rüstungen 971. Königs Ludwigs von 
Ungern Verstimmung gegen die Uerznge von Oesterreich, sein Bündnis 
‚mit den Horzogen Stefan und Albrecht von Baiemı 571— 078. Des Kaisers, 
Verhältnis zu Erzbischof Gerlach von Mainz 373-374. Abneigung der Kız- 
bischöfe von Mainz und Trier goren die Theilmhme an der Reichs- 
deerfahrt mach Italien 474. Kurs IV. Ermerbung der Markgrafschait 
Tausite 874875. Hoftag zu Frankfurt, Aufrichtung eines Landfriedens a 
itterhein und in der Welterau durch Karl IV. 975877. Ablehnung der 
Tueilnshune an der Reichshoerfahrt von Seiten einiger Reichnstädte 
Urbans Y. Vorgehen gogen Boruabd wogen Bruches des Friedens von 
Bologna 879. Eimenmung des Kardinalbischofs Anglic von Albano zum 
Generalvikar in den Provinzen der Kirche; Abberufung dos Kardinal- 
Negaten Andruin 379— 380. Zusage der Thellnahme an der Redchsheerfahrt 
von Seite Horzog Alhrechts III. von Oesterreich 880. Landfriulens- 
böndnis Karls IV. mit den fränkischen Reichsstidton; Antritt ar Hesr- 
fahrt nach Italion 381. 
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ERSTES KAPITEL. 


Die Verfassung der böhmischen Kronländer um die Mitte des 
14. Jahrhunderts. 


Von dem allgemeinen Entwicklungsgang, der in den Staaten 
Europa’s die Macht der Grossgrundbesitzer auf Kosten der landes- 
herrlichen Zentralgewalt so bedentend hatte anwachsen lassen, war 
auch das böhmische Königtum nicht verschont gehliehen. Besonders 
waren die realen Machtmittel desselben unter der Regierung des 
leichtsinnigen Königs Johann sehr zusummengeschmolzen. Allerdings 
hatte sein staatskluger Sohn Karl in den Jahren 1334 und , 
als er in der Eigenschaft eines Landeshauptmanns zum erstenmal die 
oberste Verwaltung Böhmens führte, eine Reihe der wichtigsten könig- 
lichen Burgen und Städte eingelöst, aber durch neue Verpfändungen 
und Veräusserungen war doch wieder recht viel abhanden gekommen, ') 
so dass die Binkünfte aus den übrig gebliebenen Krengütern zur 
Aufreehthaltung des königlichen Ansehens unzureichend erschienen. 
Mit solchen Verpfündungen erkaufte der König die Freundschaft der 
mächtigen „Barone“ oder „Herren“, welche über allodialen Gross- 
grundbesitz geboten und in politischer wie sozialer Beziehung den 
bedeutendsten Einfluss ausübten. 

Eine fest abgeschlossene Gesellschaftsklasse bildeten die Barone 
‚oder Herren noch nicht. Durch die Unterschiede, welche die böh- 


') Vol. meinen Aufsatz über die Maiostas Karolin (Zeitschrift der Sarignystiftung 
Für Rechtsgeschichte, germ. Alt. IN, 65 1. 
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mischen Rechtsbücher zwischen Herren und Wladyken machen, darf 
man sich nicht täuschen lassen. Das sog. Rosenberger Buch und 
der Ordo judieii terre sind offenbar von den Beamten und Schöffen 
des grossen Landgerichts, also ven den mächtigsten Adeligen, 
welche gerade den Anspruch auf Superiorität ihrer Geschlechter er- 
hoben, beeinflusst, und auch die Majestas Karolina kommt den An- 
sprüchen der letzteren so viel als möglich entgegen, so weit dieselben 
den Interessen des Königtums nicht zuwiderliefen. Diese böhmischen 
Rechtsbücher der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts sind gleich den 
deutschen des 13. Jahrhunderts bestrebt, an die Stelle der noch in 
wirrem Fluss befindlichen Standesverhältnisse scharfe doktrinäre 
Standesuntersehiede zu setzen, überholen aber dadurch die Entwiek- 
lung des wirklichen Lebens, deren Niederschlag wir in den Urkunden 
finden. Gegen eine strenge Scheidung zwischen Geschlechtern eines 
hohen und niedern Adels sprechen vor allem die Urkunden aus der 
ganzen ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts, in denen Angehörige der 
angesehensten und reichsten Adelsgeschlechter ebenso einfach durch 
Vorname, „de und den Namen eines Gutes, meist Stammgutes, be- 
zeichnet werden, wie Angehörige wenig vermögender und obskurer 
Geschlechter. Unterschiedslos wird ferner von allen Adeligen das 
Prädikat „nobilis* gebraucht. Was den Titel „dominus* (tschechisch 
pän) betrifft, der in der nachhusitischen Zeit den Mitgliedern des 
Herrenstandes allein gebührt, so erhalten denselben um die in Rede 
stehende Zeit sogar auch ritterliche Dienstmannen adeliger Herren, ') 
er bildet also ebensowenig ein unterscheidendes Merkmal der mäch- 
tigsten Adelsgeschlechter. Die Bezeichnung „barones* endlich steht 
in Mandaten der böhmischen Könige regelmässig zwischen den auf 
gezählten höheren Beamtenkategorien. Eine trefende Analogie zum 
böhmischen Adel bietet in dieser Hinsicht die polnische „Schlachta“. 
Auch in Polen hiessen „barones“ ursprünglich nicht sämmtliche An- 
gehörige gewisser bevorzugter Adelsgeschlechter, sondern die im je- 
weiligen Besitz der obersten Aemter befindlichen Adeligen. Die breite 
Grundlage, aus der die (Geschlechter der böhmischen „barones*, d. i. 
des späteren Herrenstandes, sich bereits auszusondern und abzu- 
schliessen begonnen hatten, war der Adel überhaupt, der Stand der 


') Velen B. Rog. Bob ot Morarine HL, m. 729 u viele andere, 
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ritterlichen Freien oder sogenannten Wladyken. Das Mittel, wodurch 
die Erhebung einer Anzahl Adelsgeschlechter über die andern ihnen 
ursprünglich gleichen ermöglicht wurde, bestand in öfterer, nur selten 
erblicher, Bekleidung der obersten königlichen Hof- und Landesämter, 
ferner des Amtes der sog. Landeskmeten oder Landesschöffen und des 
der Propavzen oder Kreisschöffen durch Angehörige eben jener Üe- 
schlechter, die auch sonst durch grösseren Besitz über die anderen 
hervorragten, 

Zu diesen bevorzugten Geschlechtern gehörten um die Mitte des 
14. Jahrhunderts in Böhmen besonders die von Rosenberg, Neuhaus, 
Landstein, Lichtenburg, Lipa, Berka von Duba (Douba), Nachod, 
Schleb, Wartenberg, Michelsberg, Zwirschetitz, Waldstein, Hasenburg, 
Sternberg, Duba (an der Sazawa), Strakonitz. Wilhartitz, Lutitz, 
Krasikow (oder Schwanberg), Riesenburg u. a. m., in Mähren die 
von Krawarsch, Sternberg, Zimburg, Kunstadt, Boskowitz, Lomnitz 
(oder Mezerschitsch), Landstein, Neuhaus, Lichtenburg, Lipa, Lele- 
kowitz, Zbran u. a. Vom einstigen umfassenden Sippererband 
zwischen den Adelsgeschlechtern gleicher Abstammung war fast nichts 
mehr vorhanden: kein gemeinsamer Sippename und kein ungetheilter 
Sippebesitz, oft war mit dem Austritt aus der einstigen Güter- 
gemeinschaft sogar das Wappen geändert worden. Die noch be- 
stehenden Gütergemeinschaften beschränkten sich meist auf engere 
Verwandtenkreise oder sie waren vertragsmässig begründet. 

Von den böhmischen und mährischen Adeligen hatten nur wenige 
dem König Gitter zu Lehen aufgetragen, nämlich die Herren von 
Landstein ihre Burgen Wittingan, Lomnitz und Gratzen (die aber 
nach dem Tode König Johanns wieder Allode werden sollten), die 
Herren von Michelsberg Weleschin, die von Hasenburg Waldeck, 
Eilau und Knin, die von Schleb Podiebrad, die von Lichtenburg 
Vöttau und Zornstein, die von Sternberg Aussee, die Berka von Duba 
Hohenstein (bei Rathen), endlich die Herren von Riesenburg (hei 
Ossegg) alle ihre Güter (darunter Luditz, Buchau u. a.). Ausserdem 
‚gab es noch einige im nördlichen Böhmen hagüterte Adalsgeschlechter, 
die zumeist aus dem Meissnischen, dem Osterlande oder den Landen 
Budissin und Görlitz stammten und ihre böhmischen Besitzungen 
zumeist vom König zu Lehen trugen, s0 7. B. die von Schönbung 
die Burgen Birsenstein (Pürstein), Egerberg, Hassenstein und Bresnitz, 
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die von Bergau Bilin, Alt- und Neu-Seeberg, Petschau, die von 
Biberstein die Burg Friedland, die Burggrafen von Donin (Dohna) 
Grafenstein und Ostritz bei Zittan und Burg Donin (bei Pima), die 
von Torgau Arnau und Gradlitz, die von Glubos Burg Karpenstein 
und Stadt Landeck (im Glatzisehen), nach deren Erlöschen diese 
Herrschaft von König Karl IV. seinem Bruder, dem Markgrafen 
Johann von Mähren, zu Lehen gereicht wurde (1354). In Mähren 
besassen die ihrer Herkunft nach steirischen Herren von Liechtenstein 
ansser ihrem Allod Nikolsburg die Maidburg und den Markt Tracht 
als königliches Lehen. ) Durch diese Lehensaufträge von Burgen 
erlangte der König das Recht auf besondern vassalitischen Heerdienst 
des Lehensträgers und das Benützungsrecht der aufgetragenen Burgen 
zu militärischen Zwecken. Ueberdies gab es besonders in den Land- 
schaften von Elhogen, Trautenau und Glatz noch viele kleinere Lehen, 
welche deutsche Ritter alsMannen (feodales) des Königs innehatte. Selbst 
im Egerlande hatten sich bereits etliche Reichslehensträger, um dem 
mächtigen Pfandhermm, dem Bölmenkönig, gefällig zu sein, in Mannen 
‚oder Vassallen desselben verwandelt. Ritterliche Dienstmannen, meist 
Deutsche, besassen ausser dem König auch der Markgraf von Mähren, 
der Bischof von Olmütz,?) der Propst von Wyschehrad, einige Acbte 
und Barone; für die ihnen überlassenen Lehen waren auch sie zum 
Heerdienst zu Ross verpflichtet. Tiefer standen die weit zahlreicheren 
niederen Ritterslente (servitores oder elientes, sinebnieones, naprabones) 
des Königs, der Barone und Prälaten, die ihnen entweder ritterliche 
Hofdienste oder Heerdienste zu leisten hatten, oft auch die ständige 
Besatzung der Burgen und festen Plätze bildeten, wofür sie mit 
Dienstgütern, mitunter aueh schon mit Lohengütern nach deutscher 
Art, ausgestattet waren. 

Der Einfluss der die hohen Aemter bekleidenden Barone war 
vor allem tonangebend auf den vom böhmischen König oder dem 
mährischen Markgrafen zur Beschlussfassung über allgemeine Landes- 
angelegenheiten einberufenen oder „gebotenen“ Landtagen, während. 
.h die übrigen gleichfalls zum Erscheinen berechtigten Wladyken, 
die Prälaten und die Boten der königlichen, bezw. markgräflichen 


Alle diese Lehonsurkumden finden sich in Togesta Dohemiae et Morariae, vi. 
Emler, Pors II. et IY., Pragae 1884-1886. 
2) Die Olmützer Dienktmannen besnssen seit 1251 Magdeburger Dimstmannenrscht: 


(iredek, Codex kuris Bol, 1, 124). 
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Städte, nur geringer Geltung erfreuten. Ferner befand sich in den 
Händen der Barone der bedeutendste Theil der Landesverwaltung, 
besonders der Justizpflege. Sehr umfassend war die Kompetenz des 
grossen böhmischen Landgerichts, welches, aus deu ordentlichen Land- 
tagen erwacheen, auf der Prager Burg unter dem Vorsitz des Oberst- 
landrichters jährlich viermal, meist an den Fronfasten, gehegt wurde; 
als „Kmeten*, d. i. als Urtheiler oder Schöffen, fungirten bei dem- 
selben Adelige aus den verschiedensten Landestheilen. Aus den 
Rechtsbüchern, welche die Landesschöffen schlechthin als „barones, 
päni“ bezeichnen. darf man nicht schliessen, dass dieses Ant schon 
damals so wenigen Geschlechtern zugänglich war, wie später im 
15. Jahrhundert; vielmehr ergibt die Durchsicht: der Kegesta Bo- 
hemiae et Moraviae, dass während des Zeitraums von 1310—1355 
in Böhmen Angehörige von ungeführ 60, in Mähren sogar von etwa 
80 Adelsgeschlechtern das Amt der „kmetones sive senlores terro* 
bekleidet haben. Auch dieser Umstand b dass eine strenge 
Scheidung zwischen Geschlechtern des Herrenstandes einerseits, des 
Wladykenstandes andererseits, wie sie Pulucky !) schon für den An- 
fang des 14. Jahrhunderts gibt, noch nicht existirt hat. 

Die Gerichtsgewalt des grossen Landgerichts z 
sich unmittelbar auf alle freien Landesbewohner, die in keinem 
Lehensverhältnis standen, mittelbar auch auf die Zinsleute der 
Grundherren.*) Das grosse Landgericht richtete über alle Klagen 
um freien Grundbesitz, ferner über peinliche Klagen und Klagen 
um Schuld, sobald dieselbe zehn Mark Groschen weniger ein Loth 
(4. i. Yıs Mark oder 4 Groschen) überstieg. ) Ferner gehörten 
vor dus Landgericht alle Rechtssachen, deren Entscheidung von den 
grundherrlichen Hofgerichten verweigert oder verzögert wurde. Nur 
die königlichen Städte Böhmens, sowie die markgrüflichen Städte 


3) Geschichte von Böhmen I, 2, 7 f. 
#) Vobor Verfassung und Verfahnu dis P 
terre Boomie (Codex juris Bohemic, od. I. di 
®) Auf Grundlage des durchschnitt 
Minzon Ist sich der Werth oinar schweren Mark. 
Zeit in runder Zahl auf etnm 20 jetzige Reichsmark, der Werth des Hohmischen Gruschens 
auf 0,46 Hm. schätzen (vel. Friedenshurg, Sc im Mittelalter im 
Codex dipl. Silesine, NM. Be, Biuslau 199%, Seite 51 und 
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Mährens besassen Privilegien, kraft deren selbst die ausserhalb des 
Weichbildes gelegenen Güter ihrer Bürger von der Kompetenz des 
Landesgerichts eximirt und ausschliesslich dem betreffenden Stadt- 
gericht unterworfen waren. Ebenso gehörten vor die Stadtgerichte 
alle Klagen von Bürgern königlicher Städte gegen Adelige wegen 
Geldschuld unter fünf Mark; um grössere Summen bis zehn Mark 
musste bei dem sog. kleinen Landgericht zu Prag, bezw. bei den 
Kreisgerichten oder Kreiszuden geklagt werden. Mit dem Landgericht 
verbunden war die der Aufsicht des Öberstlandkämmerers unter- 
worfene Landtafel, in welche nicht blos die den freien Gross- und 
Kleingrundbesitz betreffenden Veränderungen und Rechtsgeschäfte, 
sondern auch alle übrigen gerichtlichen, namentlich prozessualen, Akte 
eingetragen wurden. Ganz dieselben judiziellen Befugnisse wie in 
Böhmen besassen die Barone auch in Mähren, wo es seit dem 
Jahre 1348 zwei Landgerichte und zwei Landtafeln gab, zu Ölmütz 
und Brünn; jedes Landgericht wurde zweimal jährlich gehegt; der 
Brünner Landtafel waren auf Befehl König Karl IV. im Jahre 1348 
behufs grösserer Konzentrirung des landrechtlichen Grundbuchwesens. 
die Tafeln der alten Kreisgerichte oder Zuden von Iglau, Znaim und 
Jannitz einverleibt worden, !) wie denn überhaupt damals von König 
Karl die noch sehr unvollkommenen mährischen Landtafeln nach dem 
Muster der schon ziemlich entwickelten böhmischen eingerichtet 
wurden. Ausser durch den Besitz der Landgerichte übten die Barone 
auch noch auf andere Weise dominirenden Einfluss auf die Justiz- 
verwaltung; zwei oder mehrere Barone bekleideten in den einzelnen 
Kreisen Böhmens und Mährens infolge königlicher Ernennung auch 
die Würde von Kreisschöffen oder Popravzen, als welchen ihnen, 
ähnlich wie den westfälischen Preischöffen, die Rüge oder Anklage, 
die Verhaftung, oder wenn diese nicht möglich war, die Vorfostung, 
sowie endlich die Aburtheilung aller schweren Verbrecher und aller 
Störer des öffentlichen Friedens oblag. 

"Während der Allod besitzende Adel Böhmens und Mährens dem 
Landgerichte zu Prag, bezw. denen in Olmätz oder Brünn unterstand, 
erstreckte sieh die Gerichtsgewalt des Königs und seiner Beamten, 
besonders des Hofrichters und des Unterkämmerers, auf die nach 


jex dipl. Meravine, tom. 8, p- ATI. 
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deutschem Recht (Lehenrecht für die Ritter und rittermässigen Leute, 
Erbpachtrecht für die Bauern) eingerichteten und von deutscher Be- 
völkerung bewohnten Bezirke von Eger, Elbogen, Zittau, Königstein, 
Pirna, !) Trautenau, (Königin-) Hof und Glatz, ferner auf alle könig- 
lichen Lehen, Burgen und Städte, Klöster und Juden. Letzteres gilt 
ganz ebenso von der Gerichtsbarkeit des Markgrafen von Mähren und 
seiner gleichnamigen Beamten. Die königlichen, bezw. markgräflichen 
Städte, die Güter der geistlichen Stifte und Klöster, sowie die der 
‚Juden galten als königliches, bezw. markgräfliches Kammergut und 
waren den Unterkämmerern, deren es je einen in Böhmen und Mähren 
gab, untergeordnet. Als königliches Kammergut konnten auch die 
Klöster und Städte vom König verpfändet werden; der verschwen- 
derische König Johann hat in seinen häufigen Geldverlegenheiten von 
diesem Recht nicht selten Gebrauch gemacht und keinen Anstand 
‚genommen, sogar Abteien und Propsteien an einzelne Barone zu ver- 
setzen. 2). 

Obgleich die Stellung der königlichen Städte sich innerhalb des 
letzten halben Jahrhunderts nicht wenig gehoben hatte, und dieselben 
sich kraft des in ihnen geltenden deutschen Rechts der Selbstver- 
waltung erfreuten, so war doch dem König und dem Unterkämmerer 
kein geringer Einfluss auf dieselben verblieben, zunächst auf die Bin- 
setzung der Mitglieder des Stadtrats, der Ratmannen, Schöffen oder 
Geschworenen, von denen die Hälfte jährlich abzutreten pflegte, 
worauf in der Altstadt Prag und in Brünn der König selbst oder 
‚ein königlicher Bevollmächtigter, in den übrigen königlichen Städten der 
Unterkämmerer aus der Zahl der ihm vom abtretenden Rate oder 
von eigens hiezu bestellten Wahlmännern vorgeschlagenen Bürger die 
neuen Ratmannen erwählte, Grösstentheils gehörten die letzteren 
den seit Gründung der königlichen Städte erbgesessenen deutschen 
Geschlechtern an, doch befanden sich auch schon Handwerker unter 
ihnen, namentlich in den Prager Städten, seltener in den Land- 
städten. ®) In den kleineren königlichen Städten stand noch immer 


') Pima aut der Burg Donin (jobt Dohne) berassen die Könige von Böhmen 
als Lohon vom Bistum Meissen (Hogesta Lich, ot Mor 

9) Vet. Reg. Bob. ci Mor. IV, u. 805 
&t Innocantli MI. p- 84. 

*) Vgl, Üelakovaky im Öasopis musen LI, 104. Doch ist us nicht richtig, die 
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der königliche Stadtrichter (im nordöstlichen Böhmen und nördlichen 
Mähren „Erbvoiggt* genannt) an der Spitze des Stadtratls, während 
es in einigen der grösseren Städte schon seit Anfang des 14. Jahr- 
hunderts gelungen war, den Stadtrichter durch einen genossenschaft- 
lichen Vorstand, den Schöffenmeister oder Bürgermeister, zu ver- 
drängen, dessen Amt von den Ratmannen der Keihe nach, in der 
Regel vier Wochen lang, bekleidet zu werden pflegte. Manche 
Städte, wie z. B. Leitmeritz, Kaaden, Pisek, Taus, Glatz, hatten 
ferner das Stadtrichteramt durch Kauf erworben, in welchem Falle 
die Geschworenen selbst den Stadtrichter einsetzten; wo dies der Ge- 
weinde nicht gelungen war, da hatten reiche Bürger das Stadtrichter- 
amt vom König erkauft und besassen es zu erblichem Eigenthum, 
oder der König hatte es ihnen gegen Entrichtung eines Jahrzinses 
verpaehtet. Die Befugnisse des Stadtrichters waren aber doch ziem- 
lieh beschränkt. Zwar hatte er nicht blos in Zivilsachen, sondern 
auch über peinliche Klagen zu richten, aber doch mit Aus- 
nahme aller dem Gerichte des Königs herkömmlich vorbehal- 
tenen Verbrechen, sowie jener Straf- und Zivilfälle, wo sich eine 
Partei an den König, bezw. seinen Beamten, den Unterkämmerer, 
wandte oder die Stadtrichter selbst wegen Rechtsweigerung oder 
Rochtsverzögerung anklagte. Gerade die schwersten Verbrechen waren. 
es, welche dem Gericht des Königs, bezw. des Unterkämmerers, vor- 
behalten zu sein pflegten, nämlich Hochverratl, Bruch des öffentlichen 
Friedens, Fehden der städtischen Geschlechter, Missbrauch der Amts- 
gewalt durch die städtischen Beamten, Münzfülschung, Beherbergung 
Geächteter, Totschlag, Raub, Notzucht, Ehebruch, Einbruch in Häuser 
(damals „Heimsuchung“ genannt), Diebstahl und Brandstiftung. Wenig- 
stens einmal im Jahr, wenn der Unterkämmerer der Ratsernenerung 
wegen die Städte bereisen musste, sass er dem gehegten Gerichte in 
den einzelnen Städten vor, auf welchem nicht nur jene schweren 
Verbrechen, sondern auch andere gewöhnliche Fälle abgeurtheilt 
wurden; doch war der Unterkämmerer an das Urtheil der Ratmannen 


Gewand 


Ier unter don Hanlworkern aufzuführen, dieso gehörten violmhe einer höher 
Schichte der Gesellschaft an, waren Kauf ver 
kaufs der Tuche einstrichen. Vgl. Schmoller, die Strassburger Tucher- und Weberzunft 
ud das deutsche Zunfiwosuu 8. 38 L, dl, 8, 100, 110, 
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ebenso gebunden, wie der Stadtrichter. Nur die Altstadt Prag, 
Kuttenberg, Brünn und die deutsche Reichspfandstadt Eger waren 
von der Gewalt des Unterkämmerers eximirt und standen direkt unter 
dem König, bezw. Markgrafen, als oberstem Richter. ') Im Vergleich 
zu den deutschen Reichsstädten war demnach die Selbstverwaltung 
der Städte Böhmens und Mährens eine beschränktere, und auch das 
Zunftwesen derselben war namentlich nach seiner socialpolitischen 
Seite hin noch nicht so weit entwickelt, wie in den Städten des 
deutschen Mutterlandes. Die Zünfte oder „Innungen*, auch „Zechen*, 
standen unter strenger Kontrole des Stadtrats, welcher die Zunft- 
meister („Zechenmeister* oder „geschworene Meister‘) ernannte und 
die Gewerbegerichtsbarkeit sich vorbehielt. Auf Betreiben so mancher 
Stadträte wurden die Zünfte wiederholt vom Landesherrn für aufg 
hoben erklärt.%). In jenen Städten, welche, mitten im Lande liegend, 
von tschechischen Dörfern rings umgehen waren, aus denen ein he- 
ständiger Zuzug in diese Städte stattfand, befand sich bereits eine 
stets anwachsende tschechische Handwerkerbevölkerung ,®) während 
in den Städten ohne anderssprachige Umgehung auch die unteren 
Bevölkerungsschichten vollständig deutsch waren. 

Mit Rücksicht auf die Herkunft des in ihnen geltenden Rechts 
gehörten die Städte Böhmens und Mährens theils dem norddeutschen 
(sächsisch-magdeburgischen), theils dem süddeutschen Rechtskreise 
an. Als die bedeutendsten Städte des Magdeburger Rechts galten 
Leitmeritz, (König-) Grätz und die kleinere Stadt Prag (jetzige Klein- 
seite) ; Leitmeritz, wo es ein eigenes Kolleg von sechs Schäffen neben 
dem Kolleg der Ratmannen gab, war der wichtigste Oberhof Magde- 
burger Rechts in Böhmen, von welchem fast alle Städte Böhmens, 
die überhaupt mit Magdeburger Recht bewidmet waren (wie z. B. 
Aussig, Brüx, Laun, Schlan, Kaudnitz, Nimburg, Jungbunzlau, Hohen- 
maut u. a,), Rechtsbelehrung holten, worunter auch das Rechtsuchen 
bei einem gescholtenen Urtheil verstanden wurde. Nach Leitmeritz 
wandte sich mitunter auch (König-) Grätz, obgleich es selbst für 


4) Vgl. Öulakovaky'e Aufsätze in der Zoitschrift Privaik (dor Jarist) von 1870. 
2) das regale montamorum 1. 1. x. 10. 8.10. (Codex a. I 
Cod. dipl. Morar. VI, 897; Kegesten des Kaisorreichs unter Karl IV. n. 60 
3) Hioröher handeln zwei bscherhisch goschriehene Aufsätae von Naly (Hahreshericht 
1887 des Gymnnsiume in Nenbydecher) uud Strmad (Parmitky archiologik” AIV,). 


uris. boh. 
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Leitomyschl, Chrudim und Glatz eine Art Oberhof bildete. In schwie- 
rigen Fällen holten die Schöffen von Leitmeritz Rechtsbelehrung bei 
den Magdeburger Schöffen selbst. Den Oberhof für alle Städte Magde- 
burger Rechts in Mähren (Neustadt, Schönberg, Littau, Prerau, Weiss- 
kirchen u. a.), wahrscheinlich auch für Freudenthal im Herzogtum 
Troppau, bildete das Schöffenkolleg von Olmütz, welchem 1351 mat 
Bitten König Karls IV. das gleichfalls auf Magdeburger Grundlage 
beruhende, schriftlich aufgezeichnete Breslauer Recht ertheilt wurde, 
unter der Bedingung, dass Olmütz nirgends anders als in Breslau 
Rechtsbelehrung suche. Ebendahin pflegte sich auch Troppau schon 
seit Anfang des 14. Jahrhunderts zu wenden, welches wieder den 
Oberhof für das mährische Braunsberg bildete. Dem süddeutschen 
Rechtskreise gehörten vor allem die Städte des Nürnberger Rechts 
an, welches seinerseits Einflüsse des Regensburger Rechts zeigt. Mit 
Nürnberger Recht war ohne Zweifel die Altstadt oder grössere Stadt 
Prag schon seit ihrer Einrichtung als deutsche Stadt unter König 
Wenzel I. bewidmet worden, ebenso Eger und wahrscheinlich die 
Städte des westlichen Böhmen. Nur von der Neustadt Prag, von 
Beraun, Pisek, Weisswasser und Wladislawitz (bei Beneschau) steht 
es fost, dass sie bereits damals das Recht der Prager Altstadt 
besassen. Mit Egerer Kecht waren bewidmet Wunsiedel, ') EI- 
bogen, Luditz u. a. Den österreichischen Stadtrechten verwandt 
waren die von Brünn, Iglau und Znaim. Brünn und Iglau besassen 
als Oberhöfe schon damals grosse Bedeutung. Von Brünn holten 
Rechtsbelehrung: Auspitz, Bisentz, Boskowitz, Budwitz, Bibenschitz, 
Gaya, Gewitsch, Heinrichs (Bytesch), Hradisch, Hullein, Klobouk, 
Kremsier, Kromau, Mönitz, Napajedl, Pohrlitz, Prossnitz, Ungarisch- 
Brod u. a. Iglau wurde als Oberhof gesucht von Kuttenberg, 
Tschaslau, Kolin, Chotieborsch, Potschatek, Eilau (jetzt Eule), Berg- 
reichenstein, Teltsch und Zuckmantel (im Herzogtum Troppau). Dem 
Iglauer Recht verwandt war das von Deutschbrod, sowie das von 
Leobschütz im Herzogtum Troppau; mit Leobschützer Recht waren 
bewidmet Kranowitz, Mezeritsch, Fulnek u. a, mit Znaimer Recht 
die Städte Jamnitz und Trebitsch. Die Geltung der verschiedenen 


’) Dies Stadt gehörte jodoch nicht zur Reichspfandschaft Eger, sondem lag schon 
ausserhalb des alten Pgorlandas. 
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Stadtrechte erstreckte sich überdies auf das platte Land, indem viele 
deutschrechtliche Dörfer in allen Gegenden Böhmens und Mährens 
mit dem Recht der nächsten Stadt bewidmet waren. !) 

Die Geldsteuern der königlichen, bezw. markgräflichen Städte 
und Klöster bildeten die Haupteinnahmsquellen der Landesherren. 
Diese Steuern waren theils ordentliche, theils ausserordentliche. Einen 
„ordentlichen“ ‚Jahreszins entrichteten jene königlichen, bezw. markt- 
gräflichen Städte, welche ursprünglich nach dem sog. „emphytheu- 
tischen Recht“ ausgesetzt worden waren. Die Prager Städte, Kutten- 
berg und Bränn, sowie die Pfandstadt Eger waren von Entrichtung 
eines ordentlichen Jahreszinses frei, weil sie nicht auf jene Weise 
entstanden waren, Auch den Bewohnern der Neustadt Prag scheinen 
schon bei der Gründung statt der blossen Erbpachtsrechte wirkliche 
Eigentumsrechte übertragen worden zu sein, wenigstens entrichtete 
die Neustadt keinen Jahreszins an den König. Wenn aber auch 
gerade die grössten Städte der beiden Länder keinen ordentlichen 
Jahreszins entrichteten, so mussten sie doch oft sehr bedeutende 
Summen als ausserordentliche Steuern aufbringen, und zwar nicht 
blos dann, wenn eine allgemeine Landessteuer, eine sog. „Berna* 
ausgeschrieben ward, sondern auch ohne solche Veranlassung, über- 
haupt bei allen, bekanntlich so häufigen, Finanznöten der Landes- 
herren. Die Summe, welche als ausserordentlich Steuer gezahlt wurde, 
war nicht immer gleich, sondern wurde von Fall zu Fall nach Ver- 
einbarung der Ratmannen mit dem König bestimmt; bald betrug sie 
nur einige hundert, bald einige tausend Schock Groschen®). Bei der 
Altstadt Prag nahm der König ferner oft sehr bedeutende Anlehen 
von einigen tausend Schock auf, wofür er ihr königliche Einkünfte, 
wie z. B. das Ungeld, d. i. die von den eingehenden Lebensmitteln 
und Waren erhobene Abgabe, verpfändete oder sie für einige Jahre 
von allen Steuern befreite. °). Von Kuttenberg erhielt der König 
den sehr bedeutenden wöchentlichen Bergzehnt, die sog. Urbur; die- 


') Vol. Hanöl, 6 vlivu prüra uömwcköbo y Öschich, a na Morarö (übor den Einfluss 
des deutschen Rechts in Nohmen und Mähren, Prag 1874); die dort nieht genannten 
Stadto sind aus Urkunden ergänzt: worden. 

9) Dar Wert Schock (d. h. 60) Groschen hetrug water Karl IV. oben 271, 
jetzige Reichsmark (vgl. Frivdeusburg a. a. 0. 

®) Tomek, Döjepis Prahy, 1, 985 £. Il, 
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selbe war unter König Johann wiederholt verpachtet; der Pachtzins 
betrug wöchentlich 350 Mark Silber.‘). Die Verpflichtung zur Zah- 
lung ausserordentlicher Steuern bestand natürlich auch für jene Städte, 
welche einen ordentlichen Jahreszins entrichteten; unter der Regierung 
König Johanng wurden wiederholt die ordentlichen und die Extra- 
steuern auf vier bis sechs Jahre von allen Städten vorausgefordert. 
Beide Arten von Steuern zahlten endlich auch die Judengemeinden 
sämmtlicher Städte, unter denen die in Prag und Brünn die bedeu- 
tendsten waren. Zu einer ungefähren Schätzung der aus den Städte- 
und Judensteuern resultirenden Geldeinnahmen reichen jedoch die 
vereinzelten Angaben der dürftigen Quellen keineswegs hin. *) 

Die bäuerliche Bevölkerung Böhmens und Mährens bestand aus 
drei Hauptklassen, aus nicht unerheblichen Resten von Freibauern, 
aus nach deutschem Rechte lebenden Erhpächtern®) (freien Erbzinsleuten) 
und aus nach böhmischem Rechte lebenden Zinsleuten (censuales), selten 
„kmetones“ genannt, und Untersassen (subsedes). Völlig freie tschechische 
Bauerngemeinden ohne deutsches Recht scheint es überhaupt nicht ge- 
geben zu haben, aber doch noch sehr viele einzelne freie Bauern, welche 
ihre Hofgüter zu Bigentum besassen, besonders im Innern des Landes, 
im Pilsner, Kourschiner, Tschaslauer, Witawer und Bechiner Kreise. ı) 
Nach deutschem Recht lebende freie Erbpächter auf Königsboden und 
‚grossentheils deutscher Nazionalität waren zunächst die Grenzbauern 


Y Sunıma Gerhardi ed, Tadra (Archiv f. Ost. 6. 69. Band, S. 340). 

3) Die erst aus den letzten Jahren K. Wenzels IV, stammenden Zins- und Berns- 
worzuichniase lassen sieh für die Mitt des 14. Jahrhundert: wicht mit geatgunder Sicher- 
heit wormorten. Dis Jahreselune dor Königlichen Städte Böhinas mit Einschluss di 
ädte der Königin betrugen damals 1560 Schock Groschen, die Berna demellen 
(wit Ausnahme droier k. Leibgedingstädte, von donon «io nicht: bekannt ist) 58741/, Schock, 
die Borna der königlichen Klöster Böhmens 5909 Schock Groschen (rel. Einlor in don 
Pomstky archeologicke WILL, 26 f.). 

9) Auf Zeit (5-18 Jahre) oder auf Lebenszuit werden war gauzo Dörfer meist 
sanmt der niedern Gerichtstarkeit an Landedelleute oder Bürger benachbarter Städte, 
werpuchlut, 

Dort haben sie sich in grösserer Zahl am längsten, bis in's 19. Jahrhundert 
hinsin, orhalten, wornus sich schliessen lässt, dass «io schon im 14. Jahrhundert dort am 

(rel. Terdy, prasmatische Geschichte der böhmischen Proisss 
Eiler, Bernarogister des Pilser Kreises (Abhandlungen der 1. dese) 
Band, Seite XIV.) 
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bei Tachau, Pfrauenberg und Taas, wohl auch die im sog. „künischen“ 
(künigischen) Wald von Neuern bis gegen Winterberg hin, welche die in 
militärischer Beziehung so wichtigen Grenzpässe und überhaupt die 
Grenze zu bewachen und daher viel im Walde zu patrouilliren hatten, 
weshalb sie den aus alter Zeit stammenden tschechischen Namen 
„Uhodove*, die Choden, d. i. (Grenz-) Begeher oder Grenzwächter, 
führten; drohte ein Krieg, so hatten sie die Waldpässe durch Ver- 
haue ungangbar zu machen. 1) 

Zahlreiche deutsche Städtchen mit überwiegend ackerbauender 
Bevölkerung und noch weit mehr deutsche Marktflecken und Dörfer 
waren durch Kolonisation besonders auf den Grundherrschaften des 
Königs, der Königin und des Markgrafen, des Prager Erabischof, 
des Olmützer Bischofs, der böhmischen Stifte Wyschehrad, Ossegg, 
Topl, Kladrau, Plass, Chotieschau, Hohenfurt, Goldenkron, Seclau, 
Frauenthal, Wilemov, Brschevnov, Doxan und der mährischen 
Stifte Hradisch (bei Olmütz), Welehrad, Trebitsch, Bruck und Saar, 
sowie auf den Grundherrschaften der geistlichen Ritterorden und 
vieler weltlicher Herren Böhmens und Mährens entstanden, Aber 
auch tschechische Marktflecken und Dörfer im Innern der beiden 
Länder waren bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts vom König und 
den Grundherren dureh die Ertheilung des sog. ‚emphytheutischen*, 
„deutschen“ oder „Burgrechts*, d. h. gegen Zins verliehener, ver- 
erblicher und veräusserlicher Nutzungsrechte an ihren Hofgütern, 
nach dem Vorbilde der deutschen Dorfanlagen in wirtschaftlicher und 
rechtlicher Beziehung umgestaltet worden. ®) In wirtschaftlicher Be- 
ziehung unterschieden sich die von den deutschen Kolonisten ge- 
schaffenen, meist lichen Dorfanlagen mit gerader Dorfstrasse durch 
die Eintheilung der Dorffeldmark von der grossen Masse der slavist 
Dörfer (sowohl der fücherförmigen Rundlinge, als der geraden strassen- 


Y Vel. Pangerl, die Choden zu Taus und Pfraumborg (Mi 
Geschichte der Deutschen in Böhmen, Juhrgang XIH, 144 £, x 

2) Unter dem »cmphytheutischen Hecht der Urkunden dieser Zeit Ist-nicht ganz 
strenge die römische Emphythouse, welche weniger als Eigenthum, aber mchr als Pacht 
ist, un vorstehen, vielmehr werden mit diesom Namen in Höhmen, Mihron und Schlasen 
gmız allgemein die 0 yerschicilenartägen vortengsmdssigen Gostaltungen des deutschrecht- 
lichen orblichen Nutzungsrochtes an Bauerngütern bezeich der Gleich“ 
us Hhootonirale« in violon Urkunden er 
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förmigen Dörfer) mit ihren höchst unregelmässig eingetheilten ge- 
mengelagigen Dorffluren. Die Flur der in gebirgigen Waldgegenden 
zuerst von deutschen Kolonisten, später auch yon tschechischen Bauern 
nach deutschem Muster angelegten Dörfer ist nämlich in grosse 
Waldhufen getheilt, die in Böhmen und Mähren keinen besonderen 
Namen führten, in Schlesien aber „fränkische Hufen“ hiessen. Wäh- 
rend bei den deutschen Waldhufendörfern die Hufenstreifen ziernlich 
rechtwinklig auf einen Bach stossen, in dessen Richtung sich die 
lange Dorfstrasse mit den Gehöften hinzieht, finden sich in zahl- 
reichen Fällen Waldhufen fächerförmig an alte tschechische Rundlings- 
dörfer angeschlossen, welche eigenthümliche Umwandlung nur zur 
Zeit der deutschen Kolonisation geschehen sein kann. !). Im Gegen- 
satze zu den Waldhufendörfern zeigt die Flur der in der Nähe der 
Berge auf leichter kultivirbarem Land gleichfalls durch deutsche 
Kolonisten besiedelten Dörfer jene schmälere und regelmässigere 
Hufenform, die in Schlesien die „fämische* Hufe heisst, Ge- 
meinsam war jedoeh beiden Dorfflurarten, dass jedes Banerngut 
seinen Besitz. in einem langen Streifen geschlossen erhalten hatte, 
der von der Hofstätte bis an die Grenze der Flur reichte. Sehr 
oft erhielten die slavischen Dörfer gleich bei der Beschenkung 
mit dem deutschen Recht die deutsche Hufenvorfassung mit sog, 
Gewamneintheilung. Der Zweck dieser Umwandlung der Dorffluren 
war, jedem Hüfner gleich hohe und bestimmt geordnete Zinsungen 
und Dienste aufzuerlegen. Nach der Bodengüte wurde die Dorf- 
Aur in grosse viereckige Gewanne von in sich gleicher Beschaffen- 
heit getheilt, in deren jedem jede Hufe (aneus, mansus) unter An- 
wendung des Looses ihren verhältnismässigen Antheil in einem Streifen 
von ungefähr gleicher Grösse und Güte erhielt. Durch solche kunst- 
gerechte Gewanneintheilung ward es den Grundherren möglich, die 
Disher mur überschlägig veranlagten Bauerngründe auf eine bestimmte 
Anzahl von Morgen zu reduziren und aus dem überschiessenden 
Lande, der sog. „Ueberschar* (superexerescentia) neue Hufen zu 
bilden. Aber keine blosse Finanzspekulation der Grimdherren war 


') Viele solcher Dorffeldmarken Anden sich auf der Linie von Palitz über Nachod 
naclı Salnitz. Vet. Meitzen, Urkunden schlesischer Dörfer (Codex di iae IV. S. 28) 
Einige Beispiele aus Sodböhmen gibt Peicker in der tschechischen Zei 
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diese zwangsweise Einrichtung von Gewannhufen, vielmehr bedentete 
diese den Slaven fremde kunstgerechte Ackereintheilung in Gewanne 
auch einen entschiedenen Fortschritt in Bezug auf die Landesmelio- 
ration überhaupt. 9). 

Was ferner die rechtliche Folge der Kolonisation weiter Grenz- 
strecken Böhmens und Mührens durch deutsche Bauern betrifft, «0 
bestand dieselbe hauptsächlich in dem epochemachenden Uebergang 
von der alten grundherrlichen Gebundenheit zur freien Pacht. Die 
gewaltigen Dimensionen, welche das Eindringen der freien Pachtver- 
hältnisse in Böhmen und Mähren annahm, erklären sich aus der 
wirtschaftlichen Bedeutung derselben. Der Uebergang lag nicht bloss 
im Interesse der Bauern, welchen sie ausser der Befroiung aus grund- 
höriger Gebundenheit noch die Möglichkeit anspomender Individu 
wirtschaft brachte, sondern auch im Interesse der Grundherren, Diese 
mussten wahrnehmen, dass in den deutschen Nachbarländern infolge 
rationelleren Ackerbaubetriebs und durch Einführung freier Pachtver- 
hälfnisse auch die (rundrente hedentend gestiegen war, während der 
in früheren Jahrhunderten festgesetzte Grundzins ihrer einheimischen 
Bauern durch die steigende Geldentwertung sehr geringfügig geworden 
war, Die freie Pacht hatte dagegen in den deutschen Nachbarländern 
eine dem Wachsen der Grundrente parallel laufende Steigerung des 
Pachtzinses ermöglicht, Eben deshalb führten auch die böhmisch- 
mährischen Grundherren auf ihren Gütern die freie Pacht ein, indem 
sie entweder deutsche Bauern als freie Pächter ansetzten oder ihre 
bisherigen Baueru böhmischen Rechts in deutschrechtliche Erbpächter 
verwandelten. Aufs deutlichste ist diese Absicht der Grundherren, 
durch Einführung der freien Pacht den Ertrag ihrer Grundrenten zu 
steigern, ausgesprochen in den Lokationsurkunden, deren stereotzpe 
Redewendungen darauf hindeuten, dass „locare* in wirtschaftlicher 
Bezichung als gleichbedeutend galt mit: „ad uberiores fructus ro- 
formare“ oder „conditionem status sui meliorare*.%) Der Kaufpreis, 


9) Vel. Meitzen, die Ausbreitung der Deutschen un ihre Mesillıng der Slasen- 
eebiete (Jahrbacher Mr Nationalökonomie uud Statik, 32. Band) wu. Landwirtschatt 
1. Theil im Handtuch der politischen Oekonomie, her. ron Schönberg Il, 171 f. 

>) Oder es wird gesagt, dass der Zins durch die Verpachtung »msior und eertiore 
werde, während er früher sincertun gewesen sel (iog. Hal, ot Mor. III. n. 840 und 
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um den die Erbpachtshufen von den Grundherren an die Bauern über- 
lassen wurden, bestand in einer einmaligen Geldleistung von 2 bis 8 
Schock Groschen für die Hufe, der sog. „Anleit‘, und in jährlichen 
Geldahgaben. Das emphytheutische oder deutsche Recht heisst des- 
halb in den Urkunden nicht selten „Kaufrecht“ oder tschechisch 
„podaezie“ (nämlich präyo). Aber mur in seltenen Fällen waren die 
deutschrechtlichen Erbpächter von allen sonstigen Leistungen an den 
Grundherren befreit, vielmehr pflegten dieselben in der Regel auch 
m Naturalleistungen an den Grundherrn und zu Prondiensten (Roboten) 
für den landwirtschaftlichen Betrieb seiner Güter verpflichtet zu sein ; 
immer aber galten die Geldzinse als die Hauptsache, während die 
Naturalleistungen und Frondienste zusammen oder erstere allein als 
„‚minuta“ (servitia) bezeichnet zu werden pflegen. Dieser auf den 
Bauerngütern deutschen Rechts haftenden Reallasten wegen waren 
dieselben zwar oft untheilbar, was in einer Zeit reger Kolonisations- 
thätigkeit, wo auch die Iserausgehenden Söhne selbständige Höfe er- 
werben konnten, keine so schlimmen Folgen hatte; doch wird die 
Untheilbarkeit in den Lokationsurkunden nirgends als Grundsatz aus- 
‚gesprochen, und mitunter galten auch in den deutschrechtlichen Bauern- 
dörfern sogar entgegengesetzte Grundsätze, welche die gleiche Erb- 
berechtigung der Sohne und Töchter aussprachen und die ausdrück- 
liche Bestätigung des Grundherrn erhielten. Solche weit vorge- 
schrittene Grundsätze können nur aus dem deutschen Stadtrecht 
tezipirt worden sein. ?) 

Die Geldzinse der deutschrechtlichen Erbpächter, die meist ent- 
weder zu Georgi und Galli oder zu Mariä Lichtmess und Johann dem 
Tänfer oder zu ‚Johannis und Martini entrichtet zu werden pflegten, 
waren im allgemeinen kleiner bei den auf Rottland angelegten 
Hufen oder Lahnen (von 4 Groschen angefangen bis zu einer halben 
Mark), grösser (bis zu 2 Mark) bei den auf schon vorhandenem Kultur- 
land zugemessenen Lahnen, Verhältnissmässig am grössten war der 
Geldzins der Erbpächter in der Nähe Prags, wo die Verwerthungs- 
möglichkeit der landwärtschaftlichen Erzeugnisse am günstigsten war, 


865). Konkrote Beispiele sahr hodautondor Steigerung des Geldzinses infalge Einführung 
freier Pacht Anden sich 1. c. u. 1089 und 191: 
') Rog. Boh, ot Mor. II, m. 1217. 
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Namentlich in den tschechischen Dörfern, die in deutschrechtliche 
verwandelt worden waren, gab es ausser den eigentlichen Bauern auch 
noch sog. Häusler oder Untersassen (gazales oder subsides) und 
Gärtner (ortulani), mitunter auf Neubruch angesessen; dieselben be- 
sassen kein eigentliches Bauerngut, sondern nur eine Stelle (area) und 
meist nur %, bis 10 Joch, selten mehr, wofür sie einen Jahrzins 
von 10 Hellern 1) bis 16 Groschen, selten darüber entrichteten. Wie 
die Gärtner und Häusler besassen auch die vormals meist hörigen, 
aber durch die Bewidmung mit deutschem Recht aus der Hörigkeit 
entlassenen Dienstleute und Handwerker der Grundherren (Heger, 
Müller, Wirte, Bader u. a.) kleine Grundstücke und entrichteten 
dafür Geldzinse, und zwar besonders hohe (manchmal einige Schock) 
die Müller. Dienstleute der Grundherren besässen die ihnen über- 
lassenen Y, bis 2 Lahne mitunter zu Lehenrecht. 

Was die sog. „servitia minuta® der bäuerlichen Erbpächter an- 
belangt, so gilt im allgemeinen als Regel, dass dieselben desto ge- 
ringer waren, je grösser die Geldzinse der Bauern zu sein pflegten. So 
wird z. B. in einem Falle, wo zwei Mark Zins von der Hufe gefor- 
dert werden, dafür alles übrige erlassen. Die Naturalleistungen der 
einzelnen Hufen waren sehr mannigfaltig: sie bestanden in Lieferung 
von 2 bis höchstens 24 Strich (oder Scheffel) von drei oder vier 
Arten Getreide (Roggen, Gerste, Hafer, mitunter auch noch Weizen), 
von Hülsenfrüchten (besonders Erbsen), ferner in Lieferung eines 
Lammes, 1 bis 12 Hühner, 10 bis 1%0 Eier, 1 bis 6 Laibe Käse. 
Seltener waren Lieferungen von Y, bis 2 Strich Mohn, Y, oder eines 
ganzen Fasses Salz, eines Topfes Honig, %, bis 2 Schock Flachs. 
In manehen Dörfern musste von diesen Erzeugnissen der Landwirt 
schaft nur eines oder das andere (z. B. Getreide und Hühner) ge- 
liefert werden, während in andern nahezu alles für die Hofhaltung 
des Grundherrn beigestellt werden musste. Auch die Häusler waren 
zu Naturalleistungen, aber natürlich zu weit geringeren verpflichtet; 
hie und da mussten sie jährlich 1 bis 4 Pflugscharen für das Be- 
dürfniss des Grundherm liefern, 

Zu den Frondiensten oder Koboten der bäuerlichen Erbpächter 
gehören zunächst die Ackerfronden mit jährlich ein-, zwei- oder drei- 


1) 19 Heller machten 1 Groschen. 
Worunsky, Karl WV. II. Id. 2 
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maliger Pflugfahrt auf dem Herrenland, in letzterem Falle in der 
Brache, zur Wintersaat und zur Sommersaat; jeder Zinslahnbesitzer 
hatte hiebei 12 bis 20 Furchen oder bis 2 Joch zu beackern; ferner 
gehören hieher die Verpflichtung jedes Lahnes zur Stellung von meist 
2 bis 8 Schnittern, welche 2—6 Tage während der Erntezeit über- 
haupt oder drei Tage wöchentlich während der Ernte zu dienen 
hatten; mitunter wird diese Verpflichtung auch so normirt, dass jeder 
Lahnbesitzer 15—32 eapetia (Mandeln) Getreide zu mähen hat. 
Fernere Obliegenheiten der Zinslahne waren die 1 bis 4 Tage be- 
tragenden Dienste beim Heumachen, die Fronfubren, namentlich Bau- 
und Holzfuhren oder Küchenfuhren auf den Herrenhof, meist zusammen 
nur drei oder vier, endlich die Pflicht, die Schafe des Grundhermn 
aweimal jährlich zu waschen und zu scheren. Hie und da waren 
Natnrallieforungen und Frondienste schon in Geldleistungen vorwan- 
delt. 30 wurden z. B. statt eines Lammes 2—4 Groschen, statt der 
Ackerdienste 2 Groschen, statt der Heumahd 1 Groschen und für 
jeden Schnitter 6 Heller entrichtet. In manchen nicht blos deutsch- 
rechtlichen, sondern geradezu von Deutschen besiedelten Dörfern gabs 
überhaupt keine Frondienste. !) 

Ueberdies mussten die bäuerlichen Erbpächter ihrem Grundherrn 
‚oft vertragsmässig auch noch jene ausserordentlichen Geldstenern zahlen, 
die sie ihm schon vor Eintritt in das Pachtverhältnis geleistet hatten ; 
hie und da z. B. eine Steuer von 8 Groschen bei Verlobung der 
Söhne und Töchter des Grundherrn, oder eine jährliche Steuer von 
ebensoviel Groschen zu Mariä Himmelfahrt, oder eine von 16 Groschen 
zu Weihnachten. Verbreiteter noch war die jedenfalls aus Befreiung 
der Bauern vom ordentlichen Hoordienst hervongegangene Hoorsteuer, 
4 bis 8 Groschen betragend. Dieselbe wurde jährlich gezahlt, ob es 
zu einer Heerfahrt kam oder nicht; manche Grundherren waren jedoch 
so einsichtsvoll, die Heersteuer im letztern Falle auf andere Geld- 
leistungen der Bauern in Abrechnung zu bringen. Diese Heersteuer war 
‚ohne Zweifel eine öffentlichrechtliche Steuer, zu deren Erhebung nur jene 
Grundherren berechtigt waren, welche öffentlichrechtliche Befugnisse 
erworben hatten. Endlich werden noch erwähnt privatrechtliche Ab- 
gaben von je einem (roschen für «ie Benutzung grundherrlicher 


%) Vsl. z.B. Rer. Bol. et Mor. IH, m. 556 und 1806. 
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Weiden und Wälder, namentlich für das Sammeln von Trockenholz 
in letzteren. Von manchen Grundherren war auch diese Abgabe er- 
lassen worden, 

Ausser der grundherrlichen Belastung zu Erbpacht verliehener 
Bauerngüter gab es aber auch noch eine kirchliche und staatliche 
Belastung derselben. Die kirchliche Belastung bestand in Entrich- 
tung des Zehnts, der sowohl vom Bischof als vom Pfarrer gefordert 
wurde. Der bischöfliche Zehnt war ein auf die einzelnen Feuerstellen 
gelegter sog. Rauchzins und betrag meist sechs kleine Pfennige oder 
Heller, hie und da einen Groschen; der volle Pfarrzehnt theilte sich 
in dem grossen oder Feldzehnt, bestehend aus 1 bis 9 Strich Ge- 
treide zweier oder dreier Sorten von jedem Lahn, und in den kleinen 
oder Blutzehnt von allen Hausthieren, Eiern, Kise, Butter und Oel. 
Bei Kirchen, welche Pertinenzen grundherrlicher Höfe waren, bezog 
der Grundherr meist zwei Drittel des Zehnts und der Pfarrer nur 
ein Drittel. Auch eines Zehnts, den geistliche Stifte, wie z. B. 
Hohenfurt, bezogen, wird Erwähnung gethan; derselbe dürfte den 
Charakter eines Neubruchzehnts gehabt haben. Auch die Zehnten 
waren hie und da bereits in Geldleistungen verwandelt. 

Was endlich die staatliche Belastung betrifft, so bestand die- 
selbe in Entrichtung der sog. Berna (steura regalis sive generalis), 
d. i. jener allgemeinen Landessteuer im Betrage von 1620 oder 
von 28—30 Groschen für den Lahn, ) welche der Landesherr bei 
seiner eigenen und seiner Kinder Verheiratung sowie bei der Krönung 
zum König von Böhmen zu fordern berechtigt war, aber auch bei 
anderen Veranlassungen begehrte und erhielt. Selbst die Häusler 
oder Untersassen mussten je nich der Grösse ihrer Grundstlicke 
4 bis 8 Groschen Berna zahlen. Es scheint, dass der böhmische 
Adel seine wahrscheinlich schon im Jahre 1310 erhobene Forderung, 
die Berna solle nur jene Grundstücke treffen, welche an Zinsleute 


9) Eine Berna von Y, leichten Mark (38 Groschen) kommt vor in den Revarsen 
KR. Johmmms und des Markgrafen Karl vom 1. md 8. Juli 1490 (od. dipl. Mor. VII, 
1. 257 und 242), ist aber schon früher gefontert worden, wie aus Keg, Boh. ot Mor, Ill, 
m. 1506 ersichtlich ist. Fine Berna von Y, Schock (30 Groschen) heisst schon in einer 
Urkundo von 18H (I. « Hl, m. 44) bes plona, Dugoson saliten z.B. die mobilen 
des Landes Glatz wegen Unfruchtbarkeit ihres Landes mur 16 Groschen als Borna 
(. e IV, n. 86). 
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ausgethan waren, nieht aber die im grundherrlichen Eigenbau be- 
findlichen, durchgesetzt hat. Diese im grundherrlichen Eigenbau 
stehenden Ländereien waren übrigens nicht sehr umfangreich, *) Eine 
grosse Ermässigung der Berna bedeutete es, wenn besonders einfluss- 
reiche Barone, wie z. B. die Rosenberge, infolge königlichen Privilegs 
(von 1329) von allen ihren Gütern statt nach der Zahl der Lahne 
eine fixe Summe von 300 Schock Groschen als Berna zahlten, wofür 
sie von ihren Zinsleuten eine besondere Abgabe nach Belieben er- 
hoben. 2) 

‚So ausserordentlich aber auch die Verbreitung war, welche die 
freie Bodennutzungsform der deutschrechtlichen Erbpacht bis zur 
Mitte des 14. Jahrhunderts in Böhmen und Mähren erlangt hatte, 
so waren doch viele tschechische Bauerndörfer übrig geblieben, die 
nicht mit deutschem Recht begabt waren, deren Dorffinren nicht die 
deutsche Hufen- und die Gewannverfassung erhalten hatten, vielmehr 
eine arge Unzweckmässigkeit und Zerstücklung zeigten. Die Güter 
der bäuerlichen Zinsleute (censuales) böhmischen Rechts waren nicht 
genau vermessen, sondern behufs der Lasten meist je nach der Zahl 
der Pfluggespanne nur überschlägig veranschlagt, daher ein solches 
Bauerngut als „aratrum® oder „uncus®, tschechisch „radlo® bezeichnet 
wird, Auf einem solchen Bauerngut sassen oft mehrere blutsrer- 
wandte Familien in ungetheilter Gemeinschaft; der Zins, den sie dem 
Grundherrn leisteten, wird meist nicht näher, mitunter aber als 
„Kopfzins“ (census capitalis),*) d. h. als persönlicher Zins bezeichnet 
und war im allgemeinen geringer, manchmal sogar sehr niedrig im 
Verhältniss zu den Zinsen, welche die deutschrechtlichen Erbpächter 
zu entrichten hatten. Dafür mussten aber die Bauern böhmischen 
Rechts nicht selten mehr Tage im Jahre Frondienste oder Roboten 
leisten; die Schnitterdienste z. B, betragen hie und da 10 Tage, oder 
‚jeder Bauer muss 4060 capecia sive mandlones (jede Mandel zu 
50 Garben gerechnet) mähen, oder die Robot heträgt im Ganzen 


4) Es muss schon als ein Vedeutender grundherrlicher Eigonbaukomplex gelten, wenn 
= R. im Urbar des Augnstinarchorherrenklosters zu Raudnitz die Rede ist ron einer 
scurin araturarum, ad quam spectant quatwor aratare, qus habent 14 lancos minus 20 
Jugeribuse (Dacam rogistra consuum, ed. Kmler, p 4). 

?) Reg. Boh. et Mor. III, n. 158: 

9 z.B. Rog. Boh, ot Mor. IV, m. 2074. Die Natural 
nischen Rechts waren ähnlich denon der doutschrechtlichen 
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12 Tage im Jahre. Zu umfassenderen Roboten als die eigentlichen 
Bauern waren meist die Untersassen, Häusler und Gärtner böhmischen 
Rechts verpflichtet, weshalb sie auch geradezu ‚robotari* genannt 
wurden. Da sie kein Zugvieh hatten, so waren ihre Roboten sog. 
Handroboten; dieselben waren die Hauptsache, während ihre Geld- 
zinse schr gering waren, In dem Bruchstück eines Urbars des Prager 
Bistums aus dem Ende des 13. Jahrhunderts kommen Untersassen 
vor, welche nicht weniger als 52 Tage im Jahre, nämlich jede Woche 
einen Tag, für den Grundherrn zu arbeiten hatten. Handrobot war 
auch die Hauptverpflichtung der hörigen oder gar leibeigenen Hand- 
werker und Dienstleute der Grundherren, der Waldhüter oder Heger, 
Winzer, Fischer, Drescher, Schmiede, Wagner u. a. Es werden 
Roboten von vier Wochen jährlich, aber auch tägliche, also unge- 
messene Roboten erwähnt; zu letzteren können natürlich nur Leib- 
eigene verpflichtet gewesen sein. Mitunter kamen aber bereits Ab- 
lösungen soleher Roboten, selbst Leibeigener, in Geld vor. Dass die 
Bauern böhmischen Rechts auch den staatlichen und kirchlichen 
Lasten unterlagen, versteht: sich von selbst. 

Die nach böhmischem Recht (jus boemicale) lebenden Bauern 
hat Palacky 1) für Erbpächter gehalten, was unzihligemale nachge- 
schrieben wurde. Manchen genügt das nicht und sie verstiegen sich 
daher bis zu der absurden Behauptung, die Bauern böhmischen Rechts 
seien noch in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts persönlich und 
dinglich freie Leute gewesen. Solche vorgefassten Idenlen von alt- 
slavischer Freiheit entsprechende Auffassungen des Rechtsverhältnisses 
der Bauern böhmischen Rechts vermag jedoch den nüchternen Erwä- 
gungen objektiver kritischer Forschung keineswegs Stand zu halten. 

Persönlich und dinglich freie Leute waren nur die noch vorhan- 
denen Freibauern, keineswegs aber die grosse Masse der Bauern böh- 
mischen Rechts. Schon die mit der Aussetzung der Bauerngüter zu 
deutschem Recht verbundene Verpachtung derselben an die bisherigen 
Besitzer, sowie die damit meist verbundene Vermessung derselben be- 
weisen, dass die Grundherren sich als Eigentümer der Güter ihrer Zins- 
bauern betrachteten ; letztere anerkannten die Ansprüche ihrer Grund- 
herren, indem sie allüberall auf ihre Forderungen eingiengen und sich 
das deutsche Recht für recht bedeutende Summen kauften. Aber auch 


1) Geschichte von Böhmen Il, %, 20. 
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nachdem sich die Bauern das deutsche Recht erkauft hatten, wurden sie 
keineswegs Eigenthümer ihrer Güter, sondern erlangten nur ein festes, 
unanfastbares, vererbliches Nutzungsrecht an denselben. Streng ge- 
nommen kann also das Recht, welches diesen Bauern an ihren Gütern 
vor Erwerbung des deutschen Rechts zugestanden hatte, kein vererb- 
liches Nutzungsrecht gewesen sein, selbst dann nicht, wenn sie die 
Güter thatsächlich erblich besessen hatten. ') Hatten aber die 
Bauern, die das jus boemicale genossen, kein rererbliches Nutzungs- 
recht, so können ihre Besitsrechte nur prekarische gewesen sein, 
d. h. die Verleihung der Bauerngüter konnte vom Grundherm wider- 
rufen werden). Die Lage der Bauern war dem entsprechend eine 
ungewisse, prekäre, von der Gnade des Grundherrn abhängige; eine 
fest bestimmte, selbständigere und unantastbare wurde sie erst durch 
Erwerb des dentschen Rechts, worauf auch in manchen Lokations- 
urkunden angespielt wird, so wenn z. B. der Wyschehrader Propst 
als Beweggrund der Aussetzung eines Dorfes zu deutschem Recht 
anführt: „eupientes . . . conditiones dubias et vacillantes in statum s0- 
lidum et «ertum reponi et reduei desiderantes“ ete.) Wenn der 
Grundherr von dieser Befugniss, seinen Zinsbauern den Besitz zu 
kündigen, selten Gebrauch machte, vielmehr einen thatsächlich erb- 
lichen Besitz der Bauerngüter zuliess, so handelte er dabei in seinem 
eigenen Interesse, denn es musste ihm ja lieb sein, ständige Bebauer 
seiner hie und da sogar ödliegenden Zinsländereien zu besitzen; noch 
war die Zeit nicht gekommen, wo die Grundherren zahlreiche Bauern- 
güter einziehen und daraus grosse Gutskomplexe bilden konnten, die 
sie durch Leibeigene bewirtschaften liessen. Die Zahl der Leil 
eigenen war damals noch sehr unbedeutend, und eigentliche Lati- 


) Auch aus der Bezeichnung mancher Bauorn böhmischen Rechts als »disdiezunes 
Kd. & Erbon) porpotuie lässt sich holnenwags schliessn, dasr 
pichter waren. Diese Bezeichnung kommt in dem späten Urbar des Klosters Strahov 
son 1410 vor (sel, Euler, rogistm consumm p. 291), wo Ihro rechtliche Stellung ziemlich, 
umständlich erörtert wird. Hionach sind die »diediezomns« gar keine eigentlichen Bauern, 
sondern in dor Nähe des Klusters sitzende arme Häusler, weich: nur sarı 
Askern haben, wofür sie stenontur perpotue Iaborare, quoeienscumgue mecesse fuerit et 
fworint requisitie te. Alls Arbeiten, die im Klostar notwendig. sind (und die nicht Lnien-, 
röder besorgen) müssen sie verrichten. 

%) Dies ist das Wesen der »simplex Iocatio secindum jus Sirienlo« (Schröder, Lehr- 
buch der deutschen Rechtsgeschichte 416, Anm #) eg. Boh. et Mor. II, n. 615. 


osolben otwa freie Erb- 


Daun, GOOgle 


ONs 


Die Verfussung der böhmischou Kronländer. 23 


fundien, riesige Eigenbaukomplexe, fast unbekannt. Die bloss pre- 
karischen Besitzrechte der Bauern böhmischen Rechts waren aber 
ein Hauptmerkmal ihres Rechtsverhältnisses zum Grundherrn, welches 
zumeist ein Verhältniss dinglicher Abhängigkeit, seltener (wie «. B. 
bei den „subsides“) dinglicher und persönlicher Abhängigkeit zugleich 
war, Dass aber nieht blos die subsides, sondern mitunter auch 
eigentliche Bauern böhmischen Rechts vor der Bewidmung mit 
deutschem Recht nicht blos in einem dinglichen, sondern auch in 
einem persönlichen Abhängigkeits- oder Hörigkeitsverhältniss go- 
standen haben, beweisen klar und deutlich die Worte des Abtes von 
Ossegg in der Lokationsurkunde für die bäuerlichen Erbpächter der 
villa Munchov, Nachdem der Abt die Zinse derselben und die nur 
zwei Tage im Jahre betragenden Ackerdienste erwähnt hat, führt er 
fort: „De aliis vero laboribus et iugo servitutis, quo prius astrieti 
erant, debent omnimode esse supportati“.*) Zugleich mit der Um- 
wandlung der Banern böhmischen Rechts in deutschrechtliche Erb- 
pächter erfolgt also die Beschränkung der Frondienste und die Ent- 
lassung aus dem bisherigen persönlichen Abhängigkeitsverhältniss, 
Als eine rechtliche Folge des letzteren ist der in vielen Grundherr- 
schaften übliche Heimfall der Güter kinderloser Bauern an den Grund- 
herrn zu betrachten. Wenn später (1386) der Prager Erzbischof 
Johann II. (von Ienstein) auf den Heimfüll der Güter kinderloser 
Bauern der erzbischöflichen Herrschaften verzichtete, so that er dies 
mit Nichtachtung des geltenden, ihm heidnisch scheinenden Rechts 
ans rein religiösen Beweggründen und stiess hiebei auf die hartnäckige 
Oppostion des Prager Domscholasters Magister Adalbertus Ranconis 
de Erieinio. Endlieh sprechen für die hier geltend gemachte Meinung 
von den Rechtsverhältnissen der böhmisch-mährischen Bauern die 
unten noch näher zu besprechenden durchaus analogen Zustände in 
der Oberlausitz und in Schlesien. Uebrigens wurden auch die Kechts- 
verhältnisse der Bauern böhmischen Rechts durch die so weit ver- 
breiteten freien Bodennutzungsformen der deutschrechtlichen Erbpacht 
nicht selten beeinflusst und assimilirten sich ihnen mehr und mehr, 
indem auch die ursprünglich persönlichen Lasten der Bauern böh- 
mischem Rechts den Charakter blosser Grundlasten annahmen. 


1) Reg. Boh. ot Mor, IV, n. 849. 
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Was schliesslich die Gerichtsorganisation in den Grundhorr- 
schaften betrifft, so besass die niedere Gerichtsbarkeit in den Städt- 
chen und Dörfern deutschen Rechts der Ortsrichter, welcher für die 
1 bis höchstens 3 Freihufen, die er besass, dem Grundherrn mit 
einem Streitross oder einer Armbrust dienen musste. Ueber peinliche 
Sachen der Bauern richtete im Egerer, Elbogner, Trautenauer und 
Glatzer Lande das in den gleichnamigen Städten tagende königliche 
Landgericht, ebenso über die landesfürstlichen Dörfer der Znaimer 
Provinz das im Dorfe Urbau tagende Landgericht, welches der Znaimer 
Burggraf hielt; ') über die Dörfer der städtischen Weichbilde richtete 
das betreffende Stadtgericht; stand einem Grundherrn über seine 
Dörfer das Gericht über Hals und Hand zu, 30 sass er selbst oder 
ein grundherrlicher Beamter oder (wie mitunter in geistlichen Grund- 
herrschaften) ein Immwnitätsvogt den drei jährlichen Gerichten (Drei- 
ding, @rossgerieht, Banteiding) vor, und die Richter der grundherr- 
lichen Dörfer fungirten dabei als Schöffen; dieselben hatten auch alle 
in ihren Dörfern geschehenen Verbrechen zu rügen, d. h. anzuzeigen. 
Während der Regierung König Johanns hatten viele geistliche und 
weltliche @rundherren entweder rechtlich oder blos thatsächlich die 
hohe, Hals- oder Blutsgerichtsbarkeit über ihre abhängigen Bauern und 
freien Pächter erworben. Doch stand den Bauern geistlicher Grund- 
herren die Berufung an das königliche Hofgericht zu, welches, viel- 
leicht durch Zuthun Karls, damals Markgrafen von Mähren, eine 
festere Organisation erhalten hatte und bereits seit dem Jahre 1337 
über Kirchenleute richtete, wenn ihnen von ihren Grundherren das 
Recht verweigert oder verzögert wurde. In Sachen der Kirchenlaute 
richtete der König dann entweder selbst mit seinen Räten ohne die 
Landesschöffen, oder er übertrug die Entscheidung dem Hofrichter 
‚oder einem sonstigen Hofbeamten.*) Aber nicht nur an das könig- 
liche Hofgericht, sondern auch an das Landgericht konnten sich die 
Zinsleute geistlicher Grundherren berufen, während solche des welt- 
lichen Adels wegen obiger Ursachen nur an das Landgericht sich 
wenden konnten. Natürlich hatte die grundsätzliche Festhaltung 


') Vgl. Chlumscky, Dorfweistimer aus Mähren (Archiv ir Kunde Österreichischer 
Geschichtsquellen, 17. Band). 
) Ver. Üslukovsky im Privnsk von 1878. 
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dieses Rechtsatzes in der Praxis sehr wenig zu bedeuten. Die Be- 
amten und Schöffen des Landgerichts haben sicher stets die Partei 
der Grundherren, ihrer Standesgenossen, genommen, was der Chronist 
Benesch von Weitmühl ausdrücklich bestätigt, indem er sagt, dass 
den „armen Leuten“ der Grundherren beim Landgerichte bis z. J. 1355 
wonig oder gar kein Recht gegen Reiche und Herren gewährt worden 
sei. In etwas günstigerer Lage befanden sich die Bauern geistlicher 
Grundherren, denn beim königlichen Hofgerichte war doch noch eher 
die Möglichkeit unparteüscher Entscheidung vorhanden als bei dem 
im Standesinteresse des Adels verwalteten Landgerichte. ?) 

Unmittelbar böhmische Kronländer waren ausser Böhmen auch 
die Lande oder die „Mark“ Budissin und Görlitz. Es gehörten dazu 
die Städte und Bezirke von Budissin, Görlitz, Löbau, Lauban und 
Kamenz. Lauban sammt dem Queisskreis und die böhmische Grenz- 
stadt Zittau waren durch den im Jahre 1346 erfolgten Tod Herzog 
Heinrichs von Jauer zufolge des Vertrages von 1337 an den König 
von Böhmen gefallen. Im selben Jahre (1346 August 21) hatte die 
böhmische Nachbarstadt Zittau mit den fünf obengenannten könig- 
lichen Städten zu Löbau ein Bündniss, den sog. Sechsstädtebund, 
geschlossen zum Schutz der von Leiprig durch das Land nach Schle- 
sien und Polen führenden Handelsstrasse vor den Räubereien des 
Landadels. Wer wegen Mord, Brand, Raub und Diebstahl in der- 
selben Stadt dreimal oder von drei verschiedenen Personen oder in 
drei verschiedenen Städten angeklagt worden sei, sollte als des Ver- 
brechens überführt gelten. Wer ferner in einer der Bundesstädte 
geächtet worden war, sollte auch in den andern als geächtet be- 
trachtet werden, und wenn eine Stadt einen solchen Geächteten ver- 
folge, sollten ihr die übrigen Städte beistehen gegen die „Festen®, 
in denen der Verbrecher wohne oder gehauset werde. 

Der oberste Verwaltungs- und richterliche, sowie militärische 
Beamte in der Mark war der „Hauptmann“ von Budissin und Gör- 


') Bei dieser Uebersicht dor Wöhmisch-mährischen Zustände warden benützt dio 
Reliquiso tabularım terrao ragni Bohemiae, ed. Emlor ot Dworsky, die Regesta Bohemins 
66 Morarine, Fars III ot IV, Cod. dipl. Nor, t& VL—VIIL, Dovom rogistra consuum Bo- 
hemien, ed. Emler, das Kegistrum bomorum Rosenbergicorum, ed. Truhläf, der Codex. 
epistalaris Johannis regis, od. Jacobi, die Sumıma Gerhardi, horause. von Tadra (Archiv 1. 
dst. Gesch. 68. Band) 
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litz, vom Volke der „Voigt“ genannt, wozu der König stets einen 
böhmischen Herrn ernannte. Er residirte auf dem Schlosse zu Bu- 
dissin. Als oberster Richter im Lande hielt der Hauptmann dreimal 
im Jahre das Landgericht, vor welchem Adel und Bauern bei pein- 
lichen Klagen und solehen um Grundbesitz, Bürger aber nur dann, wenn 
sie ausserhalb ihrer Stadt auf dem Lande in handhafter That er- 
griffen wurden, Recht zu nehmen hatten. Als Schöppen des Land- 
gerichts fungirten Landadelige und Bürger königlicher Städte. Da- 
neben bestand für die Rechtssachen der wendischen Bevölkerung des 
platten Landes zu Budissin ein wendisches Landgericht, dessen Erb- 
schöppen („Starosten*, d. h. Aelteste) sog. wendische „Lehnbauern“ 
waren. Verschieden vom Landgericht waren die sog. Erbgerichte in 
den einzelnen königlichen Städten, so genannt, weil sie bestimmte 
Bürger als königliche Erblehen besassen. Die Schöppen des Stadt- 
geriehts, meist sieben, bildeten zugleich den Rat oder doch, wie 
z. B. in Görlitz, einen Theil des Ratskollegiums und fanden unter 
dem Vorsitz des Erbriehters das Urtheil, und zwar nach Magdeburger 
Recht, denn nicht bloss in Görlitz, welches schon im Jahre 1304 
eine ausführliche Rechtsbelehrung von Magdeburg erhalten hatte, 
sondern auch in den übrigen Städten und ebenso im Landrecht jener 
Gogenden galten die Magdeburger Satzungen. Das Erbgericht richtete 
über alle Klagen gegen Bürger der betreffenden Stadt, sowie in allen 
Streitsachen zwischen Bürgern und Bauern, ferner über Adelige, 
welche in der Stadt oder in deren Weichbild schwere Verbrechen 
begingen und auf handhafter That ergriffen wurden; doch sollte im 
letzteren Falle der Voigt als Richter des Adels den Vorsitz führen. 
Ueber Schuldklagen von Bürgern gegen Adelige richtete in manchen 
Städten, wie z. B. in Löbau, das Stadtgericht, in anderen, z. B. in 
Görlitz, das Veigtsgericht oder Landgericht, welches der Landvoigt 
im dortigen Voigtshof abhielt. Nicht der Budissiner Hauptmann oder 
Voigt, sondern ein besonderer, von dem früheren Landesherrn, Herzog 
Heinrich von Jauer, eingesetzter Voigt richtete über Adelige und 
Bauern des Weichbilds der königlichen Stadt Lauban, sofern letztere 
nicht der Patrimontalgerichtsbarkeit ihrer Grundberren unterstanden. 
Schöppen des Laubaner Voigstsgerichts waren jedoch die Stadtschöppen, 
welche auch im Gericht des städtischen Erbrichters Urtheil fanden, 
Die volle öffentliche Gerichtsbarkeit oder die sog. Obergerichte über 
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ihre Bauern mit Binschluss der peinlichen Strafgewalt bosassen 
durchaus noch nicht alle Grundherren, sondern nur die grösseren 
Lehensmannen des Landesherren (z. B. die von Kittlitz, Penzig, 
Biberstein, Kamenz, die von Ileburg als Herren yon Muskau und 
Ruhland, die von Schreibersdorf Herren auf Neschwitz, die von Schön- 
feld Herren zu Hoyerswerde) und einige geistliche Stifte, wie z. B. 
das Bistum Meissen, die Zisterzienser-Frauenabteien Marienstern und 
Marienthal, letzteres nur für die im Weichbild Zittau gelegenen 
Dörfer, während die im Görlitzer Weichbild gelegenen vor das Erb- 
gericht zu Görlitz gehörten. Viele Grundherren besassen nur die 
niedere Gerichtsbarkeit, welche sie durch den Dorfrichter und die Dorf- 
schöppen verwalten liessen; peinliche Klagen gegen die Bauern solcher 
Grundherren gehörten vor das Landgericht, im Görlitzer Weichbild 
dagegen vor das Gericht des Frbrichters der Stadt Görlitz. 

Was die rechtliche Stellung der Dörfer betrifft, so gab es auch 
in den Landen Budissin und Görlitz von deutschen Kolonisten be- 
siedelte, durch die Bewidmung mit deutschem Recht umgestaltete 
wendische, endlich altwendische Dörfer, die sich schon äusserlich als 
Rundlinge zu erkennen gaben. Deutsche Dörfer gab es im Norden 
des Landes auf den grossen Herrschaften Kamenz, Hoyersworde, 
Ruhland, Muskau und Penzig, ebenso in dem bischöflich meissnischen 
Gebiet von Bischofswerde bis an die Spree, ferner in den Weichbilden 
ven Löbau, Görlitz, Lauban und Zittau in südlicher Richtung bis an 
die böhmischen Grenzgebirge hin. Nach deutscher Weise umgestaltet 
waren viele wendische Dörfer in der Umgegend von Budissin, Kamenz 
und Bernstadt. In den altwendischen und deutsch umgestalteten 
Dörfern gab es eine angesehene Klasse sog. „Lehnhauern® , welche 
dern Landesherrn im Kriege zum Dienst mit je einem Ritterpferd, 
ihrem Grundherrn zur Zinsleistung verpflichtet waren. Aus diesen 
Lehenbauern wurden auch die Schöppen des wendischen Landgerichts 
zu Budissin genommen, ebenso die des Gerichts zu Göda, welches für 
die wendischen Dörfer des Bistums Meissen bestimmt war. 

Betreffs des Geldzinses, den die Bauern ihrem Grundherrn zu 
zahlen hatten, gilt im allgemeinen die Regel, dass in dem nördlichen, 
mehr wendischen Theile des Landes von jeder Hufe eine halbe, da- 
gegen in dem südlichen fast ganz deutschen Theil eine ganze Mark 


Daun, GOOgle 


ONSIN 


ex} Die Verfassung dor böhmischen Kranlinder. 


entrichtet zu werden pflegte. ) Die Naturalzinse bestanden in Ge- 
treide (meist 1—3 Schaffel Roggen und ebensoviel oder mehr Hafer, 
seltener auch Weizen und Gerste), 1—4 Hühnern, einem halben, selten 
einem ganzen Schock Eier, mitunter auch in Töpfen Mohn (z. B. bei 
Kloster Marienstern) und Honig (in den grossen Heiden im Norden des 
Landes). An Frondiensten leisteten die nach deutschem Recht lebenden 
Bauern von der Hufe meist nur drei Tage im Jahre Spanndienst mit dem 
Ffluge und ebenfalls drei Tage Handdienst mit der Sichel oder dem 
Rechen bei der Ernte. Hie und da waren Frondienste und Natural- 
zinse bereits in eine feste jährliche Geldrente verwandelt worden. 
Etwas grösser als die Frondienste der deutsches Recht geniessenden 
Bauern scheinen jene der vom deutschen Recht nicht umgestalteten 
Wendendörfer gewesen zu sein ; die sog. „Gärtner*, welche das Nulzungs- 
recht mur weniger Morgen besassen und eine zahlreiche, noch tiefer 
stehende Klasse eigentlicher Hörigen in den wendischen Dörfern bil- 
deten, mussten ihrem Grundherrn ausser etlichen Groschen Jahrzinses 
5—6 Tage im Jahre unentgeltlich Handdienste leisten; für alle 
sonstige Arbeit auf dem Hofe oder den Feldem des Grundherrn er- 
hielten sie die Kost oder eine Vergütung in Naturalien. 

Ausser den grundherrlichen Leistungen hatten auch die Bauern 
der Lande Budissin und Görlitz die meist in Abgabe einiger Schock 
‚oder einiger Scheffel Getreide von jeder Hufe bestehenden Zehnten 
zu entrichten, den Bischofszehnten und den Pfarrzehnten. Der erstere 
war vom Meissner Bischof meist bereits an geistliche Stifte oder an 
die weltlichen Grundherren der betreffenden Dörfer verschenkt oder 
zu Lehen gereicht worden. Der volle Pfarrzehnt, der, wie es scheint, 
besonders in wendischen Dörfern entrichtet wurde, umfasste ausser 
‚dem Getreidezehnt auch den Zehnt von allen Hausthieren. Eine dem 
Landesherrn schuldige Leistung der Dorfgemeinden war zunächst das 
sog. „Wachkorn“, eine jührliche Rente (von Y, Scheflel Hafer, 
Y, Scheflel Korn und Y, Schilling Groschen®) an bis zu 6 Scheffel 
Hafer, 3 Scheftel Korn und 3 Schilling Groschen, mitunter auch 


) Die Mark Groschen wurde damals in den Landen Badissin und Görlitz meist 
ebenso wio in Schlosion zu 48 Pragor Groschen gerechnot; dor Wort oiner solchen Mark 
6roschen polnischer Zahl war unter Karl IT, etwa 22 jetzige Reichsmark (sel. Fıledons- 
burg & 4. 0). 

?) Auf einen Schilling zählte man 19 Groschen. 
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mehr), welche den Charakter einer Ablösung der ursprünglichen Ver- 
pflichtung aller altwendischen Ortschaften besass, auf der landesherr- 
lichen Burg zu Budissin Wachdienste zu leisten. Dem Landesherrn 
schuldeten die Bauerngemeinden auch noch eine zweite, gleichfalls in 
Getreide- und Geldzinsen bestehende Abgabe für die Handhabung 
der Ober- oder Blutgerichtsbarkeit. Beide Abgaben waren vom 
Landesherrn bereits an viele Grundherren überlassen worden, Eine 
dritte ordentliche oder Jahressteuer, welche aber nicht bloss die 
Bauern, sondern auch der Adel und die Städte dem Landesherm zu 
entrichten hatten, war der sog. „Schoss‘. Die Vasallen des Görlitzer 
Landes, bezw. deren Bauern, entrichteten jährlich zu Michaelis von 
jeder Hufe 6 Prager Groschen, einen Scheffel Korn und zwei Scheffel 
Hafer, die Vasallen des Budissiner Landes von jeder Hufe 12 Prager 
Groschen, 1 Scheflel Korn und 2 Scheffel Hafer, halb zu Walpurgis 
und halb zu Michaelis; die ordentlichen Steuern der Städte bestanden 
in feststehenden Geldsummen. ‘) Eine vierte landesherrliche Steuer 
war die sog. Bede, d. i. eine ansserordentliche Steuer, welche ur- 
sprünglich nur bei ähnlichen Veranlassungen wie die Bern in Böhmen 
erhoben, bald aber immer häufiger zu den verschiedensten Zwecken 
umgelegt und von den Rittern, bezw. deren Bauern, gleichfalls nach 
der Anzahl der bebauten Hufen entrichtet wurde, während die Städte 
Extrasteuern von allem beweglichen und unbeweglichen Vermögen 
ihrer Bürger in je nach Bedarf wechselnder Höhe aufzubringen 
hatten. 2) 

In Schlesien, welches damals mitunter noch „Polen* genannt 
wurde, gab es im Jahre 1355 zwölf Herzoge aus dem alten pol- 
nischen Hause der Piasten, die zum König von Böhmen im Lehens- 
verhältniss standen, nämlich sechs niederschlesische (von Oels, Steinau, 
Glogau-Sagan, Münsterberg, Liegnitz und Brieg) und sechs ober- 
schlesische (von Beuthen-Kosel, Falkenberg, Oppeln, Strehlen, Teschen 
und Auschwitz). Dazu kam als siebentes oberschlesisches Herzog- 
tum das von Ratibor, welches seit 1337 dem Prschemysliden Niko- 


1) Bekannt ist nur die Jahrosstener von Zittau, sie betrug 106 Schock Grosehen. 

*) Vet. Kmothe's Arbeiten: Urkundliche Grundlagen zu ciner Rechtsgeschichte der 
Oberlausitz (Neues Lausitzisches Magazin, 55. Band); Geschichte des Oberlausitzer Adel, 
haipzig 1879; Geschichte des Tuchmacherhandwerks iu der Oherlansite (Magazin, 58. Band): 
1. Band) 


in der Oberlauni 


die Stellung der Gntsuntorthau Omas 
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laus II., Herzog des damals geographisch noch zu Mähren gerech- 
neten Troppauer Landes, gehörte. Bolko von Fürstenberg, Schweidnitz. 
und Jauer war der einzige schlesische Herzog, der nicht im Vasallen- 
verhältnis zum böhmischen König stand. Sonst war nur noch frei 
vom Lehensverband mit der böhmischen Krone das Land Neisse mit 
den Städten Neisse und Öttmachau, welches Allod des Bistums 
Breslau war. Dagegen besass der Breslauer Bischof Stadt und Land 
Grottkau als böhmisches Lehen. Als Vasallen hatten die schlesischen 
Herzoge dem Könige von Böhmen als Oberlehensherrn gegentber die 
Verpflichtung zur Heer- und Hoffahrt, regierten aber sonst völlig 
selbständig. Nur wegen Rechtsverweigerung war wonigstens in der 
Theorie Berufung der herzoglichen Mannen an den König von Böhmen 
als Oberlehensherm gestattet. Unmittelbar böhmisches Kronland in 
Schlesien war das Herzogtum Breslau mit den Städten Breslau, Neu- 
markt und Kanth; dem obersten königlichen Beamten, dem Breslauer 
Landeshauptmann, scheinen auch die vom König Johann den Glo- 
‚gauer Herzogen abgenemmenen Hälfte von Glogau, Guhrau und Steinau 
unterstanden zu haben. Vermehrt ward der unmittelbare Kronhesitz 
durch die Erwerbung von Frankenstein, welches König Karl vom 
Münsterberger Herzog Nikolaus (9. November 1351), und durch die 
von Namslau, das er von den Herzogen Wenzel und Ludwig, den 
Söhnen des verschwenderischen Boleslar von Liegnitz und Brigg, vor 
1. Mai 1353 gekauft hatte. %) 

Die Verfassung sämmtlicher schlesischen Herzogtümer war im 
Grossen und Ganzen dieselbe. Was zunächst den Adel der Herzog- 
tümer betrifft, so war der sozialpolitische Einfluss desselben keines- 
wegs ein so erdrückender wie der des böhmisch-mährischen ; im degen- 
theil, die Städte, besonders die niederschlesischen und vor allen das 
reiche Breslau, hatten die Bedeutung des Adels in den Hintergrund 
geirängt. Waren es doch die Breslauer Grosskaufleute, welche höchst 
bedeutende Summen dem König und den schlesischen Herzogen her- 
liehen, wofür ihnen ganze Städte und Distrikte mit allen Hoheits- 
rechten verpfändet wurden. Der Adel war entweder bereits völlig 
deutsch geworden, wie in den niederschlesischen Herzogtümern, oder 


) Lehns- und Besitzurkunden Schlesions, herausg. von Grünhegen und Markgraf I, 
71; I, 140, 142, Cod, dipl. Sil. X, 101. 
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theilweise slavisch geblieben, wie in den an Polen grenzenden Ge- 
genden der oberschlesischen Herzogtümer. Zu ihrem Herzog standen 
die Adeligen oder Ritter meist im Verhältniss von Lehensleuten oder 
Mannen und leisteten ihm als solche den Kriegsdienst zu Ross. 
Ihren Gerichtsstand hatten sie vor dem herzoglichen Hofgerichte, 
dessen Vorsitzender der Hofrichter, im Herzogtum Breslau der könig- 
liche Landeshauptmann, und dessen Urtheiler eine Anzahl Mannen, 
im Breslauischen acht, waren. In diesem Gerichte galt sächsisches 
Lehenrecht. Doch befand sich die Lehensverfassung des Adels bereits 
sehr in Verfall. Die Lehen waren nicht mehr alle strenge Mann- 
lehen, sondern oft schon in Weiberlehen umgestaltet und wurden 
nicht selten in Erb- und Eigengüter verwandelt. Auch gab es unter 
ihnen bereits viele Freilchen, indem den Mannen derselben der Heer- 
dienst entweder erlassen oder von ihnen in Geld abgelöst worden 
war. Jene Adeligen, deren Güter keine Lehen waren, sondern den 
Charakter von Alloden hatten, und die daher auch keine Mannen 
waren, scheinen ihren Gerichtsstand vor den Landgerichten gehabt 
zu haben, welche die Stelle der alten polnischen „Zauden* einge- 
nommen hatten. Diese waren entweder ganz abgeschafft, wie z. D. 
durch König Johann im Herzogtum Breslau schon im Jahre 1337, 
oder doch in ihrer Kompetenz sehr beschränkt worden, wie z. B. in 
Liegnitz, wo Herzog Boleslaw III. schon im Jahre 1328 der Zaude 
die Gerichtsgewalt über peinliche Sachen und die um Schuld ge- 
nommen und dieselbe anf Klagen um unbewegliches, nicht im Lehens- 
band befindliches, Gut beschränkt hatte. Das Breslauer Landgericht 
bestand einer Verordnung König Johanns von 1343 zufolge unter 
dem Vorsitz des königlichen Landeshauptmanns oder des Hofriehters 
aus zwölf Landschöften, vom denen sechs aus dem Landadel und die 
andern sechs aus den güterbesitzenden Breslauer Bürgern genommen 
wurden. Die Sitzungen dieses Breslauer Landgerichts wurden zu 
gewissen Zeiten von demselben Beisitzem auch in Neumarkt, wohl 
für den gleichnamigen Kreis, abgehalten. Rechtsbelehrung hatte das 
Landgericht bei den Breslauer Ratmannen einzuholen. Wegen Ver- 
brechen, die Adelige in Städten oder deren Weichbilden begangen, 
oder wegen Schulden, die sie hier gemacht hatten, konnten dieselben 
vor dem Stadtgericht belangt werden. 
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Die grösseren schlesischen Städte, besonders die niederschle- 
sischen, hatten es Dank den reichen Geldmitteln, über die sie ver- 
fügten, in ihrer Entwicklung schon recht weit gebracht. Der Fort- 
schritt der städtischen Selbstverwaltung ward zunächst bewerkstelligt 
durch den kaufweisen Erwerb der Stadtvogteien (der ganzen oder 
Antheile derselben); im ersteren Falle erlangte der Rat in der Stadt 
und deren Weichbild die volle Gerichtsgewalt; der Stadtvogt ward 
dann vom Rat eingesetzt und hatte den Charakter eines städtischen 
Beamten. Nicht selten gelang den Städten oder einzelnen reichen 
Bürgern derselben auch der kauf- oder pfandweise Erwerb der Land- 
vogteien mit den Land- oder Obergerichten, d. i. der sog. hohen 
Gerichtsbarkeit über den ganzen zu ihnen gehörigen Kreis. Endlich 
hatten die grösseren Städte auf dieselbe Weise auch noch die man- 
nigfachen finanziellen Hoheitsrechte, besonders die Zölle, den stets 
geldbedürftigen Herzogen abgewonnen. 

Die Bedeutung der Hauptstadt Breslau für die bohmisehe Krone 
war eine ausserordentliche, ihre finanzielle Leistungsfähigkeit höchst 
bedeutend. Die erbgesessenen Altbürger, vom König deshalb sehr 
begünstigt, beherrschten noch immer die Stadt, indem sie den aus acht 
Ratmannen bestehenden Rat und das Kolleg der elf Schöffen fast 
nur mit Angehörigen ihrer Kaste besetzten. König Karl hatte im 
November 1348 die von König Johann auf Lebenszeit eingesetzten 
Ratmannen abgeschafft und befohlen, dass man zur alten Gewohnheit 
der jährlichen Ratserneuerung zurückkehre, welche auch in den an- 
deren grösseren Städten Schlesiens herrschte. Seitdem erwählten auch 
in Breslau die nach Ablauf eines Jahres zurücktretenden Ratmannen 
ihre Nachfolger, wie dies in Magdeburg der Fall war, dessen Rechts 
sich Breslau wie fast alle andern schlesischen Städte bediente. Hie 
und da gab es jedoch keine freie Ratswahl, sondern der Herzog setzte 
die Ratımannen ein, wie z. B. in Neumarkt, Namslau, Brieg u. a. 
Die Mitglieder des nach dem Vorbild Magdeburgs in den meisten 
Städten bestehenden Schöffenkollegs pflegten in der Regel von den 
Ratmannen jährlich neu gewählt zu werden, weshalb sie auch nicht 
das hohe Ansehen der auf Lebenszeit gewählten Mageburger Schöffen 
genossen. Vertreter der erbgesessenen Bürgerschaft, sogenannte „Acl- 
teste* (seniores), meist gewesene Ratmannen, und Geschworene der 
einzelnen Zünfte bildeten nicht nur in Breslau, sondern auch in 
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anderen schlesischen Städten einen weiteren Rat, dessen Einberufung 
jedoch vom Belieben des engeren oder regierenden Rats abhing. *) 
Was die „Innungen“ betrifft, wie die Zünfte in Schlesien hiessen, 
so war das Mass des von ihnen erreichten Antheils am Stadtregiment 
zumeist noch sehr unbedeutend. In Breslau hatten die Innungen 
allerdings schon seit Ende des 13. Jahrhunderts nach Antheil an der 
Besetzung des engeren oder regierenden Rats, sowie des Schöffen- 
kollegs getrachtet und während der Zeit von 1295—1320 einen 
solchen wirklich durchgesetzt. Die im Jahre 1320 erfolgte Reaction 
schloss die Innungen zwar nicht völlig ‚vom regierenden Rat aus, 
beschränkte jedoch ihre Theiluame auf eine, höchsteus zwei Personen. 
Noch mehr wurden die politischen Bestrebungen der Innungen zurück- 
gedrängt seit dem Jahre 1333, wo dieselben sich in offenem Auf- 
stand gegen den Rath erhoben und den Versuch machten, den da- 
maligen Herzog Heinrich VI. gegen die Ratmannen und Grosskauf- 
leute aufzureizen und auf ihre Seite zu ziehen. An die Spitze jenes 
Aufstandes hatten sich die Weber und Tuchmacher gestellt, welche 
von den zum Kreis der Altbürger gehörigen Tuchkaufleuten oder 
Gewandschneidern sehr gedrückt wurden. Letztere besassen ähnlich 
wie die Gewandschneider in Prag, Budissin, Görlitz, Glatz und anderen 
königlichen Städten das ausschliessliche Privileg des Einzelverkaufs 
der Tuche nach der Elle, des damals sog. „Tuchausschnitts*. Die 
Weber und Tuchmacher, denen jeder Einzelverkauf bei hoher Strafe 
untersagt war, mussten ihre Produkte an die Gewandschneider ver- 
kaufen und sich von diesen jeden Preis gefallen lassen. 2) Da aber 
auf Seiten des Rates und der Grosskaufleute der Herzog selbst stand 
und sich von den aufständischen Innungen nicht gewinnen liess, s0 
vermochte der Rat durch Hinrichtung und Verbannung der Führer 
den Aufstand zu unterdrücken, und die Iunungen mussten sich seit- 
dem damit begnügen, gelegentlich ein Mitglied einer besonders an- 


3) Vel. Breslauer Stadtbuch (Cod. dipl. SiL. XL), Einleitung von Markgraf, 

>) Grünhagen, Breslau unter den Pinsten, S. 64 ., Kuoihe, Geschichte dis Tuch 
macherhaudworks in der Oberlausitz (cues Lausitzisches Magazin, 58, Band, 8. 284 L.), 
Schmoller, dio Sirasshurger Tuchor- und Wohorzunft, & 100 £ In Prag durfien nach 
der Katsverordunng vom 1, Februar 1537 die Tuchmachermeister wenigstens solche Tuch, 
die geschoren worden, mach der Elle verkaufen (Rösler, deutsche Bechtsdenkuäler aus 
Böhmen und Mähren 1, 18). 
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‚gesehenen Innung in den Rat und das Schöffenkolleg gewählt zu sehen, 
Die Verbitterung der Weber gegen die im Rat: besonders stark vertretenen 
Tuchkaufleute blieb natürlich bestehen und nur die Aussichtslosigkeit 
aller Unternehmungen zur Abschüttlung des Druckes hielt von wei- 
teren Aufständen ab. Ganz derselbe Kampf zwischen Webern und 
Gewandschneidern herrschte in Neumarkt, wo König Karl im Jahre 1351 
selbst eingrifl, den Webern ellenweisen Verkauf ihrer Produkte ver- 
bot und ihnen nur erlaubte, ungetheilte Stücke und an höchstens 
sechs Personen zusammen zu verkaufen, was ausserordentlich viel 
war, da die Breslauer Weber nur drei Personen ein grosses Stück 
Tuch verkaufen durften. Mehr als in Breslau erreichten die Innungen 
nur in wenigen schlesischen Städten, wo keine so reiche und vom 
Landesherrn so begünstigte Altbürgerschaft den Innungen geschlossen 
gegenüberstand. So verordnete z. B. Horzog Wenzel von Liegnitz 
im Jahre 1353, dass in Liegnitz und Hainau der aus sechs Personen 
bestehende Rat zur einen Hälfte aus den Kaufleuten. zur andern aus 
den Innungen von den abgehenden Ratmannen gewählt werden solle. 
In allen Städten Schlesiens hatte sich jedoch ebenso wie in denen 
Mährens, Böhmens und der Oberlausitz die alte Abhängigkeit der 
Innungen vom Rat erhalten, welcher die Gewerbegerichtsbarkeit zum 
grössten Theil selbst ausübte, die Morgensprachen der Innungen durch 
Abgesandte überwachte und meist auch die Geschworenen der ein- 
zelnen Innungen (zwei bis vier) ernannte oder, wio z. B. in Schweid- 
nitz, die von den Innungsmitgliedern gewählten wenigstens zu be- 
stätigen hatte. ? 

Die ordentlichen Steuern, welche die herzoglichen Städte den 
Landesherren, die ursprünglich auch ihre Grundherren gewesen, zu 
entrichten hatten, waren der Schoss oder Grundzins und das sog. 
Münzgeld. Ersterer wurde nicht mehr wie ursprünglich von jeder 
Hofstätte oder Zinshufe entrichtet, sondern jede Stadt führte eine mit 
Rücksicht auf ihre Grösse und Steuerfähigkeit bestimmte Summe im 
Ganzen jährlich als Erbschoss an den Herzog ab, Dieselbe war mit- 
unter sehr beträchtlich, so zahlten Breslau 400, Schweidnitz und Liegnitz 
je 300, Brieg 200 Mark, Reichenbach, Striegau und Neisse je 100, 


iesische Urkunden zur Geschichte des Gowerberschts, herausgegeben von 
vu). 
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Jauer, Löwenberg und Goldberg je 80, Neumarkt 72, Namslau 50 
Mark Schoss. Geringere Summen zahlten viele andere Städte, die 
kleinsten nur einige wenige Mark. Das sog. Münzgeld war eine feste 
jährliche Abgabe, welche seit 1290 an Stelle der früher bei dem so 
häufigen Umweehseln der Pfonnige erhobenen Steuer getreten war; 
es betrug in den meisten Städten nur zwischen 5 bis 20 Mark, be- 
deutendere Summen entrichteten nur wenige grössere Städte, nämlich 
Breslau 160, Schweidnitz 71 und Liegnitz 30 Mark. Ausserordent- 
liche Hilfssteuern forderten die schlesischen Herzoge von allem be- 
weglichen und uubeweglichen Vermögen der Bürger ihrer Städte 
zunächst in den durch altes Herkommen gebilligten Fällen, nämlich 
bei Vermählung, Wehrhaftmachung, Auslösung des Horzog® oder 
seiner Söhne aus Gefangenschaft, Ausstattung seiner Töchter, behufs 
Wiedergewinnung verlorener Gebiete und Abwehr feindlicher Angriffe ; 
aber auch sonst noch in allen ihren zahlreichen Finanznöten liessen 
sich die Herzoge entweder von den Städten allein oder auch von der 
Ritterschaft und Geistlichkeit „Beden* bewilligen. ?) 

Wie in ganz Niederschlesien überhaupt, so war ganz besonders 
im Herzogtum Breslau auch das platte Land schon seit lange her 
fast vollständig deutsch und mit beinahe allen Dörfern besiedelt, die 
heutzutage bestehen. Die Ansetzung dentscher bäuerlicher Kolenisten 
war aber nicht auf Niederschlesien beschränkt geblieben, sondern auch 
in Oberschlesien schon häufig vorgekommen. In ganz Schlesien waren 
ferner viele polnische Dörfer mit emphytheutischem oder deutschem 
Recht bewidmet worden; die Zahl derjenigen Dörfer, die bei dem 
alten polnischen Rechte verblieben waren, kann in Niederschlesien 
nieht zahlreich gewesen sein, während in Oberschlesien schr viele 
Dörfer von deutschem Recht unberührt und slavisch geblieben waren. 

Die neuen Dorfanlagen, welche die deutschen Kolonisten ge- 
schaffen hatten, waren theils fränkische, theils flümische, doch knüpfte 
sich der Unterschied zwischen diesen beiderlei Anlagen nach 100jäh- 
riger Ausbildung nicht mehr an die Heimat der Zuwanderer, sondern 


%) Vgl. für alles Obige Tasehoppo und. Steel, U 
des Ursprungs der Städte u. m. w. In Schlesien und der Obe 
Schlesiens won Stenzel und Gränhagen, Häusler, frschichte des. Fnstenthuns. G 
Urkundensammlang (Breslau 1891). 
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an Zweck und Form der Gründung. Erstere waren in bis dahin 
noch unbosiodelten gebirgigen Waldgegendon ausgeführt und über- 
liessen den Kolonisten ein ausgedehntes Waldterrain, während die 
flümischen Anlagen nur besseres, schon einigermassen kultivirtes Land 
umfassten. Die fränkische Hufe war in Schlesien nahezu 140 Magde- 
burgische Morgen gross, während die flämische Hufe sich nur auf 
die Hälfte dieser Fläche belief. Eine keineswegs übertriebene Be- 
rechnung hat die Zahl der im 13. und 14. Jahrhundert in Schlesien 
neuangelegten Dörfer auf etwa 1500 angeschlagen, die Zahl des Zu- 
zugs der deutschen Landleute auf 150.000 bis 180.000. Infolge der 
Bewidmung mit deutschem Recht erhielten viele oblonge polnische 
Dörfer mit unregelmässig eingetheilten kleinen polnischen Hacken- 
hufen (uncus, radlo) die deutsche Hufenverfassung mit ziemlich regel- 
mässiger Gewanneintheilung. Ebenso steht es fest, dass flämische 
Hufenanlagen durch allmähliches Hinzuziehen noch nicht kultivirter 
Theile der Dorffluren nahezu in die Gestalt der gewannförmigen über- 
gegangen, zum Theil sogar in der ersten Hälfte des 14. Jahrhun- 
derts von den Grundherren in regelmässig eingerichtete Gewann- 
hufen verwandelt worden sind, von denen wegen der völlig gleichen 
Grösse und Güte jeder derselben höhere Zinsungen gefordert werden 
konnten. 

Die vom deutschen Einfluss unberührt verbliebenen slavischen 
Dörfer waren entweder von der in Schlesien Jandesüblichen oblongen 
Form oder sie hatten die Gestalt sog. Rundlinge, wo die Gehöfte 
und Gärten in einen geschlossenen Kreis zusammengebaut sind, wie 
man sie um Rybnik, Trebnitz, Gross-Glogau antrift. Die Bauern- 
güter solcher slarischer Ortschaften waren oft sog. „Dzedzinon*, 
d. h. Güter von verschiedener Grösse (I—4 Hnfen), welche von 
Blutsfreunden in ungetheilter Gemeinschaft bewirtschaftet wurden. 
Höchst eigentämlich ist die Eintheilung der Feldmark solcher Dorf- 
schaften; einzelne Abschnitte derselben stellen nämlich scheinbar das 
Bild von @ewannen dar, doch sind in ihnen nicht sämmtliehe Güter 
betheiligt. Da es hie und da zur Absonderung einzelner Genossen 
und zur Theilung der Dzedzinen kam, so entstand eine immer ärgere 
Zerstücklung und Unregelmässigkeit, deren wirtschaftliche Nach- 
theile schr erheblich waren: die zerstreute Lage der Parzellen 
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und ihre Unzugänglichkeit beeinträchtigte die Nutzbarkeit derselben 
gar sehr. 

Zu den hauptsächlichsten Reallasten der bäuerlichen Hufen- 
besitzer deutschen Rechts gehörten zunächst die grundherrlichen Zin- 
sungen, und zwar jührliche Geldzinse (von Y, Mark bei flämischen, 
“, Mark bei fränkischen Hufen, mitunter auch mehr bis zu 1 Mark), 
Naturalzinse, besonders Hühner- und Eierzins, Getreidezins, manch- 
mal letzterer allein (meist ein halber Malter, d. i. 6 Scheffel 
oder ein ganzer, d. i. 12 Scheffel Kora, Hafer, mitunter auch 
Weizen oder Gerste), ferner der sog. Bischofsvierdung, d. i. Y, Mark 
jährlich «6 Scot) oder nur 4 Seot als Ablösung des Bischofs- 
zehnten und meist zwei Scheffel Getreide als Pfarrzehnt, endlich 
der sog. Geldschoss (Y,—%, Mark, selten mehr), der Getreide- 
schosss (2—8 Schefiel) und das Münzgeld (3—-6 Groschen), welche 
drei Abgaben an den Landesherrn, beziehungsweise an jene Klöster, 
Ritter oder güterbesitzenden Bürger entrichtet wurden, denen der 
Landesherr diese ‚herzoglichen Rechte‘, sowie die Öbergerichte (d. i. 
die Blut- oder Halsgerichte) über die Bauern verpfändet, zu Lehen 
gegeben oder verkauft hatte. Der gesammte Betrag des noch unver- 
äusserten (reldschosses vom platten Lande des Breslauer Kreises be- 
trug um die Mitte des 14. Jahrhunderts wur noch 150—160 Mark, 
im Neumarkter Kreise etwa 80 Mark, der noch unveräusserte Ge- 
treideschoss in beiden Kreisen, dom damaligen Herzogtum Breslau, 
zusammen noch 1596 Scheffel (190%, Scheffel Weizen, 343 Roggen, 
359%, Gerste und 709 Hafer). ') Anch zu ausserordentlichen landes- 
herrlichen Steuern (Beden, Hilfen) war die Bauerschaft verpflichtet; 
die Fälle, in denen solche erhoben wurden, sind oben erwähnt worden, 
Die Frondienste der deutschrechtlichen Erbpächter waren gering; 
zumeist werden nur erwähnt die zweimal oder dreimal im Jahre 
üblichen Ackerdienste und überdies Fronfuhren nach dem Hofe des 
Grundherrn. Was schliesslich die Rechtsverhältnisse der vom 
deutschen Recht unberührt gebliebenen polnischen Dörfer betriftt, so 
waren dieselben ähnlich denen der tschechischen und wendischen 


9) Vgl. das sog. Tandbuch des Fürstentums Breslau, herausg. vom Stenzel (ia 
Uebersicht der Arbeiten und Veränderungen der schlesischen Gesellschaft für vaterländische 
Kultur im Jahre 1841, Brosln 1842). 
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Dörfer, bei denen es zu keiner Bewidmung mit deutschem Recht 
gekommen ist. Auf die unbestimmten prekären Besitzverhältnisse 
dieser Bauern polnischen Rechts ist der sog. Lassitische Besitz zurick- 
zuführen, der in neuerer Zeit bei den Bauern Oberschlesiens, des 
rechten Oderufers von Mittelschlesien und der wendischen Oberlausitz 
als Regel gegolten hat. ) 


*) Als Zehnton eutrichteten die Bauoru polnischen Rochls den zehnten Theil des 
wollen Emmteortrags (läber fundationks opiscopalus Vratislaviensis in Con. dipl, Sılesine KIV.). 
Vgl. Meitzen, Urkunden schlesischer Dörfer (Codex dipl. Sil. IV.) Einleitang. _Jungnitz, 
Geschichte der Dörfor Obor- und NiedorMois, Broslau 1885. 


Dann, GOOgle 


NSCONSIN 


ZWEITES KAPITEL. 


r Kodifikazion durch Karl IV. 


Das böhmische Landrecht vor s 


Gleieh zu Beginn der Regierung Karl IV. treffen wir auf eine 
rege Thätigkeit, deren Zweck die schriftliche Aufzeichnung des böh- 
mischen Gewohnheitsrechts, besonders des landrechtlichen Gerichts- 
verführens, ist. Aus eben dieser Zeit stammt ein Rechtsbuch, *), 
welches ursprünglich höchst wahrscheinlich in tschechischer Sprache 
verfasst worden ist, denn der auf uns gekommene tschechische Text 
zeigt verhältnissmässig weniger Spuren von Ueberarbeitung und ist 
alterthümlicher als die uns überlieferte lateinische Version desselben 
Rechtsdenkmales, die man später „Ordo iudieii terre“ genannt hat. 
Die älteste lateinische Rezension muss nicht lange nach Abfassung 
der ältesten Rezension des tschechischen Textes entstanden sein, unter- 
schied sich von letzterer hauptsächlich durch genauere Regelung der 
Kompetenz der Beamten des grösseren und kleineren Landgerichts 
und enthielt hierüber wahrscheinlich einen eigenen Titel ®), der im 
tschechischen Texte gänzlich fehlt. Aus diesem Umstand lässt sich 
schliessen, dass ungefähr um 1350 cine Neuorganisirung des kleineren 
Landgerichts, wohl durch Zuthun Karls 1V., stattgefunden habe. 
Derselbe dürfte auch die Abfassung des in Rede stehenden Rechts- 
gangbuches oder doch der lateinischen Version angeregt haben, um 
dasselbe für die von ihm für die nächste Zeit in Aussicht genommene 


4) Val, darüber meine Abhaudlung der Ordo iudich terro Becmio« im 10. Band 
der Zeitschrift der Sariguystiftung für Rechtsgeschichte, $. 98-167. 
®) Es ist dies der & 69 der Ausgabe von H. Jirelak im Codex juris Boh. II, 9, 249. 
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Aufzeichnung des gesammten böhmischen Landrechts zu benützen. 
Man wird ferner nicht: fehlgehen, wenn man aus der wiederholten 
besondern Betonung „der höherm Geburt“ der Barone auf Beeinflus- 
sung dieser Rechtsaufzeichnung durch die obersten Beamten und 
Schöffen (Kmeten) des Landgerichts schliesst, die ja ohnehin die 
Haupfträger der gewohnheitsrechtlichen Prozessrechtsgrundsätze waren. 
Die Struktur des landrechtlichen Gerichtsverfahrens, wie es uns der 
Ordo indieii darstellt, stimmt mit der deutschrechtlichen im wesent- 
liehen überein; ausserdem finden sich in Rechtsgrundsätzen und sogar 
in Gerichtsformeln so viele auffallende Achnlichkeiten mit dem säch- 
sischen Recht und namentlich mit dem Magdeburger Stadtrecht, dass 
eine Beeinflussung durch letzteres mit Nothwendigkeit angenommen 
werden muss; galt ja doch Magdeburger Recht schon damals in den 
Städten des nördlichen und nordöstlichen Böhmen und Mähren und 
vor allem in der kleineren Stadt Prag unterhalb des Hradschin, auf 
welebem das böhmische Landgericht seinen Sitz hatte. Die Anfänge 
der Beeinflussung des böhmischen Landrechts durch Magdeburger 
Recht gehen höchst wahrscheinlich schon auf die Zeiten König Prsche- 
mysl Ottokar IT. zurück, der seinem Entwurf eines geschriebenen 
böhmischen Landrechts das Magdeburger Kecht zu Grunde gelegt 
haben soll. 

Ans dem Ordo indieii terre lernen wir das landrechtliche Ge- 
richtsverfahren vor seiner Reform durch Karl IV. kennen. Ueber- 
blicken wir daher den im Ordo enthaltenen Rechtsstoff, um das 
nötige Verständnis für die spätere Gesetzgebung Karls IV. zu ge- 
winnen, 

Die Gerichtsgewalt des böhmischen Landgerichts bezieht sich 
unmittelbar auf alle freien Landesbewohner, die in keinem Lehens- 
verhältniss standen, mittelbar auch auf die Zinsleute und Untersassen 
der Grundherren. Was die sachliche Abgrenzung der Kompotenz des 
grösseren und kleineren Landgerichts betrifft, so werden alle Rechts- 
streite um Erbe, Totschlag, Verstümmelung, grosse, d. h. kampf- 
würdige Wunden, Entführung, Sachbeschädigungen, bei denen sich 
die Busse über 100 Mark Silber erstreckt, und ebenso um Schuld 
über 100 Mark vor dem Landriehter in Gegenwart des obersten 
Kämmerers, Notars oder Landschreibers und von wenigstens sieben 
Baronen oder Herren als Schöffen verhandelt. Ueber peringere Rechts- 
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streite, wo es sich um eine Summe von über 10 Mark Silber weniger 
1 Loth (d. i. 4 Groschen) und unter 100 Mark handelte, richtet der 
Landrichter mit dem Schreiber und den Baronen allein ohne den 
obersten Kämmerer. Die Beamten des kleineren Landgerichts, Vize- 
kämmerer, Vizeriehter und Vizenotar, richten mit freien Landesbe- 
wohnern als Urtheilern über Wunden, Sachverletzungen, Pfänder 
und Schuld unter 10 Mark weniger 1 Loth. Vor den kleinen Be- 
amten erfolgen überdies die Anzeige stattgehabter Verbrechen oder 
Frovel, die Kundmachung der vollzogenen Ladung, die Vorstellung 
der Zeugen, die Eidesleistung in der Allerheiligenkapelle. Die klei- 
neren Beamten können Jeden wegen misslungener Eidesleistung ver- 
urtheilen oder wegen Nichterscheinens am Schwurtag für sachfüllig 
erklären. 

Der Gang des Rechtsstreites zerfällt nach dem Ordo in das dem 
Beweise voraufgeliende Verfahren, das Beweisverfahren und das Zwangs- 
verfahren. Ersteres beginnt mit der Klagestellung. Hicher gehört 
zunächst der Gang des Klägers zu Gericht, um die Anzeige zu 
machen, dass er wegen eines stattgehabten Verbrechens oder Frevels 
klagen wolle, was binnen zwei Wochen nach dem Vorfall erfolgen 
soll. Nur bei der Klage auf unbewegliches Gut findet keine Anzeige 
statt, sondern wird sogleich zur dreimaligen Ladung geschritten. 
Gleichzeitig mit der Anzeige hat der Kläger an die Beamten das 
Ersuchen zu stellen, ihm einen Gerichtsboten oder Büttel zu gehen, 
der an Ort und Stelle der verübten Rechtsverletzung den That- 
bestand zu erheben habe. Das von diesem Büttel vor den Landes- 
gerichtsbeamten abgelegte Zeugniss wird sammt Angabe von Jahr 
und Tag dor verübten Rechtsverletzung in die Landtafol eingetragen. 

Hierauf folgt, wann immer der Kläger will, das Ersuchen des- 
selben um Vorladung des Beklagten durch einen Gerichtsboten. Bei 
den Klagen um Totschlag, Notzucht, Entführung, auf Gut und um 
Schuld über zehn Mark weniger ein Loth war dreifache Ladung 
nötig, bei denen um Körperrerletzungen und Sachbeschädigungen ge- 
nügte einmalige Ladung. Der dem Kläger beigegehene Büttel voll- 
zieht die Ladung vor der Stunde der Non, und zwar allein, wenn 
der Beklagte innerhalb des Prager Kreises ansässig ist; gehört der 
letztere einem anderen Kreise an, so hat ihm ein Bättel der Zuda 
dieses Kreises beigegeben zu werden. Beide kündigen ihm die Ladung 
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zu Haus und Hof; wenn er daheim ist, rufen sie ihn persönlich vor, 
wenn nicht, so kündigen sie die Tadung vor seinen Hansgenosson. 
Wiederholt wird dieselbe an dem nächstgelegenen Marktorte, den der 
Beklagte zu besuchen pflegt, im Beisein des zusammengerufonen 
Volkes und unter Zuziehung des Ortsrichters und zweier Ortsgeschwo- 
renen zum Zwecke des Beweises. Die Namen des Büttels, des Be- 
klagten, sowie die Klage selbst, endlich die Ladungsfrist von zwei, 
vier oder sechs Wochen, alles dies wird in die Landtafel eingetragen. 
Kommt der angesetzte Gerichtstag und Kläger erscheint, Beklagter 
jedoch nicht, so soll der Büttel die vollzogene Ladung bezeugen, 
worauf ähnlich wie im sächsischen Stadt- und Lehenrecht vor den 
kleineren Gerichtsbeamten und dem Prager Vizeburggrafen Früh, 
Mittags und bei sinkender Sonne drei Tage hinter einander die Ab- 
wesenheit des Beklagten durch dreimaliges „Heischen* festgestellt 
wird. Am Abend des dritten Tages wird zu Recht gefunden, dass 
dem Beklagten ein zweiter Gerichtstag zur Vertheidigung und weitern 
Verhandlung anzusetzen sei. Kläger erhält daher einen andern Ge- 
richtsboten, der dem Beklagten den zweiten Gerichtstag kündigen 
soll. Auch diesen zweiten Termin hat Kläger sammt dem Namen 
des Gerichtsboten in der Landtafel vermerken zu lassen, ebenso den 
des Klagvormunds, wenn er einen solchen zum Handeln vor Gericht 
an seiner statt bestellt hat, was bei allen Klagen mit Ausnahme der 
Totschlagsklage erlaubt ist. Kommt der zweite Gerichtstag und 
Beklagter erscheint abermals nicht, so wird in derselben Weise vor- 
fahren, wie am ersten Gerichtstage, Ueberdies wird dem Beklagten 
cin dritter und letzter Gerichtstag angesetzt. Beklagter muss an 
diesem dritten Gerichtstag vor der Nonzeit erscheinen, wenn er nicht: 
sachfällig werden will. 

Besondere Bestimmungen gelten betroffs der Ladung geistlicher 
Personen und der Bürger, welche sämmtlich nur wegen „Erbe* oder 
wegen einer Schuld für ein Erbe vor das Landgericht geladen werden 
können. Der Erzbischof wird durch einen Baron im Bischofshof zu Prag. 
und ausserdem durch einen Büttel auf dem strittigen Erbe vorgeladen, 
Aebte und Aebtissinnen werden im Kloster vor ihrem Konvent, so- 
wie in der nächsten Stadt, wo ihre Leute den Markt besuchen, vor- 
geladen, Pfarrer oder Canoniei auf ihren Höfen, in ihren Kirchen 
vor der Gemeinde bei der Messe, auf dem strittigen Erbe und in der 
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nächsten Stadt, Bürger in ihrem Hause und vor versammelten Volke. 
Wer Zinsleute geistlicher Herren oder Bürger vorladen will, hat vor- 
her ihre Herren oder deren Beamte anzugehen, damit sie ihm gegen 
jene Recht gewähren. Erst wenn sich diese weigern, können die 
Beklagten vor das Landgericht geladen werden, wo sie sich wie andere 
Landesbewohner von der Anschuldigung nach Landrecht zu reinigen 
haben. Wenn aber die geistlichen Herren bereit sind, dem Kläger 
Recht zu schaffen, so soll die Sache in dem Hofe, den der betref- 
fende geistliche Herr in Prag besitzt, oder wenn er hier keinen Hof 
hat, in der Herberge desselben zu Prag in Gegenwart eines Land- 
gerichtsbeamten nach Landrecht erledigt werden. 

Kehren wir nun zur Weiterentwicklung des dem Beweise vor- 
aufgehenden sog. ersten Verfahrens zurück. Trifft der dem Beklagten 
angesetzt dritte Gerichtstag mit einer Sitzung des grossen Land- 
gerichts zusammen, was in der Regel zutrifft, und erscheint der Be- 
klagte in derselben, so stellt zunächt der Kläger an den Oberstrichter 
das Ersuchen, dass er ihm einen Vorsprecher gönne, was der Richter 
bewilligt. Nachdem der Vorsprecher mit dem Kläger zu rinem Ge- 
spräch ausserhalb des Gerichts abgetreten ist und in demselben die 
nötige Instruktin erhalten hat, beginnt er seinen Vortrag in der 
Sache selbst mit den Worten: „Herr Richter, dieser Kläger hier, 
mit Namen N., bittet mich, dass ich sein Wort führe, gönnst du es 
ihm und mir?*:) Wenn nun der Richter sagt: „Ich gönne es*, 
soll der Vorsprecher den Kläger das Recht verwahren und die Bitte 
stellen: 1) um Zutheilung eines der Barone, die zu Gerichte sitzen, 
welcher den Kläger belehren soll, wo er zu stehen hat, sodann 2) um 
Zutheilung zweier Barone, welche ihm und dem Kliger zu rathen 
und ins Ohr zu flüstern haben, was ihrem Rechte dienlich sei. Die 
dritte Bitte des Vorsprechers lautet: „Der Kläger bittet und ich bitte 
in seinem Namen, dass wir die Hälfte der Barone, welche wir 
wählen, zur Rathertheilung bekommen, und dass wir mit ihnen, 
so oft es notwendig wird, zum Gespräch ausserhalb des Gerichts ab- 
treten können. Weiter verwahre ich ihm und mir, dass ich nach 
Belehrung der Barone seine Klage vorbringen, ihn in die Schranken 
einführen und alle Rechtshandlungen vornehmen könne, welche zu 


) Diese und die folgenden Formeln sind entweder gleich oder schr Ahnlich denen, 
die der Richtsteig Landrochts, her. von Homeyar, Barlin 1857, 8. 97 f, anführt, 
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diesem Rechtsstreit erfordert werden. Sollte ich ihn in irgend etwas 
vernachlässigen oder irgend ein Wort verfehlen, so soll er sagen 
können: Das ist nicht mein Wort, und es durch mich oder einen 
andern Vorsprecher holen und wandeln dürfen. Ueberhaupt verwahre 
ich ihm und mir alles Recht, welches zu diesem Rechtsstreit gehört, 
und bitte den Herrn Richter, dass er die Urtheilsfrage an die Barone 
stelle, ob das Recht, wie ich es dem Kläger und mir verwahrt habe, 
hinreichend verwahrt sei“. Haben nun die Barone zu Recht gefunden 
und der Richter den Spruch vermeldet: „Was du ihm und dir an 
Rechten ausbedungen hast, das soll euch zustatten kommen“, so soll 
dem Kläger sogleich einer der Barone zugetheilt werden, welcher ihn 
belehrt, dass er innerhalb der Schranken auf der rechten Seite zu 
stehen habe. Und nach dem Rathe dieses Herm kann sich Kläger 
auch noch andere Befugnisse ausbedingen, die er sich zu wahren 
bisher unterlassen hat. Hierauf wird dem Beklagten auf seine Bitte 
‚gleichfalls ein Vorsprecher gegeben, der ganz dieselben Bitten an den 
Richter stellt wie der Vorsprecher des Klägers, und in derselben 
Weise alle seiner Partei und ihm selbst zukommenden Befugnisse 
einzeln ausbedingt. Auch dem Beklagten wird sodann einer der 
Barone beigegeben, der ihn belehrt, dass er auf der linken Seite zu 
stehen hat, und der ihm zugleich sagt, ob ihm sein Vorsprecher 
seine Rechte hinreichend gewahrt hat oder nicht. 

Nun stellt der Vorsprecher des Klägers die Bitte an den Richter, 
ob ihm erlaubt sei, die Klage vorzutragen. Der um Urtheil befragte 
Baron findet zu Recht, dass dies geschehen könne. Nun nimmt der 
Vorsprecher das Wort und schreitet zum Klagvortrag. Für den 
Inhalt des lotztern genügt eine kurze, unmotivirte Bezeichnung des 
Unrechts, worüber Kläger gegen den Beklagten sich beschweren zu 
können glaubt. Nach dem Gegenstande unterscheidet der Ordo that- 
sächlich Klagen um Ungerieht oder Frevel, auf Gut und um Sehuld, 
ohne jedoch diesen deutschrechtlichen analoge tschechische oder latei- 
nische Kunstausdrücke zu gebrauchen. Aehnlich verhält es sich mit 
der Unterscheidung der Klagen in schlichte Klagen, wofür einmal 
der Ausdruck „Zaloba prosta“ vorkommt, und in solche mit ver- 
stärktem Zusatz, d. h. mit einem der Klage sofort beigefügten 
Beweisanerbieten, wodurch die Vertheidigung des Beklagten entweder 
ganz ausgeschlossen oder doch wesentlich erschwert werden soll. 
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Dem nun zu erwartenden Gebot des Richters zur Antwort an 
den Beklagten kommt der Vorsprecher desselben zuvor, indem er an 
‚den Richter die Frage richtet: „Herr Richter, erlaubst du mir Ant- 
wort zu geben vor dem gehagten Gerichte?* Wenn der Richter 
sagt: „Ich erlaube es“, soll der Vorsprecher des Beklagten das Be- 
gehren um Auskunft über den Gegenstand der Schuldigung stellen, 
indem er z. B. bei der Klage um Totschlag und ebenso bei den 
übrigen Ungerichtsfällen frägt, wann derselbe geschehen sei? Hierauf 
antwortet der Vorsprecher des Klägers: „In dem und dem Jahre, 
an dem und dem Tage, vor oder nach dem und dem Feste‘. Der 
Vorsprecher des Beklagten frägt hierauf, ob das Verbrechen des N. 
den Gerichtsbeamten angezeigt worden ist, und wenn diese bekennen, 
«s sei geschehen, dann soll der Vorsprecher des Beklagten die weitere 
Frage an den Kläger stellen, ob er den Gerichtsboten habe, welcher 
2. B. die Leiche oder die Spuren der geschehenen Heimsuchung ge- 
sehen hat. Hierauf hat der Gerichtsbote zu bestätigen, was er ge- 
sehen und (wie z. B. bei der Heimsuchung) von den Nächbarn er- 
fragt; beim Totschlag hat er überdies das blutige Gewand vorzu- 
weisen, Stimmt die Aussage des Gerichtsboten mit der des Klägers 
nicht überein, so verliert letzterer den Prozess. Wenn Kläger aber 
weder den Gerichtsboten, noch das blutige Kleid vorweisen könnte, 
dann soll er den hierüber vorhandenen Landtafelvermerk verlesen 
lassen, welcher das mündliche Gerichtszeugniss vollkommen ersetzt. 
Endlich soll der Vorsprecher des Beklagten noch verlangen, dass die 
Klage aus der Landtafel durch den Landschreiber vorgelesen werde. 
Und wenn sich der Klagvermerk der Landtafel mit der vom Vor- 
sprecher des Klägers mündlich vorgebrachten Klage zweiet, und die 
Beamten dies anerkennen, dann soll der Beklagte der Klage und der 
Schuld ledig sein. Wenn sich aber die Landtafel mit der Klage 
nicht zweiet, und die Beamten bestätigen das, dann hat der Beklagte 
auf die Klage zu antworten. 

Was die weitere Verhandlung betrifft, so nimmt dieselbe bei 
Klagen um Ungericht, und zwar zunächst bei der Tetschlagsklage 
nachstehenden Verlauf. Ausführlich behandelt der Ordo mır die ver- 
nachtete Klage, das gewöhnliche Verfahren auf handhafter That, wo 
der gefangene Friedbrecher wohl ebenso wie nach deutschem Recht 
sogleich vor Gericht gebracht und abgeurtheilt wird, lässt der Ordo 
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ganz unerörtert und erwähnt nur des besonders qualifizirten Falles, 
dass jemand in Gegenwart des Königs oder vor dem Prager grossen. 
Landgerichte einen tötet und sogleich oder nachher (auf der Flucht 
von der That) ergriffen wird; ein solcher wird sogleich enthauptet. 
Entkommt er aber und der König oder die Prager Gerichtsheamten 
nehmen es auf ihren Eid, dass sie Augenzeugen waren, wie er das 
Verbrechen begangen, dann wird keine Ladung vorgenommen, son- 
dern der, welcher wegen dieses Totschlages als Kläger auftritt, soll 
jenes Zeugnis in die Landtafel eintragen lassen, Beklagter gilt als 
überführt und Kläger als berechtigt, gegen ihn das Zwangsverfahren 
bis zur Hinrichtung einzuleiten. Ein gütlicher Vergleich zwischen. 
Kläger und Beklagten (Strafablösung durch Busszahlung betreffend) 
darf in diesem Falle ohne besondere Erlaubniss des Königs oder des 
Landeshauptmannes nicht stattfinden. Wenn aber einer vor dem 
König oder dem Prager Vollgerichte jemanden nicht tötlich verwundet, 
so wird ihm sogleich die Hand, mit der er die That vollbrachte, ab- 
‚gehauen ; stirbt der Verletzte später infolge der Verwundung, so kann 
der Verletzer wegen Totschlags geklagt werden. 

Bei der vernachteten Klage, über welche unser Rechtsbuch aus- 
führlich handelt, hat der ungefangene Beklagte ein Recht auf drei 
nacheinander in gesetzlicher Frist angesetzte Gerichtstage. Erscheint 
Beklagter und kann der Kläger das Gerichtszeugniss über die früher 
aufgewiesenen sichtbaren Spuren der That anfrufen, d. h. ‚leibliche 
Beweisung* beibringen, 30 ist er zum Kampfesgruss ermüchtigt. Was 
den Beklagten betrifft, so gibt es folgende Möglichkeiten. Der Be- 
klagte bekennt entweder oder leugnet seine Schuld und behauptet 
seine Unschuld, oder er behauptet, er habe nur einen Akt der Not- 
wehr begangen, „indem er sich des Angriffs des nunmehr Getöteten 
erwehren und sein Leben habe vertheidigen müssen“. Was im Fall 
des einfachen Leugnens geschieht, wird nicht gesagt. Offenbar wird 
dem Beklagten der einfache Unschuldseid aufgetragen, vorausgesetzt, 
dass der Kläger nicht: vermittelst eines der Klage sofort beigefügten 
Beweisanerbietens durch Zweikampf dem Beklagten den Unschuldseid 
verlegt hat. Die Form, wie die Kampfklage angesetzt wird, ist 
folgende: „N. von N. klagt gegen N. von N., dass er seinen Bruder 
N. oder Gesippen N. auf friodlichem Wege widerrechtlich erschlagen 
habe; sollte es Beklagter lengnen, 90 will es ihm Kläger mit seinem 
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Leben gegen dessen Leben beweisen, wie es ihm die Barone zu Recht 
finden werden“. Im Falle der vom Klüger beigebrachten „leiblichen 
Beweisung® und zugleich der Behauptung rechter Notwehr seitens 
des Beklagten stehen gleichwiegende Behauptungen heider Parteien 
einander gegenüber, mithin kann weder dem Beklagten der Unschulds- 
eid, noch dem Kläger die Ueberführung mit Zeugen zuerkannt werden. 
Die Herren finden deshalb zu Recht, dass die Parteien „mit einander 
kämpfen und es mit ihrem Leben beweisen sollen“. Die Ausübung 
des Kampfrechts sotzt jedoch gewisse Bedingungen voraus, als welche 
der Ordo folgende anführt: 

1. Rücksichtlich des Klägers wird erfordert, dass ein Gleicher seines 
Gleichen von Geburt, d. h. deutschrechtlich gesprochen, dass der Genosse 
den Genossen kämpflich grüsse, z. B. ein grosser Edelmann oder Herr (pn, 
älechtic) einen Herrn, ein Kleiner Edelmann (wlädika) eben wieder einen 
solchen. Ebenso sind Genossen Bürger und Bauern, da sie beide dem 
Stande der Nichtadeligen oder Gemeinen angehören. Dem schlechter 
Geborenen weigert der besser Geborene den Kampf. Klagt daher ein 
besser Geborener einen schlechter Geborenen wegen Totschlags, ohne 
mit ihm kämpfen zu wollen, so soll ihm der Vorsprecher das Recht 
seiner Geburt vor der Klage ausbedingen und der Beklagte leistet den 
Unschuldseid selbsiebent aufs Kreuz. Wollte aber der Beklagte aus 
Furcht vor der Gefahr eines Verstosses nicht schwören, so soll er 
um den Kampf mit dem Kläger bitten, und der Kläger muss dann 
mit ihm kämpfen. Spricht aber ein Niederer einen Höheren, nämlich 
ein Wladyke, Bürger oder Bauer, einen grossen Edelmann, bezw. 
einen Wladyken, kämpflich au, so kann sich der Beklagte entweder 
selbst obiges Recht verwahren, bevor die Klage gegen ihn vorgehracht 
ist, oder es thut dies für ihn sein Vorsprecher; infolgedessen wird 
dem Beklagten der verstärkte Unschuldseid selhsiebent aufgetragen. 
Fällt er oder einer der Zeugen im Eide, so verliert er den Streit, 
nicht aber den Kopf, sondern er hat dem Kläger nach Schätzung 
der Beamten des grossen Landgerichts, des Oberstkämmerers, Oberst- 
richters, Prager Burggrafen und Landschreibers Wergeld für den 
Getöteten zu bezahlen. Wenn sich diese nicht einigen können, gibt 
der König oder Landeshauptmann den Ausschlag. Hat sich aber der 
Beklagte obiges Recht vor der Klage nicht ausbedungen, so muss or 
mit dem schlechter geborenen Kläger kämpfen. 
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2. Kläger und Beklagter mussen regelmässig selbst kämpfen, selbst 
Witwen oder Jungfrauen von 18 und mehr Jahren, die der Ehe entsagt 
haben und daher als selbmündig gelten. Wenn ein solches Weib einen 
ihr Ebenbürtigen wegen Totschlags ihres Gatten oder eines Blutsfreundes 
beklagt, so hat Beklagter beim Kampf, mit Schwert und grossem 
Schild bewaffnet, bis zum Gürtel in einer Grube zu stehen, in der 
er sich wenden und gegen die gleichbewafnete Klägerin vertheidigen 
kann, welche oben in dem abgesteckten Kreise steht. Beklagter soll 
aus der Grube und Klägerin aus dem Kreise nicht früher heraus- 
gehen, bis einer den andern überwunden hat. ‚Wer von ihnen seinen 
Standpunkt früher verlässt, verliert den Streit. Nur bei der Klage 
um Wergeldschuld, welche Kläger gegen einen andern erhebt als den 
Totschläger {also gegen dessen Gesippeh), dürfen sich Kläger und 
Beklagter Bevollmächtigte bestellen und statt ihrer selbst, aber nur 
mit Knütteln und Schilden bewaffnet, kämpfen lassen. Waisen je- 
doch, die noch nicht za ihren Jahren gekommen, können, wenn sie 
jemanden um Totschlag ihres Vaters oder eines anderen Gesippen 
klagen, welchen Blutsfreund immer zum Kampfvormund wählen und 
ihm Schwert und Schild übergeben. Nur muss der Vorsprecher der 
Waise derselben vorher das Waisenrecht ausbedungen haben, widrigen- 
falls der Beklagte die Waise fragen kann, ob das ihr Wort ist, was 
der Vorsprecher gegen ihn gesprochen hat. Und wenn sie sagt, dass 
es ihr Wort ist, soll der Beklagte sich an den Richter wenden mit 
den Worten: „Herr Richter! Die Waise geht in dem Rechtsstreit 
als Mann gegen mich vor, desshalb soll sie ihn auch als Mann mit 
mir zu Ende führen und nicht als Waise, denn es wurde ihr das 
Waisenrecht nicht ausbedungen‘, worauf die Herren zu Recht zu 
finden haben, „dass sie des Waisenrechts nicht geniessen solle“. 
Waisen gleich behandelt werdon Jungfrauen, welche der Ehe nicht 
entsagt haben. Nicht kämpfen dürfen verheiratete, in ehelicher 
Vormundschaft ihrer Gatten stehende Weiber. Der von einem solchen 
Eheweib Beklagte muss selbsiebent den Reinigungseid leisten, 
Nachdem das oben erwähnte Beweisuriheil ergangen ist, sollen 
die Parteien nicht mehr zur Beratung oder zum Gespräch abtreten. 
Hierauf lässt der Ordo eine ziemlich ausführliche Beschreibung des 
Vorfahrens bei der Kampfklage folgen. Der Vorsprecher des Klä- 
gers hat zu sagen: „Herr Richter, der da von daher bittet, dass ihm 
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ein Baron beigegeben werde, damit er ihn belehre, wie er seinen 
Feind anzugehen habe, wie er in die Geriehtsschranken eintreten soll, 
mit welchem Fusse voran, und mit welchem hemach, auf welches 
Knie er vor euch niederknien soll und an welchem Orte, mit welcher 
Hand er einen Zipfel seines Gewandes anfassen und was er sagen 
soll, bevor er mit diesem Zipfel auf seinen Feind losschlägt, wie 
oftmal er schlagen, wie lange er knien soll, wann er aufstehen und 
aus den Schranken heraustreten soll. Ganz dieselbe Bitte an den 
Richter stellt hierauf der Vorsprecher des Beklagten. Offenbar wird 
nach gestellter Urtheilsfrage Kläger und Beklagtem je ein Baron zur 
Rechtsbelehrung beigegeben. Der dem Kläger heigegebene Baron 
soll laut sagen: „Höre, wenn du angewiesen wirst, in die Schranken 
einzutreten, musst du mit dem rechten Fusse zuerst und mit dem 
linken nachher eintreten; und wenn du vor die Barone kommst, 
sollst du auf das rechte Knie niederknien, mit der rechten Hand auf 
der rechten Seite deines Gewandes einen Zipfel anfassen und ihn 
halten, so lange dir die Barone nicht befehlen, mit diesem Zipfel 
deinen Feind zu schlagen‘. Ganz dieselbe Belehrung ertheilt hierauf 
der dem Beklagten beigegebene Baron, nur mit dem Unterschiede, 
dass er ihn anweist, mit dem linken Fusse voran und mit dem rechten 
nachher in die Schranken einzutreten, sich vor den Herren aufs linke 
Knie niederzulassen und mit der linken Hand auf der linken Seite 
seines Gewandes einen Zipfel anzufassen. Auf die Fragen der Vor- 
sprecher und erhaltene Erlanbniss des Richters treten nun zuerst der 
Kläger, dann der Beklagte in die Schranken. Dann fragen die Vor- 
sprecher nach einander, ob sich ihre Klienten schon niederknien 
können. Der Richter frägt die zur Rechtsbelehrung beigegehenen 
Barone um Urtheil und ertheilt daun auf Grund desselben die Er- 
Jaubniss. Dann fragen die Vorsprecher, ob ihre Klienten die Zipfel 
bereits anfassen können,worauf Kläger und Beklagter nach erhaltener 
Erlaubniss gemäss der erhaltenen Rechtsbelehrung sich benehmen. 
Die Vorsprecher bitten dann um je einen Baron, welcher Kläger und 
Beklagten belehren solle, was sie zu sagen haben, bevor sie den 
Zipfeln losschlagen. Nach Gewährung der Bitte sagt der dem Kläger 
heigegebene Baron laut: „Du musst so sprechen: Du N. höre! Ich 
sage dir, dass du mein Feind bist, denn du hast N., meinen leib- 
lichen Bruder von daher (wobei der Ort genannt wird) auf friedlichem 
Worunsky, Karl IV. HI. Bi. 4 
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Wege widerrechtlich erschlagen, und das will ich mit meinem Leben 
gegen dein Leben beweisen, wie es das Landrecht und die Barone 
lehren werden“. Hierauf sagt der dem Beklagten beigegebene Baron 
laut: „Du musst zum Kläger so sprechen: Höre N! Wesen du 
mich beschuldigst, dass ich deinen Bruder N., von dorther, auf fried- 
lichem Wege widerrechtlich erschlagen habe, dessen bin ich dir un- 
schuldig, und das will ich mit meinem Leben gegen dein Leben be- 
weisen, wie es mich das Landrecht und die Barone lehren werden*. 
Beruft sich der Beklagte auf rechte Notwehr, so hat er zu sagen 
„Dein Bruder gab die Veranlassung, ich musste ihm tödten, um mı 
Leben zu vertheidigen*. Darauf schlagen Kläger und Beklagter drei- 
mal mit den Zipfeln zusammen, wobei sie darauf zu achten haben, 
dass sie wirklich einander schlagen und dass keiner den andern ver- 
fehle. Wenn die Barone bemerken, dass es sich bei irgend einem 
ereignet, dass er wirklich nicht geschlagen habe, so verliert derselbe 
den Prozess. 

Nachdem Klöger und Beklagter mit Erlaubniss des Richters 
die Schranken verlassen haben, kann (auf Verlangen eines von 
beiden) unter Verbürgung des Wiedererscheinens in dem Beweistermin 
durch Urtheil der Barone eine Vertagung der Ausführung des Kampfes 
auf einen späteren Gerichtstag eintreten. Kommt derselbe, so soll 
der Kläger kampfbereit vorerst schwören, d. I, den Sicherungseid 
leisten: wenn er dabei verstösst, den Eid verdirbt, verliert er den 
Prozess. Wenn er aber mit seinem Eide vollkommt, ihn vollführt hat, 
soll auch der Beklagte kampfbereit seine Unschuld beschwören, 
d, h. gleichfalls einen Sicherungseid leisten. Wenn er einen Ver- 
stoss begeht und auf dreimalige Aufforderung des Richters ihn 
nieht bessert, verliert er den Rechtsstreit und das Leben. Voll- 
führt aber der Beklagte den Eid, so wird sogleich zur Ausführung 
des Kampfes geschritten; Kläger und Beklagter sollen ohne Rüstung, 
bloss in Rock und Stiefeln, mit Schwert und Schild in dem für sie 
abgesteckten Kreise kämpfen. Wollte einer der beiden nicht kämpfen, 
so soll er, bevor er in den Kreis tritt, die Barone bitten, dass sie 
ihm eine Beratung mit dem Prager Burggrafen gestatten, welcher 
ihm sicheres Geleite drei Meilen weit vom Prager Schlosse geben 
soll, so dass er der Gewalt seiner Feinde entfliehen kann. Sind beide 
in den Kreis eingetreten und haben den Kampf begonnen, einer aber 
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von ihnen verlangt ermüdet auszuruhen, so soll er erhört werden. 
Der Vizekämmerer und Vizerichter sollen den „Baum“ zwischen sie 
setzen, über welchen eine Stunde lang einer auf den andern nicht 
binübergreifen soll. Dies kann während der Dauer des Kampfes 
dreimal geschehen. Hat einer den andern überwunden, so soll er 
ihm eigenhändig den Kopf abschlagen und zwischen die Füsse legen, 
&s wäre denn mit des Königs Bewilligung und Zustimmung der 
Barone etwas Besseres (also Straflösung) unter ihnen vereinbart 
worden. Hat er ihn enthauptet und ihm den Kopf zwischen die 
Füsse gelegt, so soll er sich auf ein Knie niederlassen und den 
Baronen für das erlangte Recht danken, auf die Leiche aber soll er 
zwei Heller als sog. Wissepfennige legen, damit die Empfänger seines 
Sieges im Rechtsstreit in Zukunft gedenken, darüber Gerichtszeugniss 
ablegen. Das gewonnene Recht soll dem Sieger in die Landtafel 
einverleibt werden, damit keiner der Gesippen des Getöteten diesen 
räche. Würde ihn aber einer rächen, so verliert er sein Gut und 
sein Lehen an den König und die Barone und weder er noch 
seine Kinder dürfen je mehr Landrecht geniessen. Wenn der Be- 
klagte sich nicht vor Gericht stellt oder einen der zur Verhandlung 
oder zum Kampfe angesetzten Gorichtstage versäumt, dann soll dem 
Kläger sogleich erstandenes Recht ertheilt werden und er hat die 
Wissepfennige zu entrichten. 

Von sonstigen Klagen um Ungericht werden noch abgehan- 
delt die wegen bedeutender Körperverletzungen: Lemde, Seham- 
wunde im Gesichte, Abhauen eines Fusses, einer Hand, eines 
Fingers, dann die wegen bedeutender Sachbeschädigungen, Nieder- 
hauen fremder Wälder, Obstbäume, Mähen fremder Wiesen, Fischen 
in fremden Gewässern, Vieheintrieb in fremdes Getreide, Abfangen 
von Bienenschwärinen oder Zerstörung yon Bienenstöcken, Tödtung 
von Zuehtstuten oder Ausgraben von Gold auf fremdem Grund und 
Boden, endlich die Klagen um Raub oder Diebstahl, um Heim- 
suchung und um Notzucht. Leugnet der nicht auf handhafter That 
ergriffene Beklagte bei den Klagen wegen schwerer Körperverleizungen 
und grösserer Saehheschädigungen, so hat Kläger oder sein Vormund 
den (Sicherungs-)Eid zu leisten, und wenn ihm der gelingt, hat Be- 
klagter den Unschuldseid zu leisten; kommt er damit durch, so 
haben nach ihm noch sechs freies Erbe besitzende Zeugen zu schwören, 
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dass der Bid des Beklagten „rein sei und nicht mein‘. Wenn keiner 
von ihnen im Eide fällt, so ist Beklagter der Klage ledig. Ist wegen 
einer „Lemde® geklagt worden, aber nicht ersichtlich, ob os wirklich 
eine Lemde sei oder nicht, so soll der Streit vor Verlauf eines Jahres 
nicht entschieden werden. Hierauf wird der Verletzte besichtigt, und 
wenn man sieht, dass eine Lemde da ist, so folgt das bei solchen 
Klagen übliche Verfahren, wenn es aber keine Lemde ist, soll der 
Beklagte ledig sein. Bei den Klagen um Heimsuchung und Not- 
zueht. ist ausdrücklich von der Notwendigkeit der Erhebung des Ge- 
rüehtes durch den Kläger oder die Klägerin die Rede, welche zur 
selben Zeit geschehen muss, wo das Verbrechen begangen wird. 
Die herbeigerufenen Nachbarn sollen den Verbrecher festnehmen 
helfen und später als Zeugen des Geschehenen dienen. Ist jedoch 
auf das von einer Genotzüchtigten erhobene Gerüchte niemand zu 
Hilfe geeilt, so hat dieselbe das an ihr verübte Verbrechen denselben 
Tag oder dieselbe Nacht weinend zwei Nachbarn anzuzeigen. Ist 
das Verbrechen aber im Walde oder auf offenem Felde geschehen 
und niemand hat das erhobene Gerüchte gehört, so hat die Genot- 
züchtigte in der nächsten Ortschaft dasselbe zu wiederhelen. Das 
weitere Verfahren ist ganz dasselbe wie bei der Totschlagsklage. 
Was die Antwort und weitere Verhandlung bei vernachteter 
Klage um Raub, Diebstahl, Heimsuchung betrift, so nimmt sie fol- 
genden Verlauf. Hat Beklagter geantwortet, dass er unschuldig sei, 
so wird den Parteien ein Termin zum Eide bestimmt, an welchem 
sich beide bei den Beamten des kleinen Landgerichtes anzumelden 
haben, wenn zur Prim geläutet wird. Wer sich nicht anmeldet, ver- 
liert deu Prozess, Haben sich beide angemeldet, so soll, nachdem 
sie in die Kapelle eingetreten sind, der Klüger oder sein Vertreter 
zum Handeln vor Gericht für ihn zuerst den (Sicherungs-)Eid aufs 
Kreuz leisten nach Anweisung des Vizerichters. Wenn er das erste- 
und zweitemal beim Sprechen der Eidesformel einen Verstoss begeht 
oder die Hand vom Kreuz zu früh wegzieht, ermahnt ihn der Vize- 
riehter, sich zu verbessern; vollführt er auch das drittemal den Kid 
nicht, so verliert er den Prozess. Hat er aber den Eid vollführt, 
so soll Beklagtar zunächst den Unschuldseid schwören, und wenn er 
ihn vollführt, hat er zwei wohlbeleumundete Landleute, welche Erbe 
besitzen, zu stellen, welche den Unschuldseid des Beklagten ver- 
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stärken. Und wenn beide den Eid vollführen, so soll der Beklagte 
der Schuld ledig sein, vollführen sie den Eid nicht, so hat Kläger 
den Rechtsstreit gewonnen. Bei der Klige um Heimsuchung musste 
sich nach gelungener Eidesleistung beider Parteien der Beklagte 
oder sein Vertreter „ıu grösserer Reinigung* (ad maiorem purga- 
tionem) noch überdies der Probe des „lichterloh glühenden Eisens* 
unterzieben. Dasselbe ward vor ihm niedergelegt, damit er zwei 
Finger auf dasselbe lege und seine Unschuld beschwöre. Hielt er 
die Finger nicht bis zur Beendigung des Eides auf dem Eisen, so 
verlor er den Streit und den Hals. 

Was endlich die Klage um Frauenraub betrifft, so wird unter- 
schieden, ob die Geraubte Jungfrau oder Witwe ist. Ist im ersten 
Falle die Klage vorgebracht, und der Beklagte sagt, dass er sie mit 
ihrer Einwilligung zum Weibe gewonnen hahe, dann soll er den 
Priester, der sie getraut hat, als Zeugen vor Gericht bringen, und 
dieser soll auf das Evangelium schwören, dass er die Wahrheit sagen 
werde, ob die Entführte mit ihrem Willen getraut wurde oder ohne 
ihren Willen. Wenn aber ihr Vater nicht daran glaubt und darauf 
dringt, dass die Tochter selbst vor dem Landgericht befragt werde, 
so sollen die Barone zu Recht finden, dass es geschehen solle. Sie 
sollen die Tochter den Nonnen von St. Georg auf dem Prager Schlosse 
übergeben, wo sie bis zum nächsten Gerichte durch sechs Wochen 
verwahrt werden soll. Bei dem ersten Gerichte soll sie innerhalb 
der Schranken befragt werden. Sagt sie aus, sie habe den Beklagten 
mit ihrer Einwilligung zum Mann genommen, dann soll sie sammt 
ihrem Gatten in die Gewalt ihres Vaters übergeben werden, der mit 
eigener Hand beide enthauptet. Sagt sie hingegen, dass sie nicht 
zugestimmt habe, dann muss sie ihrem Gatten selbst den Kopf ab- 
hauen. Ist aber die Geraubte eine Witwe, und Beklagter antwortet 
auf die Klage, dass er die Witwe mit ihrer Einwilligung zum Weibe 
genommen, so soll die letztere vor die Beamten des grossen Land- 
gerichts gestellt werden, damit sie anssage, ob die Entfthrung mit 
ihrer Einwilligung geschehen sei oder nicht. Hiezu soll ihr eine 
Bodenkzeit bis zum dritten Tage eingeräumt werden. Wenn sie nun 
am dritten Tage sagt, dass sie Beklagter mit ihrer Einwilligung zum 
Weibe genommen habe, dann soll Beklagter der Klage ledig sein; 
er behält die Witwe als sein Weib, diese aber verliert den Anspruch 
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auf eine Heimsteuer, es sei denn, dass ihr Vater sich erbitten lässt 
und ihr aus Gnade etwas bewilligt, Wenn aber die Witwe sagt, dass 
sie Beklagter ohne ihre Einwilligung zum Weibe genommen habe, 
dann soll ihr der Mann überliefert werden, damit sie ihm mit 
ügener Haud das Haupt abschlage. Falls ein solch barbarisches 
Verfahren noch um die Mitte des 14. Jahrhunderts in Böhmen in 
praktischer Geltung war, so müssen die Volkssitten noch schr roh 
gewesen sein. In den ältesten germanischen Volksrechten und den 
deutschen Rechtsbüchern seit dem 13. Jahrhundert geht es dem Ent- 
führer nicht an den Hals, wenn die Entführte zugestimmt zu haben 
behauptet, sondern er zahlt eine Busse, die nach einigen germanischen 
Volkstechten zugleich als Kaufpreis des entführten Weibes gilt, 
welches seine Kiattin wird. In den Rechtsbtichern seit dem 13. Jahr- 
hundert findet man grausame Strafen nur für Notzucht, nicht für 
blossen Frauenranb verhängt. 1) 

Was die Klage auf handhafter That wegen geringerer Vergehen 
betrifft, so wird zunächst der besonders qualifizirte Fall erwähnt, dass 
ein Genosse einem Genossen in Gegenwart des Königs oder vor dem 
Prager Vollgerichte einen Maulschlag versetzt und dabei ergriffen 
wird. Der Geschlagene hat dem Thäter zwei Schläge, auf jede 
Wange einen, zurückzugeben und einen Faustschlag auf die Nase. 
Dasselbe gilt, wenn ein grosser Edelmann oder „Schlechtiz“ einem 
Wladyken oder einem Bürger, oder ein Wladyke einem Bauern eine 
Maulschelle versetzt. Wenn aber ein Niederer einem Höheren, z. B. 
ein Wladyke einem Schlechtiz oder ein Bürger einem Wladyken 
einen Maulschlag versetzt und dabei ergriffen wird, so wird ihm die 
Hand abgehauen, und dann sollen sie sich beide verbürgen, dass 
keiner von ihmen Rache nehmen werde. Wenn aber ein Gemeiner 
(chlap), d. i. ein Bauer, einem Wladyken oder Schlechtiz einen Maul- 
schlag gibt und dabei ergriffen wird, so soll er ihm mit seinem 
Halse auf Gnade und Ungnade verfallen sein, damit er mit ihm 
mache, was ihm gut dünkt, 

Von Klagen wegen sonstiger geringerer Körperverletzangen werden 
noch erwähnt die wegen Aiessender offener Wunden oder Blauschläge, 
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die keine Lemde sind. Hiebei findet nur eine einzige Vorladung des 
Beklagten statt und die Klage wird nur schlicht angesetzt; nach 
dem tschechischen Text leistet Kläger zuerst den (Sicherungs-JEid; 
füllt er im ide, so ist: Beklagter der Klage ledig, vollfährt er ihn 
aber, so leistet Beklagter den Unschuldseid; kommt er hiebei durch, 
so ist or ledig, fällt er dagegen im Eide, so soll er dem Kläger für 
jede Wunde fünf chen zahlen. Nach dem lateinischen Text 
schwört nur der Kläger, und wenn er den Bid vollbringt, gilt Be- 
klagter als überführt und muss für jede Wunde fünf Groschen Busse 
zahlen. Eine einzige Vorladung findet auch statt bei Klagen wegen 
geringerer Sachbeschädigungen — wohl unter 10 Mark weniger 1 Loth— 
die Beklagter entweder selbst zugefügt oder durch einen andern zu- 
zufügen befohlen hat; bei solehen entgeht der nicht auf handhafter 
That betroffene Beklagte mit seinem Eineid. 

Acusserst dürftig, eben nur angedeutet, ist das Verfahren bei 
Klagen um Schuld, sei es um (eldschuld oder sonstige Schuld, um 
Bürgschaftsschuld, wegen eines Faustpfündes und wegen schuldiger 
Morgengabe. Im ersten Falle handelt es sich offenbar um Klagen 
wegen Niehtvorbringens einer verbürgten Person oder Sache vor Ge- 
richt, oder um Klagen wegen Nichtersatzes der vom Rürgen für den 
Hauptschuldner bezahlten Schuld, im zweiten um Klagen wegen Rück- 
gabe eines Faustpfandes, im dritten um Klagen wegen Nichtleistung 
der gelobten Morgengabe. Die Schuld beträgt entweder mehr als 
10 Mark Silber (weniger 1 Loth) oder sie ist kleiner. Wenn im 
ersteren Falle Beklagter die klägerische Schuldigung bestreitet, so 
(heisst es im lateinischen Text) hat Kläger sowohl als Beklagter je 
neun Zeugen zu führen und sieben davon in die Landtafel eintragen 
zu lassen, Der noch kürzere und dunklere tschechische Text spricht 
nur vom Kläger, der sieben Zeugen zu führen habe, von denen drei 
in der Kapelle voraus zu schwören und vier mit dem Schwur 
zu folgen haben. Der lateinische Text sagt, dass Kläger sowohl als 
Beklagter von den vorgeführten Zeugen drei zu erwählen haben, 
welche in der Kapelle schwören sollen. Um über diese die Motive 
des Verfahrens gänzlich im Dunkeln lassenden Worte einiges Licht 
zu verbreiten, muss man sich der Analogie des deutschrechtlichen 
Verfahrens bei Klagen um Schuld bedienen. „Versakt* Beklagter 
schlicht, er sei nicht schuldig, so käme er zum einfachen Unschulds- 


vau=a Google ir 


56 Das bohmische Lamdrecht. 


eid. Diesen Fall hat der Ordo nieht im Sinne. Vielmehr war es 
gewöhnlich, dass der Kläger die verstärkte Klageform wählte, d. h. 
um dem Versaken des Beklagten vorzubeugen, gleich mit der Klage 
das Angebot von Zeugen verband. Beklagter muss dem Kläger 
gegenüber imstande sein, seine Versicherung der Unschuld durch das 
übereinstimmende Urtheil von Zeugen auch seinerseits zu erhärten. 
Dieser hier nur angedeutete Grundsatz des böhmischen Landrechts 
findet sich ganz dentlich im sächsischen, besonders Magdeburger 
Stadtrecht. Was die Klagen um Schuld betrifft, welche unter 10 Mark 
weniger 1 Loth geschätzt wird, s0 hat (nach dem lateinischen Text) 
jeder Theil nur vier geeignete Zeugen zu führen und drei davon in 
die Landtafel eintragen zu lassen. Aus diesen drei wird (wohl von 
der (egenpartei) einer, der zu schwören hat, ausgewählt. Und wenn 
beide den Eid vollführen, dann muss der Beklagte als der Ange- 
griffene noch zwei geeignete Männer haben, welche schwören sollen, 
dass „der Eid, welchen der Zeuge des Beklagten geschworen hat, 
rein sei und nicht mein“. 

Zum Schlusse bemerkt der lateinische Text: Man soll über- 
dies wissen, dass jeder Kläger gleich in der Klage sich auf seine 
Zeugen zu berufen hat; Beklagter erklärt dann, wenn er will: 
„Ich will mich mit deinen Zeugen zufrieden geben und durch sie 
gewinnen oder verlieren‘. 'Thut er das, so braucht er seinerseits 
keinen Zeugenbeweis zu führen, sondern darf den Beweis des Klägers 
erwarten. Leugnet nun Beklagter, indem er „bessere“ Zeugen seiner 
Unschuld anbietet, d. I. solche, welche die durch den Beklagten ge- 
leistete Zahlung gesehen haben, so kann Kläger erklären, sich mit 
diesen Zeugen zufrieden zu geben, d. h. ihren Beweis leiden zu 
wollen; dann ist er seinerseits von der Notwendigkeit des Zeugen- 
beweises befreit. 

Auch die Behandlung der Klagen auf Gut lässt an Ausführlich- 
keit viel zu wünschen übrig. Bei der einfachen Klage auf unbeweg- 
liches Gut (freies Bigen, Erbe), Immobiliarpfand als Objekt der 
Morgengabe oder Leihzucht im Werte von mehr als zehn Schock 
Groschen «der endlich wegen widerrechtlichen Bezuges dem Kläger 
gehöriger Geld-, Getreide- oder sonstiger Zinse wird Beklagter be- 
schuldigt, er lade sich des dem Kläger gehörigen Gutes widerrecht- 
lich uuterwunden. Hiebei wird zunächst der Fall vorgesehen, dass 
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der Beklagte, der das streitige Gut thatsächlich hat, vor der Ant- 
wort an den Richter das Ersuchen stellt, dass derselbe ihm und dem 
Kläger je einen Gerichtsboten gäbe. welche das strittige Gut zu be- 
schen haben. Die Absicht des Beklagten ist dabei offenbar die, den 
angeblichen Besitzer, als welcher der Kläger gelten will, schon bei 
der Vorverhandlung auf dem Gute selbst zu zwingen, auf den Rechts- 
grund seines Besitzens einzugehen und ihn darin durch Behauptung 
eines überwiegenden Rechtsgrundes seines Besitzes zu überwinden. 
Ganz dasselbe Ersuchen kann der Beklagte stellen, wenn er beschul- 
digt wird, Beschädigungen fremder unbeweglicher Sachen oder abge- 
markter renzen verübt zu haben. An eine solche Klage wegen 
Vergehens oder Frevels kann sich alsdann der Streit üher das Be- 
sitzrecht an dem Gute selbst knüpfen, auf welchem derartige Sach- 
beschädigungen geschehen sind (sog. Inzidentklage auf Gut). Der 
Richter setzt den Parteien alsdann einen peremtorischen Termin, zu 
welchem dieselben oder ihre Vertreter auf dem Gute, wo der Schaden 
geschehen, zu erscheinen haben; ausserdem bestimmt er einen zweiten 
Termin, zu welchem die Cierichtsboten zurückgekehrt sein müssen, 
um dem Gerichte Bericht zu erstatten über das, was auf dem Gute 
von beiden Parteien vorgenommen worden ist. Die Namen der Ge- 
richtsboten, die der etwa bestellten Stellvertreter, sowie die ange- 
setzten Termine werden in die Landtafel eingetragen 

Wenn der erste von den beiden angesetzten Tagen kommt, an 
welchem die beiden Gerichtsboten auf dem beireffenden Gute er- 
scheinen sollen, soll sie der Kläger oder sein Klagvormund zu Pferde 
an Ort und Stelle erwarten, und sobald er sie erblickt, soll er vom 
Pferde steigen, seine Kappe abnehmen und Schwert, Mantel und 
sonstiges Gewand bis zum Gürtel ablegen. Thut er das nicht, so 
verfallen sein Pferd, Schwert und Gewand den Gerichtshoten. In 
Gegenwart des Beklagten oder dessen Klagvormunds soll hierauf der 
Kläger mit dem rechten Fusse auf das Grundstück tretend sagen: 
„Hört, Boten, dieser hier (wobei er mit dem Finger auf ihn zeigt, 
ihn mit Namen nennt und angibt, woher er ist) hat mir Schaden 
zugefügt, (indem er (Getreide abweidete, oder Obstbäume abschüttelte, 
oder Fische abfing oder den Wald niederhicb u. s. w.), nnd dieser 
mir von ihm zugefügte Schaden beträgt 100 (oder 200 oder mehr) 
Mark Silber, je nachdem die Summe in der Klage angegeben ist. 
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Hierauf soll sich der Beklagte gleichfalls enthlössen, alles von sich 
ablegen, mit dem linken Fuss auf das Grundstück treten und sagen: 
„Hört, Boten, dieses Grundstück ist mein und nicht sein Grundstück, 
(wobei er das Recht, welches er daran hat, anführt) und ich über- 
gebe diesen Kläger den Prager Beamten zu 300 Denaren*. Also 
Kläger sowohl als Beklagter behaupten ein Besitzrecht an dem Gute 
mu haben und müssen dasselbe später vor dem Prager Landgerichte 
beweisen. Dies ist der Fall der wechselseitigen Klage auf Gut. Zur 
Sicherung ihres Wiedererscheinens an dem zur Verhandlung vor dem 
grossen Landgerichte angesetzten Gerichtstag, sowie zur Sicherung 
der Beweiserbringung des besseren Besitzrechtes stellen die beiden 
Streitenden eine förmliche Wette an, indem sie einander mit dem 
Busseinsatz zu überbieten suchen, bis sie beiderseits die herkömm- 
liche Grenze erreicht haben. Der Wetteinsatz des im Prozess Unter- 
liegenden verfällt und derselbe wird dadurch für die Unrichtigkeit 
seiner Behauptung bestraft. Auf die Worte des Beklagten erwidert 
Kläger folgendes; „Hört, Boten, ich, der ich ihn geklagt habe, übergebe 
ihn den Prager Beamten gleichfalls zu 300 Denaren*. Beklagter 
fährt fort: Und ich übergebe ihn zu 600 Denaren*, worauf der 
Kläger erwidert: „Und ich übergebe ihn gleichfalls zu 600 Denaren®. 
Der Beklagte sagt hierauf zum drittenmale: „Und ich übergobe ihn 
zu 900 Denaren“, was der Kläger mit Beziehung anf den Beklagten 
wiederholt. Zum vierten und letztenmal soll der Beklagte sagen: 
„Und ich übergebe ihn „na ohreb*, worauf der Kläger dieselben 
Worte nachsagt. Die Wette um den „ohreb* bezieht sich auf Weg- 
nahme alles dessen, was auf oder unter dem Gegner ist (Kleider, 
Schmuck, Waffen, Pferde, Wagen u. s. w.);) der Ohfebeinsatz ging 
ganz auf die bei der Wette anwesenden Gerichtsbeamten über, wäh- 
rend von dem übrigen Rinsatz nur die eine Hälfte dem Gericht, die 
andere Hälfte der siegenden Partei zufiel. Die geschehene Wette, 
welche die vom Sehuldigen zu leistende Busse fostsetzt, muss den 
Beamten der Zuda jenes Kreises, in dem das strittige Gut liegt, 


') Das Sabstantir ahteb wirt abgeleitet rom altslasischen Verbumı grabiti, ograbiti 
(rapors, privare). Wenn daher Kläger sowohl als Reklagtor zu Fuss und bis zum Gürtel 
eutblösst das striltige (Hrunistäck Antreten, so geschieht dies deshalb, damit ihnen nach 
geschehenem Ohfebeinsatz wöglicht wenig son den Gerichtsbeten genommen werden könne. 
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angezeigt werden , welehe dem Prager Landgerichtsbeamten davon 
Nittheilung machen und auf ihren Eid aussagen sollen, was ihnen 
von diesem Rechtsstreit und von dem Gut, m das es sich handelt, 
bekannt ist, denn zur Entscheidung von Rechtstreiten über das Eigen- 
tum an Immobilien war nur das grosse Landgericht kompetent; 
erst die Zwangsvollstreckung des von letzterem gefällten Urtheils 
konnte wieder den Beamten der betreffenden Kreiszude überlassen 
werden. 

Wenn es aber zu dieser Vorverkandlung auf dem streitigen Gute 
nieht kommt, weil der Beklagte das Ersuchen um Beaugenscheinigung 
durch den Gerichtsboten nicht stellt, so hat er, bevor der Kläger im 
grossen Landgeriehte die Klage vorträgt, die Hälfte der Barone, die 
zu Gericht sitzen, und der Kläger die andere Hälfte zur Berathung zu 
erbitten, was ihnen bewilligt werden soll. Von dem Vorverfahren 
bis zum Beweisverfahren ist im Ordo bei diesem Falle keine Rede, 
so dass man in dieser Beziehung auf die Analogie des deutschrecht- 
lichen Verfahrens angewiesen ist. Diesem zufolge siegt in erster 
Linie der, welcher dem andern im Besitzrecht, dem Rechtsgrund 
seines Habens, überlegen ist, erst wenn auf diesem Wege eine Ent- 
scheidung nicht gewonnen werden kann, entscheidet über das Beweis- 
vorrecht der durch Klage während der Dauer von Jahr und Tag 
nicht angefochtene Besitz, das Benützen und Früchteziehen. Kann 
aber Keiner den thatsichlichen Besitz für sich geltend machen, und 
ist ans den beiderseits vorgetragenen Behauptungen nicht zu ent- 
nehmen, dass einer ein besseres Besitzrecht habe, so sind beide zum 
Beweis ihres behanpteten Rechtes zuzulassen. Behaupten beide Par- 
teien, den thatsichlichen Besitz. zu haben, wie dies besonders bei 
Grenzstreitigkeiten vorkommt, und vermag keine Partei ein besseres 
Besitzrecht nachzuweisen, so gebührt das Beweisvorrecht dem an- 
geblich älteren Besitzer, behauptet aber keine Partei älteren Bositz, 
80 gebührt dasselbe dem, welcher auf Grund des Zeugnisses der 
Umgesessenen sich als thatsächlicher Besitzer herausstellt. Wissen 
es diese nieht oder können sie sich darüber nicht einigen, so wird 
nach älterem Recht ein Goffesurtheil (gewöhnlich die Wasserprobe) 
versucht. 1) 


1) Pinuck, dus deutsche Gerichtsyorfahren im Mittelalter 1, 548-018. 
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Unser Rechtsbuch beschränkt sich betrefis des Beweisverfahrens 
auf folgende Vorschrift. Wenn der Kläger die Klage vorbringt, soll 
er neun Zeugen zur Unterstützung haben, welche chelich geborene 
Wladyken sind, freies Erbe besitzen und von denen wenigstens drei 
(nach dem tschechischen Text) oder vier (nach dem lateinischen Text) 
aus demjenigen Kreise sein sollen, in welchem sich das streitige Erbe 
befindet. Der Beklagte kann zwei von diesen neun Zeugen nach 
Gutdünken verwerfen, versäumt er dies aber sogleich zu thun, so 
kann er später nach dem Klagvortrag keinen mehr verwerfen. Am 
Schlusse der ersten Verhandlung kommt es offenbar zum Beweis- 
urtheil, durch welches die Person des Beweisführers und die Art der 
Beweisführung festgestellt wird. In der Regel wird auf Leistung des 
Behaltungseides mit Zeugen erkannt. Der Richter setzt einen Tag 
zur Eidesleistung an. Die Zeugen, os seien ihrer neun oder sichen, 
sollen sich vor der zum Schwören bestimmten Kapelle auf dem 
Prager Schlosse einfinden, vor die Beamten geführt und hier ange- 
meldet werden, und zwar muss dies geschehen während der Zeit, wann 
aur Prim geläutet wird, noch bevor das Läuten aufhört. Boklagter 
wählt aus den Zeugen des Klägers, wenn dieser der Beweisführer ist, 
drei aus, welche zu schwören haben. Hat auch Beklagter Zeugen- 
beweis zu führen, so werden vom Kläger gleichfalls aus den sieben 
Zeugen des Beklagten drei ausgewählt. Und wenn einer der Zeugen 
des Klägers oder des Beklagten im Eide fällt oder die Stunde der 
Prim versäumt, so hat dieser den Streit verloren. Kommen aber 
beide durch, dann wird ein Wasserordal versucht. Kläger watet ins 
Wasser und ebenso der Beklagte drei Schritte weit hinter im. Wenn 
der Kläger extrinkt, soll der Beklagte umkehren und unschuldig sein. 
Wenn aber der Kläger nicht untersinkt, soll der Beklagte ihm nach- 
waten, und wenn er gleichfalls nicht untersinkt, so ist er seiner ledig; 
ertrinkt er aber, so verliert er das strittige Erbe. 

Das weitere Verfahren in dem Falle, wenn eine Vorverhandlung 
auf dem streitigen Grundstück in Gegenwart von Gerichtsboten statt- 
gefunden hatt, ist folgendes. Kläger und Beklagter haben mit den 
Gerichtsboten zum angesetzten Termin vor dem Richter zu erscheinen, 
um die Wetteinsätze zu erlegen oder auf andere Weise mit den Ge- 
vichtsbeamten sich darüber zu vergleichen. Die Gerichtsboten er- 
statten vor dem grossen Landgerichte in Gegenwart des Oberstkäm- 
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merers, Oberstrichters und Tandschreibers Bericht darüber, was auf 
dem streitigen Gute seitens der Parteien geschehen ist. Nach An- 
hörung der Gerichtsboten setzt der Richter den Parteien einen Termin, 
an welchem dieselben ihre Behauptungen durch Zeugeneid zu erhärten 
haben. Welche Partei hiebei unterliegt oder zum Termin nicht er- 
scheint, wird sachfällig und ihr Wetteinsatz verfällt; die Gegenpartei 
hat den Streit gewonnen und erlegt die Wissepfennige. Endlich wird 
im lateinischen Text noch des Falles besonders Erwähnung gethan, 
dass eine von den beiden Parteien bei der Vorverhandlung auf dem 
streitigen Gute gekauftes Eigen behauptet, den unwidersprochenen Besitz 
während der landrechtliehen Verjährungsfrist nicht nachweisen kann 
und deshalb ihre Geweren (diebrigatores) stellt, von denen sie die 
Besiegung des Gegners erwartet. Die Partei, die sich auf den Ge- 
weren zieht, darf deshalb die Wetteinsätze zu machen sich weigern, 
keineswegs aber die Gegenpartei, es sei denn, dass hierüber zwischen 
den Parteien ein anderweitiger Vergleich stattgefunden hat. 

Seines Rechtsanspruches auf ein Gut wird man verlustig durch 
Verschweigen binnen gewisser Frist. Wenn jemand sein Erbe ver- 
kauft, so hat der (nächste unahgetheilte) ') Schwertmage desselben 
das Recht, binnen „Jahr und Tag*, d. i. ein Jahr und 6 Wochen, 
den Käufer dreimal vorladen zu Iassen und den Kaufpreis vor den 
Prager Gerichtsbeamten zu erlegen. Erklärt Beklagter das Geld an- 
zunehmen, so soll er dem Kläger das Erbe abtreten und die Gerichts- 
beamten dem ersteren das Geld ausfolgen, nachdem es vorher genau 
gezählt und mit der in der Klage genannten Summe übereinstimmend 
befunden worden ist. Fehlt aber einer oder mehrere Groschen oder 
ist ein kupferner oder falscher Groschen darunter, so soll der Be- 
klagte das gekaufte Erbe behalten, die Prager Gerichtsbeamten aber 
sollen sich in das Geld nach ihrer Rangordnung theilen. Beklagter 
kann sich aber auch weigern, das Kaufgeld zurückzunehmen, indem 
er seine Geweren stellt oder hehauptet, dass Kläger gar nicht Schwert- 
mag seines Verkäufers sei, ihm daher auch gar kein Beispruchsrecht 
zukomme; denn wird das vom Kläger vor den Gerichtsbeumten er- 
legte Kaufgeld unter die Beamten vertheilt und nach den Grund- 


) In Zeitschrift der Saviempstiftung X, 148 ist der Druckfehler sahgetheilten« 
durch »unabgeiheilten« zu verbessern 
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sätzen, die für Klagen auf unbewegliches Gut massgebend sind, ent- 
schieden. Hat aber jemand ein durch Kauf, Schenkung, Tausch, 
Erbschaft oder auf andere Weise erworbenes Eigen Jahr und Tag in 
ununterbrochenem und unbeklagtem Besitze gehabt, so kann ihn nach. 
Verlauf dieser Frist kein Blutsfreund oder Gesippe des Verkäufers, 
Schenkers, Erblassers mehr abschutten. Wer aber ein Erbe drei 
Jahre und sechs Wochen unwidersprochen und ohne Unterbrechung 
besessen hat, braucht auf eine eiwaige Klage um das Brbe nicht zu 
antworten. Nach Verlauf derselben Verschweigungsfrist, der sog. 
Jahre des Landrechts, erlischt auch das Recht des Pfandschuldners, 
sein zu Pfand gesetztes Eıbe einzulösen, ebenso die Klage des ab- 
gesonderten Kindes auf gleiche Erbtheilung, bei welcher dasselbe das 
Vorempfangene vor Gericht einbringen und in die zu theilendo Masse 
einwerfen muss. Binnen derselben landrechtlichen Frist erlischt 
endlich das Widerspruchs- oder Anfechtungsrecht der Ehefrau gegen 
Veräusserungen von Dotalgut, und zwar sowohl von Pfandgut als 
von ererblem Gut, durch ihren Ehemann, welches sie ilm (auf ihren 
Todfall) früher verschrieben hatte. Während des Bestandes der Ehe 
ist jedoch eine Klage gegen den Ehemann nicht möglich, was jeden- 
falls mit der ehelichen Vormundschaft zusammenhängt, welcher die 
Frau hinsichtlich des Dotalgutes unterstand. Obige Verschweigungs- 
frist rechnet der lateinische Text vom Mage des Vorkusserungsuktes 
an, doch sollte während der Dauer der Ehe nur die Einlegung der 
Anfechtungsklage in die Landtafel erfolgen, während die Ausführung 
erst nach Auflösung der Ehe durch den Tod des Mannes stätthaben. 
konnte. 

Was die Klagen auf fahrende Habe betrifft, so wird nur die 
verstärkte Form derselben erwähnt, die sog. Klage mit „Anevang*, 
bei welcher durch das Ergreifen und Festhalten der in Anspruch zu 
nehmenden Sache dem Beklagten die eidliche Ableuguung des Be- 
sitzes unmöglich gemacht wird. Klüger füset das unter dem Bo- 
klagten gefundene Thier oder die sonstige bewegliche Sache an als 
eine ihm gehörende, die ihm gestohlen und vom Beklagten gekauft 
oder ihm sonst wie verloren gegangen ist und mit Unreeht vorenthalten 
wird, macht sodann den Gerichtsbeamten davon Anzeige und erhält 
auf seine Bitten einen Gerichtsboten zur Besichtigung der angefassten 
Sache und zur Ladung des Beklagten. Ist es ein Thier, so schneidet 
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der Gerichtsbote ein Stückchen Ohr ab und bewahrt es für die Ge- 
tichtsverhandlung auf. Kommt der Gerichtstag, so wird vom Kläger 
die aussergerichtliche Handlung des Anevangs wiederholt und dadurch 
der Besitz des Beklagten leiblich bewiesen, Hierauf lässt der tsche- 
chische Text gleich den Eid des Klägers folgen, welchen er über das 
Haupt des angefassten Thieres leistet und durch den er die Behaup- 
tung erhärtet, dass dies Thier sein sei; der vorhergehenden Verthei- 
digung des Beklagten wird nicht erwähnt. Zieht: man auch hier das 
deutschrechtliche Verfahren zum Vergleich und zur Ergänzung herbei, 
so kann nach Wiederholung der aussergerichtlichen Handlung des 
Aneyangs der Beklagte seine Vertheidigung vorbringen, welche darauf 
hinausgeht, seinen Besitz als einen gerechtfertigten darzustellen. Er 
kann näunlich behaupten, er habe das Gut selbst gezogen oder er- 
zeugt oder das Gut sei sein Erbgut. Dann erhält der Beklagte, weil 
er besitzt, das Beweisvoriecht, denn des Klägers Behauptung, dass 
ihm die Sache gestohlen sei, wird durch die Behauptung des Be- 
klagten als unwahr widerlegt. Behauptet Beklagter, die Sache ge- 
kauft, geschenkt, versetzt, gelichen, zur Aufbewahrung erhalten zu 
haben, und erbietet er sich, seinen Geweren zu stellen, so wird die 
gerichtliche Verhandlung in einer das Interesse beider Theile gegen 
etwaige Chicane sicherstellenden Weise abgeschlossen, indem beide 
ihre Behauptungen durch Eineid bekräfligen, wodurch aber keineswegs 
Beweis in der Hauptsache geliefert wird. Bezeugt der Gewere, dass 
er die Sache selbst erzeugt oder gezogen, so trift den Kläger wegen 
ünrechten Anevangs Busse und Gewette. Wird dagegen dem Be- 
klagten Bruch an seinen Geweren (d. h. wenn der Gewere ausbleibt 
oder sonst versagt), © genfigt der bereits vom Kläger geleistete 
Sicherungseid, um die Habe zu erhalten. Gegen den unterlegenen 
Beklagten kann Klüger überdies die peinliche Anschuldigung wegen 
Diebstahls zu erheben versuchen. Ueber die eben erwähnten Voraus- 
setzungen, unter denen Klüger oder Beklagter zum Bide oder Be- 
weise kommt, wird in keinem von beiden Texten unseres Rechtsl 
etwas mitgetheilt. Der tschechische Text sagt nur, dass wenn der 
Eid des Klögers ‚durchgeht*, d. h. gelingt, ihm das Thier zurück- 
gestellt werden und der Beklagte den Beamten 300 Denare (oflen- 
bar als Gewette) geben soll; füllt Kläger dagegen im Eide, so vor- 
liert er 300 Denare und das Thier. Der Beklagte kann dann, wenn 
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er will, schwören, dass das Thier sein sei; geht sein Eid durch, so 
behält er das Thier; fällt er aber im ide, so verliert er 300 Denare 
und das 'Thier. Dieses verfällt nach Landrecht dem Vizerichter, das 
Geld aber soll unter die Beamten yertheilt werden. 

Aus allem Bisherigen ist zu ersehen, dass Grundsätze, Formen 
und Verfahren des Beweises im böhmischen Landrecht im allgemeinen 
dieselben sind wie im deutschen Recht überhaupt. Die Partei- 
behauptung, deren Prämissen ungeprüft bleiben, wird erhärtet durch 
die Erfüllung gewisser gesetzlicher Tormen, und die Aufgabe des 
Gerichts beschränkt sich auf die Beurtheilung der Frage, ob diese 
Formen erfällt sind. Als solche Beweisformen oder Beweismittel 
haben wir kennen gelernt: 1) den Eid der Partei allein, 2) den Eid 
der Partei mit Zeugen, 3) Zweikampf, Feuer- und Wasserordal, 
4) leibliche" Beweisung, 5) Gerichtszeugniss, 6) Urkundenbeweis. 

f 2u 1) Was die Formen des Parteieneides betrifft, so nimant die 
Eidesformel den ganzen Wortlaut der Klage in sich auf. Ein Ver- 
stoss gegen die Form der Schwurhandlung zieht Verlust des Eides 
und damit des ganzen Rechtsstreites nach sich. Zur Vorsicht kann 
sich die Partei durch Urtheilsfrage ausbedingen lassen, dass ihr ge- 
stattet sein solle, gewisse Verstösse zu verbessern, besonders die in 
dem Aussprechen der Eidesworte. Der Gebrauch des Landgerichts 
gestattete der Partei dreimalige Holung. In gewissen Fällen, bei 
der Entschuldigung von der Anklage, einen Geächteten beherbergt zu 
haben, und bei der Reinigung eines Dienstmannes von der Anschul- 
digung, jemandem im Auftrage eines seitdem verstorbenen Beamten 
Schaden zugefügt zu haben, war das Recht: der Holung ausgeschlossen, 
die Partei, berw. deren Zeugen, hatte keine Verhesserungsbefngniss. 
Die wichtigste Vorsichtsmassregel ist endlich die Bitte, welche die 
Partei selbst oder durch ihren Vorsprecher an den Richter stellt, 
derselbe möge ihr einen der Herren, die zu Gericht sitzen, beigeben, 
welcher sie belehre, wie sie sich bei der Verhandlung und beim 
Sehwur zu verhalten habe. Ausnahmsweise erfolgt die Aussage der 
Partei nicht mittelst förmlichen Eides, sondern unter Hinweisung auf 
einen früher geleisteten Kid allgemeineren Inhalts. Wird z. B. ein 
Popravze oder Landschöffe beklagt, dass er jemandem einen Schaden 
zugefügt habe oder dass derselbe auf seinen Befehl und zu seinem 
Nutzen durch einen andern verübt worden sein, so nimmt er es auf 
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seinen Amtseid, den er dem König einst geschworen hat, dass er 
unschuldig ist. 

Zu 2) Von persönlichen Erfordernissen der Mitschwörer oder 
Zeugen werden nur erwähnt: 1. Der Stand des Zeugen. Ueber freies 
Eigenthum an Grundstücken zeugen nur Wladyken, d. i. vollfreie 
Leute, welche selbst freies Erbeigen, keine hlossen Lehengüter vom 
König besitzen, ebenso zeugen hei Klagen wegen Ungerichte gegen 
einen Wladyken nur freies Eigen besitzende Standosgenossen. Bei 
Klagen gegen einen Wladyken wegen Schuld ist mur ganz all- 
gemein von Zeugen die Rede, es genügen also in diesem Falle wohl 
freie Leute im allgemeinen, auch Bürger. 2. Zu den Erfordernissen 
eines Zeugen gehört ferner die Rücksicht auf den Leumund derselben. 
Die Zeugen sollen wohlverhaltene Leute und echt geboren sein. Was 
die Fassung des Eides mit Zeugen betrift, so lautet dieselbe dahin, 
„dass der von der Partei (z. B. von Petrus) geleistete Eid ein wahrer 
Eid ist und kein falscher‘. Die Regel scheint zu sein, dass die 
Partei zuerst schwört, die Gehilfen folgen. Bei Klagen um Schuld 
über 10 Mark weniger 1 Loth schwören nach dem tschechischen Text 
von den sieben Zeugen zuerst drei, dann vier. Diese bei Klagen um 
Schuld vorausschwörenden Zeugen scheinen jene zu sein, welche — 
wie das im deutschen Recht z. B. bei dem Beweise der Zahlung der 
Fall ist — vorher gefragt werden, woher ihnen die Sache wissentlich 
sei, so dass sie die Parteibehauptung als Augen- und Ohrenzeugen 
beschwören können, während die mit dem Eide Folgenden nur im 
allgemeinen schwören, „dass der Eid jenes Zeugen des Beklagten, 
der vorausgeschworen hat, wahr sei und nicht falsch“. Wie der 
Schwur des Vorausschwörers gelautet hat, wird uns nicht berichtet, 
doch steht au vermuthen, dass darin das eigene Wissen desselben 
von der beschworenen Parteibehauptung in einem Zusatz ersichtlich 
gemacht war, was dann als eine erschwerte Form des Zengeneides zu 
betrachten wäre. Die eben hervorgebobene Verschiedenheit der Form des 
Zeugeneides reicht jedoch nicht hin, zwei wesentlich verschiedene 
Klassen von Mitschwörern zu unterscheiden. Ausnahmsweise erfolgt 
auch die Aussage der Zeugen nicht mittelst förmlichen Bides, son- 
dern unter Hinweisung auf einen früher geleisteten allgemeinen Amts- 
eid. Wird nämlich ein Popravze oder ein Landschöffe wegen durch 
Diebstahl oder Raub angerichteten Schadens verklagt, so können sie 
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es selbst auf ihren Amtseid nehmen, dass sie unschuldig sind, und 
ebenso ihre Eidhelfer, dass der von dem Beklagten geleistete Eid 
wahr sei und nicht falsch; als solche fungiren bei einem angeklagten 
Popravzen der andere Popravze des betreffenden Kreises, oder wenn 
dieser nicht zu haben ist, zwei Landschöffen desselben Kreises, bei 
einem angeklagten Landschöffen zwei Amtsgenossen. Ebenso verhält 
es sich, wenn ein Landschöfe wegen Heimsuchung oder Brandlegung 
geklagt wird, nur braucht er dann sechs Amtsgenossen als Eid- 
helfer. 

Was die Anwendung des Eineids oder des verstärkten Eides 
betrifft, so lassen sich aus unserem Rechtsbuch folgende Fälle zu- 
sammenstellen: 1. Der Sicherungseid, der von der Partei stets allein 
‚geleistet wird, kommt vor, wo es nur auf eine vorläufige Feststellung 
abgesehen ist, wie z. B. vor dem gerichtlichen Zweikampf, wo von 
Kläger und Beklagtem solche Eide geleistet werden, sodann bei 
Klagen wegen Raub, Diebstahl, Heimsuchung, Körperverletzungen 
mit: und ohne Lemde, und grösseren Sachbeschädigungen, wo durch 
den Bid des Klägers Sicherung gewonnen werden soll, dass die Be- 
hauptung desselben nicht in unbedachtsamer, leichtfertiger oder gar 
böswilliger Weise aufgestellt sei. Was 2. die verschiedenen Arten 
‚des Entscheidungseides betrifft, so kommen vor a) der Unschuldseid 
als Eineid des wegen Beherbergung eines Geächteten Beklagten, 
ferner des wegen geringerer Sachbeschädigungen Beklagten, der nicht. 
auf handhafter That ergriffen worden ist; verstärkte Unschuldseide 
worden geleistet vom Beklagten bei Klagen wegen Raub, Diebstahl, 
Heimsuchung und schweren Körperverletzungen, bei Klagen wegen 
Totschlags, dann wenn einer von einem Ungenossen kämpflich ange- 
sprochen wird, endlich von Dienstmannen, die wegen Sachbeschädi- 
gungen belangt werden, wenn der Beamte, in dessen Auftrag sie ge- 
handelt haben, schon todt ist; die Zeugen schwören hiebei, dass der 
Beklagte im Auftrag seines verstorbenen Herrn gehandelt hat. Ver- 
stärkte Eide werden in diesen Fällen offenbar deshalb verlangt, weil 
hier meist die vom Beklagten zugestandenen Thatsachen seine Schuld 
an sich hinreichend erkennen lassen, so dass die trotzdem seine 
Unschuld behauptende Ausrede desselben der Verstärkung durch 
Zeugeneid bedarf. b) Der Behaltungseid wird meist in verstärkter 
Form mit Zeugen geleistet, und zwar bei Klagen um unbewegliches 
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Gut von der Partei, welcher das Beweisrecht zuerkannt wurde, even- 
tnell von beiden, ebenso bei Klagen um Schuld, wenn der Beklagte 
vom Kläger mit Zengen angesprochen wird. Als Eineid kommt der 
Behaltungseid vor bei der Aneyangsklage, Was die Zahl der Zeugen 
betrifft, so sind sechs erforderlich zur Reinigung des Beklagten von 
der Auschuldigung wegen Totschlags durch einen Ungenossen, zur 
Entschuldigung eines wegen schwerer Sachbeschädigungen helangten 
Dienstmannes, der im Auftrag eines bereits verstorbenen höheren 
Beamten gehandelt hat, endlich bei Klagen wegen schwerer, d. h. 
kampfwürdiger Körperverletzungen; bei Klagen auf unbewegliches 
Gut benennt der Beweisführer neun Personen, von denen zwei von 
der Gegenpartei verworfen werden können, worauf die übrig bleibenden 
sieben in die Landtafel eingetragen werden; aus diesen sieben werden 
dann später, wenn der zum Schwören angesetzte Termin kommt, von 
der Gegenpartei drei ausgewählt, welche in der Allerheiligenkapelle 
den 7Zeugeneid leisten. Bei Klagen um Schuld über zehn Mark 
weniger ein Loth schwören nach ällerem Recht (des tschechischen 
Textes) drei Zeugen voran, vier nach, mach jüngerem Recht (des 
lateinischen Textes) ist der Zeugenbeweis in derselben Weise geregelt, 
wie bei Klagen um unbewogliches Gut. Bei Klagen um Schuld 
unter zehn Mark weniger ein Loth schwört nach älteren Recht ein 
Zeuge voraus und zwei folgen ihm, nach jüngerem Recht werden 
vier Zeugen benannt und drei davon in die Landtafel eingetragen, 
aus welchen endlich einer zum Schwören ausgewählt wird. Nur zwei 
Zeugen sind erforderlich zur Entschuldigung des Beklagten hei der 
vernachteten Klage um Raub, Diebstahl und Heimsuchung, weil es 
sich hier nur um das für den Loskauf von Hals und Hand zu zah- 
lende Geld handelt. 

Zu 3) Gottssurtheile werden angewendet, wenn beide Parteien 
gleich nahe zum Beweise sind oder gleichwiegende Behauptungen 
beider Parteien einander gegenüberstehen. Bei der vernachteten 
Klage um Heimsuehung ward, wenn der Sieherungseid des Klägers 
und der verstärkte Unschuldseid des Beklagten richtig vollführt 
worden sind, der Beklagte oder sein Klagvorinund der Feuerprobe 
unterworfen, Bei wechselgeitigen Klagen auf unbewegliches Gut wird, 
wenn alle sonstigen Beweismittel versiegen, die Wasserprobe ange- 
wendet. Zum Zweikampfe kommt es bei der Klage wegen Tot- 
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schlags, wenn der Kläger die Schuld des Beklagten wahrscheinlich 
machen kann dureh leibliche Beweisung der Spuren des Verbrechens 
und der Beklagte sich mit rechter Notwehr ausredet. 

Zu 4) Die in unserem Rechtsbuch vorkommenden Beispiele der 
leiblichen Beweisung beziehen sich auf Handlungen und Sachen. Die 
Wirkung derselben ist, dass die durch gerichtliche Wahrnehmung fest- 
gestellte Behauptung dem Streit der Parteien entzogen und das Leugnen 
des Beklagten ausgeschlossen ist. Festgestellt wird zunächst der Tot- 
schlag durch Besichtigung des Frohnboten an Ort und Stelle, sowie durch 
Vorzeigung des Leichnams mit den Spuren der Ermordung, den Wunden 
und dem blutigen Gewand, welches letztere vor Gericht gebracht wird. 
Festgestellt werden ferner durch Besichtigung des Frohnboten die 
Spuren der verübten Heimsuchung, verübter Körperverletzungen und 
Sachbeschädigungen, besonders Lähmung durch Besichtigung des Ge- 
richts, ebenso die verübte Notzucht durch Besichtigung des blutigen 
"Hemdes oder des zerrissenen Schleiers und anderer Kleider der Ge- 
notzüchtigten von Seiten des Frohnboten und Vorzeigen derselben vor 
‚Gericht; femer wird festgestellt der Werth des von fremdem Vieh 
angerichteten Schadens durch Besichtigung des Frohnboten, der Be- 
sitz unbeweglicher Sachen, den beide Parteien bisher ausgeübt zu 
haben behaupten, ebenso der Besitz von fahrender Habe des Klägers 
im Gewahrsam des Beklagten durch Vorzeigung derselben vor 
Gericht, endlich die Tötung des geächteten Beklagten durch den 
Kläger. 

Zu 5) Des mündlich persönlichen Gerichtszeugnisses geschieht 
nur selten Erwähnung. Doch ersieht man, dass die Ablegung des- 
selben verlangt werden kann nicht. bloss über alles, was vor gehegtem 
Gericht, sondern auch über das, was ausserhalb desselben geschehen 
ist. Gerichtlich bezeugt wird 2. B. auf Verlangen des Beklagten die 
rechtzeitige Anbringung der Klage vor den Gerichtsbeamten, die dabei 
gegenwärtig waren, ebenso die Nichtübereinstimmung der mündlich 
vorgebrachten Klage mit dem Klagvermerk der Landtafel, endlich 
ein vor gehegtem Gericht verübter Totschlag. Zum Gerichtszeugniss 
muss auch gerechnet werden das Bekenntnis des Popravzen oder 
Landschöffen, dass der wegen Sachbeschädigungen beklagte Dienst- 
mann in seinem Anftrag gehandelt habe, ferner das Bekenntnis des 
Gerichtsboten über den Vollzug der verschiedenen Amtshandlungen 
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(besonders der gerichtlichen Beaugenscheinigung und Ladung). Was 
die Form betrifit, so wird das Zeugnis der Gerichtsbeamten abge- 
legt unter Hinweisung auf den beim Antritt des Richteramts dem 
König geleisteten Huldigungseid. Ein Fall wird auch erwähnt, wo 
das Gerichtszeugniss von den Beamten des bezeugenden Kreisgerichts 
oder durch Boten derselben dem grossen Landgericht überbracht wird, 
welches über die vor dem untergeordneten Gerichte begonnene Ver- 
handlung über die wechselseiige Klage auf unbewegliches Gut zu 
erkennen hat. 

Zu 6) Was den Urkundenbeweis betrifft, so steht hier obenan 
der Beweis mit Hilfe der Landtafel. Die rechtliche Bedeutung und 
Wirkung der Eintragung in die Landtafel war ursprünglich nur die 
eines Unterstützungsmättels für dus Gedächtnis der Beamten und 
Urtheiler des Landgerichts. Unserem Rechtsbuch und namentlich 
der Glosse desselben zufolge ist der Beweis mit Hilfe der Landtafel 
bereits ziemlich ausgebildet, und eben hierin ist der Grund zu suchen, 
warum die Bedeutung des mündlichen Zeugnisses der Gerichtspersonen. 
in den Hintergrund gedrängt erscheint. Die Bintragung in die Land- 
tafel geschieht nicht mehr bloss zur Unterstützung des Gedächtnisses 
der Gerichtspersonen, sondern vertritt bereits die Stelle des mündlich- 
persönlichen Gerichtszeugnisses, ist ebenso unwiderloglich, hat aber 
auch nicht mehr Kraft wie dieses. Ihr Inhalt ist jedoch ebenso wie 
der des Gerichtszeugnisses anfechtbar durch Einreden. Der Gegner 
kann sich z. B. zum Beweise erbieten, dass der Landtafeleintrag ge- 
fülscht ist; misslingt ihm der Beweis, «0 trifft ihn die Stmfo des 
Fälschers, nämlich der Feuertod. Bingetragen werden in die Land- 
tafel unserem Rechtsbuche zufolge die verschiedenen Vorfälle der 
Streitverhandlung der Sicherung des erichtszeuguisses wegen, 
nämlich : 

1. Der Bofund der gerichtlichen Beaugenscheinigung, die durch 
den Gerichtsboten vorgenommen wurde, besonders Jahr und Tag des 
verübten Verbrechens oder Vergehens und Name des Boten, der 
das Bekenntniss darüber abgelegt hat. 

2. Klage, Ladumgsfrist und Name des die Ladung vollzichenden 
Büttels und des Beklagten, bezichungsweise des Klagvormunds, wenn. 
ein solcher bestellt wird. 
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3. Die Namen der mitsehwörenden Zeugen und der Termin zur 
Eidesleistung. 

4. Die Anfechtungsklage der Ehefrau gegen Veräusserungen von 
Dotalgut durch ihren Ehemann. 

5. Das Endergebnis der Streitrerhandlung. 

6. Die Vornahme der Anleite und der Frobnung bei der Zwangs- 
vollstreekung. 

Ueber die Eintragung vollzogener Rechtsgeschäfte in die Land- 
tafel, welche, wie man aus den erhaltenen Resten der quaterni con- 
tractum schliessen kann, wohl schon damals Regel gewesen sein 
dürfte, erwähnt unser Rechtsbuch zwar nichts, doch ist aus $ 74 zu 
ersehen, dass die übliche Uebertragung von Grundstücken, Renten 
oder Zinsrechten zu Pfandrecht hehufs Sicherstellung der gelobten 
Morgengabe auch ohne Eintragung in die Landtafel erfolgen konnte. 
Der Grund dürfte darin liegen, dass dieses Rechtsgeschäft oft nur 
in Gegenwart von Privatzeugen, der sog. Heiratsleute, abgeschlossen zu 
werden pflegte, weshalb denn auch der Beweis bei der Klage anf zur 
Morgengabe gesetztes, nicht intabulirtes Pfandgut mittelst jener 
Heiratslente geführt werden musste. Sonstigen Urkundenbeweises 
vermittelst Briefes geschieht nur ein einzigesmal Erwähnung, näın- 
lich in dem Falle, wenn ein wegen Sachbeschädigungen angeklagter 
Dienstmann einen Brief des Popravzen oder Landschöffen vorbringt, 
in dessen Auftrag er hiebei gehandelt hat; der Beklagte ist dann 
ohne Unschuldseid von der Anschuldigung befreit. Der Brief dient 
hier als Surrogat des mündlich-persönlichen Gerichtszeugnisses des 
abwesenden Beamten. 

Es erübrigt noch die Darstellung des Zwangsverfahrens gegen 
den verurtheilten Beklagten, welches bei allen Klagen aus dem 
ganzen Gebiete vermögensrechtlicher Ansprüche stattfindet, also bei 
Klagen um unbewogliches Gut, um Geldschuld und sonstige Schuld 
(Wergeläschuld, Lösegeld zur Ledigung von Hals oder Hand, Schaden- 
ersatz u. s w.). Der Kläger bittet um einen Gerichtsboten, wo- 
möglich einen andern als den, der die Ladung des Beklagten voll- 
zogen hat. Derselbe wird zum Verurtheilten geschickt, um ihn zu 
mahnen, dass er sich mit dem Kläger binnen zwei Wochen wegen 
Erfüllung der gerichtlich durch Urtheil gewonnenen Schuldforderung 
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berede, d. h. sich mit ihm auf gütlichem Wege vergleiche. Kommt 
der Verurtheilte dieser Mahnung nicht nach, so soll dem Kläger einer 
von den Gerichtsbeamten (mit Beiziehung eines andern Büttels als 
desjenigen, der die Mahnung vollzogen hat) gegeben werden, welcher 
ihn in das Erbe des Beklagten für die eingeklagte Geldsumme und 
die Gerichtsbeamten für ebensoviel (ihr Gewette) einweist, d. h. ihnen 
die Anleite ertheilt.!) Eine gewisse Reihenfolge hinsichtlich der 
Gegenstände der Zwangsrollstreckung findet sich im Inteinischen Text 
angedeutet, welchem zufolge sich der Gerichtsbeamte bei der Ein- 
weisung oder Ertheilung der Anleite auf das Gut des Beklagten zu- 
nächst an die jährlichen Einkünfte (Zinse) desselben hält und für 
eine Schuld von je zehn Mark weniger ein Loth Kläger und Gericht 
eine Jahresrente von je 1Y, Mark anweist.*) Die Iandrechtliche 
Pfandsatzang hatte demmach Aehnlichkeit mit einem Rentenkauf. 
Haben sich keine Zinse gefunden, so erfolgt die Pfündung des 
Ackerlandes, Hofes und der Pertinenzen des dem Beklagten ge- 
hörigen Gutes. Dabei handelt es sich jedoch nur um eine vorläufige 
Boschlagnahme des Gutes des Beklagten zum Zweck der Sicher- 
stellung der Forderungen des Klägers und Gerichts, eine Befriedigung 
derselben ward hiedurch noch nicht herbeigeführt. Vor den Zins- 
leuten des Beklagten haben nach dem lateinischen Texte der Beamte 
und der Büttel folgende Erklärung abzugeben: „Wir zeigen euch 
hiemit an, dass Kläger N. gegen den Beklagten N. vor Gericht Recht 
gewonnen hat, weshalb wir für ihn diese Pinweisung vornehmen. 
Deshalb gebieten wir euch kraft unserer Amtsgewalt, dass ihr als- 
bald vor diesem Kläger erscheinet und ihm als Herrn gehorcht, 
widrigenfalls ihr binnen zwei Wochen mit eurer Habe abziehen müsst“ . 
Thun die Zinsleute keines von beiden, so erfolgt nach Ablauf von 
zwei Wochen durch den Kläger und einen Gerichtsboten das Frohnen 
des Gutes. Ob damit die besonders im sächsischen Recht gebräuch- 
liche symbolische Sitte des Essens und Sehlafens durch drei Tage und 


') Kein Gowotte entfiel bei einfacher Klage auf Gut und bei der Kinge vun Schuld, 
wie sich wohl schon für Abuse Zeit aus dem spätern »Offciw circa tabulas (Cd. hur. 
Boh. IL, 2, 281) schliessen lässt 
ungefähr 15 Prozant di 
osten inbegriffen zu seit. Vgl darüber 
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Nächte auf dem gefrohnten Gutshofe verhunden war, ist aus unserem 
Reehtsbuch nicht zu entnehmen. Durch die Frohnung wird dem 
Schuldner angedroht, dass ihm das Gut bei fortgesetztem Ungehorsam 
nach einem Jahre und sechs Wochen (Jahr und Tag) genommen werde. 
Während dieser Frist ist sein Recht am Gute (seine „Gewere“) zwar 
suspendirt, aber noch nicht gebrochen. Mit der Frohnung ist aber 
eigenthümlicher Weise auch eine parzielle Befriedigung des Klägers 
und Gerichtes durch Pfändung der auf der Were vorfindlichen Fahr- 
habe verbunden, indem Pferde ınd Vieh zur einen Hälfte dem Kläger, 
zur anderen dem Gerichte gewäldigt werden. ) Da durch diese Weg- 
nahme des Viehbestandes der Wirthschaftsbetrieb gehindert wurde, 
so enthielt diese Massregel überdies eine weitere Nötigung für den 
Beklagten, seine Schuld baldmöglichst zu berichtigen. Livas jedoch 
der Beklagte die Frist von 1 Jahr und sechs Wochen unbenützt ab- 
laufen, ohne sein Gut „auszuziehen“, so wird dasselbe durch den 
Vizekämmerer und den Büttel geschätzt, soweit dies zur Deckung 
der Schuldforderungen des Klägers und Gerichtes nötig ist, wohei 
man für zchn Mark des Schuldkapitales eine Mark jührlichen Zinses 
berechnet, durch dessen Flüssigmachung die Befriedigung des Gläu- 
bigers, bezichungsweiso seine Erben und des Gorichtes herbeige- 
führt wird.2) Nach zwei Wochen erfolgt eine nochmalige Froh- 
nung des Gutes, soweit es abgeschätzt wurde, durch den Kläger 
und einen Gerichtsboten. Diese letzte Frist von zwei Wochen 
ist zur Geltendmachung etwaiger Einspruchsrechte Dritter bestimmt, 
welche von den früheren des Prozesses nichts erfahren 
haben und erst durch die Vornahme der gerichtlichen Schätzung 
aufmerksam gemacht worden sind. Beredet sich der Beklagte auch 
innerhalb dieser letzten zwei Wochen mit dem Kläger und den Ge- 
richtsbeamten nicht, so wird denselben das Gut ähereignet. 


) Nach dem tschechischen Text ($ 47) »für die Kosten (niklady)s, mch dom 
Schuldkopital oder Hnuptsumme), (Vorzupsschnden) 
Ä Falhalse zur Deckung der ganzen Schuhl 
oft. nicht hingereicht haben 'und vielleicht ging die Deckung der Kosten allom Vebrigen 
vor; dann würde zwischen den Angaben der beiden Texte kein unlsbarer Widerspruch 
bestehen. 
#) Der Grund, weshub hier Im Befriedigunzswerlahren dio Konte mur 10%, des 
Schaldkapitales beträgt, im Sicherstellungsrerfehren aber 15%, dürfte dariı Hegen, dass 
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Besonders erwähnt wird endlich noch das Zwangsverfahren gegen 
den verurtheilten oder ungehorsamen Beklagten bei Klagen, die ein 
schweres Vergehen desselben verfolgen, sei nun der Beklagte vor 
Gericht überhaupt nicht erschienen oder in einem späteren, zur Be- 
weisführung oder zum Kampf gerichtlich angesetzten Termin aus- 
geblieben. Dem Kläger aber wird sofort „erstandenes Recht“ er- 
theilt und er muss die Wissepfennige entrichten. Obzwar es nicht 
ausdrücklich gesagt wird, so kann doch kein Zweifel sein, dass der 
ungehorsame Beklagte geächtet und dadurch innerhalb des Land- 
‚gerichtssprengels des Rechtsschutzes beraubt wird, aber zunächst nur 
provisorisch, denn der Geächtete kann sich durch Befriedigung des 
Klägers und Gerichts „auszichen® und dadurch die Wirkungen der 
Acht tilgen. Der Kläger kann, wann immer er will, einen Gerichts- 
boten verlangen, der den Beklagten mahnt, sich mit ihm binnen 
sechs Wochen wegen des Totschlags und der Wergeldschuld zu be- 
reden. Sind die sechs Wochen verstrichen, ohne dass der Beklagte 
sich mit ihm boredet hat, so soll der Kläger dies in der Landtafel 
vermerken und durch einen anderen Boten den Beklagten zum zweiten- 
mal mähnen lassen, dass or sich mit ihm binnen weiterer sechs 
Wochen berede. Achtet der Beklagte abermals nicht darauf, so wird 
dies wiederum in die Landtafel vermerkt und dem Beklagten ‚eine 
dritte Frist von sechs Wochen durch einen dritten Boten gekündigt. 
Hat der Beklagte die ganze Frist von achtzehn Wochen unbeachtet 
gelassen und ist dies in der Landtafel vermerkt worden, so erfolgt 
für Wergeldschull und Gewette die Zuerkenung der Anleite, die 
Frohnung und Schätzung des beklagtischen Gutes in der oben- 
erwähnten Weise. Ist der Beklagte trotzdem nicht dazu zu bringen, 
sich im Wege gätlicher Verhandlung auf Bedingungen hin vom 
Kläger und Gericht den Frieden zu erwirken, so kann er sich nicht 
mehr aus der Acht auszichen, und der Kläger erhält das Recht, den 
ungehorsamen Beklagten, wo er ihn immer findet, zu fangen und zu 
erschlagen. In dieser Bofugniss des Klägers zu eigenmächtiger Voll- 


bei diesom wegen Zuschlags dor Kosten höher gegriffen wurde (gl. das spätere Rechts: 
Ych des Andrans von Daba $ 51 din Cod. Jur- Bob. II, 2, 575). Da die Kosten durch 
den Geldwert des woggenommenen Viches bereits gosckt: waren (wie $ 47 des tschechischen 
Textes besagt), *0 brauckte der Zins mar mit 10%/, berochnet zu warden. 
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streckung des in der Acht enthaltenen, provisorisch erkannten Todes- 
urtheils haben wir ein zurückgebliebenes, noch schr rches Entwick- 
hungsstadium des Zwangsvorfahrens gegen Geächtete zu schen, denn 
schon das sächsische Landrecht IT, 10, $ 1 erlaubt dem Kläger nur, 
den Geüchteten gefangen vor Gericht zu schleppen und das Todes- 
urtbeil definitiv aussprechen zu lassen, uber nicht das Todesurtheil 
an ihm eigenmächtig zu vollstrecken. Hat der Kläger das gethan, 
30 soll er die Schienbeine der Leiche durchbohren, dieselbe mit den 
Füssen an den Schweif eines Pferdes binden und, ohne sie irgendwie 
zu berauben, unter den Galgen des Prager Gerichtes schleifen. Nur 
in drei Fällen ist der Beklagte gegen den Angriff des Klägers ge- 
schützt, nämlich wenn er bei seinem ehelichen Weibe angetroffen 
wird, und dieses ihn umarmt oder mit seinem Gewande deckt; dann 
soll er weder von ihr weggerissen, noch ihm ein Leid zugefügt 
werden. Ebenso soll er am Grabe des hl. Wenzel im Prager Dom 
und in Gegenwart der Königin von Böhmen nicht verhaftet werden 
können, sondern Sicherheit geniessen. Die eigenmächtige Vollstrekung 
des in der Acht enthaltenen previsorischen Todesurtheils soll Kläger 
hierauf den Gerichtsbeamten anzeigen und einen Büttel nehmen, 
der den Erschlagenen besichtige. Der Befund des Büttels wird in 
die Landtafel eingetragen, und Niemand darf die Tötung des unge- 
horsamen Beklagten rächen. 

Die Acht wird aber nicht blos über den ungehorsam vor Ge- 
richt ausgebliebenen Beklagten verhängt, sondern auch noch über 
andere Rechtsverletzer, so z. über den, welcher jemanden vor dem 
König oder vor dem vollen Gerichte getötet oder verwundet hat und 
hierauf entlchen ist; der Thäter, wenn er sich nicht binnen sechs 
Wochen stellt, um die Strafe zu erleiden, wird binnen weiteren sechs 
Wochen in allen Kreisen, sowie in allen Städten des Königreiches 
als geächtet ausgerufen und jedem Angehörigen der böhmischen Krone, 
er sel Fürst, Markgraf, Erzbischof, Bischof, Baron oder was sonst 
immer, vorbeten, den Geächteten zu hegen und au pflegen. Nimmt 
ihn jemand, dem seine Schuld unbekannt ist, auf, so soll er gemahnt 
worden, dass er ihn binnen der nächsten sechs Wochen entlasse 
Würde er aber angeklagt, dass er den Gelichteten über sechs Wochen 
hinaus gehogt habe, so hat er, wenn or dies lougnet, binnen sechs 
Wochen seine Unschuld vor dem Könige oder vor dem Prager Land- 
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gerichte durch Eineid ohne Holung zu beweisen,. widrigenfalls auch 
er als ein von dem König und dem ganzen Lande Geächteter aus- 
gerufen werden soll. Der König und alle Landesbewohner sollen 
gegen ihn vorgehen wie gegen einen offenkundigen Landesfeind, und 
all sein Erbe soll dem Verletzten zum Besitze und Genusse auf so 
lange zugesprochen werden, bis ihm Genugthuung geleistet wird. 
Würde der Geächtete aber in einer königlichen Burg oder Stadt über 
die obenerwähnte Zeit hinaus ohne Einwilligung des Königs gehegt, 
so sollen sich die Herren mit dem ganzen Lande gegen eine solche 
Stadt wie gegen einen Landesfeind erheben und deren Fahrnisse so 
lange zu ihrem Bedürfnisse verwenden, bis ihnen der Geächtete aus- 
geliefert wird. Wird die Burg oder die Stadt mit Gewalt erobert, 
dann soll ihr Erbe dem König von Böhmen anheimfallen, das dem 
Burggrafen der betreflenden Burg gehörige Erbe hingegen soll dem 
Verletzten auf so lange zugesprochen werden, bis ihm Genugthnung 
geleistet ist. Wenn aber der König von Böhmen einen solchen 
Geächteten hegen würde, so soll ihn die ganze Landmannschaft bitten, 
dass er dies unterlasse und vielmehr die Rechte des Landes wahre. 
Will sie der König nicht erhören, so soll die ganze Landmannschaft 
die Burg oder Stadt, in welcher der Geächtete gehegt wird, erobern 
und an dem letzteren die Todesstrafe vollziehen. „Nach der Mei- 
nung Anderer“ soll die ganze Landmannschaft dem Konig weder 
Dienst noch Hilfe leisten, so lange er den Geächteten schützt und 
ihnen nicht ausliefert. Würde aber ein Landherr dem König noch 
weiter dienen und den Geächteten selbst hegen, so soll er des Landes 
verwiesen und gezwungen werden, binnen drei Jahren sein Erbe zu 
verkaufen; jeder Unterthan der Krone Böhmens soll ihn als Feind 
behandeln. 

Dies ist der Inhalt der ältesten vollständigen Aufzeichnung über 
das Verfahren beim böhmischen Landgerichte, welche merkwürdiger- 
weise von Anfang bis zu Eude an zahlreichen Stellen die auffallendste 
Aehnlichkeit: besonders mit dem sächsisch-magdeburger Recht zeigt, 
und von Karl IV., wie wir sehen werden, für seinen Kodifikazions- 
entwurf des gesammten böhmischen Landrechts benützt worden ist. 
Gehen wir nun über zu näherer Betrachtung dieser ältesten der uns 
erhaltenen böhmischen Landesordnungen. 
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Die Gesetzgebungspolitik Karls IV. in seinen Erblanden. 


Nach seiner Rückkehr vom ersten Romzuge berief Kaiser 
Karl IV. einen Landtag zum $. Wenzelsfest 1355 nach Prag ein, 
welchem er den Entwurf eines böhmischen Landrechts zur Annahme 
vorlegte. Zur Abfassung desselben hatten die böhmischen Fürsten 
und Barone schon vor längerer Zeit, wahrscheinlich auf dem im 
April 1348 gehaltenen Landtage, ihre Zustimmung gegeben.) Der 
auf Karls Anregung unternommens Kodifikazionsversuch des bäh- 
mischen Landrechts war nicht der erste. Einen solchen soll bereits 
König Prschemysl Ottokar II. im Jahre 1272 geplant und dabei 
namentlich das Magdeburger Stadtrecht zu Grunde gelegt haben. 
Als Ursache, weshalb der König seinen Plan nicht verwirklichte, 
wird das Missfallen, welches die böhmischen Barone darüber kund- 
gaben, hingestellt. Einen zweiten Versuch, das höhrmische Landrecht 
zu kodifiziren, machte König Wenzel II. im Fahre 1204. Er wollte 
dadurch die in der Rechtsprechung der Gerichte herrschende Will- 
kür ausschliessen, die böhmischen Barone jedoch befürchteten von 
der Einführung eines geschriebenen (Gesetzes eine Minderung ihres 
Einflusses auf die Rechtspflege des Landes; wenn nur mehr nach 
dem Wortlaut des Gesetzes geurtheilt werden sollte, dann verlor der 
Adel die Macht, die Rechtspflege im Standesinteresse auszubeuten. 


%) Val. hierüber meine Abhandlung »Die Maiestus Kardlinn« im 9. Band der Zeit 
schrift der SarignyStiftung für Rechtsgeschichte 8, 410%. 
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Das Widerstreben des Adels bewog auch diesmal den König, seinen 
Kodifikationsentwurf fallen zu lassen. 

Der karolinische Landrechtsentwurf, in lateinischer Sprache ver- 
fasst, wird durch eine Vorrede eingeleitet, welche lebendig und rück- 
haltslos die traurigen Folgen des Sinkens der böhmischen Königs- 
macht und der tyrannischen Vielherrschaft des Adels schildert. In 
kläglichem Zustande habe Karl das Königreich Böhmen nach dem 
Tode seines Vaters übernommen. Als Ursachen grössten Unheils 
habe er die von seinen Vorgängern im Verlaufe der letzten vierzig 
‚Jahre geschehene Veräusserung vieler Krongüter an den Adel und 
die langdauernde Abwesenheit seines Vaters erkannt. Beides hatte 
zur Folge, dass zuerst der (Gerechtigkeit schreckende Macht zu er- 
schlaffen begann, dass die Verwegenheit und Menge der Verbrechen 
gewaltig anwuchs, Raub und Mord nicht bloss die Strassen erfüllten, 
sondern selbst in das schützende Haus drangen. Auch der Adel zog 
sengend und und brennend im Lande umher und beging entsetzliche 
Kuchlosigkeiten. Der König vermochte den von zahllosen Uebel- 
thitern misshandelten Unterthanen nicht die geziemende Hilfe zu 
leisten, waren doch seinem Besitze die meisten Krongüter und Burgen 
entzogen, welche ihn in den Stand gesetzt hätten, mit heilsamer 
Strenge der Gerechtigkeit zu walten. Die von den Pfandinhabern 
gesetzten Burghüter weigerten dem König den Gehorsam. Am 
schmählichsten aber war es für ihn, dass er sich manchmal gezwungen 
sah, Baronen und Edelleuten grosse Summen Geldes zu spenden, um 
sie zu bewegen, die Fehden ruhen zu lassen und den Landfrieden 
nicht mehr zu stören. Hierauf schildert Karl die unausgesetzten 
Mühen, Sorgen und schlaflosen Nächte, die ihn die Wiederaufrich- 
tung des tief gefallenen Staates gekostet habe. Mit Hilfe manig- 
facher, von den Unterthanen erhobener Steuern und Auflagen sei es 
ihm bereits gelungen, die verpfändeten Krongüter zum grössten Theil 
einzulösen. Er sei num entschlossen, auch für die Zukunft die Wieder- 
kehr jener heillosen Zustände unmöglich zu machen. „Daher*, so führt 
er fort, „haben wir darauf Bedacht genommen, nicht aur nene Ge- 
setze zu geben, welche zur Erhaltung der Gerechtigkeit und zur Be- 
gründung eines dauernden Friedens dienlich sind, sondern da wir auch 
der älteren schr viele fanden, welche theils (wiewohl in ungeordneter 
und verworrener Weise) niedergeschrieben waren, theils aber, durch 
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die blosse Gewohnheit bewährt, von mehreren Königen Böhmens er- 
lassen und genehmigt worden sind, so haben wir auch sie nach vor- 
heriger Verbesserung und Vervollständigung in liehtvoller Anordnung 
und wohlerwogenem Stil zu einem einzigen Gesetzbuch zusammen- 
gestellt, welches den Namen unserer Majestät tragen soll, und es 
dem Stoffe nach in angemessene Titel getheilt, um den Lesern ein 
leichteres Verständnis zu eröffnen. In diesen geschriebenen Gesetzen 
soll ‚allen unseren Richtern und höheren wie niederen Beamten eine 
Handhabe zu richtiger Rechtsprechung geboten und die Möglichkeit 
genommen werden, in gleichen oder ähnlichen Sachen verschiedene 
Urtheile zu fällen, was zum bedauerlichen Schaden unserer Unteı 
thanen leider oft geschehen ist“. Es hat demnach viel Wahrsel 
lichkeit, dass Karl die Kodifikazionsentwürfe der Könige Prschemysl, 
Ottokar II. und Wenzel II, vorgelegen haben; da dieselben aber ver- 
loren gegangen sind, so lassen sich über ihre Benützung in der 
Maiestas Karolina nur vage Vermuthungen aufstellen. 

Die Titel der Maiestas Karolina betreffen das Staatsrecht (Ver- 
fassungs- und Verwaltungsrecht), Straf-, Prozess- und Privatrecht, 
doch sind die einzelnen Rechtsmaterien schr ungleich vertreten, und 
auch die Anordnung derselben lässt trotz der gegentheiligen Ver- 
sicherung der Vorrede viel zu wünschen übrig. Ein Gleiches gilt 
vom Stil, der sich durch grosse Gespreiztheit und Veberladung des 
Ausdrucks, hie und da auch durch eine gewisse Unbeholfenheit kenn- 
zeichnet. Der Gesetzentwurf bezieht sich nur auf Böhmen und fast 
ausschliesslich nur auf die dem Landgericht unterworfenen Stände, 
besonders den Adel; nur wenig berührt werden dagegen die Rechts- 
verhältnisse jener Stände, welche der Gerichtsbarkeit des Königs und 
seiner Beamten, besonders des Hofrichters und des Unterkämmerers, 
unterstanden, der königlichen Vasallen, Dienstmannen, Städte, Klöster 
und Juden; ein gleiches gilt von den Rechtsverhältnissen der hof- 
rechtlichen Stände, der abhängigen Bauern und freien Pächter der 
Grundherren. Obgleich in der Maiestas Karolina, namentlich im 
Prozessrecht derselben, eine Anzahl römisch-kanonischer Rechtsaus- 
drücke und einige sachliche Reminiscenzen an kanonische und römische 
Rechtsquellen vorkommen, so kann doch von wirklicher Hinübernahme 
römisch-kanonischer Rechtsgrundsätze keine Rede sein. 

Die verfassingsrechtlichen Satzungen der Maiestas Karolina be- 
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ginnen mit Anerkennung der katholischen Kirche und Religion als 
Staatskirche und Staatsreligion. Heiden und Sarazenen dürfen keinen 
bleibenden Aufenthalt im Königreich Böhmen nehmen. Sodann wer- 
den die Eide aufgezählt, welche von nun au jeder neue König von 
Böhmen zu leisten verpflichtet wird. Zunächst muss jeder böhmische 
König binnen Monatsfrist nach der Thronbesteigung und nochmals 
unmittelbar vor der Krönung auf das Evangelium den Eid leisten, 
dass er nachstehende 28 Städte, 13 Burgen und 3 Reichspfandschaften 
niemals veräussern, verpfänden, auch nicht zum Unterhalt seines 
Vaters, Sohnes oder Bruders oder als Heimsteuer seiner Schwester 
oder Tochter, oder endlich als Morgengabe seiner Gemahlin aus- 
setzen werde. Von jenen 29 Städten entfallen 20 auf Böhmen: Prag, 
Grätz sammt dem Forst, *) Albrechtitz, 2) Chrudim, Pilsen, Hawels- 
werd, ) Nimburg, Zittau, Leitmeritz, Saaz, Pirna, Brüx, Kaaden, 
Tachau, Taus, Pisck, Budweis, Tschaslau, Kuttenberg, Kourschim; 
5 auf die Provinz Budissin: Budissin, Görlitz, Löbau, Lauban und 
Kamenitz;*) 4 auf Polen (Schlesien): Breslau, Neumarkt, Glogau 3) 
und Frankenstein. Von den 13 Burgen kommen 11 auf Böhmen: 
Glatz, Frustenberg, ®) Liehtenburg, 7) Bezdiez, ®) Königstein, Ellbogen, 
Frimberg, ®) Pretenstein, *) Burgleins, 1) Karlstein, Klimberg, *:) und 
2 auf Schlesien: Zobten 19) und Bohrau. 1) Dazu kommen die drei 


4) Am 25 April 1199 schenkte König Jobenn der Stadt Grätz (etzt Königerätz) 
vior Talıno den benachkarten Königsforstes (og. Bob. st Mor. IV., m. 075). 

) Vielleicht der am Vereinigungspunkt des stilen und wilden Adlertusses gelagene 
Ort, 3) Jetzt Habelschwert. +) Jetzt Kamenz, 

%) Richtiger nur halb Glogau, denn die Rückpabo der andaren Hälfte war im No- 
vember 1344 von Konig Johsen dem Herzog Heinrich V. von Sagau zugesichert worden. 

®) Oder Fürstenberg, jetzt Srojanor bei Politschk. ) Bei Konor. 

9) Bösig hei Hirschbarg. 4) Jetet Pfraumberg. 

1%) Breitensein bei Goldenkron. 

1} Jotzt Pürglitz. #2) Oder Klingenberg. 

19, Die Baustelle der ehemaligen Burg auf dem Zoltenberg scheint Karl IV. vom 
Herzog Bolke von Schwoidnits erworben und dert ein burgliches Haus sebauk zu haben, 
welches er Bolko am 3. Juli 1855 wieder auf Hebzeiten einräumte (Lotens- und Besitz 
rkanden Schlesiens I, 489 und 501). 

44) Die richtige Lesart ist Boror Gstzt Bohrau bei Strehlen), da Guhran in den 
Urkunden Gor oder Gora heisst, Die Halte von Guhrau gehörte damals allerdings dem 
König, wird aber ebensowenig als die Hälfte von Steinu unter den unverkusserlihen 
Krongitern genannt. 
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Reichspfandschaften Eger, Floss und Parkstein, welche nur im Falle 
der Wiedereinlösnng durch das Reich der Krone Böhmens entfremdet 
werden dürfen. 

Im Gegensatze zu den unveräusserlichen Krongütern wird dem 
König gestattet, 13 andere Städte und 14 andere Burgen zu ver- 
tauschen, Schwestern, Töchtern oder seiner Gemahlin jedoch nur auf 
Lebenszeit einzuräumen, endlich zu verpfänden, aber nicht länger als 
auf zehn Jahre. Als solche Städte werden aufgezählt: Jaromiersch, 
Trautenau, Hof, !) Mielniek, Aussig, Laun, Schlan, Schlackenwerd, 
Mies, Klattau, Beraun, Schüttenhofen und Kolin. Die 14 Burgen 
sind Kostdletz an der Sazawa, Stegreif,2) Ehersbach, ®) Moywin, +) 
Bettlern, 5) Angerbach, %) Misenburg, ?) Netschtin, *) Muncheleins, ») 
Protivin, Probung, 1%) Woschitz, Bernart (2), 11) Hassenstein. 9) Die 
Herren, niedern Edeln und Gemeinden dürfen einem nenen König 
nicht eher Gehorsam leisten, die Burggrafen ihm nicht eher die Burgen 
übergeben, bevor der König den feierlichen Eid, betreffend die Nicht- 
veräusserung der Krongüiter, geschworen hat. Ebenso haben die vier 
grössten Städte des Königreichs, Prag, Breslau, Budissin und Kutten- 
berg, die Schlüssel ihrer Thore dem neuen König, wenn er zu ihnen 
kommt, nicht eher zu übergeben, bis derselbe ihnen speziell don Eid 
geleistet hat, die Verordnung König Karls betreffs der Nichtver- 
äusserung des Kronguts genau zu halten. Der zweite Bid, den der 
König nach seiner 'Thronbesteigung und dann vor der Krönung 
schwören muss, enthält das Gelöbniss, niemals eine Exemtion von 
Personen oder Gütern zu gestatten, wodurch eine Lostrennung der- 
selben vom Königreich Böhmen bewirkt werden könnte. Drittens 
hat der König auch noch zu schwören, alle Prärogative des König- 
reichs Böhmen zu vertheidigen und unverletzt zu erhalten. Von 
einem vierten Eid des Königs, der ihn verpflichtet, Beamte nie auf 
Lebenszeit anzustellen, wird weiter unten die Rede sein. Die drei 
ersten von König Karl vorgeschriebenen Eide hat der Landschreiber 


'y Jetzt Könieinhef. ) Bei Adershach. ) Bei Schluckonan, 

+) Das spätere Colestinerkloster Oybin bei Zittan, 

*) Jetzt Zohrik, ®) Bei Kralwitz, ?) Jetzt Nischburg bei Pürglitz, 

*) Bei Manetin. 9) Jetzt Muikok bei Dobfid, 1%) dotzt Prauonborg- 

"%) Offenbar renlerbt aus Bernharts, wobei zu ergänzen ist Burg oder Dorf; die 
Lage ist nicht genan bestimmbar. 2) Bei Kasden. 
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jährlich auf dem Quatember-Landtag in böhmischer Sprache vorzu- 
lesen. Im Gegensatz zu den oben erwähnten Krongütern darf der 
König eingezogene oder heimgefallene Güter und Rechte, ebenso 
durch Kauf erworbene nach Belieben veräussern oder verschenken. 
Dagegen sind königliche Verleihungen von Gütern, die der Krone 
noch nicht heimgefallen, oder von Pfründen, -die noch nicht ledig 
‚geworden sind, ungültig. 

Der König und die Königin von Böhmen müssen sich binnen 
sechs Monaten nach der Thronhesteigung krönen lassen durch den 
Erzbischof von Prag, bei Weigerung oder rechtlicher Unfähigkeit des- 
selben, sowie bei Erledigung des Erzbistums durch einen anderen Prä- 
laten. Klagen gegen den König sind bei dem Oberstkämmerer und 
den Herren, die Beisitzer des Landgerichts oder „Kmeten* sind, 
anzubringen, welche darüber zu entscheiden haben. Doch darf der 
König nicht persönlich vor Gericht geladen werden, sondern die 
Ladung ergeht an seine Beamten. Der König selbst erlässt keine 
Ladung vor Gericht, auch nicht gegen solche, die sich königliche 
Rechte anmassen. Die Ladung erlässt der königliche Hofrichter, die 
Entscheidung fällen die Kmeten. Um die Wiederholung der Geführ 
des Thronverlustes, wie sie nach dem Tode König Prschemysl Otto- 
kars II. infolge der Vermählung der Wittwe desselben, Kunigunde, 
mit Zavisch von Falkenstein und dessen Usurpation der Regierung 
dem legitimen Erben des Königreichs gedroht hatte, für die Zukunft 
unmöglich zu machen, verordnet König Karl, dass, wenn sich eine 
verwittwete Königin von Böhmen zum zweitenmal, und zwar mit 
einem Fürsten, Baron oder sonstigen Bewohner des Landes verhei- 
ratet, sie dadurch ihr Wittum verliert und das Land auf immer ver- 
lassen muss. Ihr Gemahl wird gleichfalls Landes verwiesen, die- 
selbe Strafe trifft seine Deszendenten bis zur dritten Generation. 
Wenn sie dagegen einen fremden Fürsten heiratet, bekommt sie vom 
König 10.000 Mark Silber als Heimsteuer angewiesen. 

Jeder Lehensträger des Königs von Böhmen, Fürst, Markgraf, 
Herzog oder niederer Vasall, muss binnen Jahresfrist nach der Thron- 
besteigung desselben und ebenso jeder Erbe eines Lehensträgers 
binnen Jahresfrist nach dem Tode des letzteren sein Lehen muthen, 
den Treueid leisten und die Belehnung empfangen. Weilt der König 
ausserhalb seines Reichs, s0 hat die Lehenserneuerung vor dem Landes- 

Werunsky, Karl IV. Il. Ba. 6 
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hauptmann stattzufinden, muss aber binnen sechs Monaten nach der 
Rückkehr des Königs wiederholt werden. Vorsäumen die Vasallen 
ihre Pflicht, so nimmt der König ihre Lehen so lange in Beschlag, 
bis sie jene erfüllt haben. Da der König Obereigentümer des Kloster- 
gutes ist, so hat auch jeder Abt, Propst oder Prior jedem König 
wenigstens einmal nach altem Herkommen die Huldigung zu leisten 
und zugleich eine urkundliche Bestätigung der Klostergüter zu er- 
wirken bei Strafe der Beschlagnahme der letzteren durch die könig- 
liche Kammer. Ebenso hat jeder neugewählte Abt oder Propst dem 
König nach altem Herkommen ein Ross im Werte von 20 Mark 
Silber zu übersenden, offenbar als Rekognition des königlichen Ober- 
eigentumsrechtes am Klostergut. 

Was die Beamtenverfassung beirift, so stellt die Majestas Karo- 
lina folgende Grundsätze auf. Nur sittenreine und im Königreich 
Böhmen begüterte Personen sollen zu Beamten eingesetzt werden, 
besonders keine Geichteten und keine Wucherer. Alle richterlichen 
Beamten haben vor ihrem Amtsantritt vor allem Volke den Amts- 
eid zu leisten. Der Oberstkämmerer, Oberstrichter und Landes- 
notar oder Landschreiber werden vom König ernannt; die beiden 
ersten anüissen Deszendenten von Baronen sein. Diese obersten 
Landesbeamten und die übrigen Kämmerer, Zudenrichter, Notare 
und anderen Beamten aller Provinzen Böhmens, die von jenen 
drei obersten abhängen, sollen nie auf Lebenszeit bestellt und 
ihnen die Aemter nie verkauft oder verpfändet werden. Auch dieses 
Gesetz hat der König vor seiner Krönung öffentlich zu beschwören. 
Dasselbe gilt von den Beamten der Pilsener Provinz, obgleich sie, 
„wie man sagt“, von den obersten Landesbeaimten nicht abhängig 
sind, ebenso von den königlichen Beamten des Herzogtums Breslau 
und der Markgrafschaft Budissin. Auch die königlichen Burggrafen 
dürfen nicht auf Lebenszeit und auch nieht auf bestimmte Zeit ein- 
gesetzt werden, damit sie nicht im Vertrauen auf ihre Unabsetzbar- 
keit während der voraussichtlichen Zeit ihrer Bestallung Missbrauch 
ihrer Amtsgewalt sich zu Schulden kommen lassen. Niemand soll 
ferner zum Richter eingesetzt werden, der der böhmischen Sprache 
unkundig ist; nur der König kann hievon in einzelnen Fällen dispen- 
siren, wenn besondere Tüchtigkeit oder Wissenschaft einen empfehlen. 
Auf die städtischen Richter hat diese Verordnung selbstverständlich 
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keinen Bezug, da für die Städte das Landrecht nicht massgebend war. 
Betreffs der Notare wird noch besonders verordnet, dass keiner von 
ihnen, von welchem König oder Fürsten immer er kreirt worden sei, 
dies Amt innerhalb des Königreichs Böhmen ausübe, ohne durch eine 
Urkunde des Königs hiezu ermächtigt zu sein. Endlich werden die 
Beamten der Barone zur Rechenschaftslegung über ihre Verwaltung, 
so oft sie gefordert wird, verpflichtet. 

Nur wenige Vorschriften beziehen sich auf die Justizverwaltung. 
Die „justitio personalis*, d. i. die peinliche Strafgewalt, ist dem 
König vorbehalten, Kein Baron oder Wladyke darf daher seinen 
abhängigen Leuten die Augen ausreissen, Nase, Hand oder Fuss ab- 
schneiden. Hier wendet sich die Majestas Karolina direkt gegen die 
Zustände, wie sie sich während der Regierung König Johanns ge- 
staltet hatten, wo der Adel die volle Gerichtsbarkeit über seine Bauern 
an sich gerissen hatte. 

Dem Öberstkämmerer und Öberstlandriehter wird eingeschärft, 
jührlieh viermal (an den Quatembertagen) zu Gericht zu sitzen und 
ihres Amtes zu walten, soweit die Kompetenz desselben reicht. Nur 
der König kann davon dispensiren. Der Landschreiber hat seinen 
Sitz auf der Prager Burg, wo auch die Landtafel, die er zu führen 
hat, aufbewahrt wird. Die abgeschlossenen Faszikel derselben werden 
nach altem Herkommen in der Sakristei der Prager Metropolitan- 
kirche hinterlegt und vom Öherstkämmerer, Oberstrichter, Prager 
Burggrafen und Landschreiber überwacht; nur in Gegenwart des 
Öberstkämmerers und der Landesbarone dürfen sie der Silte gemäss 
eröffnet werden. 

Eine fernere Vorschrift der Majestas bezieht sich auf das In- 
stitut der sog. „Popravzen*, Unter den drei Baronen, welche in den 
einzelnen Provinzen oder Kreisen herkömmlich als Poprarzen (eorroc- 
tores) oder grössere Schöffen (maiores scabini, justieiari) bestellt 
werden und den drei Wladyken, welche in den einzelnen Ortschaften !) 
als kleinere Schöften eingesetzt zu werden pflegen, sollen nie zwei 
Brüder sein. Völlig ausgeschlossen sind vom Schöffenamt Geächtete 

3) Es scheint, dass sich das Amt dieser kleineren Schöffen muf die Orte Iezog, wo 
meh sog. Zudengerichte und damit zusammmonhöngende »eclloquin nobilium« rorhanden waren, 
während das Poprovzsnamt 
max der Vereinigung mehrerer Tudengerichtssprengel erwuchsen waren. 


uf grössere Provinzen bezogen haben dürfte, die wohl 
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und Wucherer. Was den Wirkungskreis der grossen und kleinen 
Schöffen betrifft, so wird nur das alte Herkommen bestätigt, dass 
dieselben öffentlicher und schwerer Verbrechen ı) verdächtige Leute 
von Amtswegen zu rügen, zu ächten‘) und mit dem Tode zu 
bestrafen haben, sowie dass nur die Popravzen adelige Verbrecher, 
Wiadyken und Barone, ächten dürfen, die von den kleineren Schöffen 
dagegen gerügten Adeligen dem König “fort anzuzeigen haben. Zu 
den Verbrechen, welchen die königlichen Beamten von Amtswegen 
nachspüren sollen, gehört ganz besonders die Ketzerei. Die könig- 
lichen Beamten haben Ketzer in Untersuchung zu ziehen, und wenn 
sich auch nur ein leiser Verdacht zeigt, sie den Prälaten oder in- 
quisitores heretice pravitatis zu überliefem, welche sie der strengsten 
Prüfung unterzichen. Klagen gegen Popravzen sind an den König 
oder den Hofrichter zu bringen, welche dieselben mit den Herren, 
welche Kmeten sind, entscheiden. Klagen gegen königliche Meier 
oder Schafler sind dem Hofrichter vorzutragen, welcher dem Kläger 
einen Boten beigiht, mit dem sich derselbe an den Wohnsitz des 
Meiers begibt, um die Sache mit den Dorfkmeten zu untersuchen. 
Das Urtheil hat sich in beiden Fällen nur auf den nötigen Schaden- 
ersatz zu bezichen, erfordert der Fall auch eine persönliche Strafe, 
so hat diese über Poprayzen der König, über Meier der Hofrichter zu 
verhängen. 

Auch in Bezug auf die Wehrterwaltung werden nur wenige 
durch altes Herkommen überlieferte Grundsätze aufgestellt. Wenn 
Feinde ins Königreich einfallen, haben alle Fürsten, Barone, Wla- 
dyken, Bürger und das ganze Volk auf Befehl des Königs vier 
Wochen lang auf eigene Kosten das Land zu vertheidigen. Erst 
nach Verlanf von vier Wochen ist es erlaubt, vom Gut des Königs 
30 viel zu nehmen und nicht mehr, als man für sich und die Pferde 
braucht. Wenn Böhmen in Krieg verwickelt ist, dürfen die Landes- 


) Offonbar sind hier solche Verbrochen gemeint, die dem Beklagten an Hals oder 


ähnlich verhalten wie im sächsischen Recht, wo 
ing mr über ungehorsum ausgebliobene Beklagte vor- 
Die Verfostung ist das prorkorisch erkannte Todosurtheil, welches vellstreckt 
wird, sobald der Verfestete ergriffen worden ist (Planck, das deutsche Gerichtsverfahren im 
Mittelalter II, 291 u. 1.) 
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bewohner ohne besondere königliche Erlaubnis nicht das Land ver- 
Iassen. Ebenso ist es den Dienstmannen jedes Herm streng ver- 
boten, von letzterem während eines Krieges Entlassung zu verlangen. 
Die Sitte, dass böhmische Barone oder Wladyken fremden Herren 
in verschiedenen Reichen gegen Sold oder ohne solchen, aus Frennd- 
schaft, Waflendienst leisten, wird zwar nicht abgeschaftt, doch darf 
daraus für Böhmen keinerlei Schaden erwachsen. 

Von den verschiedenen Zweigen der Finanzverwaltung berührt 
der Gesetzentwurf nur die königliche Forstverwaltung und die Ver- 
waltung der dem König gebührenden Heimfälle. Damit der merk- 
würdig dichte Wälderkranz, der Böhmen schützend umgibt, erhalten 
bleibe, wird zunächst das alte Verbot des Holzhiebs in den könig- 
lichen Forsten erneuert und den Förstern nur erlaubt, dürres Holz 
oder vom Stumwinde gebrochenes zu benützen oder zum Nutzen der 
königlichen Kammer zu verkaufen. Grössere Berechtigungen betrefls 
der Holznutzungen in den königlichen Forsten können nur auf Grund 
spezieller Königsurkunden beansprucht werden. Die Burggrafen der 
an Flüssen gelegenen königlichen Schlösser haben dartiber zu wachen, 
dass keine gefällten Bäume gestohlen und auf den Flüssen heimlich 
fortgeschaft werden, wie das bisher häufig geschehen ist. Das Eigen- 
tumsrecht am Boden königlicher Forste verbleibt, auch nachdem die- 
selben gerodet und in Kulturland verwandelt worden sind, der könig- 
liehen Kammer. Dies gilt namentlich von allen Ackergründen, die 
in den Gebirgswaldungen der Grenzgegenden jenseits Aussig, Brüx, 
Kaaden bis Domaschin !) durch Rodung entstanden sind oder noch 
entstehen worden. 

Die Verwaltung des königlichen Heimfallsrechtes geht von fol- 
genden Grundsätzen aus. Der königlichen Kammer fallen heim: 
1) Das freie Gut aller ohne legitime Kinder oder nur mit Hinter- 
Yassung vorheiratheter oder verwitweter Töchter verstorbenen Landes- 
hewohner, auch der Bürger;*) 2) Das freie Gut hingerichteter Ver- 
brecher, auch wenn sie legitime Kinder hinterlassen; 3) alle freien 
Güter, deren Erwerb nicht in der vom Gesetzentwurf (Titel LIX und 


%) Oder Damaschin Im jetzigen Gerichtsbeirk Luditz, 
2) Als Ireio Güter eines Bürgers werden Jene bezeichnet, für welche er der Stadt 
nicht stenert (EX) 
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LX) vorgeschriebenen Form, x. B. auf dem Todbette, vor sich ge- 
gangen ist; 4) Güter, die an die tote Hand, d. i. geistliche Lente 
oder Kollegien geschenkt oder veräussert worden sind, welche nicht 
unmittelbar mit ihrer Person und ihrem Gut dem König dienen 
körmen; 5) die Güter geistlicher Stellen während der Sedisvakanz; 
6) die Güter, welche Priester und Kleriker an ihre Konkubinen, 
Söhne oder Töchter vergabt haben; 7) endlich tritt der Heimfall an 
den Fiskus ein, wenn eine Frau, die für eine zweite Heirath von 
ihren Söhnen eine Heimstener empfangen hat, samımt ihrem Gemahl 
verstorben ist und bei ihren Lebzeiten keine rechtsgültige Verfügung 
getroffen hat. Betreffs des ersten Punktes ist noch näher zu be- 
merken, dass das königliche Heimfallsrecht unter König Johann noch 
weiter ausgedehnt wurde, indem nämlich einem Spruche des Land- 
gerichts von 1821 zufolge das freie Gut eines jeden, der keine unab- 
getheilten Verwandten hinterlässt, der küniglichen Kammer anheim- 
fiel, ) während König Karl viel liberaler verfährt, indem er den 
legitimen Söhnen, auch wenn sie abgetheilt sind, ein Erbrecht ein- 
räumte. 

Die Verwaltung der heimgofallenen Immobilien und der zu ihnen 
gehörigen Mobilien steht dem königlichen Hofichter zu, bezw. den 
'hiezu entsandten königlichen Gewaltboten. Auch das Verfahren, 
welches der königliche Hofrichter bei Einziehung der Heimfülle zu 
befolgen hat, wird näher auseinandergesetzt. Der Hofrichter lässt 
die durch königliche Boten bewerkstelligte Einziehung eines heim- 
gefallenen Clutes auf dem Markt zu Prag oder einer dem Gute näher 
gelegenen Stadt verlaufbaren und die Aufforderung ergehen, dass 
jeder, der Rechte darauf geltend machen wolle, binnen 14 Tagen 
vor ihm zu Prag erscheinen solle. Wenn keiner kommt, wird eine 
zweite Verlautbarung vorgenommen und ein zweiter Termin von 
14 Tagen angesetzt; erscheint abermals niemand, so wird ein drittes- 
mal ebenso vorgegangen. Erscheint auch jetzt niemand, so wird das 
Gut durch Urtheil der Barone der königlichen Kammer zugesprochen. 
Kommt jemand später und macht ein Kecht auf das Gut geltend, 
80 darf er nur dann gehört werden, wenn er durch die augenfällägsten 
Beweise und durch Zeugen darthut, dass er vom Tage der ersten 


) Roliquiao tabul. rogni Boh. I, 401, 
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Verlautbarung an bis zum Ablauf des letzten Termines ausserhalb 
Landes war; in diesem Falle muss er innerhalb dreimal 14 Tagen 
nach seiner Heimkehr vor dem Hofgericht erscheinen. Sprechen ihm 
die Barone das Gut zu, so hat es der Hofrichter ihm herauszugeben, 
doch hat der letztere der königlichen Kammer die Kosten der Guts- 
verwaltung samınt den Interessen (d. i. Verzugsschaden) zu ersetzen, 
mit Ausnahme der Kosten, welche die Bewachung der auf dem Gut 
befindlichen Burgen der königlichen Kurie veranlasst hat. 

Nur ganz kurz wird endlich eines dritten Zweigs der Finanz- 
verwaltung, der des königlichen ‚Jndenschutzrechtes, Erwähnung ge- 
than und der Grundsatz aufgestellt, dass alle Juden, auch die auf 
den Gütern der Edelleute sitzen, zur Entriehtung des Judenzinses an 
die königliche Kammer verpflichtet sind. 

Sehr mvollständig und fragmentarisch sind die strafrechtlichen 
Bestimmungen des Gesetzentwurfes. Als Majestätsverbrechen werden 
bezeichnet: 1) die Ketzerei, deren Strafe der Feuertod ist; 2) der 
Versuch, vom König ein Krongut zu erlangen, welcher mit Ver- 
mögenskonfiskation bestraft wird; der Schuldige ward überdies recht- 
los (infam) und friedlos und konnte von jedermann ungestraft getötet 
werden; 3) der Versuch, vom König eine solche Exemtion seiner 
Person nnd seiner Güter zu erwirken, wodurch eine Lostrennung der- 
selben vom Königreich Böhmen verursacht werden könnte. Wer sich 
eines solchen Versuchs schuldig macht, wird rechtlos; alle Barone, 
Edlen und Städte sollen ihn als Friedensstörer mit Waflengewalt 
angreifen, verfolgen und schädigen, seine Güter verwüsten und ver- 
theilen; 4) als Rebell und Hochverräther wird endlich bezeichnet, 
wer ein Gut in Anspruch nimmt, welches durch Urtheil der Barone 
als dem König heimgefallen erklärt worden ist. Mitschuldig des 
Majestätsverbrechens der Kotzerei wird jeder, der einen Ketzer in 
sein Haus aufnimmt oder sonst fördert; ein solcher wird mit Ver- 
mögenskonfiskation und immerwährender Landesverweisung bestraft. 
Nicht ausdrücklich als Majestätsverbrechen bezeichnet wird es, wenn 
man sich das Amt eines königlichen Burggrafen auf Lebenszeit oder 
bestimmte Zeit übertragen lässt, doch wird ein solches Verbrechen 
mit Rechtlosigkeit und Güterkonfiskation bestraft. Ebensowenig wird 
ale Majestätsverbrechen bezeichnet der Landasverrath, den ein böh- 
-mischer Baron oder Ritter begeht, indem er einem fremden Herrn 
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Waffendienste leistet zum Schaden seines Vaterlandes; die Strafen 
dieses Verbrechens sind Tod und Vermögenskonfiskation. Letztere 
Strafe trifft jeden Landesbswohner, der zur Zeit eines Krieges ohne 
spezielle königliche Erlaubnis das Land verlässt. 

‚Fürsten, Barone, Edle oder Unedle, welche die öffentliche Ruhe stören, 
durch Anzettlung einer Verschwörung oder Stiftung einer Verbindung, die 
gegen eine Person oder Stadt gerichtet ist, verfallen sammt ihrem Gut 
der königlichen Ungnade. Bei dieser Verwirkung der königlichen Gnade 
handelt es sich offenbar um eine vom Belieben des Königs abhän- 
gende Busse, die fir die Wiedererlangung derselben gezahlt werden 
musste. Ein erschwerender Umstand des letzteren Verbrechens ist 
es, wenn dadurch der gewaltsame Tod einer Person herbeigeführt 
worden ist; in diesem Falle werden die Verschwörer mit Tod und 
Vermögenskonfiskation bestraft. Ein Baron, der mit bewaffneter 
Schaar in das Gebiet eines anderen Barons eindringt, gleichviel ob er 
dasselbe auch mit Brand heimsucht oder nicht, verfällt der könig- 
lichen Ungnade. Sein Gut wird zum Ersatz des angerichteten Scha- 
dens verwendet, was übrig bleibt fällt an den Fiskus. Man sieht 
hieraus, wie sehr König Karl überzeugt war, dass die aussergericht- 
liche Geltendmachung des Rechts im Wege der Privatiehde mit 
einem nur halbwegs geordneten Staate absolut unvereinbar ist, 

Es folgen die Fälle öffentlicher Gewaltthätigkeit. Hegern, welche 
die Bäume königlicher Forste durch Abschälen der Rinde beschädigen, 
wird zur Strafe die Haut der rechten Hand abgezogen und ihr Dienst- 
‚gut genommen, ein anderer Mensch erleidet nur die erstere Strafe. 
Wer sich Ackergründe anmasst, die einst durch Rodung königlicher 
Grenzwaldungen jenseits Aussig, Brüx, Kaaden bis gegen Domaschin 
entstanden sind, wird rechtlos und zu einem vierfachen Ersatz ver- 
urtheilt, Missbrauch der Amtsgewalt wird besonders in einem Falle 
sehr hart bestraft. Der Schreiber, welcher insgeheim, ohne könig- 
liche Erlaubniss und ohne Auflassung ror den obersten Landesbeamten 
übertragene Güter in die Landtafel eingetragen hat, wird mit dem 
Tode bestraft. Ein Burggraf, der in den königlichen Forsten ge- 
schlagenes Holz heimlich bei Seite schaffen lässt, verliert sein Amt 
und muss den Schaden doppelt ersetzen. 

Von dem Unzuchtsverbrechen werden nur erwähnt das der Noth- 
zucht, welches mit Tod und Güterkonfiskation bestraft wird, ferner - 
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der Fall, wenn Eltern Klage erheben, dass ihre Tochter ohne ihr 
Wissen oder gegen ihren Willen sich einen Gatten genommen oder 
sonst mit einer Mannsperson freiwillig den ausserehelichen Beischlaf 
vollzogen hat; die Schuldigen werden nach altem Herkommen ge- 
pfählt und das Gut beider konfiszirt. Mädchen, deren Eltern nicht 
mehr leben, bedürfen zur Heirat der Zustimmung ihrer Brüder, und 
wenn auch diese fehlen, ihrer Öheime von der väterlichen oder 
mütterlichen Seite. Wird ein solches Mädchen durch Brüder oder 
Oheime in derselben Weise, wie vorher erwähnt, angeklagt und über- 
wiesen, so erleidet es sammt dem mitschuldigen Manne die obige 
Strafe. 

Von den Fällen des Verbrechens der schweren körperlichen Be- 
schädigung wird nur einer hervorgeheben. Wer nämlich die durch 
den Gesetzentwurf aufgehobene Feuer- oder Wasserprobe im Gerichts- 
verfahren zur Anwendung bringt oder jemanden dazu verleitet, wird 
rechtlos, seine Güter werden konfiszirt; jedermann ist verpflichtet, 
ihn gefangen einzubringen, worauf er, wean er die Feuerprobe ange- 
wendet, verbrannt, wenn er sich der Wasserprobe beiient hat, er- 
tränkt wird. 

Des Verbrechens der Brandlogung wird nur mit besonderer Be- 
ziehung auf Wälder Erwähnung gethan. Wer in den königlichen 

- und allen anderen Forsten einen Brand anlegt, wird mit dem Feuer- 
tod bestraft. Für Holzdiebstahl in den königlichen Forsten werden 
folgende Strafen festgesetzt. Wer gefällte Bäume zu Wasser oder zu 
Tande heimlich fortschaftt, wird mit Verlust der rechten Hand he- 
straft, Ein königlicher Forstbeamter, der anderes als dürres oder 
vom Wind gebrochenes Holz der königlichen Forste benützt, verliert 
die rechte Hand und sein Dienstgut, das er vom König für seine 
Mühewaltung geliehen erhalten hat. Wer durch die eidliche Aus- 
sage zweier königlicher Förster des Versuchs, Holz in den königlichen 
Forsten zu stehlen, überwiesen wird, verfällt mit seinem Hab und 
Gut der königlichen Ungnade. Von den Fällen des Betrugs wird 
ur ein besonders qualifizirter erwähnt, nämlich der, wenn ein durch 
eine andere Autorität als den König von Böhmen bestellter Notar 
ohne urkundliche Ermächtigung des letzteren sein Amt in Böhmen 
ausübt; ein solcher ist wie ein Fälscher zu bostrafen.!) Verträge, 


Y Gemeint ist wohl ein Mlünzfälscher, dem es immer au den Hals ing. 
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selbst eidlich hekräftigte, welche Räuber, Diebe und Wegelagerer von 
Gefangenen durch Kerkerhaft und Marter erzwungen haben, und wo- 
durch sich letztere zır Zahlung oft sehr grosser Geldsummen an die 
Uebelthäter verpflichteten, sind durchaus ungültig und unerlaubt. Als 
Räubern geleisteter Vorschub wird es deshalb bezeichnet, wenn man 
ihnen auf Grund eines solchen nichtigen Vertrages etwas gezahlt hat; 
zur Strafe muss der Schuldige ebensoviel an den königlichen Fiskus 
entrichten. 

Hatten so manche der erwähnten Verbrechen den Verlust der 
vollen Rechtsfähigkeit, die rechtliche Infamie oder Rechtlosigkeit 
zur Folge, so findet sich betreffs derselben überdies der Grundsatz 
ansgesprochen, dass, wenn der König einem Verbrecher die persön- 
liche Strafe oder die der Giterkonfiskation erlassen hat, damit nicht 
zugleich die rechtliche Infamie als erloschen anzuschen ist. Dieser 
Makel soll vielmehr dem Begnadigten zeitlebens anhaften und anderen 
zum abschreckenden Beispiel dienen. Betreffs der Weiber erklärt der 
Gesetzentwurf, aus Rücksicht auf die Schwäche ihres Geschlechtes 
mildere Strafen verhängen zu wollen, als die von ihnen begangenen 
Verbrechen verdienen würden. Ein Weib, welches von den Kreis- 
schöffen eines motorischen Verbrechens wegen verfestet worden ist 
und sich ans der Verfestung nicht auszieht, wird statt mit dem Tode 
mur mit Konfiskation ihrer Morgengabe oder Leibzucht und mit " 
immerwährender Landasverweisung bestraft. 

Von den Vergehen oder Frevein wird nur das des verbotenen 
Spiels behandelt. Verboten aber sind das Würfolspiel und jede andere 
Art von Spielen, wobei nicht um eine Barsumme gespielt wird, son- 
dern wo man für die Spielschulden sein Erbgut versetzt; hierauf 
bezügliche Verträge und Versprechungen sind ungültig. Wer auf 
Grund eines gewonnenen Spieles eine $pielschuld eintreiben will, zahlt 
an den Fiskus eine Strafsumme von der Höhe eben dieser Spielsehuld. 
Wer eine Spielschuld bezahlt, hat zur Strafe denselben Betrag an 
den Fiskus zu erlegen. Wer jemandem ein Darlehen von mehr als 
einem Schock Groschen zur Bezahlung von Spielschulden gewährt, 
verliert den Anspruch auf dessen Wiedererstattung und muss dem 
Fiskus eine Strafsumme von der Höhe des Darlehens entrichten. 
Dieselbe Strafe trifft den Empfänger des Darlehens. Endlich werden 
zwei Fälle von Verletzung der Amtspflicht erwähnt, Der Land- 
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schreiber, der die von König Karl vorgeschriebenen Krönungseide 
jährlich auf dem ersten Quatemberlandtag vorzulesen verabsäumt, 
wird seines Amtes entsetzt. Ein Burggraf, der es aus Nachlässig- 
keit geschehen lässt, dass aus den königlichen Forsten gestohlenes 
Holz verflösst wird, muss den Schaden doppelt ersetzen. 

Sehr unvollständig ist auch das Prozessrecht der Majestas Karo- 
lina. Die betreffenden Titel derselben bieten überdies keine selh- 
ständige Darstellung des landrechtlichen Gerichtsverfahrens, sondern 
sind grösstentheils der ältesten lateinischen Kezension des Ordo indieii 
terre entlehnt. 1) Wir können daher von einer Darstellung des land- 
rechtlichen Gerichtsrerfahrens, wie es die Majestas Karı schildert, 
Umgang nehmen und uns darauf beschränken, der wenigen, über 
wichtigen Abänderungen, die dasselbe in diesem Landrechtsentwurfe 
erfahren hat, Erwähnung zu thun, weil wir hieraus Karls IV. refor- 
matorische Absichten kennen lernen. 

Die Klagen, welche die Majestas Karolina dem Prager Land- 
gerichte zuweist, sind sog. „bürgerliche“ Klagen, d. h. solche, bei 
welchen der Kläger aus Mitleid nicht auf peinliche Bestrafung des 
Beklagten dringt, sich nicht an ihm rächen will, sondern sich mit 
der Forderung von Schadenersatz begnügt. Von den „bürgerlichen® 
Klagen werden eingehend nur die um Ungerichte oder Frevel (Raub, 
Diebstahl, Heimsuchung, Sachbeschädigungen) abgehandelt, denn auch 
in diesen Fällen stand es den Verletzten frei, die peinliche Klage zu 
verschmähen und eine biirgerliche Klage um Busszahlung anzustrengen; 
ausser diesen Klagen finden wir nur noch die wechselseitige Klage auf 
unbewegliches Gut erwähnt, welche sich so oft aus Klagen wegen Sach- 
beschädigungen oder Frevel entwickelt. Eigentlich peinliche Klagen, 
bei welchen der Kläger aus Rache darauf dringt, dass die Todes- 
strafe oder eine verstüämmelnde Strafe an dem Beklagten vollzogen 
werde, weist die Majestas Karolina dem Landgerichte nicht zu. Von 
solchen rein peinlichen Klagen wird überhaupt nur die Klage wegen 
Notzucht an Juugfrauen und ehrbaren Frauen kurs erwähnt. Das 
Verfahren ist folgendes. Die Verletzte hat an dem Ort des verübten 
Verbrechens, wenn derselbe bewohnt ist, und wenn dies nicht der Fall 


%) Vol. dariber meine Abhandlung »Der Ord» indieii tar Roomie« im 10. Band 
der Zeitschrift der Sarignpstiftung für Rechtsgeschichte, 8. 109-111. 
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ist, an dem nächsten bewohnten Orte, in zerrissenem Kleide vor 
redlichen Menschen das Wehgeschrei zu erheben und hierauf die 
Anzeige gegen den Verbrecher den königlichen Beamten zu erstatten, 
worauf der königliche Hofrichter denselben festnehmen lässt. Wenn 
or lougnet, so hat nach altem Herkommen beim königlichen Hof- 
gericht: folgendes Verfahren einzutreten. Die Klägerin leistet den 
(Sicherungs-Eid, dem Beklagten aber wird der verstärkte Unschulds- 
eid mit sechs wohlbeleumundeten Zeugen aufgetragen. Wird bei der 
Eidesleistung ein Verstoss begangen, so wird Beklagter zum Tod 
verartheilt, sein Gut konfiszirt; gelingt die Eidesleistung, so wird 
Beklagter freigesprochen. Ebenso wird die Kompetenz über adelige 
oder Bürgermädchen zu richten, die sich ohne Zustimmung ihrer 
Eltern, bezw. Brüder oder Oheime, einen Mann genommen, oder den 
ansserchelichen Beischlaf mit einem solchen vollzogen haben, dem 
königlichen Hofgericht eingeräumt, während das Gericht über solche 
Mädchen niederen, also unfreien Standes und deren mitschuldige 
Männer den Popravzen in Verbindung mit dem königlichen Meier 
des betreffenden Kreises zusteht. Der Umstand, dass König Karl 
die Kompetenz betreffs peinlicher Klagen dem königlichen Hofgerichte 
zuweist, kann nicht befremden; er ist die einfache Konsequenz des 
gleichfalls in der Majestas Karolina ausgesprochenen Rechtssatzes, 
dass dem König die „justitia porsonalis‘, die peinliche Strafgewalt, 
vorbehalten ist. Dies scheint auch der Grund zu sein, weshalb die 
peinlichen Klagen mit einziger Ausnahme der Klagen wegen Not- 
zucht in der Majestas Karolina nicht abgehandelt werden. Bei den 
Klagen um Notzucht konnte man sich für die Kompetenz des könig- 
lichen Hofgerichtes vielleicht wirklich, wie tit. LXXXI behauptet, 
auf altes Herkommen beziehen, d. h. ulso auf eine mit dem Land- 
gericht konkurrirende Gerichtsbarkeit desselben, während die Kom- 
potenz betroffs der übrigen peinlichen Klagen wegen Tötung, Ver- 
wundung ete. bis dahin unbedingt und allein dem Landgericht zuge- 
standen hatte. Nicht ausdrücklich also, sondern stillschweigend ward 
dem Landgericht die Kompetenz betreffs der peinlichen Klagen ent- 
zogen, indem dieselben in dem Landrechtsentwurf ignorirt werden. 
Diese diplomatische Vorsicht würde übrigens ganz dem Charakter 
Karls entsprechen. Auch wäre eine solche Beschränkung der Kom- 
vetenz eines Landgerichtes durch den Landesherrn zu Gunsten seines 
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Hofgerichtes durchaus nicht ohme Präzedenzfall. Wie bereits oben 
erwähnt wurde, hat z. B. Herzog Boleslav III. von Liegnitz bereits 
im Jahre 1328 dem dortigen polnischen Landgericht, der sog. Zaude, 
die Gerichtsgewalt über peinliche Sachen und die um Schuld ge- 
nommen und dieselbe auf Klagen um unbewegliches Gut (Erb und 
Eigen) beschränkt. 

Eine zweite wichtige Neuerung Karls IV. betrifit die im Beweis- 
verfahren des Landgerichts bis dahin gebräuchlichen Ordalien. Der 
Landrechtsentwurf verbietet strengstens, dass jemand innerhalb der 
Greuzen des Königreichs bei was immer für Prozessen, besonders 
bei Notzucht und Ehebruch, wo es altherkömmlich ist, die Probe des 
glühenden Eisens oder die kalte Wasserprobe in Anwendung bringe 
oder andere hiezu verleite. In den benachbarten deutschen Landen 
waren Feuer- und Wasserprobe schon längst ausser Gebrauch ge- 
kommen, und was den gerichtlichen Zweikampf betrifft, so war auch 
er in den deutschen Städten bereits fast ganz verschwunden; im Ge- 
biete des Magdeburger Rechts z. B. trat an die Stelle des Kampfes 
im Laufe des 14. Jahrhunderts der Unschuldseid des Beklagten selb- 
siebent, Iım deutschen Landrecht hat sich der Zweikampf sporadisch 
bis zum Anfang des 15. Jahrhunderts erhalten. Kaiser Karl schaffte 
daher auch den Zweikampf als Beweismittel im böhmischen Land- 
recht ab und erklärte die Kampfklage nur in drei ausserordentlichen 
Fallen als zulässig: 1) gegen den, der beschuldigt wird, dem Leben 
des Königs oder der Mitglieder der königlichen Dynastie nachgestellt 
oder sich in eine Verschwörung gegen dieselben eingelassen zu haben; 
2) gegen den, der beschuldigt wird, ein Schloss oder Land des Königs 
ohne dessen Wissen und Befehl jemandem verkauft oder irgendwie 
verschafft zu haben; doch müssen in einem solchen Falle vorher je 
neun wohlbeleumundete Zeugen auf beiden Seiten geschworen haben; 
3) gegen den, der beschuldigt wird, am königlichen Hofe ein Un- 
zuchtsrerbrechen begangen zu haben. In diesen drei Fällen kann 
ein Zweikampf stattfinden, wenn die Parteien übereingekommen sind, 
auf diese Weise ihren Rechtsstreit zu Ende zu führen. Wenn aber 
der kämpflich Angesprochene auf den Zweikampf nicht eingeht, dann 
kann ihn der Angreifer nach dem Gewohnheitsrecht vor den König 
Inden, wo der Rechtsstreit seine Entscheidung findet. Auf den Zwei- 
kampf bezüglich ist noch eine andere Satzung. Nach altem Her- 
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kommen kann jeder Adelige, sei er höher oder niedriger geboren, 
wenn er auch einem Genossen oder Debergenossen dient, an seiner 
statt einen Kämpfer stellen. Dieses Recht verliert, wer sich aus 
dem Dienst des Königs in den eines Herrn begeben und dadurch 
eine Standesniederung erlitten hat. Dagegen hat jenes Recht ein 
Dienstmann, der aus dem Dienste eines Herm in die des Königs 
ibergetreten ist. 

Der Behaltungseid, womit ein königlicher Dienstmann seine Zu- 
gehörigkeit zum Wladykenstand, d. h. die volle Freiheit seiner Ge- 
hurt, beweist, wird folgendermassen geregelt. Behauptet ein könig- 
licher Dienstmann von einem Wladyken abzustammen, so hat er, 
wenn das Gegentheil nicht offenkundig ist, sieben Zeugen zu führen, 
von denen drei durch die königlichen Beamten orwählt werden. Wenn 
diese Zeugen eidlich aussagen, dass die Vorfahren des hetreffenden 
Dienstmannes von Alters her Wladykon gewesen scien, #0 ist os dem 
Dienstmann erlaubt, gegen die vom königlichen Hofe für die gegen- 
theilige Behauptung geführten Zeugen andere ihm günstige Zeugen 
vorzubringen; das Loos entscheidet über die Frage, welches Zeugniss 
zuzulassen sei. Ausserdem finden sich in der Majestas Karolina nur 
noch zwei prozessrechtliche Satzungen. Zunächst wird die bereits 
vom Gewohnheitsrecht dem Landrichter zuerkannte Befugnis gebilligt, 
dass or jemandem vor zwei oder mehreren Zeugen (um das eidliche 
Ablengmen auszuschliessen) einen einzigen Gerichtstermin setzen kann 
statt der üblichen drei in gesetzlichen Zwischenräumen aufeinander- 
folgenden und öffentlich verlautbarten Termine. Hierauf folgt die Be- 
stätigung eines andern gewohnheitsrechtlichen Grundsatzes. Bin von 
drei Kreisschöffen Verfesteter kann sich nur dureh das vor dem König 
oder dessen Kommissarius erbrachte Zeugniss von neun anderen 
Schöffen desselben Kreises aus der Verfestung ziehen. 

Privatrechtliche Satzungen finden sich in der Majestas Karolina 
nur wenige. Von den sachenrechtlichen Titeln sind die wichtigsten 
die über den Erwerb von Grundeigenthum. Veräusserungen von Erb- 
gut können auf zweierlei Aıt stattfinden. Entweder durch Erklärung 
vor dem König, der hiezu die Erlaubniss ertheilt und einen Kmeten 
(Schöffen des Landgerichts) zu den obersten Landesbeamten schickt, 
welche auf dessen Bericht hin die Eintragung der Gutsübertragung 
in die Landtafel binnen Jahresfrist an einem der vier Quatember- 
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gerichtstage zu veranstalten haben. Eine andere Form der Ver- 
äusserung von Erbgut besteht darin, dass der Veräusserer vor den 
‚obersten Landgerichtsbeamten an einem der Quatembergerichtstage 
erscheint, eine die Veräusserung betreffende öffentliche Erklärung ab- 
gibt, d. h. also die Auflassung vornimmt und dieselbe in die Land- 
tafel eintiagen lässt. Um jedem Betrug vorzubeugen, wird verordnet, 
dass auf Ersuchen desjenigen, dem ein Gut übertragen worden, nach 
geschehener Eintragung desselben in die Landtafel die obersten Land- 
gerichtsbeamten einen besonderen Boten zu bestimmen haben, welcher 
die Einweisung in den körperlichen Besitz (sog. reale Investitur) binnen 
Jahresfrist vorzunehmen hat. Wenn dies geschehen ist, so soll es an drei 
Markttagen in der dem Gut zunächst gelegenen Stadt oder Ortschaft 
öffentlich vermeldet werden. Der Bote hat hierüber an die obersten 
Beamten zu berichten und diese haben dies mündliche Gerichts- 
zeugniss in die Landtafel durch den Landschreiber eintragen zu lassen, 
Wird dies versäumt, so wird der Erwerb des Gutes ungültig. Wer 
ein Recht auf ein solches in aller Form übertragene Gut zu haben 
meint, hat dies auf einem Quatembergerichtstag binnen drei Jahren 
und sechs Wochen nach der letzten Verlautbarung geltend zu machen. 
Die Majestas Karolina schreibt also nicht blos die bisher bereits 
übliche Eintragung der Auflassungserklärung in die Landtafel vor, 
sondern noch überdies die Eintragung des Gerichtszeugnisses über 
die geschehene reale Besitzeinweisung, worin wir eine neue Massregel 
König Karls zu schen haben, durch die der ganze Hergang bei Er- 
werb von Liegenschaften bis zum letzten Stadium des künftigen Ge- 
richtszeugnisses halber vollkommen sichergestellt werden sollte. 

Es folgen Bestimmungen über Gütertheilung zum Zwecke der 
Abschichtung und vertragsmässig begründete Gütergemeinschaft. Für- 
sten und Barone müssen Gütertheilungen entweder vor dem König 
oder vor den drei Popravzen jenes Kreises vornehmen, in welchem 
das Gut oder der grössere Theil desselben liegt, die Edlen vor drei 
kleineren Schöffen des betreffenden Kreises, die Bürger vor dem 
Richter jener Stadt, innerhalb deren Weichbild das Gut liegt. Zur 
Benrtheilung der Frage, ob in einem konkreten Falle Gütergemein- 
schaft bestehe oder nicht, gelten folgende Grundsätze. Die Genossen 
einer Gütergemeinschaft dürfen getrennt wohnen und jeder für sich 
Ausgaben machen ; nur müssen sie sich in allen Schaden und Nutzen 
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theilon. Dagegen sind solche, die zusammenwohnen, von denen aber 
‚jeder seine Güter separat verwaltet, als nicht in Gütergemeinschaft 
stehend zu betrachten. 

Von eigenthumsähnlichen Nutzungsrechten an fremdem Grund 
und Boden werden mehrere Arten erwähnt. Botrefis der Kloster- 
güter heisst es, dass sie aufolge des Gewohnheitsrechtes keine freien 
Güter sind, und betrefls der Güter der Priester und Kleriker, dass 
sie nach altem Herkommen sub mero dominio regis stehen, was 
nichts anderes als ein sog. Obereigentumsrecht des Königs bedeuten 
kann. Im wesentlichen war es also in Böhmen, obgleich hier Name 
und Formen des Lehenswesens ursprünglich fehlten und erst seit dem 
14. Jahrhundert sporadisch eingedrungen waren, nicht anders als in 
Deutschland, wo das Verhältnis des Königs zu den Keichsbistümern 
und Reichsabteien seit dem Vortrage von Worms von 1122 voll- 
ständig in fendale Formen gekleidet war. 

Betreffs der den königlichen Dienstmannen (servitores regales, 
sluzebnikones) verliehenen Dienstgüter findet sich verordnet, dass die- 
selben aus keinem Grunde veräussert oder zersplittert werden dürfen. 
Königliche Dienstmannen dürfen ihren Frauen und Töchtern nicht 
mehr als zehn Mark Silber zur Morgengabe oder Heimsteuer auf 
ihre Dienstgüter verschreiben. Freie Güter, die königliche Dienst- 
mannen erwerben, erhalten den Charakter königlicher Dienstgüter. 
Dieselbe Bestimmung findet sich betroffs der königlichen Kammer- 
knechte, der Juden. Wenn ein Gut einem Juden als Gläubiger an- 
heimfällt, so darf es der Jude ohne königliche Erlaubnis nicht ver- 
änssern, denn ein solches Gut wird als königliches Kammergut be- 
trachtet, wie die Güter der Juden überhaupt. 

Auch über die Leiheverhältnissa nach deutschem Recht, obwohl 
dieselben nieht ins Landrecht gehören, handelt der Gesetzentwurf, 
wohl aus Rücksicht auf die grosse Verbreitung, welche die Aus- 
setzung von Dörfern zu deutschem Recht seit Anfang des 14. Jahr- 
hunderts im ganzen Lande, selbst in reintschechischen Gegenden, 
gewonnen hatte. 

Bürger, welche auf dem Boden eines Edlen oder Barons sich 
mach dem jus teotonicale (oder emphyteotiearium, vom Volke „Purk- 
recht“ genannt) ankaufen, sind, so lange sie auf seinem Grund und 
Boden wohnen, der Gewalt desselben unterworfen. Will sich einer 
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den Lasten an die Grundherrschaft entziehen, so hat er um Entlassung 
anzusuchen, und wenn er sie erlangt, kaun er frei binnen Jahr und Tag 
„das Burgrecht*, d. h. das Pachtgut, welches er nach Burgrecht be- 
sitat, weın er will, verkaufen. Dasselbe gilt, wenn der Grundherr dem 
Bürger kündigt. Wenn letzterer jenen Termin versäumt, hat der Grund- 
herr das Gut an sich zu nehmen. Dasselbe Recht der Freizügigkeit 
wird auch dem bäuerlichen Pächter und Zinsmann eingeräumt. Will ein 
solcher seinen Grundherrn verlassen und auf Königsgut übersiedeln, 
so hat er um seine Entlassung bei ersterem anzusuchen. Geschieht 
dies um Martini, dann hat die Hutlassung ohne weiteres gewährt zu 
werden, geschicht es aber zu anderer Zeit, dann hat der Bauer zu- 
vor Bürgen zu stellen. welche für gehörige Entrichtung des Zinses 
und Leistung der Frondienste haften. Wenn der Gutsherr aber recht- 
liche Forderungen gegen den Bauer in Gegenwart seiner Zinsleute 
und der königlichen Boten, die um Entlassung für den Bauer bitten, 
geltend macht, und der Bauer als dem Gutsherm wirklich noch ver- 
pflichtet. befunden wird, so ist ihm die Entlassung zu verweigern; 
reinigt er sich und wird als nicht schuldig befunden, so kann er sich 
wo immer hin auf Kinigsgut begeben. Dieselben Vorschriften gelten 
betreffs des Uebersiedelns von Bauern eines Barons auf Güter eines 
anderen Barons. Die emphythentischen oder Zinsgüter, die ein 
solcher Bauer besessen, kaun er verkaufen, wein er will, die freien 
üter, die ihm der Herr zum Nutzgenuss überlassen hatte, verbleiben 
bei diesem. 

Familienrechtliche Satzungen finden sich folgende. Weil Priester 
und Kleriker auf ihre Güter ihren Konkubinen öfters Morgengaben 
angewiesen haben, wird verordnet, dass kein Priester aler Kleriker 
ohne königliche Erlaubnis einem Weibe eine Verschreibung auf sein 
Gut machen darf. Witwen dürfen über ihre Morgengabe frei ver- 
fügen, ohne dass eine Fintragung in die Landtafel nötig ist. Dann 
muss jedoch die Schenkungsurkunde mit den Siegel von sieben Ba- 
ronen und dem der Schenkerin versehen sein. Wenn ein Vater- 
bruder oder leiblicher Bruder einer bereits manıbaren Nichte oder 
Schwester zu heiraten verbietet, weil er ihre Heimsteuer behalten 
wil, darf dieselbe sich mit der Klage an das königliche Hofgericht: 
wenden. Dieses übergibt sie den Kmeten, die sie verheiraten und 
den Bruder oder Oheim zur Zahlung der Heimsteuer zwingen. 

Worunsky, Karl Ir. II Du. 7 
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Dürftig sind endlich die erbrechtlichen Bestimmungen. Nach 
vollendete 15. Lebensjahr kann der Sohn die Absonderung ver- 
langen, d. h. die Zutheilung seines Antheiles an den Gütern, die 
seine Eltern von den Vorfahren ererbt haben. Diese Güter dürfen 
nur im Falle dringender Noth veräussert werden. Nur betefis der 
selbsterworbenen Güter besteht völlige Verfügungsfreiheit. Zum Erbe 
berufen sind die Kinder des Erblassers, und zwar die legitimen Söhne. 
auch wenn sie abgetheilt sind, und die Töchter, wenn sie unabge- 
{heilt und unverheiratet sind. Verheiratet oder verwittwete Töchter 
dürfen weder die Güter ihrer Eltern, noch die ihrer Bründer oder 
Schwestern erben; wenn keine anderen Kinder du sind, füllen jene 
Güter der königlichen Kammer anheim. Dasselbe ist der Fall, wenn 
abgetheilte Söhne oder Töchter kinderlos sterben, da nach ihnen den 
Eltern kein Erbrecht gebührt.) 

So dürftig auch der karolinische Landrechtsentwurf im Verhält- 
niss zu anderen, besonders den deutschen Rechtsaufzeichnungen des 
14. Jahrhunderts genannt werden muss, so würde doch seine Erhe- 
bung zum (Gesetz dem Lande grossen Nutzen grbracht haben, 
denn es wäre dadurch wenigstens einigermassen die Willkir in 
der Justispilege ausgeschlossen und den Richtern die Möglichkeit 
benommen worden, in gleichen Prozessen verschiedene Urtheile zu 
füllen. Dem böhmischen Adel missfiel jedoch der Landrechtsent- 
wurf Karls IV. ebensoschr wie einst die Hntwürfe der Könige 
Prschemysl Ottokar I. und Wenzel II. Die Gründe des Miss- 
fallens der böhmischen Herren liegen sehr nahe. Zunächst war es 
die Befürchtung, dass ihnen mit der anferlegten Verpflichtung, nach 
einem geschriebenen Gesetzbuch Recht au sprechen, die Willkür in 
der Justizpflege, die sie so leicht behufs Förderung der Standex- 
interessen üben konnten, einigermassen benommen und ebeuso ihr 
Gesetzgebungsrecht eingeschränkt werden würde. Mit dem entschie- 
densten Misstrauen erfüllte den Adel ferner die ganz offen in der 


") Das Wöhuische Lamdrecht zur Zeit König Juhanns scheint nur win Erhrecht der 
ft bestand, anorkamıt zu haben. Die Kr- 


Itusgemosson, zwischen denen Gütorgomei 
weiterung des Erbrechts auf die abgefundenen Sole durch Karl IV. kann aber den Adel 
cht befriedigt: haben, da derselbe wohl schon im Jahre 1510. die EinrAumung eines 
Magenerbrechts bis zum 4. (kanonischen) Grad gefordert hatte (Jiredek, Codex iuris Boh. 
u, 2, 194). 
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Majvstas ausgesprochene Absicht Karls, die Justizgewalt und die 
finanzielle Macht der Krone zu erweitern. Dem Streben des Adels, 
sich durch verpfündete Krongüter zu bereichern, ward durch die 
strengsten Vorschriften für alle Zukunft ein Riegel vorgeschoben. 
Der Vorbehalt der peinlichen Strafgewalt, die Minderung der 
Kompetenz des vom Adel beherrschten Landgerichts, das strenge 
Verbot der Einsetzung der Beamten, selbst der obersten Landes- 
beamten, auf Lebenszeit, die Verbote der Bündnisse, sowie der Pr 
fehden des Adels, kurz dio politische Tendenz des Landrechtsentwurfes, 
welche unverholen die Stärkung der böhmischen Königsmacht gegen 
die Uebergriffe des Adels anstrebte, endlich das Festhalten des Entwurfs 
an dem beschränkten Erbrecht, alles dies bewog die böhmischen Barone, 
die Annahme des Entwurfes zu verweigern. Nur dazu verstanden 
sich dieselben, jenen gegen die Wegelagerer, besonders die adeligen, 
gerichteten Titel XXVIIT des Entwurfs, auf welchen der Kaiser das 
grösste Gewicht legte, zu genehmigen, dem zufolge ein des Raubes 
oder Diebstahles schuldig Befundener, dem der König die persönliche 
Strafe oder die der Güterkonfiskation erlassen hat, nichtsdestoweniger 
rechtlos (infam) bleibt und überdies dem Verletzten vollständigen 
Schadenersatz zu leisten verpflichtet wird. Ferner beschloss der Land- 
tag, auch den „armen Leuten*, d. h. den abhängigen Bauern, welche 
ihre (rundherren (offenbar wegen Verweigerung oder Verzögerung 
des Rechtes) vor dem Landgericht belangen, in ausgiebigerer Weise 
Recht zu gewähren, als dies bisher geschehen war. 

Angesichts des energischen Widerstandes der böhmischen Herren 
gegen die Erhebung seines Landrechtsentwurfes zum Laudesgesetz 
entschloss sich Kaiser Karl. denselben förmlich zurückzunehmen. Er 
scheute den offenen Kampf mit der starken Adelsmacht und be- 
fürehtete, dass Zwietracht mit den Unterthanen seines Irblandes sein 
Ansehen im deutschen Reiche mindern könnte. Schon am 6. Ok- 
tober 1355 liess der Kaiser eine Urkunde in vielen Exemplaren aus- 
fertigen, worin er folgende Erklärung abgab. Das mit Rath und 
Zustimmung gewisser Fürsten und Herren abgefasste und besiegelte 
Gesetzbuch sei zufällig verbrannt; 1) da sich auf dasselbe weder die 


) Die erhaltenen zwei Iateinischen Handschriften zeigen, dass dies eine blosse 


Fiktion war. 
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Fürsten und Herren bisher eidlich verpflichtet hätten und es auch 
noch nicht publizirt worden gei, so komme ihm keine verbindende 
Kraft zu und niemand könne von den darin verhängten Strafen be- 
troffen werden, vielmehr sollen die Fürsten, Herren und übrigen 
Unterthanen der böhmischen Krone in alle Zukunft im unverkäm- 
merten Genusse ihrer althergebrachten Rechte verbleiben. Denselben 
urkundlichen Widerruf erliess unter demselben Datum auch des 
Kaisers Bruder, Markgraf Johann von Mähren, für den Fall, dass 
er nach Karls ohne männliche Erben erfolgtem Tode den böhmischen 
Thron erben sollte, 

Auf dem 8. Wenzelslandtag 1355 kam auch der Streit um 
die Erbschaft der kurz mach einander verstorbenen Herzoge Wia- 
dislaw und seines Sohnes Boleslaw von Kosel und Beuthen zur 
Entscheidung. Die gesetzlichen Erben waren die vier Töchter des 
Herzogs Wladislaw, welche Herzog Konrad von Oels, der Gemahl 
einer derselben (Fufemia) als Bevollmächtigter vertrat, und überdies 
die drei Töchter des Herzogs Boleslaw, die von ihrem Vormund, 
Herzog Kasimir von Teschen, vertreten wurden, Die Erbansprüche, 
welche die Herzoge Bolko von Oppeln, Bolko von Falkenberg, Albert 
von Strehlitz und Johann von Auschwitz als nächste Schwermagen 
erhoben, wurden offenbar auf Grund des Lehenbriefs König Johanns 
vom 19. Februar 1327, welcher Seitenverwandte durch weibliche 
Leibeserben ausschloss, vom Kaiser nach Urtheil der anwesenden 
Fürsten und Herren abgewiesen (4. Oktober).!) 

In seinen Bestrebungen behufs Herstellung gesetzlicher Zucht und 
Ordnung durch die Widersetzlichkeit des böhmischen Adels aufs 
äusserste enttäuscht und herabgestimmt, musste sich Kaiser Karl auf 
das allereinfachste beschränken, auf Herstellung des zum Gedeihen 
von Ackerbau, Handel und Gewerbe so unerlässlich notwendigen Land- 
friedens. Zu diesem Zwecke zog er, Räuberhanden verfolgend und 
ausrottend, unermüdlich im Lande umher, legte zahlreiche Burgen in 
Asche, welche verbrecherischen Spiessgesellen Unterstand gewährten, 
und überlieferte auch adelige Räuber dem Galgen; dem Johana von 
Simojno, vom Volke „der Panzerer“ genannt, der von Karl früher 


')R. X. 2201; Hauser, Geschichte des Farstenthums ei, 8. 224 f. Lehens- 
und Besitzurkunden Schlesiens Il, 417, 
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zum Ritter geschlagen worden, später aber von der Burg Schampach 
aus (am stillen Adlerflusse) Strassenraub getrieben hatte, warf der 
Kaiser sogar mit eigener Hand den Striek um den Hals. Um auch 
in den Landen Budissin und Görlitz dem Räuberwesen ein Ende zu 
machen, verbot Karl in einem Briefe an die Sechsstädte vom 26. Sep- 
tember 1355 den Bau neuer Festen mit Ausnahme von solchen auf 
ebener Erde und ohne Gräben und verlieh dem Städtebund, der weit; 
grössere Macht als der königliche Hauptmann in Budissin besass, 
Vollmacht, alle schädlichen Höfe und Festen zu brechen und zu ver- 
brennen, sowie über die Besitzer, welche die Auslieferung solcher 
Festen weigern würden, des „Königs Acht“ zu verhängen; auch be- 
trefis etwaiger Klagen der Besitzer gebrochener Festen wegen Schaden- 
ersatzes und betreffs des Ausziehens derselben aus der Acht erklärte 
der Kaiser die Stadtgerichte für kompetent und nicht das Land- 
gericht, offenbar deshalb, weil die adeligen Schöppen desselben über 
adelige Verbrecher bisher nicht nach der Strenge des Gesetzes ge- 
richtet hatten. t) 

Durchans nicht so fortschrittsfeindlich wie der böhmische Adel, 
der dreimal binnen achtzig Jahren die schriftliche Festsetzung des 
böhmischen Landrechts verhindert hatte, zeigte sich der Adel eines 
anderen unmittelbaren böhmischen Kronlandes, des Herzogthums 
Breslau. Schon Karls IV. Vater, König Johann, hatte kraft Pririlegs 
vom 14. Februar 1346 eine Kommission von sechs Männern einge- 
setzt, welche an seiner statt etwaige Mängel der städtischen Privi- 
logien von Breslau zu ergänzen und über die verschiedensten Rechts- 
materien verbesserte Satzungen oder Willktren aufzustellen hefugt 
sein sollte. Die Zusammensetzung hatte in der Art zu erfolgen, dass 
die königlichen Vasallen, d. i. der Adel des Breslauer Landes, drei 
Ratmanven der Stadt Breslau und das Breslauer Ratskollegium drei 
aus den königlichen Vasallen zu Mitgliedern wählen sollten. Diese 
Kommission, bestehend aus den Landherren Franzeke von Borsnitz, 
Heinze von Schwarzenhorn, Friedrich von der Wede, und den Bres- 
lauer Ratmannen Niklas von Lemberg, Petze Beyir und Hans Sechs- 
hechir, brachte im Jahre 1356, vielleicht von Karl IV. hiezu noch 
besonders aufgefordert, ein Landrecht für das Herzogthum Breslau 
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zustande, welches grösstentheils mit dem sächsischen Landrecht über- 
einstimmt und sich von diesem nur durch einige Abweichungen im 
Erbrecht und ehelichen Güterrecht, sowie dureh dreizehn von den 
sechs Mannen am Ende hinzugefügte Kapitel unterscheidet, welche 
der veränderte Rechtszustand nothwendig erscheinen liess. ') Doch 
sind keineswegs alle Rechtssätze des sächsischen Landrechts, die den 
schlesischen Verhältnissen nicht angemessen waren, und ebensowenig 
an allen Stellen, wo sie vorkommen, ausgelassen worden; die Arbeit 
der Kommission war eine recht leichtfertige und kritiklose. Von den 
obenerwühnten Abänderungen seien hier nur die wichtigsten erwähnt. 
Zunächst betreffs des Sachenrechts beschränkt das Breslauer Land- 
recht das Binspruchsrecht der nächsten Erben (den sg. „Erbenlaub“) 
auf die Fälle der Veräusserung solcher Liegenschaften, welche dem 
Eigentümer „anerstorben*, d. h. dich Erbgang auf ihn gekommen 
sind, während anders erworbene Liegenschaften seiner freien Ver- 
fügung überlassen blieben. Dieser Rechtssatz dürfte aus dem M: 
deburger oder Lübischem Rechte übernommen sein. Den Grund- 
sätzen des letzteren Bechis gemäss findet sich das eheliche Güter- 
recht der Dorfschulsen und Bauern abgeändert. Während nämlich 
das sächsische Landrecht nur die sog. Verwaltungsgemeinschaft des 
Gutes der Ehegatten kennt, so dass bei Auflösung der Ehe der üher- 
lebende Theil und dis Erben des Verstorbenen ihr Eigentum zurück- 
nehmen.) gehört das mit dem westphälisch Soester Rechte verwandte 
‚eheliche (rüterrecht der Stadt Lübeck zu jenen Kechten, welche einen 
Unterschied zwischen unbeorbter (kinderloser) und beerbter Ehe geltend 
machen. Wird im erstern Falle die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten 
aufgelöst, so-Rllt an den üiberlebenden Theil das von ihm in die Ehe 
eingehrachte Gut zurück und derselbe erhält überdies die eine Hälfte 
des @utes des Verstorbenen, die andere Hälfte fällt dem nächsten 
Erben des letzteren zu. Während also bei unbeerbter Ehe das Ver- 
mögen der Ehegatten nicht Gesammigut wird, besteht Gütergemein- 


Dr: 
Broslan son 

2) Bei Au ie kehren die Liogonschaften mnch der Seite zurlek, von 
der sie stammen, die Fi vor fällt zit Ausnahune der Kemde der Man 
(nel. Schröder, Geschichte des ohelichen Güterrechts Il, %, I f.: Housler, Institutionen des 
deutschen Pritatrachts II, 892 f) 
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schaft zwischen den Ehegatten bei beerbter Ehe; wird eine solche 
Ehe durch den Tod eines Theiles aufgelöst, so wird das gesammte 
eheliche Vermögen Sammtgut des Ueberlebenden und der Kinder; 
der überlebende Elterntheil ist zur Abschichtung der Kinder berech- 
tigt: dieselbe erfolgt in der Art, dass der überlebende Ehegatte die 
eine, die Kinder die andere Hälfte des Sammtgutes erhalten. !) Auch 
betreffs der Zuwendung des Mannes an die Frau, der sog. „Morgen- 
gabe“, finden sich mit Rücksicht auf die Verhältnisse der nach 
ostphälischem Recht lebenden Ritterhürtigen Zusätze im Breslauer 
Landrecht. Nach dem sächsischen Landrecht bestand die Morgen- 
gabe nur in Fahrniss, wurde ohne „Erbenlaub* bestellt und fiel 
bei Vorabsterben der Frau nicht ihren Erben anheim, sondern ver- 
blieb dem Manne, während sie bei Vorabsterben des Mannes der 
Frau zu freiem Eigentum verblieb. Das Breslauer Landrecht da- 
gegen kennt statt der alten verfragsmässig bestellten Morgengabe 
einen Ersatz derselben, nämlich die gesetzliche Morgengabe. Einer 
Ehefrau, die „begaht* worden ist, wird das Recht auf jede weitere 
Morgengabe ahgesprochen. Bei Vorversterben des Mannes nimmt 
daher eine solche Frau nur jenen Komplex von Fahrnissstücken, 
der „Gerade® heisst. 

Endlich finden sich auch in Bezug auf das Erbrecht im Bres- 
lauer Landrecht wesentliche Abweichungen vom Landrechte des 
Sachsenspiegels. Während nach letzterem nur ‘öhne von vor- 
verstorbenen, nicht abgesonderten Söhnen an ihres Vaters statt das 
(int ihres Eltervaters und ihrer Eltermutter (Grossvater und Gross- 
mutter) erben, gilt dies nach dem Breslauer Landrecht auch von 
den Kindern vorverstorbener, nicht abgesonderter Töchter. Während 
ferner das sächsische Landrecht ein Vorzugsrecht der Söhne vor 
den Töchtern, der Brüder vor den Schwestern, des Vaters vor der 
Mutter, betreffs der Brhberechtigungen an Liegenschaften und Fahr- 
niss (mit Ausnahme der (ferade) durchführt, erben nach dem Bres- 
lauer Ländrecht Kinder nicht blos vom vorverstorbenen unabge- 
sonderten Sohne, sondern auch von der vorverstorbenen unabgeson- 
derten Tochter, woraus mit Notwendigkeit folgt, dass auch Sohn und 


4) Cap a. a. 0. 8. 134; Schrödor a m 0. M, 5, 149 f; Housler a a. 0. Il, 
ö55, 409, 412. 
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Tochter nach dem Breslauer Landrecht in gleicher Weise erbberech- 
tigt sind. Dasselbe gilt auch von Brüdern und Schwestern, während 
das Vorzugsrecht des Vaters vor der Mutter noch beibehalten ist, 
was mit der ehelichen Vormundschaft des Mannes und ihren Wir- 
kungen zusammenhängt. Der Grund dieser von den sechs Männern 
im Erbrecht des Sachsenspiegels vorgenommenen Abinderungen liegt 
in Berücksichtigung der urkundlichen Verordnung König Johanns für 
Breslau vom 9. August 1399, kraft deren er die dort geltende, das 
Repräsentationsrecht der Enkel ausschliessende Satzung des Magde- 
burger Rechts aufhob und den Kindern vorverstorbener, nicht abge- 
sonderter Söhne und Töchter ein Erbrecht in des Fltervaters und der 
Eltermutter Erbe anstatt ihres verstorbenen Vaters oder ihrer ver- 
storbenen Mutter einräumte. 1) 


) Vober die gleichfalls in jene Zeit fallende Aufzeichnung des sog. »Lardluchs« 
des Horzogtuns Brodau wird bei Besprechung der vorwaltungspalitischon Maserogoln 
Karls IV. gehandelt worden. 


VIERTES KAPITEL. 


Karls IV. Politik vom August 1355 bis März 1357, besonders 
seine Gesetzgebungspolitik im deutschen Reiche. 


Dem grossen Kampfe der Könige von England und Frankreich 
gegenüber hatte sich Karl IV. seit der Schlacht von Creey (26. Aug. 
1346) neutral verhalten. Bald nachdem sich Calais, der günstigste 
Stützpunkt zu Unternehmungen gegen Frankreich und Stapelplatz 
für den flandrischen Handel, am 4. August 1347 den Engländern 
ergeben hatte, war as den Abgesandten Papst Klemens VI., Anibaldo 
da Ceecano, Kardinalbischof von Tuseulum, und Stephan Anbert, 
Kardinalpriester von San Giovanni e Paclo, gelungen, einen Waflen- 
stillstand zwischen den streitenden Parteien zu erwirken, wonach bis 
14 Tage nach dem nächsten Mitsommer die Waflen ruhen und alle 
betheiligten Länder und Fürsten miteingeschlossen sein sollten. Beide 
Theile waren der Erholung s0 bedürflig, dass sie diesen Waflen- 
stillstand auf mehrere Jahre verlängerten, was jelach nicht hinderte, 
dass man auf den verschiedenen Punkten des englisch-Französischen 
Kriogsschanplatzes fast unaufhörlich scharmützelte. Verhandlungen 
über einen endgültigen Frieden, welche infolge Aufforderung Inno- 
cenz’ VI. zu Weihnachten 1354 am päpstlichen Hofe in Avignon 
zwischen Bevollmächtigten König Johanns von Frankreich (Sohn des 
am 23. August 1350 verstorbenen Philipp VI.) und Eduards III. von 
England stattfanden, blieben resultatlos; die englischen Bevollmäch- 
tigten beschuldigten den Papst, dass er mit dem König von Frank- 
reich fest zusammenhalte. Die Feindschaft der beiden Könige ward 
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erbitterter denn je, zumal König Johann die Ausführung des von 
König Eduard II. am 13. Juli 1354 mit den Schotten vereinbarten 
Friedensvertrags hintertrieben hatte, demzufolge David, der König 
von Schottland, der seit Oktober 1346 in englischer Gefüngenschaft 
sich befunden, gegen Zahlung von 90.000 Mark freigelassen werden 
sollte; durch eine Schaar Ritter und 40.000 Goldgulden des Königs 
Johann unterstützt, erneuerten die Schotten im Winter 1354/55 die 
alten Grenzfehden gegen die Engländer. %) 

Gleich nach dem Scheitern der zu Avignon geptlogenen Friedens- 
verhandlungen sandten die Bevollmächtigten des Königs von England, 
der Herzog von Lancaster und der Graf von Arundel, offenbar mit 
Vorwissen Eduards III, einige Ritter an König Karl IV., der damals, 
auf der Romfahrt begriffen, in Pisa weilte, mit der Bitte um Ver- 
mittlung des Friedens oder wenigstens eines Watlenstillstandes zwischen 
England und Frankreich. Pierre de Colombiers, der Kardinalbischof 
von Ostia und Velletri, der im Auftrage Innocenz’ VI. bei dem letzten 
Friedensversuch hauptsächlich betheiligt gewesen, traf auf seiner Reise 
zur Kaiserkrönung Karls IV. in Grasse bei Nizza die an letzteren 
entsandten englischen Ritter an, errieth sogleich den Zweck ihrer 
Sendung und hatte nichts Eiligeres zu thun, also sofort zwei Herren 
seines Gefolges, den päpstlichen Kaplan Magister Petrus Raptovani 
und Lello de’ Coseci, Dienstmann des Königs von Frankreich, an 
Karl IV. nach Pisa zu schicken nd diesen um vorläufigen Aufschub 
seines Bescheides an die englischen Gesandten zu bitten. In dem 
den Boten an Karl IV, mitgegebenen Briefe erimmerte der Kardinal 
letzteren an seine Verwandtschaft mit dem französischen Herrscher- 
hause und an die dadurch bedingte Verknüpfung der beiderseitigen 
Interessen; er bat ihn, sich nicht von den Engländern umstricken zu 
lassen, sondern auch den anderen Theil zu hören und wies darauf 
hin, dass er allen am päpstlichen Hofe gepflogenen Friedensunter- 
handlungen beigewohnt und Karl den wahren Sachverhalt auseinander- 
setzen könne, auf Grund dessen dieser sich ein weit klareres und 
sichereres Urtheil werde bilden können; Karl thue daher am besten, 
die Beantwortung der von den englischen Gesandten gebrachten Bot- 


) Paul, Geschichte von England IV, 405427. Martin, Histeire de France V, 
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schaft aufzuschioben, bis er (der Kardinal) in Pisa angekommen sein 
und ihm Bericht erstattet haben werde.) Durch die vorsorgliche 
Aengstlichkeit, womit der Kardinal zu verhindern bestrebt wur, dass 
Karl IV. den Wünschen Englands entgegenkomme, bewies er am 
besten die Wahrheit der von den Bevollmächtigten Bauards IIL. vor- 
gebrachten Beschuldigung, der päpstliche und französische Hof seien, 
mit einander einverstanden. Dies muss auch der Kaiser eingeschen 
haben, denn er beschloss, die Friedensvermittlung zwischen dem König 
von Frankreich und England selbst in die Hand zu nehmen und that 
diese seine Absicht der englischen Gosindtschaft zu wissen. *) 

Vor allem musste jedoch die durch das englisch-deutsche Bündnis 
von 1348 zwischen Karl IV. und den Valois eingetretene Spannung 
beseitigt werden. Es handelte sich deshalb zunächst um die Kr 
menerung des im Jahre 1347 zwischen Karl IV. und ‚Johann, 
dem damaligen Herzog der Normandie und nunmehrigem König 
von Frankreich, vereinbarten Bundesvertrages.) Der Kaiser machte 


') Vgl. anoine Schrift, der erste Kömerzug K. Karls IN., 8. ii. 

2 Ra 2. 

9) Fin Yertragsautwurf König Jhanns ligt in zwei Fassungen vum Mai 
(Sommersberg, Seriptores rerum Seniacarum 1, #49) enthält das Versprechen der Herauı- 
‚abe son Werdun, Cambray und Vienne, sowie das der Hultigung des Dauphin und des 
Grafen von Burgund. Unsweifeihaft legt dieser Fassung des Katwurfes eine die Wänsche 
des Kaisers enthaltende Vorlage au ( denn es Ist undenkbar, das König Johan 
damals auch nur vorübergehend aus freiem Antrieb solche Zugeständnisse gemacht oder dass 
seine Kanzlei ihm solche Vorschläge zu unterbreiten gewagt habe. Der Dauphin und. die 
ihm von seinen Vater gegobenen Berater trugon sich damals vielmehr mit dem Plan, vom 
Kaiser die Abtretung der Lohomshoheit ber die Bistümer Valoner, Die, Sitten, Lansanne 
und Genf, die Grafschaften \nlence, (enf, Provence und Forcaluier, die Klöster St. Open 
ds Joux und Nantin zu verlangen (Hs. TE2). Die ander Famung des Vortrgsontwurk 
(Wouig, Neichsrchiv EL, 55) enthalt nur cine aligemalne Freuuischafusvursicherung Kong 
Johanns, das vorerwihnte besonders Versprechen ist wegolassen; nur diese Fassung hat 
dio Biligune des französischen Königs orhaltan. Vel. Winkelmann, die Beziehungen Kaisers 
Karl IV. zum Königreich Arclal, Strassburg 186%, 8 147 A, dem ich jeloch in der 
Annahme nicht folgen kant, dass König Johan anfangs auf Karls Wünsch einging, gleich 
daraf aber seine Züceständuisse berute und deshall; die andere Vorlage machen liess, 
Wenn dem so wäre, hätte sich König Johann in seinem Schreiben an Karl (Ks. 240) 
wegen seiner gar so schnellen Sinnosänderung und Unzuverlässigkeit doch. einigermassen 
entschuldigen müssen, was er aber keinsswegs tut. Es scheint, dass die Ducke, in 
denen dio beiden Fassungen dos Entwurfs vorliegen, nicht die richtigen Datirungen gobou. 
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jedoch zur Bedingung der Erneuerung des Bundosvertrages, dass 
König Johann die widerrechtlich in Besitz genommenen Städte 
Cambray und Verdun, sein Erstgeborener, der Dauphin Karl, die 
Stadt Vienne dem Reiche zurückstelle, sowie dass letzterer das Dau- 
Phin und endlich der junge Graf Philipp von Burgund seine Graf- 
schaft von ihm, dem Kaiser, zu Lehen nähmen. Da eine Lehens- 
erneuerung nicht stattgefunden hatte, so betrachtete der Kaiser die 
Grafschaft Burgund als ledig gewordenes Lehen und unterstellte sie 
vorläufig der Verwaltung des Grafen Heinrich von Mömpelgard, den 
er zum Reichsvikar daselbst ernannte. 1) 

Man sieht, wie schr der Kaiser wegen der fortgesetzten Nicht- 
achtung seiner Rechte im Königreich Arelat über das Haus Valois 
ungehalten war.*) Zwar war von seiner Seite bisher fast nichts 
geschehen, um den Anmassungen der Valois wirksam zu begegnen, 
denn die Sicherung seiner Autorität in Deutschland und Italien, so- 
wie die Verfolgung weit näher liegender Hausinteressen hatten ihn 


Mohr Chauben rordient die Handschrift 1C24 der Prager Universitäb-Biblisihek. In 
dieser offenbar auf Karls IV; Anordaung veranstalteten Sammlung von Abschriften wich- 
tiger Urkunden (deram jüngste die in Rs. 278 angeführts ist) findet sich auf p. DEOD die 
Fassung des Entwurfs bei Snmmerstorg ohne Datirung, während dio Fassung lei Länig 
dort (p- 581%) mit den Worten schlosst: »Datum Paristis a. d. MCCOLFT. monse majı. 
Por dominum regen ad reiachonem domini dueis et (dalphini) Vionnensis.« Dar undafirte 
Entwurf dürfte die Vorlage sin, die Karl IV. dem Könip Johaem unterbreiten in, wäh- 
rund die zweite Urkunde nicht ins fahr 1255, sondern 1556. gebort. 

RK. 68H 

#) Im Frühjähr 155% scheint: Karl gar an bewaffnetes Rinschrei 
ns dem Fiiluss der Vals fast gäurlich verfallone Königreich Arclat wisde 
‚nd dort die Keichsrechte von neuen kräftig geltend zu machen. Hornaho 
Visconik verpfichtete sich damals für den Fall, dus Ihm Karl das Vikariat in Pisa über 
iragn, jährlich 50.000 #. zu mahlen, oder ihm behufs Wiedergewännung der Königreichs 
Arelat 100 Barbuten auf ein halles oder 500 auf win gunzes Fahr zu stellen (Scke, 
Vikariat der Visconti, $ 3%, + 2). Mit Unrecht weist Winkelmann a, a, 0. 5, 140 4,3, 
uch darauf hin, dass die Verhandlungen Karls mit. dem Könige von Frankreich zu keinem 
Resultat führten, weshalb Karl uf den Gedanken gekommen wei, =sich die Unterstätzung. 
des Viseunti, mit dem er gerade iu diplomatische Verkehre stand, zu einer energischen 
deltsnämachung der Reichsrechte zu sicherne. Zur Zeit, al die Verhandlungen des 
Kaisers mit König Johann scheiterten, war ja Karls Verhältahss zu den Wisconti bereits 
ein sehr gespanntes, ja geradezu feindsoliges, der oberornähnte Flan Karls muss daher vor 
dem Mai 1555 gesetzt worden, vor die Ernennung dos Markgrafen von Montforrat zum 
Reicherikar von Paris. 
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bisher vollauf in Anspruch genommen. Kurz bevor der letzte Dau- 
pin Humbert II. aus dem Hause La Tour am 30. März 1349 gegen 
grosse Geldentschäligung das Dauphind an Karl, den ältesten Sohn 
des damaligen Herzogs Johann von der Normandie, übertrag, hatte 
Karl IV. den Grafen Ayınar von Valene und Die zum Generalvikar 
in den Reichen Arelat und Vienne und allen dazu gehörigen Ländern 
ernannt; !) dieser Graf war aber nicht müchtig genug und traute 
sich wohl auch nicht, den Valois gegenüber die Keichsgewalt that- 
kıäftig zu vertreten; von seiner Thätigkeit als Vikar ist nichts 
bekannt. 

Die obenerwähnten Forderungen nahm Karl auch in die am 
26. August 1355 zu Prag ausgefertigte Urkunde eines zu gegen- 
seitiger Hilfe mit König Johann von Frankreich geschlossenen 
Bundes hinüber,*) welche er letzterem durch Simon, Meister des 
gesammten Predigerordens, und seinen Geheiimschreiber Rudolf von 
Friedberg überbringen liess. Kurz vorher, am 21. August, hatte 
der Kaiser den erst zehnjährigen Grafen Philipp von Burgund, 
um ihn zur Leistung der Huldigung zu befühigen, für mündig er- 
klärt,®) wodurch zugleich die Vormundschaft, welche König Johann 
über Philipp, den Sohn seiner zweiten Gattin Johanna aus deren 
erster Ehe, +) bisher geführt hatte, von selbst aufgehoben wurde. Die 
beiden Abgesandien, welche die Bundesurkunde des Kaisers nach 
Paris überbrachten, hatten zugleich den Auftrag, den König Johann 
auf Grund der von König Eduard III. an den Kaiser gesendeten 
Botschaft zum Waffenstillstand mit England aufufordern. König 
‚Johann gab jedenfalls eine diplomatische Zusage seiner Bereitwillig- 
keit zum Waffenstillstand, worauf sich Rudolf von Friedberg nach 
England zu König Eduard begab, um den Waffenstillstand zum Ab- 
schluss zu bringen. Hier hatte sich jedoch die Sachlage mittlerweile 


YR.K. 88: 
IR.K 
RK 2224. 
+) Der erste Gemahl Johuna’s, einer gebornen Gräfin von Bonlogne und Auvorgne, 

war der nicht zur Regierung gekommene, sondern sehon 1240 verstorbene Philipp, Salın 

Endes IV., Herzogs von Burgund und Grafen der Freigrafschaft Burgund ; das Herzogtum 

Burgund war Lehen der französischen Krone, die Freigrafschaft Burgund dagegen. gehörte 

zum Königreich Arelat und war ein Lehen des hl. römischen Reichs. 
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geändert, Rudelf von Friedberg fand eine schr kriegerische Stimmung 
vor und überzeugte sich bald, dass es dem König mit dem Waffen- 
stillstand nicht ernst sei. In der That hatte bereits das englische 
Frühjahrsparlament die Fortführung des Krieges beschlossen und 
dem König nene Geldmittel bewilligt. Eduard III. schickte seinen 
gleichnamigen Erstgebovenen, den fapferen fünfundzwanzigjährigen 
Prinzen von Wales, mit einem bedeutenden Heere nach der Gaseogne, 
während er selbst mit noch grösseren Streitkräften sich nach Michaelis 
1355 nach Calais einschifte, aber auf die Nachrieht von einem Ein- 
fall der Schotten in den Norden Englands gegen Ende November 
ebendahin eilte.') Am 1. Dezember war er bereits in Hertfort 
(nördlich von London). Erst hier entliess er des Kaisers Boten, 
Rudolf von Friedberg, der dem wandernden Hofe des Königs his 
dahin hatte folgen müssen, und gab ihm ein Schreiben an den 
Kaiser mit, worin er diesem für die Ab: dankte, zwischen ihm 
und seinem Gegner in Frankreich Frieden zu stiften, und seine Saum- 
niss in Beantwortung des ihm von Rudolf überbrachten kaiserlichen 
Schreibens mit den Kriegszügen zuerst gegen die Franzosen und dann 
gegen die Schotten entschuldigte.*) Rudolf von Friedberg begab 
sieh hierauf nach Paris zurück, wo ilm König ‚Johann ein Schreiben 
vom 6. Januar 1 an den Kaiser mitgab, in welchem er als Grund, 
weshalb Karls Bundesurkunde vom 26. August noch nieht mit einer 
Gegenurkunde erwidert worden sei, geltend machte, dass einige Ar- 
tikel der kaiserlichen Urkunde die Rechte Dritter beträfen ; deswegen 
werde er demnächst besondere Boten schicken, mit denen Karl zu- 
frieden sein solle, denn die möglichst baldige Erneuerung des Bünd- 
nisses mit dem Kaiser sei sein herzlicher Wunsch. ®) Dies war niehts 
anderes als eine höfliche Ablehnung der vom Kaiser in die Bundes- 
urkunde aufgenommenen Bedingungen, zu einer Fortsetzung der Ver- 


Rs: 2405 Pauli a. m 0. IV, 497 1 
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9 Rs. 2405 dass dieser Brit K, 
datirt gewesen wi, hat sehon Kost 
zu Frankreich, Iusbruck 1880, 8 84, A 
heweist die Alschrift dieses Briofes in dem I 
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Johanns an Karl EV, vom 6, Jamar 1356 
Karbı IV. private und. palitische Bozichungen 
Kung 5, vermutet; dass dies richtig ist, 
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handlungen scheint es vorläufig nicht gekommen zu sein, eine Einigung 
zwischen dem Kaiser und dem König wurde gewiss nicht erzielt. 
Gegen Ende des Jahres 135% beschäftigten den Kaiser grosse 
Fragen der inneren Reichspolitik. Sowie er kurz vorher der in Böhmen 
herrschenden Rechtsunsicherheit durch Einführung eines geschriebenen 
Landrechts hatte abhelfen wollen, beabsichtigte er auch dem deutschen 
Reiche die Wohlthat eines geschriebenen Verfassungsgesetzes zu- 
kommen zu lassen. Zu letzterem Zwecke lud er durch Ausschreiben 
vom 17. September 1355 alle Fürsten, Grafen, Herren und Städte 
des Reiches zu einem allgemeinen Hoftag nach Nürnberg auf nächsten 
Martinstag (11. November) ein.t) Die wichtigste aller Verfassungs- 
tragen betraf die deutsche Königswahl und die Königswähler, die 
Kurfürsten, welche seit einem Jahrhundert das ausschliessliche Wahl- 
recht an sich gerissen hatten. Das alte, nur auf dehnbarem, oft 
sogar widersprechenden Herkommen beruhende Reichsverfassungsrecht 
hatte keine genügenden Merkmale zur Bestimmung der Rechtmässig- 
keit oder Unrechtmässigkeit der Königswahlen ausgebildet; es kannte 
nieht die Entscheidung durch die Mehrheit der Wähler, sondern 
stellte den Grundsatz auf, dass Einmütigkeit der Wähler Erfordernis 
einer gültigen und für alle Reichsgetreuen verbindlichen Wahl sei. 
Bei zwistigen Wahlen machte daher jede der getrennten Wahlver- 
sammlungen die Einmütigkeit der anwesenden Wähler geltend und 
bestritt die Rechtmässigkeit der Wahlstimmen, die von den Anhän- 
gern dor anderen Partei für den Gogenkönig abgegeben worden waren. 
War bei solch zwiespältigen Wahlen eine Einigung nicht zu erzielen, 
nichts anderes übrig, als die Entscheidung durch Gottes- 
urtheil, die „Schlacht ums Reich‘. Was ferner die Kurfürsten be- 
trifft, so hatten die seit ungefähr der Mitte des ‚Jahrhunderts 
üblich gewordenen Erbtheilungen der weltlichen Fürstentümer eine 
grosse Unsicherheit betreifs des Kurrechts selbst erzeugt und bei 
jeder Königewahl von neuem ausbrechende Streitigkeiten um die Füh- 
rung der Kurstimme unter den verschiedenen Linien der kurfürst- 
lichen Häuser Pfalz und Sachsen zur Folge gehabt; endlich ergaben 
sieh Missbräuche noch aus dem Umstand, dass anch innerhalb der 
Linien eines Kurhauses alle Glieder derselben das Wahlrecht bean- 
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sprucht und ausgeübt hatten. Wenn alle Prinzen einer solchen Kur- 
linie einig waren, gab es hier einen Ausweg: man konnte sie sämmt- 
lich stimmen lassen, ihre Stimme aber nur für eine zählen; wenn 
sie aber nicht einig waren, erschien dieser Ausweg als durchaus un- 
zulässig. Die Entscheidung der Frage nun aber, wer die unzweifel- 
haften und alleinberechtigten Inhaber der einzelnen Kurstimmen seien, 
hatte Karl schon vorher in seinen Interessen zusagender Weise an- 
gebahnt und vorbereitet, indem er ganz einfach jene Mitglieder der 
einzelnen Kurhäuser, die seine politischen Freunde waren, als allein- 
berechtigte Inhaber der betreffenden Kurstimmen urkundlich anerkannte, 
Eine solche Urkunde hatte er schon im Mai des vergangenen Jahres 
seinem Freunde, dem Rheinpfalsgrafen Ruprecht dem ältern, ansge- 
stellt, wobei er sich nicht im geringsten um die betrefis Ausübung 
des pfälzischen Kurrechts zwischen den beiden Linien des Hauses 
Wittelsbach geschlossenen Hausverträge kümmerte, welche ja ohnehin 
von den Wittelsbachern selbst unbeachtet gelassen worden waren. !) 
Auch dem alten Herzog Rudolf von Sachsen-Wittenberg, der von 
August bis Ende Oktober 1355 in Prag weilte, stellte Karl damals 
zwei Privilegien, ein deutsches vom 24. August) ınd ein lateinisches 
vom 6. Oktober) aus, worin er erklärte, dass nach Aussage von 
Fürsten, Grafen, freien Herren und anderen Reichsgetrenen der Vater 
des Herzogs Rudolf, Albrecht, mit Zustimmung der andern Kur- 
fürsten die Könige Rudolf und Albrecht, und dann Herzog Rudolf 
Karls Grossvater Heinrich und ihm selbst zu Königen gewählt 
habe, weshalb er mit Rat der Fürsten, Grafen und freien Herren 
festsetze, 4) dass Rudolf als Herzog von Sachsen und „oberster Mar- 
schall des heiligen Reichs‘ rechter und wahrer Kurfürst sei; nach 
seinem Tode gebüre die Kurwürde seinem erstgeborenen Sohne und 
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darauf dessen Erstgeborenen; stürbe aber Rudolfs erstgeborener Sohn 
ohne männliche Erben, so solle dessen Altestem Bruder, Rudolfs 
zweitgeborenem Sohne, die Kurwürde zukommen, von welchem sie 
gleichfalls dessen erstgeborener Sohn erbt. 

Von Prag begab sich der Kaiser über Tachau und Sulzbach 
nach Nürnberg, wo er am 25. November anlangte. ı) Fürsten, Herren 
und Städteboten waren bereits zahlreich versammelt; nur die geist- 
liehen Kurfürsten kamen erst später; am spätesten (22. Dezember) 
der Erzbischof Boomund von Trier mit grossem ritterlicheu &efolge 
und 126 Pferden.®) Unter den anwesenden Grossen befanden sich 
die Kurfürsten Ruprecht d. ä., Rheinpfalzgraf, Ludwig der Römer, 
Markgraf von Brandenburg, Rudolf d. i. Herzog von Sachsen in Ver- 
tretung seines alten Vaters, des Kurfürsten, der ihn hiezu bevoll- 
mächtigt hatte, *) ferner die Bischöfe Johann von Strassburg, Gerhart 
von Speier, Lupolt von Bamberg, Friedrich von Regensburg, Berthold 
von Eichstädt, Dietrich von Minden, Johann von Osnabrück, Heinrich 
von Lebus, der kaiserliche Hofkanzler Bischof Johann von Leitomyschl, 
Abt Heinrich von Fuld, Rheinpfalzgraf Ruprecht d. i, die Herzoge 
Johann von Troppau, Bolko von Falkenberg (kaiserlicher Hofrichter), 
Bolko von Oppeln, Przimko von Teschen, die Markgrafen Frieltich 
und Balthasar von Meissen, die Burggrafen Johann und Albrecht von 
Nürnberg und Burghart von Magdeburg (kaiserlicher Hofmeister), die 
Grafen Albrecht von Anhalt, Ulrich von Helfenstein, Albrecht von 
Heiligenberg, Eberhart von Wirtemberg, Ludwig und Albrecht von 
Oettingen, Walram von Spanheim, ‚Johann von Katzenellenbogen, 
Gerhart von Diez, Heinrich von Schwarzburg, Johann von Henneberg, 
Johann von Retz, endlich die freien Herren Ludwig und Kraft von 
Hohenlohe, Gottfried von Brauneck, Ulrich von Hanan, Johann von 
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?) Allerdings wird Erzbischof Boemund von Trier als Zeuge unch den Erzbischöfen 
von Mainz und Köln und vor den weltlichen Kurfürsten in der Urkunde für die Mark 
grafen von. Meissen vom 4. Dezember (R. K, 2511) erwähnt. Doch sprechen gegen 
Boemunds Anwesenheit zu Nüruberg am 4. Dezember die schr genauen Notizen aus einom 
Bechnangsbuch dieses Erzbischofs (desta Trerirorum, ed. Wytienbach et Miller Il, Ani- 
Imadversiones 28). Bowmund scheint als Zeuge In der Urkunde vom &. Dezeuber nur 
deshalb angeführt worden zu sein, damit keiner der damaligen Kurfürsten fehle. 
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Falkenstein u. a.%) Der Kaiser Iud gleich nach seiner Ankunft die 
Fürsten, Herren und Städteboten *) vor sich und bezeichnete als Ge- 
genstände der Beschlussfassung: 1) die Frage, wer Laienkurfürst sei, 
2) Verbesserung der Münze, 3) Minderung der Zölle anf dem Rhein:) 
und der Geleite auf dem Lande (d. h. Geleitsgelder für Gewährung 
des Schutzes), 4) Herstellung des Friedens auf Land und Wasser, 
5) Einführung des Grundsatzes, dass bei der Künigswahl die Mehr- 
heit der kurfürstlichen Stimmen entscheide behufs Vermeidung ron 
Doppelwahlen und des in selchen Fällen früher üblichen „Krieges um 
das Reicht. Diese Punkte und überdies eine genaue Feststellung der 
kurfürstlichen Rechte bildeten in der That den ungefähren Inhalt des 
Entwurfes einer Anzahl von Reichssatzungen, welchen die kaiserliche 
Kanzlei dem Hoftage vorlegte. 

Noch bevor die Beratungen über den vorgelegten Gesetzentwurf 
begannen, vereinbarte der Kaiser mit dem Markgrafen Ludwig dem 
Römer von Brandenburg einen Vertrag, der am 3. Dezember urkund- 
lich vollzogen ward, kraft dessen alle zwischen ihnen vorgekommenen 
Misshelligkeiten vollkommen gesühnt sein sollten, und Ludwig jedem 
Anspruch auf die Lande Budissin und Görlitz entsagte; der Kaiser 
und der Markgraf versprachen einander, in ihren gegenseitigen Län- 
dern keine Fosten, Städte oder @ütor zu kaufen und von ihren gogon- 


9) Vel. die Zeugenroihen der zu Nüraberg ausgostallten Urkunden. Die Präsanzliste, 
welche Detto, Eutstehung und Bedeutung der yoldenen Bulle Karls IV. (Progmnı des 
Symmaslums zu Wittstock Y. 1872, 5. 5) entwirft, ist unkritisch, 

#) Nicht so sicher wie die Fürsten und Herren lassen sich die freien und 
Reichsstidte, welche Beten gesandt hatten, ermitteln; den einzigen Anhaltspunkt daft 
geben die während Kurls Aufenthalt zu Nürnberg für Reichsstädte nnsgefertigten Priv 
legion. Wenn man aber bedenkt, dass die kaiserliche Kanzlei Dei dem gewaltigen Andrang 
dor Geschäfte auf dem Nürnborgur Hoftage doch mır sulchs Prieilsgion ausgofortigt haben 
wird, welche die annesenden Städteboten beim Verlassen des Hoflages gleich mitzunchmen 
wünschten, so wird man jenen Anheltspunkt nicht. verschmähen dürfen. „Solche Privilegien 
md sonstige Urkunden wurden während dos Hoftages ausgestalt für die freien Städte 
Speior, Köln, Regensburg, Magdeburg, Erfart, Trior und dio Roichsstädto Nürnberg, Roten- 
burg, Windsheim, Augsburg, Kempten, Schwäbischword, Dinkelsbühl, Heilbrunn, Biberach, 
‚Kavensberg, Veberlingen, Kolmar, Mühlhausan i. Th, Nordhausen, Lübeck. Aufgefordert 
zur Eutsondung von Boten wurden rom Kaiser vom Nümberg nos am 26. November auch 
Metz, Ton und Verdum; dass Metz Boten sandte, erhellt aus R. K, 2414. 
bevorstshender Minderung der Rleinzölle sprach Karl schon 
in. K. 088), 
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seitigen Unterthanen keinen zum Dienstmann anzunehmen, ausser mit 
gegenseitiger Einwilligung. Sodann bestätigte der Kaiser Ludwig 
und dessen Bruder Otto alle auf ihre Lande und ihr Kurrecht be- 
züglichen Urkunden früherer Kaiser und Könige und belehnte ersteren 
mit den Marken Brandenburg und Lausitz. Markgraf Ludwig gelobte 
zu bewirken, dass sein Bruder Otto bis zum nächsten St. Jakohstag 
(5. Juli) 1356 besiegelte Briefe über die Einhaltung des Vertrags 
ansstelle. Die Markgrafen Friedrich und Balthasar von Meissen 
wurden zu Schiedsrichtern für den Fall bestimmt, dass über vor- 
stehenden Vertrag Zweiungen entstünden. 1) 

Es erübrigte nur mehr, dass die vom Kaiser als Laienkurfürsten 
anerkannten Persönlichkeiten auch die Anerkennung ihrer Kurwürde 
und ihres Länderbesitzes von Seiten ihrer Mitkurfürsten erlangten. 
Was zunächst den Herzog Rudolf von Sachsen-Wittenberg betrifit, 
dessen Kurrecht am meisten, besonders von der älteren Linie der 
Herzoge von Sachsen-Lauenburg, angefochten wurde, so erneuerte der 
Kaiser demselben mit Rat und Zustimmung der Kurfürsten und im 
Einvernehmen mit den Fürsten, Grafen, freien Herren und sonstigen 
Grossen am 20. Dezember das Privileg vom 6. Oktober 1355, welches 
ihm die alleinige Führung der sächsischen Kurstimme zusprach, mit 
dem Zusatz, dass, nachdem Herzog Rudolfs Erstgeborener (Johann) 
bereits tot ist, die Kurwürde sein nunmehr ältester Sohn Rudolf d. j. 
zu erben hat; wenn aber Rudolf d. j. ohne männliche, dem Laien- 
stand angehörende Erben sterben würde, dann soll die Kurwürde auf 
Rudolfs d. j. ältesten Bruder, der Laie ist, übergehen, von welchem 
sie dessen erstgeborener Sohn, wenn er Laie ist, erbt. Des söhne- 
losen Rudolf d. j. ältester Bruder Otto war nun bereits im Jahre 1350 
verstorben, hatte aber einen Sohn Albrecht hinterlassen, der durch 
diese dem Principe der Primogenitur widersprechende Zusatzbe- 
stimmung übergangen wurde; es geschah dies wohl auf Wunsch 
des alten Herzogs Rudolf, der das Erbrecht: auf die Kurwürde 
seinem Jüngsten Sohne Wenzel an Stelle seines Hnkels zuwenden 
wollte. Das Privileg ward von Karl IV. selbst als König von 
Böhmen und Kurfürst bestätigt und dasselbe thaten die übrigen 
Kurfürsten, indem sie hierüber ihre „Willebriefe“ ausstellten. *) In 


It. K. 2907-2100; Rs 243-250. ®) Harnack, dıs Kurfürstenkollogium 
bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts, Giessen 1889, 8. 258 f. 
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ähnlicher Weise wurde des Rheinpfalzgrafen Ruprecht d. ä. Allein- 
besitz des pfälzischen Kurrechts gegen entgegenstehende Ansprüche 
geschützt und ausser allen Zweifel gerückt. Ruprecht des älteren 
gleichnamiger junger Vetter, welcher als Sohn von Ruprechts älterem 
Bruder Adolf ein besseres Recht auf die Kurwürde zu haben glaubte 
und sich darüber mit Ruprecht dem älteren entzweit hatte, ward 
offonbar dureh den Einfluss des Kaisers dahin gebracht, dass er vor 
allen Kurfürsten versprach, er wolle seinem Vetter die Kurstimme 
gönnen, so lange dieser lebe; doch ward zugleich vereinbart, dass, 
wenn einer vom ihnen ohne Leibeserben stürbe, der andere ihn be- 
erben, wenn einer aber mit Hinterlassung minderjähriger Leiheserben 
stürbe, der andere derselben Vormund sein solle bis zum 18. Lebens- 
jahr der Mündel. Ruprecht der jüngere hoffte wohl, dass sein im 
47. Lebensjahre stehender kinderloser Oheim ohne Leibeserben sterben 
und dann die Kurwürde auf ihn selbst und seine Nachkommen über- 
gehen werde. !). Diese Voreinbarung dor beiden Ruprechte bestätigten 
Karl IV. am 27. Dezember 1355 als Kaiser und als König von 
Böhmen und ebenso sämmtliche übrigen Kurfürsten.) Am 7. Januar 
1356 fanden dieselben in aller Form zu Recht, dass Pfalzgraf 
Ruprecht d. &. im Besitz der Stimme und Kur an der Wahl eines 
römischen Königs und auch in Besitz und Gewer der Pfalz und des 
Erztruchsessenamtes sei und dass, wenn ihn jemand um diese Kur 
ansprechen wolle, derselbe ihm zuvor die Pfalz und das Erztruch- 
sessenamt abgewinnen müsse. Einen gleichen Rechtsspruch füllten die 
Kurfürsten am selben Tage auch zu Gunsten des Kurrechtes und 
Erzkämmereramtes Ludwig des Römers, des Markgrafen von Branden- 
burg, mit Nichtachtung des zwischen lotzterem und seinem gleich- 
namigen älteren Bruder am 24. Dezember 1351 vereinbarten und noch 
wenige Tage zuvor (am 1. Januar 1856) ernenerten Vertrages. *) 
Beide Rechtssprüche wurden von sämmtlichen Kurfürsten in Wille- 
briefen urkundlich bestätigt. ) Willebtiefe über die Vereinigung der 


?) Rupracht d. 5, geh. 12, Mai 1925, hatte damals berits zwei Söhnlein: Ruprecht, 
und Adalt, gob. 1855 (Cohn, Stammtafeln zur Geschichte dor deutschen Stanten, 


1 50). 
=) RK. 2360, 
=) Val. 
JR. K. 20805 


Hormon zu 


uam Google un 


Karls IV, Pollik vom August 1555 bis März 1557; 17 


schlesischen Herzoglümer, der Marken Budissin und Görlitz, sowie der 
oberpfälzischen Gebiete mit der Krone Böhmen, über die Zugehörig- 
keit der Reichspfundschaften Eger, Floss und Parkstein zu derselben, 
sowie Aber die Rechte dieser Krone liess sich auch der Kaiser selbst 
von den einzelnen Kurfürsten ausstellen. 1) 

An den Beratungen und der Beschlussfassung über den Entwurf 
von Reichssatzungen, welche vor allem die Ordnung der Königswahl 
und die Feststellung der kurfürstlichen Rechte betrafen, scheinen nur 
die Kurfürsten theilgenommen zu haben, die Fürsten, Herren und 
Rälen gaben zu den kurfürstlichen Beschlüssen wohl nur ihre Zu- 
stimmung, die den Kurfürsten wohl sehr erwünscht war, aber von 
ihnen gewiss nicht als rechtlich entscheidend betrachtet worden ist.2) 
In der feierlichen Sitzung vom 10. Januar 1356 wurden die be- 
schlossenen Reichssatzungen im Beisein aller Reichsgetreuen und 
Städteboten kundgemacht. ») 

Gehen wir nun daran, Inhalt und Bedeutung dieser Nürnberger 
Reichssatzungen darzulegen. Zunächst wird die Königswahl in fol- 
gender Weise geregelt. Innerhalb eines Monats, nachdem der Tod 
des Kaisers oder Königs in der Mainzer Diözese bekannt geworden 
ist, soll der Mainzer Erzbischof, dem dies von alterher zusteht, den 
übrigen Kurfürsten in eigenen Schreiben davon Anzeige machen, 
den beiden Jetzten Rachtssprieben wird in den kurfürslichen Willeriefen keine: Erwäk- 
mung gethan; In balden Fallen war wohl. dan Karrscht, der betreffenden Persönlcheiten, 
nieht aber ihres Hauses selhst bestritten, wie das bei Hersog Rudolf von Sachzon der 
Fall war, weshalb bei dessen Anerkennung als Kurfürst wohl zu grösserer Bekräftigung 
noch dio Zustimmung der Fürsten und Hormen ermähnb wird. 

®) Rs. 247, 248, 258, 255, 2 

®) Cap. TIL, XI, XVI, XXI, der Nürnberger Reichssatzungen (der Ausgabe in 
Harzsck, Kurfürtonkoflogtum), Wonckori dissertatio do Pfalbursoris p. 74. Verl. Dotte 
3 a0. 4: Norger, die goldıne Bulle, Prenzlau 1877, 5. 14; Brülcke, Kitwieklung der 
Reichsstandschaft der Städte von Mitte des XIIL bis Ende des XIV, Jahrhunderts, Ham- 
bera 1881, 8. 45 £.; Mamack a. a. 0. 145. Auch Khrenberz, der deutsche Reichtap 
1272-1878, Lalpslg 1969 (Hlstorhche Sion IX, 08) gibt zu, dam die goldene Dale 
unter dem bestimmenden Rinduss der Kurfürsten entstanden ist«. Wis die Kürfürsten jetzt 
das Recht der antscheidenden Beschlussfassung auf Reichshoftegen sich anmasten, 
hatten sh auch schon wit 1257 das allinige Macht der Köniesmahl and wit 1281 das 


ausschliessliche Zustimmungsrpeht zu Verfügungen des Königs über Heichsgut an sich ge- 
Fissen, indem sio ihro Stimmen allein als rechtlich entscheidend botrachteven. 
9) Harnack’s Ausgabe $. 208. 
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darin einen Tag, bis zu welchem die Briefe voraussichtlich in ihre 
Hände gelangt sein werden, fostsetzen und die Kurfürsten aufordern, 
sich drei Monate nach diesem Tage in der Stadt Frankfurt *) zur 
Wahl einzufinden oder ihre Boten sammt schriftlich ausgefertigter 
und mit ihrem grösseren Siegel bekräftigter Vollmacht dahin zu ent- 
senden. Eigene Formulare für die Einberufung der Kurfürsten und 
Ausschreibung des Wahltages, sowie für Wahlvollmachten kurfürst- 
licher Gesandter sind den Nürnberger Reichssatzungen beigegehen. *) 
Unterlässt es der Erzbischof von Mainz, die Kurfürsten zur Wahl zu 
Inden, so sollen sich dieselben aus eigenem Antrieb zu diesem Zwecke 
in Frankfurt einfinden. Wer von den Kurfürsten nicht zur Wahl 
kommt und keine Bevollmächtigten schickt, oder wer zwar persönlich 
erscheint, sich aber vor der Wahl entfernt, verliert für diesmal sein 
Wahlrecht, eine Bestimmung, wodurch die vollzogene Wahl vor allen 
späteren Geltendmachungen des Wahlrechtes und Eiareden von Seiten 
säumiger Kurfürsten gesichert worden sollte. In einer ausführlichen 
dleitsordnung werden die Kurfürsten, Fürsten, Grafen, Herren und 
Städte namentlich bezeichnet, welche sich urkundlich und eidlich. 
verpflichten müssen, den zur Königswahl nach Frankfurt reisenden 
and von dort zurückkehrenden Kurfürsten sammt ihrem Gcfelge das 
Geleite zu geben. Selbst Fehden, welche zur Zeit einer ausgeschrie- 
benen Königswahl zwischen Kurfürsten unter einander oder zwischen 
Kurfürsten und anderen Reichsgetreuen bestehen, sollen die Erfüllung 
der Geleitspflicht nicht beeinträchtigen. Das Gefolge eines Kurfürsten 
darf nicht mehr als 200 Reiter, darunter höchstens 50 geharnischte, 
umfassen, eine Bestimmung, die den Zweck hatte, die Möglichkeit 
einer Wahlbeeinflussung durch Waflengewalt zu verhindern. Den 
Bürgern und Stadtgemeinden überhaupt wird die Verpflichtung wohl- 
feilen und chrlichen Verkaufs von Lebensmitteln an die reisendon Kur- 
fürsten und ihr Gefolge auferlegt. Die Bürger der Wahlstadt Frank- 
fürt insbesondere müssen eidlich versprechen, die Kurfürsten oder ihre 
Gesandten und ihr Gefolge gegen Jedermann zu schiltzen, und keine 
Fremden während der ganzen Dauer der Wahlangelegenheit in ihrer 
Stadt zu dulden, sondern sie gleich nach dem Einzug der Kurfürsten 


) Also nicht auf dem Felle vor Frankfurt, wo die Konige Richard und Gonther, 


und auch nicht in der Vorstadt, wo K. Ladwig IV. ornählt worden. 
9) Cap. KV und NIX. 
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auszuweisen. Als Strafe des Zuwiderhandelas gegen diese wie gegen 
alle übrigen Nürnberger Reichssatzungen ward die Reichsacht ange- 
droht, welche für Kurfürsten den Verlust der Kurstimme, der kur- 
fürstlichen Ehrenrechte und Reichslehen, für Fürsten, Grafen, Herren, 
Ritter und Knechte den Verlust aller Lehen und Besitzungen (Eigen- 
güter) überhaupt, für die Bürger und Stadtgemeinden den Verlust 
aller Privilegien und Freiheiten, die sie vom „heiligen Reiche“ haben, 
sowie die Beschlagnalume aller ihrer Habe nach sich zieht; jedermann 
soll einen solchen Aechter ungestraft angreifen und zur Haft bringen 
dürfen. %) 

Ueber die Wahlhandlung selbst werden folgende Vorschriften 
gegeben. Am Morgen des Tages nach Ankunft der Kurfürsten in 
Frankfurt wird in der Kirche des hl. Bartholomäus die Heiligegeist- 
messe gesungen, wobei die Kurfürsten sumınt ihrem Hofgesinde un- 
bewafluet erscheinen; nach Schluss der Messe begeben sich die Kur- 
fürsten oder ihre bavollmächtigten Boten zum Altare und leisten hier 
auf das aufgeschlagene erste Kapitel des Johaunesevangeliums, welches 
mit den Worten: „in prineipio erat verbum* beginnt, in deutscher 
Sprache einen Eid, dessen feststehende Formel ihnen der Mainzer 
Erzbischof mittheilt. Kraft desselben verpflichten sie sich, nach 
bester Einsicht einen für das Reich tauglichen König zu wählen, ohne 
Rücksicht auf Geld und Versprechungen und durch Verträge unge- 
bunden. Der Nachdruck, der hier auf die Unbestechlichkeit der Kur- 
fürsten gelegt wird, erklärt sich aus der unverschämten Rücksichts- 
losigkeit, womit die Kurfürsten bei den Königswahlen des letzten 
Jahrhunderts und besonders bei der Karls IV. selbst ihre Stellung 
ausgebeutet und aus der masslosen Bagehrlichkeit, die sie bei Ab- 
schluss von Wahlverträgen mit den Kronbewerbern an den Tag ge- 
legt hatten. Nach der Ridesleistung folgt die eigentliche Wahlhand- 
lung, vor weleher ein verspätet in Frankfurt anlangender Kurfürst 
durchaus erscheinen muss, wenn er sein Wahlrecht noch ausüben will. 
Die Befugniss, unter den einzelnen Kurfürsten die „Umfrage* zu 
halten, welche früher meist der Erzbischof von Mainz, aber auch der 
von Köln geübt hatte, erhält ersterer allein. Die Reihenfolge, in 
der die Kurfürsten ihre Stimmen abgeben, ist folgende: 1. der Erz- 


Cap. I. 
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bischof von Trier, welchem Karl IV. bereits durch Privileg vom 
8. Januar 1354 die erste Stimme zugesprochen hatte; 2. der Erz- 
bischof von Köln, der dem König der Römer das erste königliche 
Diadem aufzusetzen hat; 3. der König von Böhmen, der kraft seiner 
königlichen Würde der erste unter den Laienkurfürsten ist; 4. der 
Rheinpfalzgraf, 5. der Herzog ven Sachsen, 6. der Markgraf von 
Brandenburg ; an letzter Stelle gibt nach Aufforderung seiner Mit- 
kurfürsten der Mainzer Erzbischof seine Stimme ab. Öflenbar haben 
wir hierin eine absichtliche Aenderung des Kaisers zu sehen, welcher 
den von Mainzer Erzbischöfen kraft des Rechtes der ersten Stimme 
bei früheren Königswahlen so oft geübten massgebenden Einfluss 
herabzumindern bemüht war. In den Händen der Trierer Erzbischöfe, 
deren arelatisches Erzkanzleramt doch weit weniger zu bedeuten hatte 
als das deutsche Reichserzkanzleramt der Mainzer Erzbischöfe, schien 
der Besitz des Rechtes der ersten Stimme auch weniger gefähr- 
lich. Binmütigkeit der Wahl wird als nicht erforderlich erklärt; 
eine Wahl durch Melırheit der Stimmen ist ebenso gültig wie eine 
einstimmige Wahl, ein Grundsatz, den bereits der sog. Schwaben- 
spiegel, die gelchrten Bundesgenossen Kaiser Ludwigs IV. vertreten, 
endlich auch das Weistum des Kurvereins von Rense vom 18. Juli 
1338 ausgesprochen hatte. Noch weiter geht die Reichssatzung 
Karls IV., indem sie, um das Zustandekommen einer Wahl durch 
Stimmenmehrheit zu erleichtern, für den Fall, wenn ein Kurfürst 
bereits drei Stimmen erhalten hat, gestattet, dass derselbe sich selbst 
die Stimme gebe und dadurch die Wahl entscheide. Es genügt also 
keineswegs die relative Mehrheit der wirklich wählenden Kurfürsten 
‚oder ihrer Bevollmächtigten, sondern die absolute Mehrheit des Kol- 
legs, vier Stimmen, werden erfordert zur Gültigkeit der Wahl. Indem 
jetzt die Königswahl die Eigenschaft einer wirklichen Entscheidung 
durch Stimmenmehrheit anıahm, verlor sie zugleich die bisherige Form 
der gerichtlichen Urtheilsfindung über die Frage, wem der Besitz des 
Reiches gebühre. Es entfiel daher sowohl die Erwählung eines der 
Kurfürsten, welcher das Ergebniss der Wahlberathungen in die Form 
eines Urtheilsspruches brachte, als auch die schliessliche Billigung 
dieses Spruches durch die „Folge“ der übrigen Kurfürsten. Ebenso- 
wenig geschieht in den Nürnberger Reichssatzungen anderer har- 
kömmlicher Förmlichkeiten nach vollzogener Königswahl Erwähnung, 
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so z. B. der ohnchin unerfüllt gebliebenen Forderungen, welche die 
Krönungsstadt Aachen nach der Wahl Karls IV. und die Wahlstadt 
Frankfurt nach der Wahl König Günthers gestellt und die dahin 
gelautet hatten, der neugewählte König habe während der im Zwangs- 
vollstreckungsverfahren des Reichshofgerichtes üblichen Anleitefrist 
von sechs Wochen und drei Tagen vor den betreffenden Städten zu 
lagern, bevor man ihn einziehen lasse; 1) auch die übliche Erhebung 
des neugewählten Königs auf den Hochaltar der Bartholomäuskirche 
findet sich nicht: erwähnt. Es kann kein Zweifel sein, dass Kaiser 
Karl IV. diesen nebensichlichen Förmlichkeiten für die Frage der 
echtmässigkeit der Königswahl keine Bedeutung beilegte und sie 
deshalb absichtlich unbeachtet liess. Die Nürnberger Reichssatzungen 
thua nur noch des Falles Erwähnung, dass sich die Wahlberathungen 
in die Länge ziehen und dreissig Tage nach geschehener Beeidigung 
der Kurfürsten verflossen sind. Dann sollen ihnen alle Speisen und 
Getränke bis auf Wasser und Brot entzogen werden.*) Die Stadt 
Frankfurt vor Erreichung eines Wahlergebnisses zu verlassen ist den 
Kurfürsten durchaus verboten.) Als wichtig und vielsagend muss es 
endlich bezeichnet werden, dass in den Nürnberger Reichssatzungen 
von Binholung der päpstlichen Bestätigung des neugewählten Königs 
keine Rode ist, woraus zuverlässig geschlossen werden kann, dass 
Karl IV. und die Kurfürsten die päpstliche Bestätigung zur Führung 
des Königstitels und zur Uebernahme der Verwaltung des Kaiser- 
reichs als nicht erforderlich erachteten. Dies aber war die Auflas- 
sung des kurfürstlichen Weistums von Rense, welches hiemit eine 
stillschweigende Bestätigung erhielt. 

Der zweite Hauptgegenstand der Nürnberger Reichssatzungen ist 
die genaue Feststellung der gesammten kurfürstlichen Vorrechte. 
Zunächst wird das bisherige löbliche Herkommen, dass der neuge- 
wählte König vor jeder anderen Regierungshandlung sämtliche Pri- 


%) Vol. darhbor Schellhaes, das Körigelagor vor Nachen und vor Prankfurt in seiner 
rochtsgeschichtlichen Bedeutung (historische Untarsuchungen, herausg. won Jastrom, Hoft IV) 

) Nach der Konkiaworduung Papst Gregor X. bekommen die Kardinälo nach drei- 
tägiger erfolgloser Davor des Konklaro nur mehr ein ericht zu Mittag und Abends, nach 
Ablauf weiterer fünf Tago werden sie auf Brod, Wein und Wasser beschränkt (Raynald, 
anal. scdles. 174 n. 24). 

Y Cap. I und IL. 
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vilegien jedes einzelnen Kurfürsten unter königlichem Siegel bestätigt 
und nach erlangter Kaiserkrönung unter kaiserlichem Siegel erneuert, 
zur Reichssatzung erhoben. ') Alle Privilegien anderer Reichsstände, 
welche die kurfürstlichen Privilegien beeinträchtigen, werden sammt und 
sonders widerrafen.*) Sodann folgt zur Verhütung künftiger Streitig- 
keiten eine genaue Pestsetzung der Rangfolge der Kurfürsten, wie 
sie vor allem in der Sitzordnung derselben auf Hoftagen, im Hof- 
gericht, bei Belehnungen und Gelagen zum Ausdruck kommt und 
worüber in früheren Zeiten wiederholt und mit Erbitterung gestritten 
worden war. Dem Kaiser gegenüber sitzt der Erzbischof von Trier, 
zur Rechten des Kaisers der Erzbischof von Mainz, wenn der Hof- 
tag in der Mainzer Diözese oder Kirchenprovinz oder im deutschen 
Erzkanzlersprengel mit Ausnahme der Kölner Kirchenprovinz statt- 
findet; der Kölner Erzbischof sitzt dann zur Linken des Kaisers; 
letzterer dagegen nimmt den Platz zur Rechten des Kaisers ein, wenn 
der Hoftag in der Kölner Kirehenprovinz, in Italien oder in Gallien 
(4. i. im Gebiet des alten Herzogtums Lothariogien und im Arelat) 
gehalten wird; in diesen Fällen sitzt der Mainzer Erzbischof zur 
Linken des Kaisers. Auf der rechten Seite reihen sich weiter an 
der König von Böhmen und der Rheinpfalzgraf, auf der linken der 
Herzog von Sachsen und der Markgraf von Brandenburg. ®) Der 
Feststellung der Sitzordnung folgt die der Prozessionsorduung. Voran 
geht der Erzbischof von Trier, hierauf folgt in gleicher Linie der 
Herzog von Sachsen mit dem Reichsschwert, zu seiner Rechten der 
Pfalzgraf mit dem Reichsapfel, zu seiner Linken der Markgraf von 
Brandenburg mit dem Szepter; ihnen folgt der Kaiser selbst zwischen 
den Erzbischöfen von Mainz und Köln (für deren Sehreiten zur 
Rechten oder Linken des Kaisers dieselbe Vorschrift gilt wie für's 
Sitzen), endlich hinter dem Kaiser der König von Böhmen. Ueber 
die Reihenfolge, in welcher die drei geistlichen Kurfürsten während 
der Dauer eines Hoftages im Zelebriren von Pontifikalmessen und im 


1) Cap. 11. 
*) Cap. XIIL So widerrief Karl IV. die erst am 5. Oktober uad 8. Dezember 1555 
mit. kiserlicham Siogel bestäigten Privilegien der Stadt Koln auf Betreiben des Erzbischofs 
ven Köln bereits am 5. Januar 1156 als don Rochton dus Erstie zuwiderlaufend (Ennen, 
Gesch. der Stadt Kol I, 530). 
9) Cap. LIE und I. 
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Hersagen der Benediktion bei Hoftafeln miteinander abwechseln, ent- 
scheidet ihre frühere oder spätere Konsekration. Dasselbe gilt von 
der Keihenfolge, in welcher den geistlichen Kurfürsten, welche der 
Pontifikalmesse beivohnen, das Evangelienbuch oder das Pazifikale 
zum Kusse gereicht wird. ') 

Hierauf werden die kurfürstlichen Privilegien verzeichnet; sie 
heilen sich in solche, welche allen Kurfürsten insgesamt oder einer 
Anzahl derselben oder einzelnen von ihnen besonders zustehen. Zu 
ersteren gehören: 1. das sog. Privilogium de non evocando, d. i. die 
Freiheit aller Grafen, Herren, Ritter, Knechte, Bürger und Bauem, 
sie mögen zu Kurfürsten in was immer für einem Abhängigkeits- 
verkältnisse stehen, von Ladungen vor alle anderen als die Gerichte 
der betreffenden Kurfürsten. Dieses dem König von Böhmen und 
den drei geistlichen Kurfürsten von altersher kraft. kaiserlicher Pri- 
vilegien zustehende Recht wird ausdrücklich auf die drei übrigen 
Taienkurfürsten ausgedehnt, machdem bereits im Jahre 1353 auf 
Antrag des Pfalzgrafen Ruprecht des älteren vor dem Reichshofgericht 
ein Weistum gfunden worden war, welches jenes Recht: allen Kur- 
fürsten eingeräumt hatte.) 

2. Das sog. Privilegium de non appellando, kraft dessen von 
den Gerichten der Kurfürsten an kein anderes Gericht appelliert werden 
darf, ausser im Falle der Rechtsvorweigerung, wo der Rochtszug an 
das Reichshofgericht gestattet ist; das dem König von Böhmen zu- 
stehende Privilegium de non appellando ist dagegen ein unbedingtes, 
kraft dessen jede Appellation aus seinen Ländern an auswärtige Ge- 
richte überhaupt unstatthaft ist und deu Verlust des Rechtsstreites 
nach sich zieht. 3) 

3. Allen Kurfürsten wird das Berg- und Salzregal, das Juden- 
schutzregal und endlich das Zollregal in dem hergebrachten Umfange 


’) Cap. SXI-XRIE 

#) Harpprocht, Staatsarchiv des kaiserl. und des heil. röm. Reichskammergerichts I, 90 

%) Cap. VII und XI. Vel. den Aussog aus einer Urkunde Karla IV. vom 5. April 
1355 im Privnik 1878, 8. 44%, wo die Freiheit der böhmischen JAnder ron auswärtigen 
Gerichten in ähnlicher Weise wie im Cap. VIIL der Nürnberger Reichssatzungen festgestellt 
Wird. Das Verbot, an ein anderes Gericht als das des böhmischen Königs zu appolliren, 
hatte K. Karl durch die am 5. April 1555 verfügte Inkorporaton der im Jahre 1355 
erworbenen oberpfälzischen Gebiete in das Königreich Böhmen auch auf letztere ausgedchat. 
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bestätigt, ebenso das Münzregal in der Weise, wie es bisher der 
König von Böhmen ausgeübt hat.) Die Kurfürsten erhielten da- 
durch das Rocht zur Prägung von Goldmünzen und zur Errichtung 
neuer Münzstätten, welches bisher nur dem König von Böhmen zu- 
gestanden hatte. Diese Regalien waren jedoch keine ausschliesslichen 
Vorrechte der Kurfürsten allein, vielmehr hatten viele Fürsten, Herren 
und Reichsstädte solche finanzielle Hoheitsrechte, mitunter in sehr 
umfassendem Masse, erworben. 

4. Der König von Böhmen und die übrigen Kurfürsten erhalten 
das Recht, von wem immer Lande, Burgen, Lehen und Eigengüter 
durch Kauf, Schenkung oder als Pfand zu erwerben, wofern nur die 
rechtliche Eigenschaft solcher Güter ungeändert bleibt und die von 
ihnen dem hl. Reiche gebührenden Leistungen nach wie vor erfüllt 
werdon.*) Den Versuchen, durch Erwerbungen der fremden Besitzern 
gehörigen Enklaven die Kurlande abzurunden, stand einerseits das Ver- 
bot der Veräusserung von Lehen chne Erlaubnis des Lehensherrn, 
anderseits die Bestimmung s0 mancher fürstlichen Hansvorträge ent- 
gegen, denen zufolge das Hansgut nur an Glieder der Dynastie ver- 
äussert werden durfte; Hindernisse solcher Art sollen dem Gitter- 
erwerbungsrechte der Kurfürsten nicht im Wege stehen. 

5. Allen Kurfürston gebührt das Recht der Theilnahme an der 
Reichsregierung. Zu diesem Zwecke wird festgesetzt, dass sich die 
Kurfürsten öfter als bisher, und zwar alljährlich vier Wochen nach 
Ostern in einer jedesmal vom Kaiser näher zu bezeichnenden Reichs- 
stadt (im laufenden Jahre zu Metz) zur Beratschlagung über Reichs- 
angelegenheiten persönlich versammeln sollen. Doch sind während 
der Dauer einer solchen Versammlung grosse üppige Gelage, zu denen 
alle Kurfürsten geladen werden, untermgt, damit der Fortgang der 
Beratungen nicht verzögert werde. Während die übrigen Reichs- 
satzungen für „ewige Zeiten“ erlassen werden, wird ausdrücklich be- 
merkt, dass diese Satzung nur so lange dauern soll, als es dem 
Kaiser und den Kurfürsten beliebt. Es scheint, dass dieser Vorschlag 
‚hrlicher Kurfürstentage mit der versteckten Absicht der Errichtung 
eines stehenden kurfürstlichen Reichsregiments von den Kurfürsten 


) Cap. IX und X. 
2) Cap X. 
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und nicht vom Kaiser ausgegangen ist, der die Gefährlichkeit einer 
solchen Binrichtung für die Interessen des Königtums wohl durch- 
schaut haben mag; war es doch ein solcher Kurfürstentag gewesen, 
der einst, im Jahre 1298, den König Adolf des Thrones beraubt hatte. ı) 

Für simmtliche Laienkurfürstentümer wird ein privilegirtes Erb- 
recht festgesetzt, dessen wesentlichste Merkmale Individualsukzession 
und Primogeniturerbfolge sind. Nach dem Tode eines Laienkurfürsten 
erbt das Kurland und die damit untrennbar verbundenen Kurrechte 
(lie Kurstimme, das Erzamt und sonstiges Zubehör) sein erstgeborener 
Sohn aus rechtmässiger Ehe, vorausgesetzt dass er Laie ist, oder wenn 
dieser bereits verstorben, dessen Erstgeborener. Ist aber der erst- 
geborene Sohn ohne Hinterlassung ehelicher männlicher Leibeserben 
gestorben, so erbt die Kurwürde dessen ältester Brader, wenn er 
Laie ist, und nach seinem Tode sein Erstgeborener. Für den Fall 
der Minderjährigkeit des Erben eines Kurfürstentums hat der älteste 
Bruder von dessen verstorbenem Vater als nächster Schwertmag bis 
zum vollendeten achzehnten Jahre des Erben die Vormundschaft über 
ihn und die Verwaltung des Kurlandes zu führen. Tritt infolge 
Mangels rechtmässiger Erben der Heimfall eines Kurfürstentums an 
das Reich ein, so kann und soll es der König oder Kaiser neu ver- 
leihen, jedoch unbeschadet des den Prälaten und dem Adel des König- 
reichs Böhmen kraft Kaiserprivilegien und althergebrachter vohn- 
heit zustehenden freien Wahlrechts des böhmischen Königs. %) Durch 
diese Satzung ward die Wiederkehr von Streitigkeiten über die Führung 
der Kurstimmen für die Zukunft verhütet und die Kurfürstentüämer 
vor jeder Zersplitterung durch Theilungen geschützt. 

Vor Privilegien und Sonderrechten einzelner Kurfürsten erwähnen 
die Nürnberger Reichssatzungen endlich folgende: Der König von 
Böhmen hat don Ehrenvorrang vor fremden aufüllig am Kaiserhofe 
anwesenden Königen.®) Es steht ihm frei (zufolge Privilegs König 
Albrechts vom 17. November 1298), den Ehrendienst als Beichserz- 
schenk bei der Person des römischen Kaisers oder Königs mit der 
Krone auf dem Haupte oder ohne dieselbe zu verrichten. ) Dem 


) Cap. XIL.; rg. Weizsäcker, der Pfulzgraf als Richter Aber den König (Abhand- 
Hungen der k. Gesellschaft d. W. zu Göttiuger, 35. Band, 8. 40 6) 

2) Cap. VII und XX. 

2 cp. Wi. Ya 
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Rheinpfalzgrafen steht während der Erledigung des Reichs das Reichs- 
vikariat zu im Rheinland, in Schwaben und den Landen fränkischen 
Rechts, dem Herzog von Sachsen in den Landen sächsischen Rechts. 1) 
Die Reichsvikare sind berechtigt, Reichsgericht zu halten, zu den 
kirchlichen Benefizien zu präsentiren, die Reichseinkünfle einzusam- 
meln, Belehnungen vorzunehmen und Treueide im Namen des Reichs 
zu empfangen; alle diese stellvertretenden Rogierungshandlungen der 
Vikare müssen jedoch durch den neugewählten König später erneuert 
und die Lehenseide ihm neugeschworen werden. Auf die Verleihung 
von Fahnlehen und Fürstentümern sollen sich die Rechte der Vikare 
überhaupt nicht erstrecken, dieselbe vielmehr dem König vorbehalten 
sein. Dem Pfalrgrafen wird jede Verpfindung von Reiehsgut aus- 
drücklich untersagt; für den Herzog von Sachsen war ein gleiches 
Verbot überflüssig, weil in den Landen sächsischen Rechts fast gar 
nichts mehr von unverpfändetem Reichsgut vorhanden war. Das 
Reichsvikariat des Herzogs von Sachsen gründete sich wahrscheinlich 
auf den Besitz der Pfalzgrafschaft Sachsen, *) die Kheinpfalzgrafen waren 
seit dem 13. Jahrhundert schon öfters, bei Erledigung des Thrones 
und bei längerem Fernbleiben des Königs vom deutschen Reich, zu 
Reichsvikaren bestellt worden; überdies hatte das Vikariatsrecht des 
Pfalzgrafen von Seiten der Könige Rudolf (in einer Urkunde von 
1276) und Ludwig IV. (in der Sachsenhauser Appellationsschrift) 
grundsätzliche Anerkennung erlangt.®) Der einst von Papst Johann XXIT. 
im Jahre 1323 erhobene Anspruch auf das Vikariat im Umfange des 
gesammten Kaiserreichs (also einschliesslich Deutschlands) während 
der Vakanz des Throns*) wurde wenigstens, was Deutschland betrifft, 
durch die endgültige Zuerkennung der Vikariatsrechte an die Kur- 
fürsten von Pfalz und Sachsen für immer ausgeschlossen. Ausserdem 
wird im selben Kapitel der Nürnberger Reichssatzungen dem Pfalz- 
grafen noch das Richteramt über den König zuerkannt, obwohl die 
offenbar von den Kurfürsten ausgehende Begründung desselben auf 
eine alte Gewohnheit dahingestellt gelassen wird. Die Ausübung 


9) Vet. Schröder, Lehrhnch der deutschen Rachtegoschichts, 8. 467 und 610. 
®) Schröder u. 0. 0. 8. 467 und 485. 

®) Olenschlager, Stastsgeschichte, Urkundenbuch 8, 126. 

) Müller, Kampf Ludwigs des Baiern I, 68. 
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dieses Rechts ward jedoch zugleich an die Bedingung geknüpft, dass 
der Pfalzgraf Gericht über den König nirgends anders halten dürfe, 
als auf einem Hoftag, wo der König anwesend ist.‘) Auf einem 
Hoftag, den der König berufen konnte, wann und wohin er wollte, 
konnten die Kurfürsten, da ausser ihnen noch andere Fürsten und 
Herren anwesend waren, keinen solch erdrüekenden Einfluss ausüben, 
wie auf blossen Kurfürstentagen; dass aber auf solchen der Pfalz- 
graf mit den Kurfürsten als Urtheilern über den König richte, und 
des letzteren Schicksal diesen grenzenlos hochmäthigen Oligarchen 
allein anheimgestellt werde, eben dies wurde durch die der obigen 
Satzung beigefügte Bedingung als unrechtmässig hingestellt. *) Durch 
die fernere Klausel, dass das Gericht über den König nur in seiner 
Anwesenheit gehalten werden kann, wird ein Kontumazverfahren gegen 
denselben bei Nichterscheinen nach erfolgter Ladung ausgeschlossen. 
Aus der Unmöglickkeit eines Kontumazurtheils ergibt sich endlich 
strenggenommen auch noch die Folgerung, dass der König durch 
sein Niehterseheinen berhaupt jedes Geriehtsverfahren gegen seine 
Person in rechtlicher Beziehung unmöglich machen kann. Offenbar 
sind diese das Richteramt des Pfalzgrafen über den König gefahrlos 
machenden Klauseln im Hinblick auf das rechtswidrige Verfahren der 
Kurfürsten gegen König Adolf im Jahre 1298 und dessen Absetzung 
von Kaiser Karl IV. beigefügt worden, damit dem Königtum aus 
dem Pfalzgrafen und dessen Mitkurfürsten keine ständige Gerichts- 
behörde erwachse. Wahrscheinlich hat Karl IV. bei seiner Anerken- 
mung des pfalzgräflichen Anspruches auf das Richteramt über den 
König nur dem Drange der Kurfürsten nachgegeben, welche in diesem 


) Cap. IV. Obgleich der Sachserspiegel, Schwahonspiegel und andere Rochtsbücher 
den Pfaksgrafen als Richter des Königs bezeichur on doch erst I. I. 1800 Vet 
der Verschwörung der Rheinischen Erzbischöfe gegen K. Albrecht zur Anerkennung des 
pfalageäflichen Richteramtes (wel. Weizsäcker, der Pfalzeraf als Richter über den Köniz, 
nn 0.8.19). 

#) Der Unterschied, der hier zwischen blossem Kurfürstentag und Hoftag gemacht 
Wird, beweist, dass der Kı 


oh 


‚em Interesse die Beschlusstassung ler wichtige 
Reichrangelogenheiten ni ‚fürsten allein zustshend. hatrachtet, sondern auch 
den Fursten und Horren entscheide ntheit daran zagestamlen hat, während die Kur- 
fürsten von dem Bestreben geleitet waren, den Antheil der Fürsten und Herrn zu einer 
blos formellen Zustim 


"ale den 


ung horabrudeücken. 
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Punkte vielleicht mehr verlangt haben, ala er ihnen gewährte, sich 
jedoch schliesslich mit jener abschwächenden und den Rechtsanspruch 
unbrauchbar machenden Form begatigen mussten. 1) 

Von den Rechten, welche die drei geistlichen Kurfürsten als 
Reichserzkanzler auf Grund der Privilegien Albrechts I,, Heinrichs VII. 
und Ludwigs IV. beanspruchten, ®) ist in den Nürnberger Reichs- 
satzungen nicht die Rede. In der That hatte schon lange vor Erlass 
derselben keiner der drei Erzkanzler das wichtigste jener Rechte, das 
der Emennung des Kanzlers für seinen Erzkanzlersprengel auszuüben 
vermocht. Der vom König ernannte Kanzler und die übrigen Beamten 
der königlichen Kanzlei amtirten vielmehr unterschiedslos in Deutsch“ 
land, Italien und Arelat. Allerdings hatte Karl IV. dem Kölner 
Erzbischof das Recht der Ernennung des Kanzlers für die Dauer 
eines königlichen Hoflagers in Italien schon am 26. November 1346 
bestätigt und auf dem Nürnberger Hoftag selbst (9, Januar 1356) 
auch dem Trierer Erzbischof eine gleiche Bestätigung seiner Erz- 
kanzlerrechte in Arelat und Gallien ertheilt. Beide Erzbischöfe hatten 
das Recht der Kanzlerernennung fast nie ausgeübt; die Bestätigung 
desselben war daher kaum mehr als Formsache. Dem Mainzer Erz- 
bischof dagegen, der einst unter den Königen Adolf und Albrecht 
jenes Recht wirklich geübt hatte, und dessen auf Deutschland als 
das Hauptreich bezügliche Erzkanzlerwürde überhaupt grössere Be- 
deutung besass, ertheilte Karl IV. ohne Zweifel absichtlich am 
7. Januar 1356 nur eine ganz allgemein gehaltene Bestätigung der 
Privilegien seines Rrzstiftes, bestätigte ihm aber keineswegs die auf 
sein deutsches Erzkanzleramt bezüglichen Urkunden der oben ge- 
nannten Könige. 

Ausser der Ordnung der Königswahl und der Feststellung der 
kurfürstlichen Rechte enthalten die Nürnberger Reichssatzungen nur 
noch einige Verordnungen, welche die Beseitigung der dringendsten 
Beschwerden und Uebelstände bezweckten. Aufs Aergste wurde das 
Fehderscht missbraucht. Nur zu oft kam es vor, dass Vasallen ihren 
Herren die Lehen zur Unzeit, wenn diese ihrer Dienste am meisten 


1) Vet. Weizsäcker u. a. 0. 06 £. 
%) Breslau, Urkundonlchro 1. 986 f. Seeliger, Erskauzler und. Reichskanzleien, 
Annebrock 1880, 8. 47-50, 
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benötigten, nur durch mündlichen Verzicht olıne Investiturakt auf- 
liessen, ihnen dann sofort Fehde ansagten, schweren Schaden zufügten 
und bei Gelegenheit solcher Fehden über die soeben aufgelassenen 
Lehen wiederum herfielen, sie weguahmen und als Eigenthum be- 
hielten. Die Nürnberger Reichssatzungen erklären solche trügerische 
Auflassungen nicht allein für ungültig, sondern verordnen überdies, 
dass die Lehensherren in den realen körperlichen Besitz der von 
Vasallen aufgelassenen Lehen zu setzen sind und in demselben auf 
keine Weise gestört werden dürfen. Zuwiderhandelnde verwirken ihre 
Lehen, werden rechtlos, verfallen in die Reichsacht und können auf 
keine Weise mehr in den Besitz der verwirkten Lehen gelangen. 
Derselben Strafe verfallen die, welche ihre Herren angreifen, ohne 
ihnen vorher ihre Lehen aufgelassen und Fehde angekündigt zu 
haben.) Was die Bedingung der rechtmässigen Ausübung des 
Fehderechtes betrifft, so wiederholen die Nürnberger Reichssatzungen 
die alte Vorschrift, welche auf so vielen Hoftagen seit dem Nürm- 
berger von 187%) stets von neuem eingeschärft worden war, dass 
nämlich jede Wehde drei Tage zuror dem zu Befehdenden persönlich 
oder doch an seinem gewöhnlichen Wohnorte im Beisein glaubwür- 
diger Zeugen angekündigt werden solle. Wer auf andere Weise Fehde 
erhebt, wird rechtlos und ist als Verräther zu bestrafen, Zugleich 
werden die von früheren Reichsgesetzen verhängten Strafen für un- 
rechtmässige Fehden, ungerechte Schädigung durch Brand und Raub, 
Erpressung ungebührlicher, sowie ungewöhnlicher Zölle und Geleits- 
gelder erneuert. 9) 

Vornehmlich gegen die Städte gerichtet war die Aufhebung aller 
Bündnisse, Einungen und Eidgenossenschaften, welche in und ausser 
den Städten, zwischen einzelnen Städten, einzelnen Personen oder 
Städten und Personen welchen Standes immer ohne Bewilligung ihrer 
Herren und ohne dieselben namentlich auszunehmen, unter dem Vor- 
wand des Schutzes oder der Aufnahme unter die Bürger geschlossen 
waren oder in Zukunft geschlossen würden; jede zuwiderhandelnde 


4 Cap. XIV. 

9) Mon. Gorm. Teres II, 185. Frneuert wurde das Verbot unrechtmässiger Fehlen 
auf deu Hoflagen zu Frankfurt 1234, Maius 1255, Wrburg 1287, Köln 1206, Nürn- 
berg 1308, Koblenz 1838, 

9) Cap. KVIE 

Werunsky, Karl IV. II. Ba. 9 
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Person wird rechtlos und zahlt zur Strafe zehn Pfund Gold, jede 
solche Stadtgemeinde verliert alle Privilegien, die sie vom Reiche 
hat, und verfällt in eine Strafe von hundert Pfund Gold, wovon 
die eine Hälfte dem Fiskus, die andere dem durch das Bündniss 
benachtheiligten Herrn zufällt. Ausgenommen von dem Verbot der 
Einungen wurden nur die zwischen Fürsten, Städten und Andern 
zum Schutz des Landfriedens geschlossenen Bündnisse, für welche 
die kaiserliche Bestätigung vorbehalten wird. ') In formeller Be- 
mehung liegt dieser Satzung das gleiche Verbot des unter Kaiser 
Friedrich I. (November 1158) auf den Ronkalischen Feldern gehal- 
tenen Hoftages zugrunde, %) nur ist dasselbe bedeutend erweitert und 
die Strafe verschärft worden. Die Ronkalischen Beschlüsse bezogen 
sich jedoch nur auf Italien, gegen dio städtische Entwicklung Doutsch- 
lands richteten sich erst die Gesetze, welche König Heinrich VII. 
auf dem Hoftag zu Worms (Mai 1231), und besonders Kaiser 
Friedrich II. auf den Hoftagen zu Ravenna (Januar 1232) und Bel- 
Iuno (Mai 1252) erliessen; doch gingen dieselben weiter, indem sie 
selbat die Wahl genosenschaftlieher Behörden (Stadträte, Birger- 
meister u. a), also jede Spur städtischer Selbstverwaltung, verboten. 
Zunächst war die Nürnberger Reichssatzung gegen die Sonderbind- 
nisse gerichtet, welche die Reichsstädte untereinander zum Schutz des 
Landfriedens, sowie zur Vortheidigung und Förderung ihrer politischen 
und wirtschaftlichen Interessen zu schliessen pflegten. Schon im 
Jahre 1350 hatte Karl IV. einen solchen Bund, den der schwäbischen 
Reichsstädte, aufgelöst. Ebenso hatte der Bund der Waldstätte Uri, 
Schwiz, Unterwalden und Luzern mit der Reichsstadt Zürich und 
den österreichischen Städten Glarus und Zug des Kaisers Zorn in 
hohem Grade erregt; auch diese Eidgenossenschaft hatte jetzt recht- 
lieh zu bestehen aufgehört. An den grossartigen Sonderbund deutscher 
Städte im Norden, die sog. Hanse, scheint man bei Aufhebung der 
Einungen gar nicht gedacht zu haben, denn über das eigentliche 
„Reich“, d. h. über Oberdeutschland und die Rheinlande, hinaus er- 
streckte sich der Gesichtskreis der deutschen Reiehshoftage damaliger 
Zeit nicht. Offenbar war es die Rücksicht auf die Interessen der 


') Cap. XV. 


>) Mon, Germ. Lagen II, 112. 
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Fürsten und Herren, welche sich durch solche die Macht des bürger- 
lichen Elements gewaltig steigernde Sonderbündnisse der Städte be- 
droht glaubten, was Karl IV. zu jenem Verbot bewog. Dasselbe 
ist so allgemein gefasst, dass es sehr wohl auch auf die Zünfte, die 
damals den Höhepunkt ihrer Entwicklung und ihrer politischen Macht 
erreicht hatten, bezogen werden konnte, Endlich war es noch be- 
sonders das Institut der sog. Pfahlbürger. welches von den Nürn- 
berger Reichssatzungen gänzlich abgeschafft wird, weil es mehr als 
alles andere den Machikreis besonders der Reichsstädte beständig er- 
weitern half. Infolge der fortwährenden Klagen der Fürsten und 
Herren, dass ihnen die Pfahlbürger, gestützt auf ihr Bürgerrecht, die 
schuldigen Dienste verweigern, hatten die Könige auf zahlreichen 
Reichshoftagen ') und bei Aufrichtung der Landfriedenseinungen stats 
von neuem die Abschaffung der Pfahlbürger anbefohlen , doch ohne 
diese Verfügung wirklich durchführen zu können; vielmehr gedieh 
das Institut der Pfahlbürger zu immer grösserer Blüte.2) Auch 
Kapitel XVI der Nürnberger Reichssatzungen führt als Grund der 
Abschaffung der Pfahlbürger die häufigen Klagen der Fürsten und 
Herren über sie an, welche ihnen zur Last legten) dass sie in der 
Absicht, das Joch ihrer angeborenen Unterthänigkeit abzuwerfen, sich 
zu Bürgern der Städte annehmen lassen und als solche der städtischen 
Freiheiten geniessen, nichtsdestoweniger aber in den Städten und 
Dörfern ihrer Herren, von denen sie sich lossagen wollen, verbleiben. 
Es wurden deshall alle Aufnahmen zu Pfahlbürgern kassiert und 
verordnet, dass von nun an unterthänige Leute, die auf solche Weise 
ihrer Herren spotten, der Rechte und Freiheiten jener Städte, deren 
Bürger sie geworden sind, nur dann geniessen sollen, wenn sie sich 
in denselben mit Leib und Gut niederlassen und die bürgerlichen 
Lasten tragen.) Alle entgegenstehenden Privilegien wurden aufge- 


) Zu Worms 1251, Balluno 1252, Maluz 1%; 
1281, Würzburg 1987, Speier 1291, Koln 1299, 
fürt 1910, Eeclingen 1340, Frankfurt 1941 

3) Woneker! dissortatio de pfalburgeris, Arguntorati 1698, p. 16 f. 

®) Die Gesetze, welche K. Heinrich VIL auf dem Hoftag zu Worms von 1 
K. Friedrich II. auf dem mı Balluno 1949 erlassen hatte, vorheten die Aufnahme von 
Eigenleuten der Fürsten, Eilln und Ministerien ganz und gur (NM. G. Tegs II, 282 
and 299). 


, Nürmborg 1974 und 1281, Mainz 
(ürnbarg 1298, Nürnborg 120, 
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hoben ; jede Stadt, die nicht binnen Monatsfrist nach der Kund- 
machung dieser Satzung die Pfahlbürger abschafft, verfällt in eine 
Strafe von 100 Mark Goldes.‘) Keinen Bezug scheint das Verbot 
auf die höhergostellten, sog. „Ausbünger“ gehabt zu haben, d. i. auf 
jene zahlreichen Herren, Prälaten, Ritter und Knechte, welche in 
benachbarten Reichsstüdten das Bürgerrecht besassen und oft auch 
Jahresrenten erhielten, wofür sie die Stadt vertheidigen und derselben 
ihre Burgen öffnen mussten.®) 

Eine Rrgänzung der Nürnberger Reichssatzungen nahm der Kaiser 
für den nächsten allgemeinen Hoftag in Aussicht, der im Anschluss 
an den vier Wochen nach Ostern zu Metz stattfindenden Kurfürsten- 
tag gehalten werden sollte.®) Die Wahl der Stadt Metz war haupt- 
sächlich aus dynastischen Rücksichten erfolgt Herzog Johann III. von 
Brabant und Limburg hatte in Ermanglung männlicher Erben seine 
älteste Tochter Johanna, Witwe des im Jahre 1345 von den Friesen 
erschlagenen Grafen Wilhelm IV. von Holland, Seeland, Friesland 
und Hennegau, seit 1352 Gemalin des Herzogs Wenzel von Luxem- 
burg, Stiefbruder Kaiser Karl IV., mit Zustimmung des Adels und 
der Städte zur Erbin seiner Länder eingesetzt; die zweite Tochter 
Margaretha, Gemalin des Grafen Ludwig II. von Flandern, sollte 
mit 120.000, die dritte, Marie, Gemalin des Herzogs Reinald Ill. 
von Geldern, mit 80.000 Schildgulden abgefunden werden. Diese 
Verfügung widersprach keineswegs dem geltenden Recht, da in 
Brabant von jeher Individualsuccession geherrscht hatte.t) König 
Karl IY. hatte denn auch diese Verfügung des Herzogs durch Ur- 


y Eine besondere Ausfertigung der Pfahlbürgersstzung erhielt der Bischof Johmn von 
Strassburg, zu dessen Gunsten Karl IV, bereits au 2 Juli 1054 alle Pfahlbärger abgeschaft 
hatte, die seinem Stift angehören (R, K. 1886, 2589, 2410). Ebenso hatte Karl von 
Feltro sus (28. Oktober 1854) verordnet, dass weder die Reichsstädie des Eisasses, noch 
die Howon son Lächteuberg Bürger nnd Rawern des andern Theils als Pfahlbürger bei sich 
Aufnehmen wollen (Winkelmann, Acta inp; II, 494). 

® Bostätigt wird diese Ansicht durch R. K. Vet, Wenckeri disqusio de 
ussburgeri p: 60, 76-79, 195, 16, I Strassburg nannte man die Mahlbürger auch 
sunedle Ausbürger« in Gegensatz zu den »edien Ausbürgem«, YEl Schmoller, Strase- 
burg zur Zeit der Zunftkämpfe, Strassburg 1875, 8. 4 f, 

3) Cap. XII der Nürnberger Reichssatzungen, R, K, 2414, 2446, 

4) Ficken, rom Reichsfürstenmtande, 240 
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kunde vom 2. April 1354 bestätigt.!) Am 5. Dezemher 1355 war 
Herzog Johann III. gestorben, am 3. Januar 1356 empfingen Johanna 
und Wenzel (als ihr Mambour, d. h. als ihr Vertreter oder Lehens- 
träger) die Huldigung zuerst in Löwen, sodann in den übrigen Städten 
Brahants und Limburgs.“) Der Kaiser war bestrebt, alles zu thun, 
um die neues Erwerbung seinem Hauss zu sichern; eben deshalb he- 
stimmte er Metz zum Ort des nächsten Hoftages, um sich von dort 
in die benachbarten Niederlande zu begeben und Schritte zu besagtem 
Zwecke zu unternehmen; nebenbei mag ihn vielleicht auch die Ab- 
sicht geleitet haben, durch Entfaltung kaiserlicher Pracht in den 
Bewohnern der Westgrenze des deutschen Reichs das Bewusstsein der 
Zugehörigkeit zu demselben auf's neuo zu beleben und zu stärken. 
Die Beschlüsse des Nürnberger Reichshoftages kamen nur den 
Kurfürsten und theilweise auch den Fürsten und Herren zugute; zum 
Nutzen der Städte war nichts geschehen, obgleich der Kaiser zu Be- 
ginn des Hoftages unter den Gegenständen der Beratung auch die 
Verbesserung der Münze, die Minderung der Zölle auf dem Rhein 
und der Geleite auf dem Lande, sowie die Herstellung eines allge- 
meinen Friedens bezeichnet hatte, Damit wenigstens etwas auch zum 
Nutzen der Städte geschähe, erliess der Kaiser auf der Rückkehr 
vom Reichshoftage zu Sulzbach am 20. Januar ein wohl mit dem 
Städteboten schon zu Nürnberg vereinbartes Münzgesetz. Von den 
beiden Hauptrerkehrsmünzen der oberdeutschen Reichsstädte und 
Reichslandvogteien, dem Heller und dem doppelt so grossen Pfennig, 
war besonders der erstere im Lauf der Zeit von den einzelnen Reichs- 
münzstätten schr verschieden und immer geringhaltiger ausgeprägt 
worden. Kaiser Karl verordnete deshalb, dass der in der Reichs- 
münzstätte zu Hall befolgte Münzfuss, dem gemäss 376 Heller (auf 
der einen Seite mit einer Hand, auf der andern mit einem Kreuz 
bezeichnet) auf die Hallische Mark von ein Drittel Silbergehalt oder 
1128 Heller auf die feine Mark gingen, auch für die Reichsmünz- 
stätten zu Ulm, (Schwäbisch-)Werd, Frankfurt und Nürnberg mass- 
gebend sein solle; die einzelnen Münzstätten sollten die von ihnen 
geprägten Heller mit einem kenntlich machenden Beizeichen versehen, 


RK. 1815. 
®) Dyntori chronica, od. do Rum HL, p: 689 und III, 22 (schöpft hier aus Urkunden). 
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Ueberdies stellte der Kaiser das Verhältniss der alten Silberwährung 
zur damals neu aufkommenden, verhältuissmässig konstanteren Gold- 
währung in der Art fest, dass ein Pfund Heller einem kleinen Horen- 
tinischen Gulden gleich gelten solle. Betreffs der Pfennigwährung, 
auf die sich die Münzteform nicht bezog, ordnete der Kaiser an, 
dass 17'/, Schilling Pfennige einen Gulden gelten sollten. *) 

Um dieselbe Zeit ward Karl dureh wiederholte Botschaften der 
Signoren Gonzaga, kaiserlicher Generalvikare von Mantua, genötigt, 
den neuerdings ausgebrochenen oberitalienischen Wirren seine Auf- 
merksamkeit zuzuwenden. 

Bine Klausel des zwischen der Republik Venedig und den Vis- 
enti am 1. Juni 1355 geschlossenen Saparatfriedens bastimmte, dass 
der Doge von Venadig binnen Monatsfrist im Namen seiner Verbün- 
deten, der Signoren von Padua, Verona, Mantua, Ferrara und Faenza, 
eine eventuelle Beitrittserklärung derselben zum Friedensschluss ab- 
gebe.) Letztere jedoch, namentlich der Markgraf Aldrovandine von 
Este und Guide da Gonzaga, beklagten sich darüber, dass die Vene- 
tianer unbekümmert um ihre Verbündeten einen Separatfrieden ein- 
gegangen seien, und traten schon deshalb demselben nicht bei.) Das 
Verhältniss der Este und Gonzaga zu den Visconti wurde aufs neue 
ein äusserst feindseliges. Der Markgraf Aldrovandino von Este unter- 
stützte Giovanni da Oleggio mit Waffenmacht, der seine Stellung als 
Statthalter des Signoren Matteo Viseonti in Belogna dazu benützt 
hatte, sich zum Conservatore von Bologna aufzuwerfen (18. April 1355). 
Die Visconti liessen daher den Markgrafen Aldrovandino im Mode- 
nesischen durch das gegen Giovanni da Uleggio abgesandte Heer, 
welches Aldrovandino’s verbannter Vetter Francesco befchligte, mit 
Erfolg bekriegen,5) und arbeiteten auch auf den Sturz der Herrschaft 
des Hauses Gonzaga in Reggio hin. Filippino Gonzaga kam im 
‚Juni desselben ‚Jahres dem geheimen Plane einiger Bürger von Reggio 
auf die Spur, die Signorie von Reggio den Visconti in die Hände zu 


YR. K. 2422, 2485 

%) Vol. Band II, 8, 6 

3) Cortus. bist. (Muratori Seript. IL, 937). 

4 Cron. di Bologen (l. ©. MVII, 443), M. VL W, 1%, Petr. Ama. (VI, 840 fh 
Chron. Mutin, (XV, 6% 

3 Chron. Mu 


M. Vill. Y, 20. 
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spielen, und liess die Schuldigen inagesammt hinrichten. 1) Zwar 
wandte sich damals Cangrande della Scala, der Signore von Verona 
und Vicenza, von seinen bisherigen Verbündeten ab und den Visconti 
zu, als er erfuhr, dass sowohl der Markgraf von Este, als auch die 
Gonzaga den von ihm im Kastell Ostiglia am Po eingesperrten Ge- 
fangenen, die durch Ermordung der Wachen sich dieses Kastells 
bemächtigt, Geld geboten hatten, wenn sie ihnen Ostiglia über- 
liefern würden.) Dafür bekamen der Markgraf und die Gonzaga 
neue Bundesgenossen an dem von Karl IV. zum Reichsvikar von 
Pavia ernannten Markgrafen Giovanni von Monferrato und den Signoren 
Beccaria von Pavia. Von den Genannten wurde am 30. Oktober zu 
Forrara ein Bündniss zur Vortheidigung und zum Angriff gegen Ber- 
nabb und Galeazzo Visconti geschlossen,*) (Matteo Viseonti war Ende 
September plötzlich gestorhen).*) Schon im November sagte der 
Markgraf von Monferrato Galeazzo Visconti Fehde an, und brach in die 
Lande desselben ein; die mit des letzteren Herrschaft unzufriedenen 
Städte Chieri, Cheraseo, Asti, Alba, Valenza, Tortona u. a. empörten 
sich und übertrugen dem Markgrafen Giovanni die Signorie, wogegen 
Galeazzo Visconti den ganzen Winter hindurch die Grenzgebiete des 
Montferratischen auf’s heftigste befehden liess.) Die Gonzaga sandten 
Boten mit Briefen an Kaiser Karl IV., worin sie ihn zu bewegen 
suchten, seine Autorität zu Gunsten der Liga einzusetzen. Der Kaiser 
antwortete ihnen von Nürnberg aus in einem Schreiben vom 24. De- 
zember, dass er seinen Referendar Cino da Castiglione Aretino be- 


) Oron. di Bologpn I. c. A4d, M, Wil, V, 50. 

9) Cangrante versprach den Gefangenen Amnestie, won sie ihm das Kastell Aber- 
geben würden, Aiess aber, sodald dies geschehen war, alle dlen (Juni 1858). Ye. N 
van. v, 50. 

9) Murator), Antichiti Betensi p. 124. 

4 Nach M, Yül, V, 81 Hessen Ihm seine Brüder vergiftste Wachteln. vorsetzen, 
von denen or ass, 
seinen Todon 342) oder schnell 
dafübor Iinwoggehon (Cron. di Bologan 44%, Chron. Placant. XYI, 200). Der plötzliche 
Tod spricht aber doch ober fir Vergiftung, deren dio Brüder, namentlich Bernabi, gowiss 
fähig waren. Von Matteo’s Brbtheil orhielt Dermbb: Todi, Parma, Molognans, Pandine, 
Vaprio und die Ansprüche auf Bologna; Caleuzzo orhielt: Piacanza, Bokbio, Monza, Vigt- 
ano, Abbiste (Aamal, Medi. XVI, 724) 

3) Potr. Aran. 848 £, M. VL \ı, 2 und 
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auftragt habe, auf Abschluss eines Waffenstillstandes zwischen der 
Liga und den Visconti hinzuarbeiten; er theilte ihnen ferner mit, 
dass er Bernabd Visconti aufgefordert habe, von dem Angriff anf 
sie abzustehen, sich vielmehr nebst seinem Bruder Galeazzo mit 
ihnen zu verbünden.!) In zwei anderen, von Sulzbach aus an die 
Gonzaga gerichteten Schreiben (vom 20. und 22. Januar 1356) rät 
ihnen Karl an, mit seinen Vikaren von Mailand vorläufig einen 
Waffenstillstand einzugehen, während dessen er auf volle Einigung 
bedacht sein würde; er habe darüber nochmals seinem Referendar 
Cino da Castiglione geschrieben, der sie über die kaiserlichen Pläne 
unterrichten werde; stimme die Gegeupartei dem Wallenstillstande 
zu, 0 mögen auch sie keine Schwierigkeiten machen.?2) Ob sich 
Cino da Castiglione wirklich um Herbeiführung eines Waffenstill- 
standes bemüht hat, ist nicht näher bekannt; jedenfalls war seine 
hierauf gerichtete Thätigkeit erfolglos. Die Liga erfuhr um dieselbe 
Zeit eine Verstärkung durch den Beitritt des Giovanni da Oleggio, 
Signoren von Bologna; derselbe hatte zwar zu Ende 1355 mit Ber- 
nabd Visconti einen Vertrag geschlossen, kraft dessen Bernabd das 
Recht der Ernennung des Podesiä von Bologna vorbehalten hleiben 
und nach Gioranni's Tode die $ignorie von Bologna Bernabd oder 
dessen Erben zufallen sollte®); aber bereits anfangs Februar 1356 
war von Giovanni eine gegen ihn gerichtete und von Bernabö einge- 
leitete Verschwörung entdeckt worden, welche dem Podest von Bo- 
logna und vielen anderen Helfershelfern desselben (darunter auch dem 
vom Kaiser geächteten Arrigo, Sohn Custruccio Castracani’s) das 
Leben kostete und Giovanni da Oleggio zum Anschluss an die Liga 
bewog.‘) Im Februar brachen denn auch die kriegerischen Feind- 
seligkeiten zwischen letzterer und den Visceonti mit erneuter Heftig- 
keit los. Die vereinigten Truppen des Markgrafen von Este, der 
Gonzaga und des Signoren won Bologna errangen wiederholt Vor- 
theile über die in ihre Gebiete eingedrungenen Streitkräfte der Vis- 
conti, denen sich die verbannten Modenesen und Reggianer ange- 


DRK. 2856. 
IR. X. 2424 und 2425. 

®) Cron. di Bologna 442, M. Yill. V, 82. 

4) Cron. di Rolopna 442, M. Vill VI, 68; Patr. Azar. 246. 
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schlossen hatten.') Als sich der Kaiser damals von Prag?) zu einer 
Zusammenkunft mit König Ludwig nach Ungarn begab, schrieb er 
unterwegs von Brünn aus am 15. Februar neuerdings au die Gon- 
zaga und den Markgrafen Aldrovandino von Este, dass er nach 
seiner Rückkehr einen angesehenen Grafen oder Baron an ihre Gegner, 
seine Vikare von Mailand, mit dem Befehl schicken werde, Fried 
zu halten und alle Streitigkeiten zur rechtlichen Austragung an den 
kaiserlichen Hof zu bringen; würden dieselben diesem Befehl nicht 
nachkommen, so werde er mit Rat seiner Fürsten und Grossen auf 
weitere Mittel bedacht sein.®) 

Die Zusammenkunft des Kaisers mit dem König Ludwig von 
Ungarn fand wahrscheinlich zu Raab um den 20. Februar herum statt, 
Des letzteren Pläne waren schon seit einigen Jahren darauf gerichtet, 
den Venezianern die dalmatinischen Küstengebiete zu entreissen, ob- 
gleich der mit ihnen am 5. August 1348 auf acht Jahre goschlos- 
sene Waffenstillstand noch nicht abgelaufen war. Schon am 22. Ok- 
tober 1352 hatte er mit dem damals in erbittertem Kriege mit 
Venedig befindlichen Genua ein Angriffsbündniss anf zwei Jahre gegen 
Venedig geschlossen, demzufolge eroberte Städte, Gebiete und Inseln 
Dalmatiens dem König von Ungarn, anderweitige Eroberungen den 
Genuesen zufallen sollten. Statt aber diesem Bundesvertrag zufolge 
im Verein mit den Genuesen den Krieg zu beginnen, hatte König 
Ludwig von Venedig die Herausgabe Dalmatiens verlangt, und als 
Venedigs Gesandts auf den besteh.nden Waffenstillstand hinwiesen, 
den Venezianern den Vorwurf gemacht, dass sie gegen die Bedin- 
gungen des Waffenstillstandes seine Truppen im Jahre 1350 an der 
Ueberfahrt nach Sizilien gehindert hätten. Auf dem Wiener Fürsten- 
kongresse (März. 1353) und ebenso bei seiner Vermählung in Ofen 
(Mai 1353) hatte Karl IV., für den Venedigs Freundschaft damals 
wertvoll war wegen des bevorstehenden Romzugs, auf König Ludwig 
eingewirkt, so dass dieser den Krieg gegen Venedig hinausschob, bis 
Karl seinen Romaug vollendet und die Kaiserkroue erlangt haben 
werde. Nachdem dieser Fall eingetreten war, schloss König Ludwig 


') Chron. Matin. 624, Chron. Est. (XV, 485), M. Vill. VI, 9. 

7) Am 4. Fohruer aetzto Karl mu Prag die num Ratmnenen der Alstadt ein 
(Tomek, Däjopis Prahy II, 37) 
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mit Herzog Albrecht von Oesterreich am 9. Januar 1356 zu Wien 
ein neuerliches Schutz- und Trutzbündniss; der Herzog versprach, 
niemanden von seinen Unterthanen zu hindern, im ungarischen Heere 
Kriegsdienste zu thun. Es kann kein Zweifel sein, dass auch Kaiser 
Karl IV. bei seiner Zusammenkunft mit König Ludwig zu Raab 
diesem seine Unterstützung gegen Venedig zusagte; vielleicht hat er 
ihm schon damals die Ermächtigung in Aussicht gestellt, den Krieg 
gegen die Republik als kaiserlicher Vikar in Oberitalien zu führen. 
Dafür willigte der kinderlose König Ludwig in die Verlobung Bli- 
sabeths, der Tochter seines am 9. August 1354 verstorbenenen Bru- 
ders Stephan, Herzogs von Kroatien, mit Jodok, dem Erstgehorenen 
des Markgrafen Johann von Mähren. Wenn auch Herzog Stephan 
ausser Elisabeth noch ein Söhnlein Johann hinterlassen hatte, so war 
dech die Möglichkeit vorhanden, dass Ungarn dereinst an das Luxem- 
burgische Haus komme.) König Ludwig ward zu Raab zum Schieds- 
richter in den zwischen dem Kaiser und dem gleichfalls anwesenden 
Herzog Albrecht von Oesterreich obschwebenden Streitigkeiten er- 
wählt,®) die wohl aus Grenzfehden der beiderseitigen Unterthanen 
hervorgagangen waren. 

Nach Prag zurückgekehrt schrieb der Kaiser abermals an die 
Gonzaga (April 11), offenbar durch neuerliche Boten und Briefe der- 
selben genöthigt; er entschuldigt sich, dass er dem Kriege zwischen 
ihnen und ihren Gegnern, der die Lombardei so arg zerrüttet, kein 
Ende machen oder sonst etwas in dieser Sache unternehmen könne, 
ohne über die Ursachen des Zwistes unterrichtet zu sein, und theilte 
ihnen mit, dass er dem Markgrafen Giovanni von Montferrato und 
anderen Streitenden aufgetragen habe, persönlich auf dem Hoftag, 
den er fünf Wochen nach Ostern (29. Mai) in Metz halten werde, 
zu erscheinen oder doch bevollmächtigte Boten dahin zu senden, was 
aueh die Gonzaga nicht unterlassen mögen, damit dort nach Kenntniss- 
nahme der Ursachen des Streites über Anbahnung eines Friedens ver- 
handelt werde; nach Beratschlagung mit den Fürsten auf besagtem 
Hoftage werde er dann auch einen Statthalter zur Entscheidung jener 


%) Steinherz, die Beziehungen Ludwigs L von Unguro zu Karl IV. 3. 27 (Separat- 
abdruck aus den Mitiheilungen des Instituts für Österreichische Geschichtsforschung, VIIL Ba.). 
2) Rs. 260. 
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Streitigkeiten nach Italien schicken.!) In einem ferneren Schreiben 
vom 30. April drückt der Kaiser den Brüdern Guido und Feltrino 
Gonzaga sein Beileid aus über den Tod ihres Bruders, des rastlos 
thätigen Filippino; aus diesem Schreiben ersieht man, dass die Gon- 
zaga den Kaiser, um ihm jede Ausrede zu benehmen, mittlerweile 
durch den nach Prag entsandten Dondaeio Malvieini da Fontana über 
die Ursachen des neuerlichen Krieges mit den Visconti genügend 
hatten unterrichten lassen.?) Als sich die Unmöglichkeit herausstellte, 
den Hoftag zur anberaumten Zeit zu halten, entschuldigte sich Karl 
bei den Gonyaga in einem Schreiben vom 9. Mai, indem er auf die 
bevorstehende Zusammenkunft mit Herzog Albrecht von Oesterreich 
hinwios, weswegen er den Hoftag um 14 Tage verschoben habe.®) 
Kurz vorher hatte Karl den Besuch des Polenkönigs Kasimir 
empfangen, der wieder einmal in heftigen Zwiespalt mit dem deutschen 
Orden gerathen war. Der König und der Hochmeister Winrich von 
Kuiprode beklagten sich über wechselseitige Gebietsverletzungen und 
verdächtigten einander, mit dem Feind der Uhristenheit, dem heid- 
nischen Litthauervolk, in geheimem Bunde zu stehen. Den König 
beschäftigte überdies die von seinem Vater überkommene Idee der 
Wiederherstellung des Polenreichs innerhalb seiner alten Grenzen, 
welche die Zurückeroberung der vom deutschen Orden und den 
brandenburgischen Markgrafen entrissenen Gebietstheile erheischte. 
Kasimir erneuerte deshalb am I, Mai das mit Karl IV, zu Namslau 
am 22. November 1348 geschlossene Bündniss*) und ratifizirte zu= 
gleich den zwischen seinem Neffen, König Ludwig von Ungarn, und 
Karl IV. vereinbarten Ofner Vertrag vom 27. Mai 1353.) Gegen- 
stand der Verhandlungen am Prager Hofe war auch noch eine Fami- 
lienangelegenheit König Kasimirs, Dieser hatte seine zweite Gattin, 
Adelheid von Hessen, die ihm schon im Jahre 1341 angetraut worden, 
bald nach der Hochzeit auf ein einsames Schloss verstossen, wo sie 
seitdem in nonnenhafter Entsagung lebte. Ihr Vater, Landgraf Heinrich 


') RK. 2440. Ashnlich schrieh der Kaiser auch an die Florontiner (R. K. 2440), 


PR. 27. 
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von Hessen, hatte die seiner Tochter versprochene Mitgift von 
2000 Schok böhmischer Groschen noch immer nicht bezahlt, die 
schnöde Behandlung seiner Tochter war wohl einer der Gründe seiner 
Säumniss. Papst Innocenz VI. hatte König Kasimir vor drei Jahren 
zur Wiederaufnahme Adelheids ermahnt und dem Landgrafen Heinrich 
von Hessen die Bezahlung der schuldigen Mitgift ans Herz gelegt. 
Vielleicht vom befreundeten Landgrafen darum ersucht, versprach 
jetzt der Kaiser dem König Kasimir, die erwähnten 2000 Schock 
Groschen für den Landgrafen vorschiessen zu wollen.‘) Obgleich nun 
Kasimir jeder Vorwand entzogen zu sein schien, womit er sein Be- 
nehmen gegen Adelheid zu bemänteln versucht haben mochte, so kam 
es doch zu keiner Aussöhnung mit ihr; vielmehr wurde der Bruch 
zwischen den beiden Ehegatten bald ein vollständiger und unheilbarer. 
Der stets liebebodürftige Polenkönig, obgleich bereits 46jährig, liess 
sich nämlich in Prag von den Reizen der schönen Christine Rokzaner 
(wahrscheinlich Witwe nach dem um 1846 verstorbenen reichen 
Prager Bürger Nikolaus Rokzaner) so bestricken, dass er aller guten 
Vorsätze vergass und sich mit der neuen Geliebten, allem Recht und 
Anstand hohnsprechend, trauen liess; Adelheid, auf's tiefste verletzt, 
verliess bereits im September desselben Jahres Polen auf immer und 
kehrte in ihr Vaterhaus zuräck.®) 

Bald darauf fand sich am Prager Hofe der Abt Heinrich von 
Fulda ein und beschwerte sich bei Karl IV. über die im dritten 
Kapitel der Nürnberger Reichssatzungen verfügte Zuerkennung der 
höchsten Ehrensitze zur Rechten und Linken des Königs oder Kaisers 
an die Erzbischöfe von Mainz und Köln, weil dadurch das alte Recht der 
Aebte von Fulda auf den ersten Platz nach dem Erzbischof von Mainz 
und bei Nichtanwesenheit desselben auf den ersten Platz überhaupt 
verletzt worden sei. Die Einsichtnahme in die Papstprivilegien des 
Klosters Fulda hätte ergeben, dass dem Abt von Fulda nur der Vor- 
rang vor allen anderen Reichsäbten gebühre, weitergehende Ansprüche 
desselben aber der rechtlichen Begründung entbehrten. Auf Nach- 
prüfung der Privilegien hinsichtlich behaupteter Rechtsansprüche 


RK 200. 
?) Bonesch. minorita (Dobner, Mon. Boh. IV, 41); Ephemerides Wiadislrienses 
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pflegte sich aber die kaiserliche Kanzlei damals nicht einzulassen, 
vielmehr entschädigte der Kaiser durch Privileg vom 9. Juni den 
Abt von Fulda für den Verlust: des vermeintlichen Ehrenrechts durch 
Verleihung des Ehrenamtes eines Erzkanzlers der römischen Kaiserin 
oder Königin mit der Befugnis, bei Krönungen den Kaiserinnen 
oder Königinnen die Krone abnehmen, halten und wieder aufsetzen 
zu dürfen.) 

Um dieselbe Zeit gelang es Karl, den Trotz der mächtigsten 
böhmischen Landherren, der Brüder Peter, Jost, Ulrich und Johann 
von Rosenberg zu brechen, die im Streit wegen der Grenzen zwischen 
ihren Gütern und dem Gebiet der königlichen Burg Karlshaus 
(nördlich von Frauenberg) sogar bewaflneten Widerstand gegen den 
Kaiser gewagt hatten. Am 21. Juni verzieh er ihnen alle ihre 
Majestätsbeleidigungen und setzte sie wieder in ihre vorigen Adels- 
rechte ein. Als der Kaiser (vielleicht auf der Reise nach Wien zum 
Besuch des Herzogs Albrecht von Oesterreich begriffen) bald darauf 
nach der Stadt Politz (heutzutage „Politschka* genannt) kaum, leistete 
Jost von Rosenberg am 30. Juni noch besonders Abbitte, indem er 
bekannte, dem Kaiser durch die in Briefen ausgestreuteu Klagen 
über ihm und seinen Brüdern widerfahrene Bedrückungen Unrecht 
geihan zu haben, und gelobte, jene Briefe zu widerrufen und dem 
Kaiser noch weitere Genugthuung zu leisten.*) 

Die Zusammenkunft des Kaisers mit dem Herzog Albrecht von 
Oesterreich war der ursprünglichen Verabredung zufolge auf den 
23. Mai angesetzt und als Ort derselben Budweis bestimmt worden ;®) 
sie scheint aber erst in der ersten Hälfte des Juli stattgefunden zu 
haben, und zwar jedenfalls in Wien selbst. Die Verhandlungen des 
Kaisers wit dem Herzog bezogen sich besonders auf die Festsetzung 
des Hhegeldes und Leibgedinges Katharina’s, der Gemahlin des jungen 
Herzogs Rudolf von Oesterreich. Das „Ehegeld“ Katharina's, welches 
ihr der Kaiser mitgeben sollte, ward auf 10.000 Schock grosser 
Prager Pfennige, bezw. eine Jahresrente von 1000 Schock, festge- 


®) BR. K. 2466; Dusson, Fulda und die goldene Bulle (iiheilungen. des Institute 
für österr, Geschf. II, 81 1). 
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setzt, wogegen Herzog Albrecht seiner Schnur zu „rechtem Leib- 
gedinge* 15.000 Schock, bezw. eine Jahresrente von 1500 Schock, 
verschreiben und dafür jene Festen zu Pfand setzen sollte, welche 
Anna, der verstorbenen Schwester des Kaisers, Gemahlin weiland 
Herzog Otto's, versetzt gewesen waren. Von den 1000 Schock zahlte 
der Kaiser 4000 baar ans, wogegen sich Herzog Albrecht zur Wieder- 
erstattung dieser baar geleisteten Heimsteuersumme verpflichtete, 
indem er seiner Schnur die Stadt Laa sammt der Burg mit einer 
‚Jahresrente von 400 Schock zu verpfünden versprach. Falls Rudolf 
und Katharina ohne Leibeserben sterben würden, sollte die Stadt Laa 
Kaiser Karls, bezw. seiner Erben, und wenn er keine hinterlässt, des 
Markgrafen Johann, bezw. seiner Erben, Pfand sein für die genannte 
Summe. Für die übrigen 6000 Schock (d. i. 600 Schock Jahres- 
vente) versetzte der Kaiser dem Herzog Rudolf das Haus zu Klingen- 
berg sammt Zugehör; doch stellte er auch für diese Summe Bezah- 
lung in baarem Gelde in Aussicht. ') 

Ein fernerer Verhandlungsgegenstand waren wohl die Ansprüche 
der böhmischen Bdelleute Hasko von Lembach, genannt von Swier- 
schetitz, Bawor von Blaten (Blatna) und Heinrich von Bechin, welche 
Ersatz des ihnen von österreichischen Landherren, den Anfensteinern, 
zugefüigten Schadens forderten. Herzog Albrecht erklärte, den ge- 
nannten Bdelleuten binnen ‚Jahresfrist Schadenersatzsummen von 400 
bis 600 Gulden zahlen zu wellen.”) 

Mittlerweile hatte König Imdwig von Ungarn seine Rüstungen 
zum Krieg gegen die Republik Venedig beendigt und Agram zum 
Sammelplatz der Truppen bestimmt. Die Friedensverhandlungen, 
welche bier zu Anfang Mai zwischen König Ludwig und den Ge- 
sandten Venedigs, Marco Cornarn und Marino Grimani, gepflogen 
wurden, zerschlugen sich, da der König den von der Republik für 
den ungestörten Besitz Dalmatiens angebotenen Jahrzins von 6000 
bis 7000 Goldgulden rundweg abwies und auf Abtretung Dalmatiens, 


'YR& 268. Das Hegost im Verzeichniss der Urkunden zu Lichnowsky, Geschichte 
des Haas Habsburg IH, p- DVIL, N. 1870, ist unverständlich, weil unvollständig ; die 
oben gegebene Erpänmung und Darstellung den Sachrorhaltes entspricht vollständig. dem 
damals geltenden ehelichen Güterrecht, 
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das zur ungarischen Krone gehöre, bestand.!) Das Ersuchen Kaiser 
Karls, keinen Ausgleich mit den Venezianern anzunehmen, welches 
dieser ın einem Schreiben vom 2. Mai an König Ludwig richtete, 
war wohl überflüssig und hat die Haltung des Königs kaum beein- 
flusst.2) Schon am 3. Juni schrieb der Kaiser dem Dogen, dass er 
König Ludwig im bevorstehenden Kriege mit allen Kräften beistehen 
werde.) Bald darauf drang der König durch Krain, das Gebiet des 
Grafen Ludwig von Görz und das des Patriarchen von Aglei, mit 
denen er Bündnisse schloss, in die Trevisanische Mark ein; den Pa- 
triarchen, seinen Halbbruder, hatte der Kaiser beauftragt, Ludwig im 
Kriege zu unterstützen und ihm die Städte Feltre und Belluno, zu 
deren Vikar der Patriarch im ‚Juni 1355 bestellt worden war,t) zu 
übergeben. Im Juli nahmen die Truppen des Königs Conegliano, 
Seravalle und Asolo ein und belagerten seit 13. Juli die Hauptstadt 
'Treviso.°) Der Markgraf Aldrovandino von Este und Ugolino da 
Gonzaga hielten am 6. Juli eine Zusammenkunft mit dem Signoren 

iovanni da Oleggio in Bologna und schickten eine Gesandtschaft an 
ig Ludwig, um sich Aufklärung über seine Absichten zu ver- 
schaffen.°) Dasselbe thaten die Visconti und Cangrande della Scala. 
Der König versicherte, dass er nur gegen die Republik Venedig 
Krieg führe.?) Cangrande begab sich hierauf selbst zu König Ludwig 
in's Lager vor Treviso, hatte mil ihm eine geheime Unterredung 
und liess bei seiner Abreise 500 Barbuten zu Ludwigs Unterstützung 
zurück, Auch Bernabd Visconti sandte ihm 500 Armbrusischatzen;*) 
schon vorher hatten die Viseonti Francesco Petrarca als Gesandten 
zu Kaiser Karl nach Prag geschickt, um diesen über sein Verhältniss 
zur Unternehmung König Ludwigs auszuforschen.) Francesco da 


Yyar. ri vn 86. 
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*) Cron. di Bologna 444. 
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Carrara, damals bereits alleiniger Signore von Padua,') schloss ınit 
König Ludwig einen Vertrag, demzufolge er, um sein Gebiet gegen 
Plünderung zu schützen, das ungarische Heer mit Lebensmitteln zu 
versorgen versprach.) Während König Ludwig Treviso belagerte, 
ernannte ihn Kaiser Karl zu seinem (eneralvikar in dem Kriege 
gegen die Venezianer; die eventuelle Eroberung der Mark Treviso 
durch König Ludwig sollte dieselbe wieder ımmittelbar unter das 
Reich bringen. Als Vikar liess Ludwig die kaiserliche Fahne in 
seinem Lager aufpflanzen und alle Orte, die von nım an erobert 
wurden, nahm er für den Kaiser in Besitz.®) 

Da die Feindseligkeiten der Visconti gegen die Liga noch immer 
nicht ruhten, fasste der Kaiser eben damals den Entschluss, die ge- 
sunkene kaiserliche Autorität in Italien wiederherzustellen und die 
Verächter derselben, die Visconti, zu demütigen. Während der Monate 
April und Mai hatte Galenzzo Visconti Pavia belagern lassen, bis in 
der Nacht vom 27. auf den 28, Mai die von dem feurigen Augu- 
stiner-Eremiten Jacopo Bossolaro zum Kampfe gegen die „Tyrannei“ 
der Viseonti entflammten Pavesen die Schanzwerke der viseontischen 
Truppen erstürmten und die auf dem Po vor Anker liegende Flotte 
der viseontischen Stadt Piacenza theils verbrannten, theils erbeuteten.*) 
Im folgenden Monat misslang dem Landherr und der Flotte des 
Bernabd Visconti die Belagerung des mantuanischen Borgoforte und 
im Juli die geplante Deberrumpelung der Stadt Reggio.®) Diese 
Misserfolge der Visconti ermutigten den Kaiser, ihre Bekämpfung und 
Unterwerfung unter die Reichsautorität zu wagen; er schritt deshalb 
zu der schon im April angekündigten Ernennung eines Statthalters 
für ganz Italien und ersah hiezu den Bischof Markwart von Augs- 
burg, bisher Generalkapitän von Pisa, Lucen und Tuseieu; derselbe 
kam damals selbst nach Prag und ward hier am 25. Juli zum kaiser- 
lichen und Reichsstatthalter, sowie zum Generalkapitän in ganz Italien 
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ernannt und ihm die ausgedehntesten Vollmachten verliehen, vor 
allem das Recht, gegen Reichsrebellen mit kaiserlicher Gewalt vor- 
zugehen, das Reichsbanner aufzupflanzen und unter demselben kämpfen 
zu lassen.) 

Zur selben Zeit bot sich dem Kaiser Gelegenheit, in die inneren 
Verhältnisse des Arelat einzugreifen Er hatte bisher nur selten 
Regierungshandlungen in Berug auf dieses der deutschkaiserlichen 
Autorität fast gänzlich entwachsene Königreich ausgeübt. Ahgesehen 
von den Grafen von Valenee und Genf, welche gleich nach Karls 
Wahl zum römischen König als Vertraute desselben erscheinen,*) 
hatten von den Fürsten der verschiedenen. Landschaften des Arelat 
bisher nur wenige während Karls Romzug im vergangenen ‚Jahre die 
kaiserliche Belehnung, zumeist durch Bevollmächtigte, nachgesucht 
und erhalten: der Graf Amadeus VI. von Savoyen (13. Jänner und 
18. Juni 1355),%) die Königin Johanna von Sizilien und ihr Gemahl 
König Ludwig für die Graftschaften Provence, Forcalquier und Pie- 
mont (1. Februar desselben Jahres),*) der Bischof Bertrand von Apt, 
welcher die Gesandtschaft des Königspaares an das Hoflager nach 
Pisa geführt hatte,) der Erzbischof Stephan von Arles (22. April 
d. J.).) Gegen den Grafen von Savoyen hatte Karl IV. in den 
letzten zwei Jahren wiederholt Partei ergriffen, zunächst gegen 
dessen Vebergriffe in dem zum Bistum Sitten gehörenden Lande 
Ober-Wallis; der Kaiser betrachtete das Bistum als reichsunmittelbar, 
während die Grafen von Savoyen schon im 13. Jahrhundert das 
Recht der Regalienverleihung den Bischöfen gegenüber mit. Rrfolg 
geltend gemacht hatten.) Der damalige Bischof Guichard von Sitten 
hatte im Jahre 1352 den Grafen Amadeus gegen die nach grösserer 


4) Diese drei Grafschaften hatte Johanna als Dotalgıt dem Könke Ludwig sngebracht: 
ahne das die Einwilligung Karlk IV. nachauhalen, welcher diesen Mangel. durch 
ergänzte und gleichzeitig alle von K. Heinrich VII. und Ladwig d. B. gogen 
Johannas Grossrater, König Robert, und dessan Bruder Johann vorhängten Strafurtheil 
für wichtig erklärte (29. Janmar 1553). Vel RR. 0796-87. 
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Unabhängigkeit strebende Stadt Sitten zu Hilfe gerufen. Seit seinem 
Siege über die aufständischen Bürger war aber der Graf der eigent- 
liche Gebieter im Wallis geworden. Die Leute des Bistums Sitten 
klagten bei Karl IV. (wahrscheinlich im Oktober 1353, als er zu 
Zürich weilte) über die erlittenen Bedrüickungen und erreichten, dass 
Karl seinen Rat Burchart Möuch von Basel zum Hauptmann in 
Wallis ernannte (9. oder 10. Mai 1354), und den Grafen Amadeus 
aufforderte (3. Juni desselben Jahres), die von ihm unterworfenen 
Leute des Bistums Sitten dem Reiche zurückgeben.) Bald darauf 
nahm Karl, damals auf der Heerfahrt gegen Zürich begriffen, die 
Leute von Wallis, die seinem Hauptmann den Treueid geleistet hatten, 
namentlich die von Leuk, Karon, Visp, Naters und Mörel in seinen 
unmittelbaren Schutz und bestätigte ihre Privilegien, „weil der Bischof 
Guichard von Sitten ihm nicht gehuldigt habe und auf Verschleu- 
derung der Besitzungen seiner Kirche hinarbeite, der Graf Amadeus 
von Savoyen aber die Verwaltung des Hochstiftes eigenmächtig an sich 
gerissen habe.“*) Erst nachdem der Graf von Savoyen Karl IV. zu 
Beginn des Jahres 1355 durch bevollmächtigte Boten hatte huldigen 
lassen, befahl letzterer dem Burchard Mönch und dem (seit 9. Sep- 
tember 1354) zu dessen Kollegen in der Hauptmannschaft des Wallis 
ernannten Grafen Peter von Arberg, mit dem Grafen von Savoyen 
Waffenstillstand zu schliessen (10. Januar 1355).%) Noch einmal 
ergriff Karl IV. Partei gegen Savoyen, als Graf Amadeus von Genf 
bei ihm über den Tauschvertrag vom 5. Januar 1355 Klage führte, 
in welchem der Dauphin das Land Faueigny (eine innerhalb Savoyens 
gelegene Enklave) und die Lehenshoheit über den Grafen von “Genf 
an den Grafen von Savoyen abgetreten, letzterer dagegen zu Gunsten 
Frankreichs auf seine zerstreuten Besitzungen zwischen Rhöne, Isere 
und Guyer verzichtet hatte. Der Graf von Genf wollte durchaus 
nicht Vasall des ihm verhassten Grafen von Savoyen werden und 
behauptete deshalb, die vom Dauphin vollzogene Uchertragung der 
Lehenshoheit widerstreite den zwischen den Grafen von Genf und den 


) RK. 6777, 6780. Da die Frnennung dieses Hanpfmannes ohne Finrernchmen 
mit dem Papste genchehon war, Int Innocers VI. am 15. April 1555 den Kaiser mn 
Entfernung desselben (R. P. 209), 

RK. 6787 (vom 51. August 1954). 

PR. K. 6708. 
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Dauphins geschlossenen Verträgen. Der Klage des Grafen von Genf 
Gehör gebend that der Kaiser dem Grafen Amadeus von Savoyen 
in eimem Schreiben vom 26. August 1355 zu wissen, dass er die 
Bestimmuugen des Tauschvertrages, welche die Abtretung der Lehens- 
hoheit über den Grafen von Genf und des Landes Faueigny betrafen, 
für nichtig erkläre und bis zur Entscheidung der Streitsache am 
kaiserlichen Hote die beiden Streitobjekte unter Sequester des Reiches 
stelle. 

Im Juli 1356 kamen zwei Gesandte des Grafen von Savoyen, 
Wilhelm von Baume und Hugo Bernard, Doktor beider Rechte, nach 
Prag, wohl um den Kaiser zu bewegen, dass er den Erwerb van 
Faneigny anerkenne und Savoyen grösseren Kinfluss auf die Horr- 
schaften der im Bereich der Grafschaft befindlichen Reichsbistümer 
einräume. Dem Kaiser entgieng es nicht, dass ihm sein eigenes In- 
teresse gebiete, den Grafen von Savoyen, den Nachbarn und Neben- 
buhler des Dauphin, auf jede Weise zu begünstigen, um ihn dem 
‚gefahrdrohenden Umsiehgreifen der Valois gegenüber widerstandsfähig 
zu machen. Wahrscheinlich hat Karl den Erwerb von Faueigay 
anerkannt, denn Graf Amadeus verblieb ruhig im Besitz desselben.!) 
Verner verfügte der Kaiser durch das Privileg für den Grafen Ama- 
deus vom 21. Juli, dass alle Appellationen, welche bisher von den 
Bischöfen, Aebten, Prälaten und deren weltlichen Richtern oder von 
‚den Parteien im Bereich der Grafschaft Savoyen an das kaiserliche 
Hofgericht gerichtet zu werden pflegten, nunmehr vor den Grafen 
Amadeus gebracht werden sollen, wodurch derselbe zum ständigen 
kaiserlichen Appellationsrichter für die Herrschaften nicht bloss der 
landsässigen, sondern auch der noch reichsunmittelbaren Prälaten im 
Bereich der Grafschaft Savoyen bestellt wurde.) Der Erzbischof 


behsaptet, >dnss die Tragweite dieser 
dan gewöhnliche fur de non appollando, somohl in 
rechtlicher wie in polltischer Hinsicht. Denn letzteros enthält nur das Privileg, dass die 
Unterthanen von dem Richterspruch ihres Tandesherrn nicht an den Kabser 
appelliren dürfen, dagegen gibt dio vorkiegondo Urkundo dem Savoyor eino Hoheit über 
ihm ebenbartige Reichsfürsten, indem sie das Gericht des Grafen am Stalle den 
kaiserlichen als höchste Appellıtionsiustanz für jene aufstallt«. Der hier von Winkelmann 


ermachte Unterschiod ist Ärrie. Sowohl die Appellationen, wlche von Parteim aus Torri- 
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von Tarantaise und sein Suffragan der Bischof von Aosta, ferner die 
Bischöfe von Maurienne (Suffragan des Erzbistums Vienne) und Belley 
(Suffragan des Erzbistums Bisantz) erhielten von den Savoyischen 
Grafen die Regalien und waren auch sonst yon ihnen schon so viel- 
fach abhängig, dass sie der Ausführung des Privilegs Karls IV. keinen 
merkbaren Widerstand entgegensetzten. Das Gleiche gilt betreifs des 
Bischofs Guichard von Sitten, der lieber den Einfluss des Grafen von 
Savoyen in seinem Bistum duldete, als dass er dem Unabhängig- 
keitssinn der Gemeinden des Wallis Zugeständnisse gemacht hätte. 
Auch der Bischof Aimo von Lausanne liess sich im Ganzen die 
Appellationsgerichtsbarkeit des Grafen gefallen. Mit den Bischöfen 
von Genf befanden sich die Grafen von Savoyen schon seit langeher 
in erbittertem Kampf; als Vizedomini (Stellvertreter in der Gerichts- 
verwaltung des bischöflichen Territoriums) hatten sich die Grafen 
mannigfache Uebergriffe erlaubt, infolge deren im Jahre 1344 oder 
1345 der Bischof Allemand von Genf über den Grafen und dessen 
Beamten die Exkommunikation, über die Stadt Genf dagegen das 
Interdikt verhängt hatte. Dass Bischof Allemand sich der Ausfüh- 
rung des in Rede stehenden kaiserlichen Privilegs widersetzt oder 
doch wenigstens dagegen protestirt hat, kann ala sicher gelten, wenn 
auch bisher nichts darüber bekannt geworden ist.') 

Anfangs August traf der Kaiser Vorkehrungen, um die Erbfolge im 
Königreich Böhmen und der Markgrafschaft Mähren seinem Hause für 
alle Fälle zu sichern und jede Veräusserung von Theilen dieser beiden 
Länder in Zukunft zu verhüten. Auf seine Veranlassung leistete sein 
Bruder, Markgraf Johann von Mähren, bei seiner Anwesenheit in Prag 
am 1. August für sich und seine Erben das eidliche Versprechen, falls 


#orion. reiehsenmittalbaror Prähten, als auch jene, welehe von waltlichen Richtern reiche. 
Annittelbarer Prälaten chne Berufung einer Partei bisher beim kaiserlichen Hofgericht 
ngelogt worden waren und mnmehr an den Grafen von Savoyan als. kaiserlichen Apcl 
Iationsrichtar gewissen wurden, hazagen sich doch immar nur anf Rocktsiachen von Unter- 
hauen der roichsmnmittelbaren Prälaten, keinsswegs auf die Nechtssachen der zeichs 
unnittelbaren Prälaten selbst, welche ihren ordentlichen persönlichen (erichtsstamd vor 
dem kaiserlichen Hofgerichte nsch wie vor behielten. Auch davon, das der Graf die 
Appsllationsgerichtabarksit. salı Roishavikarc unten solle, wio Winkelaaan S. 26 will, 
findet eich im Privileg Karls IV. nichts, 

') Winkelmann &. 2. 0. 8. BI f. 


Google UNIVERSITY OF WISCONSIN 


Karls IV, Politik vom August 19 


bis Marz 1357. 149 


or oder sie im Königreich Böhmen nachfolgen würden, vor der Krö- 
nung zum König von Böhmen in Gegenwart der Fürsten, Herren, 
Edlen und Städteboten zu schwören, nichts von diesem Reiche, welches 
Karl IV. mit so viel Eifer und Mühe glücklich emporgerichtet habe, 
jemals zu veräussern.‘) Kurz darauf (5. August) liess der Kaiser 
die in den Lehenbriefen für den Markgrafen Johann vom 26. De- 
zember 1349 und 27. September 1355 getroffenen Bestimmungen 
fiber die Erbfolge in Böhmen und Mähren von der Altstadt Prag und 
wohl auch den anderen königlichen Städten Böhmens in aller Form 
anerkennen und fügte bei dieser Gelegenheit eine Zusatzbestimmung 
hinzu, der zufolge der Vorrang der Linie des Erstgeborenen vor den 
‚jüngeren Linien einigermassen beschränkt wurde. Dem Erblasser soll 
nämlich in dem Falle, dass sowohl sein erstgeborener Sohn, als auch 
sein erstgeborener Enkel von diesem Sohne her yorverstorben sind, 
keineswegs sein erstgebnrener Urenkel von diesem Enkel her nachfolgen, 
sondern. vielmehr sein erstgeborener Enkel von seinem zweitgeborenen 
gleichfalls vorverstorbenen Sohne her, da letzterer demErblasser näher 
steht als ersterer. Auch die landesfürstlichen Städte Mährens ge- 
lobten die Erbfolgebestimmungen des Kaisers genau zu beobachten 
(9. Augnst).*) 

Ende August vorliess der Kaiser sammt der Kaiserin Prag, um 
sich zum Reichshoftag nach Metz zu begeben, dessen Beginn er auf 
den 19. Oktober angesetzt hatte.) Nach Sulzbach kam ihm sein 
Bruder Herzog Wenzel von Luxemburg und Brabant entgegen. Er 
brachte schlimme Nachrichten aus den Niederlanden. Margarethe, 
Gräfin von Flandern, und ihr Gemal Ludwig IT. gaben sich mit der 
Abfindung von 120.000 Schildgulden nicht zufrieden, sondern ver- 
langten Theilung der Lande und der hinterlassenen Fahrhabe des 
verstorbenen Herzogs ‚Johann 111, von Brabant, während die jüngste 
Tochter Marie, Herzogin von Geldern, und ihr Gemal Herzog Rai- 
nald II1., der uns als eine wahre Fallstaffgestalt geschildert wird, 
keine solchen Ansprüche erhoben. Da Herzogin Johanna und Herzog 
Wenzel auf Ludwigs IT. Forderung nicht eingiengen, kam es zu ver- 


4) Cod. dipl. Morar. IX, 21. 
Pc 29-28, 
MR. K. 2600. 
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schiedenen blutigen Grenzfehden. Mit Nichtachtung des von seinem 
Vater Ludwig I. mit Herzog Johann III. von Brabant über den 
Besitz der Stadt Mecheln abgeschlossenen Kaufvertrags!) liess sich 
Ludwig II. in Mecheln huldigen. Umsonst bevollmächtigte Papst 
Innocenz VI. am 3. August den Bischof Petrus von Kammerich, 
dem Grafen Ludwig und dem Herzog Wenzel Waffenstillstand zu 
gebieten.!) Dor Graf von Flandern fiel mit Heeresmacht in Brabant 
ein, siegte am 17. August in der Nähe von Brüssel über die von 
Gerhart, dem Grafen von Berg, Sobn des Markgrafen Wilhelm von 
Jülich, geführten Brabanter, verfolgte dieselben und drang in Brüssel 
ein, welches: ihm nebst Löwen und anderen brabantischen Städten 
huldigen musste. Der Kaiser konnte seinem Stiefhruder vorläufig 
keinerlei Hilfe bringen, sondern begab sich mit der Kaiserin Ende 
Oktobers.über Frankfurt, Mainz, Bingen, Koblenz, Trier und Luxem- 
burg zum Reichshoftag nach Metz. Als er anfang Novembers in Koblenz 
weilte, erhielt er frohe Botschaft von Herzog Wenzel über die Wen- 
dung der Dinge in Brabant. Während der Abwesenheit des Grafen 
Ludwig II. von Flandern, der sich auf die Nachricht von der für 
seinen Lehensherrrn, den König von Frankreich, so unglücklichen 
Schlacht bei Poitiers (19. September) nach Paris begeben hatte, war 
es dem mutvollen Geschlechterbürger Everart”t Serclaes gelungen, 
die flümische Besatzung Brüssels zu überrumpeln und aus der Stadt 
zu jagen, worauf Herzog Wenzel und Herzogin Johanna von Mastricht, 
der Hauptstadt des Herzogtums Limburg, nach Brüssel zurückkehrten 
und die brabantischen Städte mit Ausnahme von Mecheln sich wieder 
unterwarfen.*) 

Am 17. November gegen Abend langte der Kaiser mit der Kai- 
serin vor Metz an. Die Geschworenen und die Bärger erwarteten 
ihn bei der Ormebrücke und überreichten ihm die Schlüssel der Stadt; 
der Bischof Ademar, 200 Priester und Mönche mit brennenden Kerzen, 
zogen den Kaiser entgegen, sechs Ritter trugen den Thronhimmel 


') Vol. die Urkunden über die Mecheln betrofonden Kechteverhaltisse in Diynteri 
ehronicn a. a. 0, I, 648-665. 
av Excorpta ex rosirh Clement VI. ab Inmoe. VI. m. BEATS 
R. K. 25185 brevo chronieom cher anonymi (recuell de chroniquen do Flaudre 
II, 26 1), Tevold. do Northot Chron. Mare. od. Tross 220, M, Villani VA, 4244, 
77-82. Radlph. de Rivo 1. 
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über dem Kaiser, sechs Kdelknechte über der Kaiserin. Der Zug 
ging über den Pont des Morts bis zur Kathedrale und von da zum 
bischöflichen Palast, wo der Kaiser Herberge nahm.!) Die Stadt 
brachte ihm als „Ehrung“ dar 30 Ohm Wein,?) 30 Ochsen, 50 
Schweine und 1000 Quart Hafer; die Kaiserin erhielt goldenes und 
silbernes Tafelgeräthe im Werthe von 500 Pfund.°) Den wichtigsten 
Beratungsgagenstand der Kurfürsten, von denen die von Mainz und 
Köln längere Zeit auf sich warten liessen,*) bildete die Ergänzung 
der Nürnberger Reichssatzungen, zu welchem Zwecke wohl abermals 
von der kaiserlichen Kanzlei ein Entwurf vorgelegt wurde. Ueber 
den Gang der Beratungen ist Näheres nicht: bekannt, doch kann die 
Annahme des Entwurfs bei den Kurfürsten auf keinerlei Sehwierig- 
keiten gestossen sein. Von Fürsten und Herren, die sich in Metz 
eingefunden hatten und ihre Zustimmung gaben, werden erwähnt 
ausser Ademar von Metz die Bischöfe Johann von Strassburg, Ber- 
trand von Toul, Hugo von Verdun, Engelbert von Lüttich, Heinrich 
von Lebus und ‚Johann von Leitomysehl, der kaiserliche Hofkanzler, 
die Aebte Heinrich von Fuld, Eberhard von Weissenburg und Theo- 
dorich von Prüm, Rheinpfalzgraf Ruprecht d. j., die Herzoge Wenzel 
von Luxemburg, Johann von Mecklenburg, Bolko von Falkenberg und 
Prschemysl von Teschen, die Markgrafen Wilhelm von Meissen und 
Wilhelm von Jülich, die Burggrafen Burchart von Magdeburg, der 
kaiserliche Hofmeister, und Albrecht von Nürnberg, die Grafen Johann 
und Adolf von Nassau, Heinrich von Schwaraburg, Johann von Katzen- 
ellenbogen, Johann und Walram von Spanheim, Johann und Burchart 
von Retz, Albrecht von Anhalt, Salentin von Sayn, Friedrich von Lei- 
ningen, Gerhart von Virneburg, Johann von Salm, Heinrich von Vel- 
denz, Johann von Saarbrücken und Walram von Zweibrücken.‘) 


') Div Kumpilation des Metzer Bürgers und Kaufmannes Philippe de Yignenlios 
(herausg. von Hoguonin, Chroniques do Metz, 1838) und die Croniguo du doyen de 
St. Thidbaot horaung. von Calmot, hist. de Lorraine, IL, Proaves OLXXIV.) goben zum 
Theil auf dieselbe Quelle, eine Moizer Schöffonchronik, zurück. Yil. überdies Benosch. 
(Fontos ser. Boh. IV, 526) und Costa Trorirorum Il, Animadversiones 1 

9) 20 Que (Ohm), eine zu 24, mendz (modil, Eimer), ko 73 Eimer. 

") Hugvonin 99. 

*) Winkelmann, Acta imporli inedita, Il, 857 n. 1197. 

®) Vel. die Zeugenreihen der zu Metı ausgestellten Urkunden Karla IV. An Rittern 
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Boten hatten zum Meter Hoftag entsendet die Städte Mainz, Worms, 
Speier, Trier, Aachen, Frankfurt, Friedberg, Wetzlar, Gelnhausen. !) 
Strassburg, welches am 1. Februar desselben Jahres vom elsässischen 
Reichslandvogt, Burchart, Burggrafen von Magdeburg, zur Abschaf- 
fung der Pfahlbürger gemäss der Nürnberger Reichssatzung aufge- 
fordert worden war, hatte keinen Boten geschickt und sich mit dem 
Erdbeben vom 18. Oktober desselben Jahres entschuldigen lassen, 2) 
weil es fest entschlossen war, die Pfahlbürger nicht abzuschaffen, und 
für den Fall, dass es deshalb zum Kriege mit seinem Bischof küme, 
bereits Vorbereitungen traf;#) später aber besannen sich Meister und 
Rath von Strassburg eines Bessorn und schickten doch noch Boten 
nach Metz,*) um nicht der kaiserlichen Ungnade zu verfallen. 

Am 22. Dezember traf Karl, der erstgeborene Sohn des Königs 
von Frankreich, Dauphin und Herzog der Normandie, mit einem glän- 
zenden Gefolge von angeblich 2000 Reitern *) vor Metz ein, wo ihn 
der Kaiser, sein Oheim, ehrenvoll empfieng, indem er ihm bis vor 
die Thore der alten Reichsstadt entgegenritt. Der @rund der Reise 
des Dauphins nach Metz war die für Frankreich verhängnisvolle 
Wendung, welche vor kurzem der Gang der Ereignisse des englisch- 
französischen Krieges genommen hatte. 

Am 5. April 1356 war auf Befehl König Johanns von Frank- 
reich die Gefangennehmung des Königs Karl I. (des Bösen) von Na- 


und. Btelkuechten wollen die orokde nicht gezählt haben (Hugvoniu 98), 
was jedenfalls elaubwirdiger Ist als d Strassburg, wonach +8000 
fermde Pferdes, daher auch KO00 Fremde Parsomen zu Weihnachten in Motz anwesend 
waren (Rs. 708). 


Rs Wahrscheinlich ist Tomor die Anwesenheit von Boten der Städte 
Kaisersberg, Möhlbausen (i. E:) umd Oppenheim (R. K. 2544, 2560). 

"Ru 278, 

®) Wonckeri disquisitio de usshnrgeris 67 f 

Rs. 705. 


5) Mil dem Dasphin kamen wohl die ransörischen (innsen, welche von den ahen- 
emnnslen Motzer Chroniken erwähnt werden: der Graf Jehnmn von Poltors (des Duphins 
Bruder), der Erzbischof von Rouen (Kander des Königs von Prankreich), der Erzbischof‘ 
won Sens, der Heriog von Bretugne, die Örafen rom Grandpr‘, Estempes; dagegen war 
der Graf Ludwig von Aujom gewiss nicht In Metz, du ihn der Daupbin wor seiner Abreise 
von Paris z0 seinem Stellvertreter in der Regentschaft bestellt hatte. Vgl. Les grandes 
ohroniques de France VI, 46. 
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varra, eines Urenkels König Philipps IIL von Frankreich, erfolgt, 
welcher als Graf von Evreux in der Normandie grossen Anhang be- 
sass und von König Johann beschuldigt ward, mit dem König Eduard III. 
von England in verrätherischem Verkehr gestanden zu haben. Philipp, 
König Karls Bruder, kündigte in dessen Namen dem König von 
Frankreich den Lehenseid auf und huldigte König Eduard, welcher 
ihm ein Heer von Rittern und Schützen unter dem Herzog von Lan- 
caster nach der Normandie zur Abwehr der Streitmacht des Königs 
von Frankreich zu Hilfe schickte. Von da zog der Herzog von Lan- 
casteı nach der Bretagne, als er vernahm, dass der Prinz von Wales, 
welcher siegreich Languedoe durchzogen hatte, gegen Norden aufge- 
brochen sei. In der Hoffnung, sich mit dem Herzog von Lancaster 
und den Navarresen zu vereinigen, war der Prinz dureh Rovorgme und 
Auvergne, Limousin und Berry bis nahe an die Loire gelangt, sah 
sich jedoch auf die Kunde vom Heranräcken eines mehrfach über- 
legenen französischen Heeres zum Rückmarsch genötigt; durch die 
noch unverwüsteten Lande Touraine und Poitou ziehend wollte er 
Bordeaux erreichen. König ‚Johann, der die Normandie verlassen 
hatte, war eilig über die Loire gesetzt in der Absicht, dem Prinzen 
den Rückweg zu verlegen, und hatte wirklich einen bedeutenden Vor- 
sprung gewonnen, ehe derselbe merkte, dass er vom Feinde überholt 
worden sei. Bei Maupertais, nördlich von Poitiers, kam es am 
19. September zur Schlacht. Vor derselben gieng mit vielen schönen 
Worten und ohne Erfolg zu erzielen, der päpstliche Nuntius, Kardinal- 
bischof Taleyrand von Albano, zwischen den beiden Lagern hin und 
her und heuchelte die Vermittlerrolle, denn im Herzen hielt er es 
mit, den Franzosen. Trotz. mehrfach überlegener Truppenzahl wurden 
die drei Treffen der Franzosen von den Engländern nach einander 
geworfen, Könisr Johann selbst mit seinem jüngsten Sohn Philipp 
gefangou nach Bordeaux geführt. Seine übrigen Söhne, Karl, Ludwig 
und Johann, entkamen durch die Flucht.) Papst Innocenz VI,, 
welcher Kaiser Karl IV. schon in einem Schreiben vom 26. Mai 
ersucht hatte, den zur Friedensvermittlung zwischen den Königen 
von Frankreich und England entsandten Kardinälen behilflich zu sein, 


) Panli a. a 0. IV, 481 £.; Greom, Geschichte des englischen Volks, übemetzt 
von Kirehner, 1, 7%; Martin, Histsire de Franco V, 128 1. 
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schickte zu Anfang Oktobers den Abt Androin von Cluny als Nuntius 
an den Kaiser und gab ihm ein Schreiben vom 3. Oktober mit, 
worin er Karl IV. bat, die Friedensvermittlung selbst in die Hand 
zu nehmen und sich hiebei des Rates der in Frankreich weilenden 
Nuntien, 'Taleyrand de Pörigord, Kardinalbischofs von Albano, und 
Niceold Capoeei, Kardinalpriesters von San Vitale, zu bedienen. In 
einem ferneren Schreiben vom 12. Dezember legte er dem Kaiser 
ans Herz, Karl, dem Erstgehorenen des Königs von Frankreich, 
Herzog der Normandie, behufs der Befreiung seines Vaters aus der 
Gefangenschaft und der Ordnung Frankreichs Rat und Hilfe zu ge- 
währen. Gleichzeitig trug Innocenz dem Kardinalbischof Taleyrand 
auf, sich beim Kaiser, zu welchem Herzog Karl von der Normandie 
ubgereist sei, wegen der Befreiung König Johanns zu verwenden. 1) 
Dem Auftrag des Papstes nachkommend war der Kardinalbischof 
Taleyrand am 2:. Dezember mit einem Gefolge von 400 Reitern in 
Metz angelangt; schon vorher hatte sich der Abt Androin von Cluny 
dort eingefunden *) 

Auf Weihnachten war die feierliche Kundmachung der in Metz 
zustande gekommenen Nachtragssatzungen anberaumt worden. In 
der Christnacht zelebrirte der Kardinalbischof Taleyrand die Messe 
im Dom, bei welcher nach alter Sitte der Kaiser in vollem Ornat und 
mit gezogenem Schwerte das Evangelium sang. Nach dem am fol- 
genden Morgen vom Kölner Erzbischof gehaltenen Hochamt setzte 
sich der Festzug in Bewegung. Da entstand zwischen dem Herzog 
Rudolf von Sachsen, dem Reichserzmarschall, und dem Stiefbruder 
des Kaisers, Herzog Wenzel von Luxemburg, Brabant und Limburg, 
Streit über das Vortragen des Reichsschwertes.) Der Kaiser ent- 
schied zwar zu Gunsten Herzog Rudolfs, gab aber zwei Tage später 
die urkundliche Erklärung ab, dass es Wenzel nicht zum Nachtheil 
gereichen solle, wenn er diesmal zurückgestanden, weil er mit dem 


YKP. 55, 55, 309, 50-28. 
9 Er orsoheint als Zeuge in der Urkundo vom 6. Desambar (R. X. 254TR), 
®) Schen i. 3. 1540 bounpruchte der Herzog von Brabant dieses Ehremmunt. Au 
6. Soptember d. d. ontschisd K. Ludwig IV. zu Gunsten des: Herzogs von Sachsen, war 
iu doch das Meichsschwartträgeramt schon seit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderte 
mit dem Erzmarschallamte thatsächlich verbunden. Vgl. Harnack, Kurfürstencollegiun 90 
und Quidde, Entstehung des Kurfürstencallegiums DE f. 
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Herzogtum Brabant noch nicht belehnt gewesen sei,‘) eine Erklärung, 
welche mit Kapitel XXII der Nürnberger Reichssatzungen im Wider- 
spruch stand, weil dort das Schwertträgeramt dem Herzog von Sachsen 
unbedingt zugesprochen worden war. Nach Beilegung dieses Zwischen- 
falles geleiteten die Fürsten, Herren und Ritter den Kaiser und die 
Kaiserin in festlichem Zuge nach dem Champasaille, einem freien 
Platz im Osten der Stadt, nahe an der Saille, dem Nebenfluss der 
Mosel, wo innerhalb einer mannshohen Umzäunung ein Gerüst mit 
Tischen und Sitzen für das Kaiserpaar und die Fürsten errichtet war. 
Hier liess der Kaiser die von dem Nürnberger Reichshoftag beschlos- 
senen Reichsgesetze sammt den zu Metz angenommenen Nachtrags- 
gesetzen in Gegenwart der Kurfürsten, des Kanlinalbischofs, des 
Dauphins und Herzogs der Normandie, der Fürsten, Herren und 
Städteboten feierlich verkündigen.®) 

Ueberblicken wir im Folgenden Inhalt und Bedeutung der Metzer 
Reichssatzungen, 50 beziehen sich dieselben theils auf die privilegirte 
Stellung der Kurfürsten, theils auf das bei Abhaltung eines feierlichen 
Reichshofes geltende Zeremoniell, endlich auf die Gebühren der Reichs- 
und Hofbeamten. In ersterer Hinsicht ward den Kurfürsten eine 
besondere Auszeichnung vor allen andern Fürsten dadurch gewährt, 
dass das Majestätsrecht des Königs, die Heiligkeit und Unverletzlich- 
keit seiner Person, anf sie ausgedehnt ward, indem Kaiser Karl die 
Strafbestimmungen der Römischen Kaiser Arcadius und Honorius von 
397 für Verbrechen gegen Mitglieder des consistorium principis®) 
beinahe wörtlich auf das Kurfürstenkolleg anwandte, weil dieses ja 
„ein Theil des kaiserlichen Leibes* sei. Diesen Strafbestimmungen 
zufolge wird Jeder, der sich wit Fürsten, ritterbürtigen oder gemeinen 


MR. KR. 2509, 9587, Ra 976. 

®) Dass sicht lass dio Metzur, sondern auch die Nürnberger Beschlüsse 
vorlesen wurden, geht aus dor Urkunde Karls IV. vom 17. Märe 1861 hervor (R. K. 
wo der Kalser Cap. IX der Nürnberger Reichsposotzo buweichnat ala: sdas gesotze, das 
wir vormals zu Meta mit der fursion rathı gumacht, werschelehmm und besiogeit haben, 
Dass ungenaver Weise hier Cop. IX zu den Metzer Beschlüssen gors 
kaum anders erklären, als durch die Annahme, dass in Motz di 
Verbindung mit den soohen beschlossenen Nachiragsgesetzen verlosen und nochmals ango- 
nommen worden sind. 

®) 1. 5 Cod Justin. IX, 8 ad logum Julia maiusiatis. 
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Personen, gegen das Leben geistlicher oder weltlicher Kurfürsten ver- 
schwört, gleichviel ob die Verschwörung Erfolg hat oder ob es bei 
der bösen Absicht bleibt, hingerichtet und alle seine Güter für den 
Fisens eingezogen. Don Söhnen soleher Verbrecher wird zwar ans 
„besonderer kaiserlicher Milde“ das Leben geschenkt, doch werden 
sie für unfähig erklärt, Erbschaften anzutreten, Aemter zu bekleiden 
und Eide zu leisten. Wer für sie um Gnade zu bitten wagt, wird 
ehrlos. Den Töchtern solcher Verbrecher wird mit Rücksicht darauf, 
„dass sie wegen der Schwäche ihres Geschlechtes hoffentlich weniger 
verwegen sein werden, die „falcidische Quart®, d. i. der Pflichttheil 
aus der mätterlichen Erbschaft, zugesprochen. Alle Verfügungen der 
Verbrecher, welche sie nach gefassten Plane einer Verschwörung 
gegen Kurfürsten vorgenommen haben, wie Emaneipation ihrer Kinder 
aus der väterlichen Gewalt, Bestellung einer Dos, Schenkungen, Ver- 
äusserungen, ausstehende Schuldforderungen derselben entbehren der 
Rechtskraft. Die an die Ehefrau eines solehen Verbrechers zurück- 
fallonde Gegendos (Zuwendung des Ehemannes an die Ehefrau) ver- 
bleibt derselben zwar zum Nutzgenuss, wenn aber dieser zu Ende 
ist, so fällt dieselbe ohne Rücksicht auf Rechtsansprüche der Söhne 
dern Fiscus anheim; mur die Töchter erhalten den Pfliehttheil. Ebenso 
hart wie die Theilnehmer an der Verschwörung werden auch ihre 
Helfer, Mitwisser und deren Söhne bestraft. Wer eine in den ersten 
Anfängen begriffone Verschwörung gegen Kurfürsten anzeigt, wird 
belohnt; wer bereits in eine solche Verschwörung verflechten war 
und sie erst spät zur Anzeige bringt, erhält wenigstens Verzeihung. 
Die Untersuchung des Verbrechens kann auch nach dem Tode des 
Angeschuldigten geschehen, selbst die Knechte desselben sollen pein- 
lich befragt werden. Wird er schuldig befunden, so soll sein An- 
denken verdammt und seine Güter eingezogen werden. 

Ferner ward für die vier weltlichen Kurfürstentümer nochmals") 
das Prinzip der Untheilbarkeit und der Vererbung nach den Grund- 
sätzen des Erstgeburtsrechtes aufgestellt. Der Erstgeborene eines 
Kurfürsten gilt nur dann nicht als erbfolgefühig, wenn er wahnsinnig, 
blödsinnig oder mit einem sonstigen kundbaren (schweren) Gebrechen 
behaftet ist, in welchem Falle der zweitgeborene, eventuell der son- 


') Dies war bereits in Cap. WII und XX der Narnbergor Keichsgesetzo guschehen. 
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stige älteste Sohn des letaten Kurfürsten (oder wenn kein Sohn vor- 
handen wäre), der dem verstorbenen Kurfürsten nächste Blutsver- 
wandte, welcher Laie ist, nachfolgt.') Die Versorgung seiner Brüder 
und Schwestern wird der Milde des regierenden Kurfürsten anheim- 
gestellt; jede Theilung des Kurlandes oder der Pertinenzen desselben 
au diesem Zwecke ist verboten. 

Im Folgenden wird von den feierlichen Reichshoftagen gehandelt. 
Das Reichsherkommen, demzufolge zu Frankfurt die Wahl, zu Aachen 
die Krönung und zu Nürnberg dor erste Reichshof jedes neuen Königs 
stattzufinden hat, ward bestätigt.“) Für Abhaltung eines feierlichen 
Reichshofs wird folgendes Zeremoniell vorgeschrieben. An dem Tage, 
auf welchen der Reichshof angesetzt ist, verfügen sich die Kurfürsten 
in aller Frühe zur Stunde der Prim in die Wohnung des Kaisers 
‚oder Königs, wo derselbe mit allen Insignien seiner Würde bekleidet 
wird. Von da begeben sich der Kaiser und die Kurfürsten zu Pferde 
in der von den Nürnberger Reichssatzungen (Cap. XXI und XX1I) 
vorgeschriebenen Ordnung nach dem Ort, wo die Sitzung stattfinden 
soll. Der Erzkanzler, in dessen Amtssprengel der Reichshof gehalten 
wird, trügt hiebei an einem Stabe, der zwölf Mark wiegt und von 
den drei Erzkanzlern auf eigene Kosten zu beschaffen ist, dem Kaiser 
alle kaiserlichen und königlichen Siegel und Stempel voran, die welt- 
lichen Kurfürsten zufolge Cap. XXII der Nürnberger Reichssatzungen 
Szepter, Reichsapfel und Schwert. Dem gekrönten Kaiser werden 
überdies durch von ihm hiezu bestimmte Fürsten, die unmittelbar 
vor dem Erzbischof von Trier zu reiten haben, die Aachner und die 
Mailänder Krone vorgetragen. Nach dem König von Böhmen, der 
hinter dem Kaiser einherreitet, folgt die römische Kaiserin oder 
Königin, umgeben von den Hofwfrdenträgern und Hofdamen. 

Hieran schliessen sich Vorschriften über die bei Gelegenheit eines 
feiarlichen Reichshofes übliche Ausübung der sogenannten Erzämter 
durch die Kurfürsten. Der Herzog soll seines Erzmarschallamtes 
vor dem auf dem Throne sitzenden Kaiser oder König in folgender 


itenvorwandte (Kollaterale), welcher mit dem Verstorbenen den 
Nichen Stammvater hat. 

?) Ihren ersten Reichshof hatten zu Nürnberg gehalten die Könige Kadelf, Albrecht 
und Ludwig IV. (Ehrenberz, der deutsche Reichstag 8. 117, 122 und 125). 
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Weise walten, Vor dem bereits oben erwähnten Gerüst mit den 
Sitzen für das Kaiserpaar und die Fürsten wird ein Haufen Hafer, 
und zwar x0 hoch aufgeschüttet, dass er bis an die Brust des Roses 
reicht, welches der Herzog von Sachsen reitet. Derselbe trägt ein 
silbernes Fnttermass und einen silbernen Streichstab, zusammen zwölf 
Mark schwer, füllt das Mass nit Hafer, streicht es ab und reicht 
es einem Knecht; den Streichstab steekt er in den Hafor und reitet 
davon, worauf der Vize- oder Untermarschall, der von Pappenheim, 
‚oder in dessen Abwesenheit der k. Hofmarschall den Hafer vollends 
auszutheilen hat. Sobald sich der Kaiser oder König zu Tische ver- 
fügt, sprochen dic geistlichen Kurfürsten nebst allen übrigen anwe- 
senden Prälaten vor dem Tische stehend die Benediktion. Hierauf 
wird den drei Brzkanzlern der silberne Stab mit den daranhangenden 
Siegeln und Stempeln vom k. Hofkanzler, der ihn inzwischen in Ver- 
wahrung hatte, übergeben; ihn gemeinsam berührend legen ihn die 
drei Erzkanzler vor dem Kaiser auf den Tisch nieder. Dieser gibt 
ihnen den Stab sofort zurück und der Erzkanzler, in dessen Amts- 
sprengel der Reichshof gehalten wird, trägt während des Mahles das 
‚grosse oder Majestätssiegel an der Halskette. Den Stab (nebst den 
übrigen Siegeln) erhält der Kanzler zu beliebigem Gebrauch. Der 
Erzkanzler behält das Majestätssiegel umgehangen, his er in seine 
Herberge zurückkommt. Von hier schiekt er es sofort durch einen 
berittenen Boten dem Hofkanzler (als dem eigentlichen Siegel- 
bewahrer), welchem das Pferd des Veberhringers gleichfalls zufällt. 

Sodann kommt der Markgraf von Brandenburg als Erzkämmerer 
geritten, (zwei) silberne, zwölf Mark schwere Wasserbecken') und ein 
schönes Handtuch in der Hand haltend, steigt vom Pferde und reicht 
beides dem Kaiser zum Waschen und Abtrocknen der Hände. Es 
folgt ihm der Pfalzgraf vom Rhein, welcher als Erztruchsess vier 
silberne Schüsseln mit Speisen trägt, wovon jede drei Mark wiegt; 
er steigt vom Pferde und setzt die Schüsseln auf die kaiserliche 
Tafel nieder. Endlieh bringt der König von Böhmen als Erzachonk 
eine silberne, zwölf Mark schwere Deckelkanne, Wein mit Wasser 
gemischt enthaltend, steigt vom Pferde und reicht sie dem Kaiser. 

Hierauf wird das alte Herkommen bestätigt, dem zufolge, nach- 


) Wohl eine Wasserkanne und eine Waschschisel. 
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dem die Kurfürsten ihre Erzämter verrichtet haben, den Reichsunter- 
beamten (dem Unterkämmerer von Falkenstein, !) dem Küchenmeister 
von Nortenberg,*) dem Unterschenk vom Limburg und dem Unter- 
marschall von Pappenheim), die von den Kurfürsten und Inhabern 
der Erzämter gerittenen Pferde und gebrauchten silbernen Geräthe 
anheimfallen, Falls aber die Reichsunterbeamten auf einem Reichs- 
hoftage nicht gegenwärtig wären und ihrer Aemter nicht in Person 
walteten, so sollen die zur täglichen Dienstleistung am Kaiserhofe 
verwandten Hofbeamten den Dienst der abwesenden Reichsnnterbeamten 
verrichten und die erwähnten Einkünfte erhalten. 

Es folgen Bestimmungen über die Anordaung der kaiserlichen 
Tafel auf Keichshoftagen. Der Stuhl des Kaisers oder Königs und 
die Tafel, an der er ganz allein sitzt, soll sechs Fuss höher sein als 
die für die Kurfürsten bestimmten Sitze und Tische. Der Sitz und 
Tisch der Kaiserin oder Königin soll zur Seite des Kaisers, aber um 
drei Fuss niedriger sein, über die Tische der Kurfürsten jedoch um 
drei Fuss emporragen. Von den letzteren sollen drei zur Rechten, 
drei zur Linken des Kaisers und einer dem Kaiser gegenüberstehen, 
nach Massgabe der in Cap. III und IV. der Nümberger Reichs- 
satzungen enthaltenen Sitzordnung für die Kurfürsten. Keiner der- 
selben soll sich eher zu seiner Tafel setzen, bis seine sämmtlichen 
Mitkurfürsten ihre Erzämter verrichtet haben. Der bevollmächtigte 
Bote eines Kurfürsten, der aus redliehen Ursachen bei einem Reichs- 
hof selbst zu erscheinen verhindert ist, darf an dem für seinen Herm 
Nach Schluss des Reichshofs soll das 
hölzerne Geräst mit den Sitzen des Kaisers und der Kurfürsten dem 
kaiserlichen Hofmeister anheimfallen. 


') Das Reichuntarkin 
9) Der Reichskichenmeister, dessen Amt 1. J, 1202 vom Truchsessauto algezweigt 
wurde, erscheint Jier als Stellvortreter des Rratru das Untortruchsossonamt wird 
Mitzor Reichesatsungen Iberha unter dem Kabämtarn des Reiches 
führt, Die von Boland, welche auf dus Truchsossonamt unbestrittene Ansprüche bosussen, 
waren damals in ihren Vermögensverhälinissen heruntergekommen und yermochtan infolge 
dessen Ihre Ansprüche wicht morgisch geltend zu machen ; nichtsdestoneniger nennt si 
mochi. 4. 1868 Phlipp von Boland Truchsess des h, Römischen Reichs. (Vgl. Firker, die 
Roichshofbeamten der staufischen Periode in Sitzungsberichten der kuis. Akndemie d. W., 
phil-hist. Classe, XI, 489). 
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Eine fernere Satzung betrifft die Sporteln der Reichs- und Hof- 
beamten bei Gelegenheit der Verleihung von Reichslehen. Die Kur- 
fürsten zahlen für die Belehnung mit ihren Reichslehen durch den 
Kaiser keinerlei Gebühren, denn da sie allen Reichshofümtern vor- 
stehen, und die Stellvertreter der Kurfürsten, die Reichsunterbeamten, 
von dem Kaiser dotirt worden sind, so wäre es widersinnig, wenn 
die Unterbeamten von den Erzbeamten Amtsgebühren fordern würden. 
Dem freien Willen der Kurfürsten ist es anheimgestellt, ob sie den 
Unterbeamten bei solchen Gelegenheiten Geschenke machen wollen. 
Alle übrigen geistlichen und weltlichen Reichsfürsten entrichten bei 
ihrer Belehnung eine Gebühr von 63 Mark und einem Vierdung, es 
sei denn, dass sie durch k, Privileg von Entriehtung der Gebühren 
für die Lehenserneuerung befreit sind. Die genannte Summe hat der 
k. Hofmeister zu vertheilen; er selbst bekömmt zehn Mark, ebenso 
viel jeder der vier bei der Belehnung anwesenden Reichsunterbeamten 
(im Falle der Abwesenheit eines derselben der stellvertretende k. Hof- 
beamte), zchn Mark gebühren endlich dem k. Hofkanzler, drei Mark 
den Notaren der k. Hofkanzlei, welche die Lehenbriefe abfassen, ein 
Vierdung dem Sigillator für die Beschaffung von Pergament und 
Wachs. Die von den Fürsten bei Empfang ihrer Reichslehen ge- 
rittenen Bosse fallen dem Herzog von Sachsen als des Reiches 
oberstem Marschall zu, wenn er anwesend ist, sonst dem Reichs- 
untermarsehall, dem von Pappenheim, und wenn auch dieser abwesend 
ist, dem k. Hofmarschall.') 

Den Schluss der Metzer Reichssatzungen bildet eine für die 
Erben von Kurfürstentümern bestimmte Sprachenverordaung Karls IV. 
Da das heilige römische Reich seinen in Sitte und Sprache verschie- 
denen Völkern Gesetze zu geben habe, 30 sei es nützlieh und not- 
wendig, dass die Kurfürsten, die Säulen des Reiches, welche die Re- 
gierung desselben mit dem Kaiser theilen, diese verschiedenen Sprachen 
erlernen, Deshalb sollen die jeweiligen Erben der vier weltlichen 
Kurfürstentümer ausser der deutschen Sprache, die in der Kegel ihre 
Muttersprache ist, vom siebenten bis zum vierzehnten Lebensjahr in 
der lateinischen Grammatik, sowie in der italienischen ımd slavischen 


') Zu Grunde iept dieser Satzung ein auf Befıhl Karls IV. vom Rleinpfalzgrafen 
Ruprecht d. d. am 6, Dezember 1355 zu Nürnberg erfragtes Weistum (Rs. 700). 
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«@. i wohl tschechostavischen) Sprache unterwiesen werden. Es 
bleibt den Kurfürsten freigestellt, ob sie ihre Frbprinzen in die 
Länder schicken wollen, wo jene Sprachen üblich sind, oder ob sie 
ihnen zu Hause hiefür Lehrmeister halten und jener Sprache kundige 
Edelknaben mit ihnen erzichen lassen wollen, von denen die Erb- 
prinzen durch täglichen Umgang die Sprachen erlernen können. Auf- 
fallend ist es, weshalb Karl IV. nicht auch die Erlernung der fran- 
zösischen Sprache, welche im Arelat, in Hochburgund, in Ober- 
lotringen, theilweise auch in Niederlotringen gesprochen wurde, den 
Kurprinzen vorgeschrieben hat. Die Vorschrift, französisch zu lernen, 
wäre ebenso gut gerechtfertigt gewesen, wie die vom Kaiser anbe- 
fohlene Erlernung des Italienischen, wenn man bedenkt, dass das 
deutsche Reichshofgericht damals noch (namentlich in Fällen der 
Rechtsweigerung) Berufungsinstanz für die ordentlichen Gerichte der 
französischen und italienischen Reichstheile war.') Nicht hinreichend ge- 
rechtfertigt war dagegen die Vorschrift der Erlernung des Tschecho- 
slavischen schon deshalb, weil Karl IV. in demselben Reichsgesetz (Nürn- 
berger Satzungen (Cap. VIIT) jede Berufung von Gerichten des Königs 
von Böhmen am andere Gerichte, also auch an das deutsche Reichshof- 
‚gericht, strengstens untersagt hatte. Da hiemit jede Einflussnahme des 
deutschen Reiches auf die innere Politik und Verwaltung der böh- 
mischen Kronländer unmöglich gemacht war, so entsprach die Er- 
lernıng des Tschechoslavischen keinem wirklich vorhandenen Bedürfnis, 
und es war daher durchaus inkonsequent, den Kurprinzen die Erler- 
nung dieser Sprache anzubefehlen. Es war vorauszusehen, dass eine 
so unpraktische Verordnung einfach nicht hefolgt werden würde.®) 
Die Nürnberger und Metzer Reichssatzungen bilden zusammen 
das erstere grössere Reichsverfassungsgesetz,2) denn bisher hatte ex 
nur K. Konstitutionen, k. Privilegien für einzelne Stände und Reichs- 
weistümer (d. i. Reichstags- oder Reichshofgerichtsurtheile) oder end- 


') Kebertragung der gesamten Appellationsgeriehtsbarksit an Pynastem, wie 1 B. 
de Viscomti oder den Grafen von Savoyen, war meh wien (vgl. Sickel, Vikariat der 
Visconti, 8 61 und oben & 147), 

”) Harnack, Kurfürstineillegium 9. 205-244. 

#) Die von dem auhängenden Goldsiogel hergenommone Bezei 
erundzosotzes als »Goldene Bulle« ist schen deshalb unzutre 
legien gleichfalls mit solch feierliche Siegel verschen. sind. 


Werunsky, Kat IV. A. Di. u 
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lich kurfürstliche Weistümer über einzelne Punkte der Keichsver- 
fassung gegeben. Den Satzungen dieses Reichsverfassungsgesetzes 
liegt zumeist das bisherige, vielfach schwankende und zweifelhafte 
Reichsherkommen zugrunde, so dass sie als schriftliche Feststellung 
und gesetzliche Bestätigung desselben erscheinen; andere Satzungen 
stellen sich als Wiederholungen früherer, bereits schriftlich abgefusster 
Reichsgesetze oder Reichsweistümer dar, und aur in wenigen ist eine 
bewusste Abänderung des bisherigen Gewohnheitsrechtes enthalten. 
Dahin gehören vor allem die Rechtssätze über die Erbfolge in die 
Kurfürstentümer. Im Interesse endgültiger Regelung der Königswahl 
kam Karl IV. zur Aufstellung des Grundsatzes der Untheilbarkeit 
und Individualsuccession in Bezug auf die Kurfürstentümer, wodurch 
die frühere, rein privatrechtliche Behandlung der kurfürstlichen Erb- 
folge beseitigt und ein höchst wichtiger Fortschritt: zu einem höheren 
Staatsbegrift vollzogen wurde, demzufclge die Staatseinheit in dem 
Träger der einen untheilbaren Staatsgewalt verkörpert erscheint. 
Eine andere Massregel zu Nutz und Frommen des Reiches war die 
* Aufstellung des Rechissatzes von der Entscheidung der Königswahl 
durch die Mehrheit der Kurstimmen, ein Rechtssatz, der auf das 
Weistum des Kurfürstentages zu Rense von 1338 zurückgeht und 
den alten, in seinen Folgen so verderblichen gewohnheitsrechtlichen 
Grundsatz, dass nur die einmütige Wahl eine rechtmässige Wahl sei, 
endgaltig beseitigt. Die Würde und Unabhängigkeit des deutschen 
Königtums und Reiches wahre das Reichsgrundgesetz wenigstens 
indirekt, indem es — hierin gleichfalls den Standpunkt des Kurvereins 
von Rense vertretend — die angemassten Ansprüche der Päpste auf 
Bestätigung der deutschen Königswahl und das Reichsvikariat während 
der Thronerledigung iguorirte. Bedenklich war an dem Reichsgrund- 
gesetz nur die übermässige Bevorzugung der Kurfürsten. Karl IV. 
hat allerdings die Machtstellung der Kurfürsten bereits völlig aus- 
gebildet vorgefunden; dass er dieselbe mit Anerkennung aller Rechte, 
welche auf Grund k. Privilegien oder des Herkommens ihnen zu- 
standen, reichagesetzlich bestätigte, ist umso begreiflicher, als er ja 
selbst auch Kurfürst war. Karl IV. hat aber das Ansehen und die 
Machtstellung der Kurfür; noch vermehrt durch Vorrechte, die er 
ihnen in seinem Reichsgrundgesetz neu verlieh. Dahin gehören der 
Schutz des Bestandes der Kurfürstentümer durch Einführung der 
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Untheilbarkeit und Individualsuccession, die den Kurfürsten freigegebene 
Erwerbsbefugnis fremder Gebietstheile, selbst Lehen, die Anordnung 
regelmässiger jührlicher Kurfürstentage behufs Beratung der Reichs- 
angelegenheiten, endlich die Erhebung der Kurfürsten zur Würde der 
Majestät. Da die Kurfürstentümer untheilbar sein sollten, während 
in den meisten übrigen Fürstentümern noch das verderbliche Thei- 
lungssystem herrschte, so war die Möglichkeit eines Wachstums der 
ersteren auf Kosten der letzteren gegeben. Und was die jährlichen 
Kurfürstentage betrifit, so konnte sich aus dieser Einrichtung leicht 
ein stehendes kurfürstliches Reichsregiment entwickeln, wodurch den 
übrigen Reichsfürsten jeder massgebende Einfluss auf die Reichs- 
angelegenheiten benommen worden wäre. Die Befürchtung war daher 
nicht unbegründet, dass namentlich jene Reichsfürsten, die an Macht- 
mitteln den Kurfürsten keineswegs nachstanden, ja manche von ihnen 
überboten, die übermässige Bevorzugung derselben als ungerechte 
Zurücksetzung empfinden würden. 

Weit mehr Ursache zur Unzufriedenheit nit dem neuen Reichs- 
gesetz konnten die Reichsstädte haben. Nahezu die ganze wirtschaft- 
liche und staatliche Entwicklung derselben seit anderthalb Jahrhun- 
derten, soweit sie auf dem Grundsatz freier genossenschaftlicher Vor- 
einigung zu gleichen Rechten und Pflichten beruhte, war in Folge 
des Verbots aller Einungen mit Ausnahme der von den Stadiherren 
bewilligten sowie der königlichen Landfriedenseinungen wenigstens 
von Seite Übelwollender rechtlich anfechtbar ; von den manuigfaltigen, 
meist ohne Rinholung einer Erlaubnis der Stadtherren geschlossenen 
Einungen der Städte und Bürger, den stolzen Städtebünden, wie den 
selbstbewussten Zünften,!) sprachen Kaiser und Kurfürsten wie von 
ungesetzlichen, aus Empörungsgelüsten hervorgegangenen Verschwö- 
rungen unhotmässiger Unterthanen. Wenn einst Kaiser Friedrich I. 
gegen die italienischen Städte und Friedrich II. gegen die deutschen 
Städte in solcher Weise auftraten, s0 geschah das in den Anfängen 
der städtischen Entwieklung, die namentlich in Italien unter vielfacher 
Verletzung der Reichsrechte sich vollzogen hatte. Die städtefeind- 


') Der Abk Heinrich von Palda wünschte und erhel ( 
kais. Urkunde, welche die Aufhebung aller Züufte, Einungen und Bündnisse der Bürger in 
Fulda und den Städten des Stifts »sul ewige Zeit« verfügte (R. K. 2591). 
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lichen Gesetze Friedrichs II, waren überdies in ihren wichtigsten und 
wesentlichsten Punkten nicht zur Ausführung gekommen, auch war 
die wirtschaftliche und politische Entwieklung der deutschen Reichs- 
städte von den nachfolgenden Königen und von Karl IV. selbst an- 
erkannt und bestätigt worden, so dass die Erneuerung des veralteten 
Verbots Kaiser Friedrichs I. vielfach mit dem geltenden Rechte in 
Widerspruch stand. Gerechtfertigt wäre ausser Abschaffung der Pfahl- 
bürger nur ein Verbot politischer Bündnisse der Städte unter einander 
gewesen, die zum Schaden der Fürsten gereichen konnten, aber keines- 
wegs ein Verbot der vornehmlich zur Förderung der Handelsinteressen 
geschlossenen Stidtebündnisse, und doch waren letztere strengge- 
nommen in dem ganz allgemein gehaltenen Gesetz einbegriffen. Der 
Ton, der im Nürnberger Reichsgesetz Karls IV. gegen die auf dem 
Höhepunkt ihrer Entwieklung stehenden Städte angeschlagen wurde, 
zeigte wieder einmal die frommen Wünsche des Kaisers und der Kur- 
fürsten, welchen die Städte nur als die ergiebigsten Finanzquellen 
lieb und werth waren, während sie ihre ganze übrige Entwicklung, 
Selbstverwaltung und freies Vereinigungsrecht gerne rilskgängig ge- 
macht hätten.‘) Nach den Erfahrungen von mehr als hundertzwanzig 
Jahren mussten sich übrigens Kaiser und Kurfürsten wohl selbst ge- 
stehen, dass ihnen die Macht fehle, solch städtefeindliche Gesetze 
strenge durchzuführen; nichtsdestoweniger pflegten die letzteren als 
Drohungen oder Einschüchterungen doch ihre Wirkung zu thun, in- 
dem sie verhinderten, dass die reichen selbstbewussten Stadtherren 
den Fürsten nicht zu gefährlich würden. 

Frägt man endlich nach dem Einfluss, den das Reichsgrundgesetz 
Karls IV. auf die Entwicklung des deutschen Reichs in der Folgezeit 
geübt hat, so muss man davon ausgehen, dass jene unheilvolle Ver- 
fassungsänderung, welche die Erblichkeit des deutschen Königtums 
beseitigte und das Recht der Königswahl wenigen bevorrechteten 
Wählern zutheilte, sich. infolge hundertjährigen Bestandes in jeder 


') Vol. oben 8. 18 9 fiber die Wilerrufung der stadtköhnischen Prich 
Iveion). Was war dann auf die mit schwerem Gelde Städten. erworbenen Priri 
Inglon en gehen? Ta dor That, honscen Schete als ichen Porgimente der Könige 
Hat den Stächen oft ihre eigune wirtschaftliche und politische, derch die vorönten Bünd- 
nisse. verstärkte, Machtstellung verschaft. 
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Bezichung eingelebt hatte und nicht mehr zu beseitigen war. Wie 
fast jeder enggeschlossene Ring haben auch die Kurfürsten die Vor- 
{heile ihrer Stellung in schamloser Weise ausgebeutet, und zwar auf 
Kosten des Reichs und des Wahlkönigtums, welches seine frühere 
Macht nie wieder erlangte. Die Hauptbedingung des Wioderorstar- 
kens von Krone und Reiehseinheit wäre die Einführung des erblichen 
Königlums gewesen, dieselbe hätte der nationalen Entwicklung des 
deutschen Volks und Reichs ganz andere Dienste geleistet, als die 
skrupulöse Aufzählung aller wesentlichen und unwesentlichen Vor- 
rechte und die pedantische Rang-, Sitz- und Prozessionsordnung der 
Kurfürsten, die mit sichtlicher Vorliebe durch einen für steifes Hof- 
z0romoniell von jeher schr eingenommeneu Kaisor geschah, der dabei 
sein eigenes Interesse als erster Laienkurfürst in den Vordergrund 
stellte. Nachdem aber die Kurfürsten gegen das grosse Radikal- 
mittel, das Erbkönigtum, eine sehr begreifliche, unüberwindliche Ab- 
neigung zeigten, blieb nichts anderes übrig, als sich mit Palliativ- 
mitteln, wie das Reichsgrundgesetz Karls IV. eines war, zu begnügen, 
welches wenigstens durch genaue Festsetzung der Personen der Königs- 
wähler und durch Einführung der Mehrheitsentscheidung bei der Königs- 
wahl doch eine bedeutende Klärung der chaotischen Reichsverfassung 
bewirkte und Verhütung künftiger Thronkämpfe mit Recht erhoffen 
liess. Im Interesse weiterer Schichten des deutschen Volks wäre es 
freilich gewesen, wenn im Reichsgrundgesetz. Karls IV. auch über 
ändere wichtige Verfassungs- und Verwaltungsfragen Bestimmungen 
getroffen worden wären, vor allem über die vom Kaiser selbst ge- 
wünschte Herstellung einos allgemeinen Reichslandfriedens, sowie über 
‚die von ihm wiederholt angekündigte Minderung der Zölle und Ge- 
leite. Der erstere Gegenstand erwies sich als undurchführbar, da der 
provinzielle Charakter ber Landfrieden sich zu sehr eingebürgert hatte, 
während dem zweiten Projekt offenbar die Kurfürsten, Fürsten und 
Herren ihre Zustimmung versagten. Und noch viele andere Fragen 
von grosser Bedeutung liess das Reichsgrundgesetz Karls IV. unbe- 
rührt, wie z. B. die genauere Regelung des Antheils der Fürsten, 
Herren und Städte an der Beschlussfassung über Reichsangelegen- 
heiten, die Regelung des Reichsheerwesens und des Reichsfinanz- 
wesens u. v. & Wenn gleich der Kaiser im eigenen Interesse, um 
nicht von den Kurfürsten gänzlich abhängig zu werden, auch den 
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Fürsten und Horren an der Beschlussfassung über Reichsangelegen- 
heiten entscheidenden Antheil zugestanden hat,) so gab er doch 
anderseits, wohl aus Rücksicht auf die Prütensionen der Kurfürsten, 
wieder inconsequenterweise zu, dass in dem Reichsgrundgesetz selhst 
da, wo nicht von den kurfürstlichen Vorrechten gehandelt wird, und 
überdies in gleichzeitigen Urkunden nur von dem Rath und der Zu- 
stimmung der Kurfürsten ohne Erwähnung der Fürsten und Herren 
‚geredet wird.2) Weit ungünstiger als die Stellung der Fürsten und 
Herren war die der Städteboten auf den Reichshoftagen, weil ihnen 
die Kaiser selbst nur dann, wenn sie ihrer Hilfe gegen unbotmässige 
Fürsten bedurften oder in argen Pinanznöten steckten, mehr als eine 
blos passive Theilnahme zu gestatten pflegten. Wenn endlich die 
Gebiete des Reichsheerwesens und Reichsfinanzwesens im Reichs- 
grundgesetze Karls IV. ganz unberührt bleiben, so war dies nur eine 
nothwendige Folge des Verfalls der Reichseinheit. Während sich 
zunächst in den Städten und später nach deren Vorbilde in den landes- 
herrlichen Territorien Chrundsätze einer geordneten Verwaltung aus- 
bildeten, blieb das verfallende Keich auch in dieser Beziehung hinter 
den Neuhildungen weit zurück, und wurde besonders in der Reichs- 
heer- und Reichsfinanzverwaleung das wirre, schwankende Herkommen, 
d. h. Willkühr und Schlendrian, aufrechterhalten. 

Was die Frage nach dem Verfasser des Reichsgrundgesetzes 
betrifft, so hat gewiss Karl IV. selbst auf den Inhalt und die Aus- 
wahl des Rechtsstoffes den grössten Einfluss geübt. Nach dem Kaiser 
hatte wohl sein Kanzler, Johann von Neumarkt, den grössten An- 
theil an der Abfassung des Gesetzes; dass demselben ein oder der 


') Vol. oben $. 197 Anm. 2 uml R. K. 2810, Rs. 700. 

#) Beiauertiche Inkonseyuenz hatte Karl ja auch bei Gelogenheit des Streites zwischen 
den Herzogen von Sachsen und Luxomlurg an den Tag gelogt. Selbst wonn Karl seinen 
Stiofhruder wirklich ‚do über dns Roichsschwortträgeramt im Königreich Arles 
ausgestellt haben wnllte, woran Ich keineswegs glauben kann (wie Harnack, Kurfürsten“ 
collogium 157 auf die Autorität Würth-Paquet'x hin hut), so wäre doch auch diese nach- 
trägliche Rinschmugglung eines Rechtes, von welchem das unmittelbar vorher verkündete, 
tundgesete nichts weiss, one Vorlotzung dessslben von 
Übrigens verlangt 0: die Gerschtigkeit, zu Bemerken, dass solche Verletzungen der digonan 
Gosctze aus Notzlichkeitsrücksichten von den meisten Herrschern des Mittelalters borangen 
worden sind, und also Karl IV. kainsewogs alloin zur Last fallen. 


1 dos Kalsam gewesen. 
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andere Notar der k. Kanzlei beim Entwerfen des Diktats behilflich ge- 
wesen, ist wahrscheinlich, wird sich aber kaum genauer feststellen lassen. 
Wenn man den Notar Rudolf von Friedberg für den Verfasser des 
Reichsgrundgesetzes gehalten hat,!) so war duftr die Erwägung mass- 
gebend, dass sich ihm am meisten Kenntniss des deutschen Reichs- 
vorfassungsrechtes zumuthen lasse, schon deswegen, weil er aus dem 
eigentlichen Reiche herstammte, Rudolf befand sich jedoch vom 
August 1355 bis Januar 1356 auf der Gesandtschaftsreise in Frank- 
reich und England, und dürfte auch unmittelbar vorher als Begleiter 
des Kaisers auf dem Romzug wohl kaum Muse gefunden haben, das 
Diktat des deutschen Reichsgrundgesetzes zu entwerfen. Nicht stich- 
haltig sind endlich die Grände, welche man für den Bischof Lupolt 
vom Bamberg als den Verfasser geltend macht.®) 

Ausser der feierlichen Kundmachung des Reichsgrundgesotzes 
fand auf dem Metzer Reichshoftag auch die Erhebung des anwesenden 
Markgrafen Wilhelm von ‚Jülich zum Herzog statt. Wilhelms Sohn, 
(iraf_ (herhart von Berg, hatte des Kaisers Stiefbruder Wenzel, Herzog 
vom Luxemburg, Brabant und Limburg, in dessen Kämpfen gogen 
den Grafen Lndwig von Flandern eifrig unterstützt. Die wertvolle 
Bundesgenossenschaft der Jülicher, des Vaters sowohl als des Sohnes, 
seinem Stiefbruder für die Zukunft zu erhalten, war denn auch der 
Hauptbeweggrund des Kaisers bei der erwähnten Rangerhöhung und 
der gleichzeitigen Belehnung Wilhelms von Jülich mit der reichs- 
lehnbaren, durch Tausch erworbenen Grafschaft Falkenburg.®) 

Den Schluss des feierlichen Keichshofes bildete das überaus 
üppige Festmahl, an welchem ausser dem Kaiser auch die Kaiserin, 
zu deren Seiten der Kardinal Taleyrand und der Dauphin sassen, s0- 
wie die übrigen Färsten und Herren theilnahmen. Die Kurfürsten 
walteten hiebei hoch zu Ross genau nach den Vorschriften des eben 
verktindeten Keichsgrundgesetzes ihrer Erzämter ; die Stelle des Königs 
von Böhmen als des Erzschenken vertrat Herzog Wenzel von Luxem- 
burg, Brabant und Limburg, Zuletzt erschienen der Markgraf von 
Meissen als Erzjägermeister) und der Graf von Schwarzburg als 


') Olenschlager, Neue Beläuterung der goldenen Bulle 290. 

9) Yet. Prisdjung, Karl IV. and scin Autheil am geistigen Lehen seiner Zeit 97. 
3) Wieth, die Stellung Wälhehns von Jülich zum Reich 77, 

4) ‚Des Reichs obristo Iigermeistir« nennt Karl die Markgrafen schen in der Be- 
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Unterjögermeister zu Pferde, umringt von einer Rudel Jagdhunde; 
unter Hütthornklängen brachten sie einen Hirsch. und einen Eber vor 
den Tisch des Kaisers. Dem auf dem Festplatze sich drängenden 
Volke ward nach alter Sitte der an einem Balken gebratene und mit 
allerhand kleineren Thieren gefüllte Ochse preisgegeben. Die Fest- 
feier im Freien ward durch das damals herrschende ausserordentlich 
milde Wetter ermöglicht, ). 

Während der ganzen Dauer des Metzer Hoftages hatte die 
kaiserliche Kanzlei wie immer eine Flut von Gunstbriefen aller Art 
für die Theilnehmer desselben und besonders die Kurfürsten ausfer- 
tigen müssen?), wogegen die letzteren Willebriefe über die Einver- 
leibung des Lehens Plauen und der oberpfälzischen Städte und Festen 
ins Königreich Böhmen, sowie über das Kurrecht, Erzschenkenamt 
und das Recht des böhmischen Königs, auf feierlichen Hoftagen vor 
dem römischen König eine Königskrone zu tragen, auf Begehren des 
Kaisers ausstellen liessen.®) 

Von besonderer Wichtigkeit war die Auseinandersetzung, die der 
Kaiser mit seinem Neffen Karl, dem Herzog der Normandie und 
Dauphin von Vienne, zu Metz traf. König Jchann von Frankreich 
hatte im Mai d. J., als es hiess, dass der Kaiser zum Hoftag nach 
Metz kommen werde, dessen Bundesurkunde vom 26. August 1355 
mit. einer nur ganz allgemein gehaltenen Gegenurkunde erwidert, in 
welcher er samınt seinen Söhnen Karl, Ludwig, Johann und Philipp 
den Freundschaftsvertrag vom 4. August 1347 erneuerte und gelobte, 
den Kaiser im Besitze der zum römischen Reich gehörigen Städte, 
Gebiete und Rechte nicht zu irren oder anzugreifen, sondern ihm bei 


Iuhmungsurkude vom 19. Februar 1350 (KR. K. 6050), während er in Urkunde vom 
12. Ju 1548 (KK, 0005) das Relchsägermeisteramt als Purtinemz des Farstentums 
Rügen Inaoichnet hatte, 

YE.K. 2555 a und I. Rs, 705. 

”) Dem Herzog Rudolf IH yım Sachsen, der seinem um 21, März 1550 verstorbenen 
Vater nachgefolgt war, bestätigte Karl durch Urkunde vom 27. Dosenuber das Kurrecht; 
und Framarschallamt und wiederholte darin zugleich die Bestiumung des Privilags vom 
29. Dezomber 165%, wodurch zur Erbfolge Rudolf Bruder Wenzel sammt seiner Dos 
denz vor dessen Bradersohm Albrecht berufen ward, Nach R. K. 361 wurde Albrecht 
die Erbfolge aundchst nach Rudelf II. zuerkannt ; die Wenzel betreffende Auordaung der 
Urkunde (Biener, opuscula acadımiea I, 325) ist hier ausgelassen wordın. 

9) Totringischo Geschichtsquellen V, BIO f Rs 274 u Mr 
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Vertheidigung derselben behilflich zu sein.!) Weil aber hiemit die 
Forderung des Kaisers, Cambrai, Verdun und Vienne dem Reiche 
zurückzustellen, abgelehnt erschien, suchte König Johann gleichzeitig 
Karl IV. durch eine ganz besondere, wenn auch unpolitische Gefäl- 
ligkeit zu versöhnen. Er kannte seine Leidenschaft, Reliquien zu 
sammeln, und stellte ihm daher eine Urkunde aus (Mai 1356), kraft 
deren er ihm zwei Dornen, welche der Erzbischof von Kouen der in 
der königlichen Kapelle zu Paris aufbewahrten Dornenkrone Christi 
entnommen, zum Geschenke machte.‘). Der mit der Ueberbringung 
An den Kaiser betraute Dauphin Karl ontledigte sich seines Auftrages 
erst, als er von der ein ganzes halbes Jahr später erfolgten Ankunft 
des Kaisers zu Metz sichere Kunde erhalten hatte, und überreichte 
ihm nach seiner am 22. Dezember erfolgten Ankunft die besagten 
Dornen und überdies ein mit Edelsteinen und Perlen besetztes Schwert 
im Worthe von 18.000 Goldgulden.) Ueber die nun folgenden Ver- 
handlungen zwischen dem Kaiser und dem Dauphin sind wir nicht 
näher unterrichtet, nur das Endergebnis derselben ist bekannt. Der 
Kaiser bestätigte dem Dauphin alle Privilegien, die seine Verfahren 
von römischen Königen und Kaisern erhalten hatten und übertrug 
ihm das Reichsvikariat bezüglich aller im Dauphins von Vienne und 
den dazu gehörigen Gebieten dem Reiche zustehenden Rechte, nament- 
lieh bezüglich der Appellationsgerichtsbarkeit, die er selbst oder durch 
Beamte auszuüben ermächtigt ward (26. Dezember).‘) Wenn man 
die wahrscheinlich im Jahre 1354 verfasste, das Arelat. betreffende 
Denkschrift über die Forderungen des Dauphins dem Kaiser gegen- 


4) Kopialluch der Prager Universitätsbibliothek 1% 24, pr 3S1B. 
DR 20, MM 
Kr OWL, 
scheint gar nicht stattgefunden zu balen, wie denn überhaupt Belchnung. 
uuneng dos Vikariates gleichzeitig und mit. Rücks dssschhe Ohjokt inde 
auroreinbar sind. Die Uoborlansung der Hoheitsrschte des Reichs im Dauphänd in der 
italienischem Vorbild nachgebildeten For des Beichsvikariats war für den Dauphin weniger 
vortheilbaft als die Verleihung zu Erbleben; dass dies auch dio am Hofo dor Valois mass- 
gebendo Auschnuung war, sricht man aus Ka, 702: Wenn sich der Dauphin mit der 
Vobortragung des Vikarats Vegudgte, 50 war dies cin Kutgspunkommon, wozu ihn dic 
Notlage, in der sich die Vabis damals befunden, zwang. Dass sich übrigens das Vikarint 
micht mu die Sta; Vieome Ieaog, orhelit aus dem memorine ron 1565 (Winkelmann 
80 040 und Gl), 


Delebaung, von der moch Winkelmann a a 0, 30 
‚a 
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über‘) zur Vergleichung herbeizicht, so sieht man, dass das, was Karl IV. 
dem Dauphin zugestand, nur einen geringen Bruchtheil davon ans- 
machte. Nach der Auseinandersetzung mit dem Dauphin erfolgte 
der Abschluss eines Bündnisses des Kaisers mit dem französischen 
König Johann und dessen Söhnen unter Zugrundelegung der Bundes- 
urkunde König Johanns vom Mai d. J. Man gelobte einander eidlich 
Freundschaft und Unterstützung gegen alle Feinde und gegenseitige 
Achtung der Reehte und Grenzen beider Reiche (28. Dezember).?) 
Obgleich der Kaiser also auf die französischerseits beliebte allgemeine 
und unbestimmte Pormulirung des Textes der Bundesurkunde einging, 
war er doch weit entfernt, sich seiner Ansprücke auf Cambrai, Verdun 
und Vienne zu begeben, -sondern hielt im Gegentheil dieselben nach 
wie vor durchaus fest. In Gegenwart des auf dem Hoftage zu Metz 
anwesenden Bischofs Hugo von Verdun bestätigte er deshalb anfang 
Januar 1357 den Vertrag zwischen seinem Vater, König Johann, und 
dem Grafen von Bar (vom Dezember 1337), demzufolge das Schutz- 
recht über Verdun beiden gemeinschaftlich zustand, und behielt sich 
und seinen Nachfolgern noch üherdies dss Recht vor, jene Schutz- 
gewalt auch allein auszuüben, in welchem Falle der Graf von Bar 
mit der dem Herzog von Taremburg gehörigen Hälfte des lehens- 
herrlichen Obereigentumsrechtes an der Grafschaft Chiny und der 
Hälfte der Burghut von Xivery und Handainville entschädigt werden 
sollte.) Ein abermaliger Versuch des Kaisers, zwischen den Königen 
von Frankreich und England, welch letzterer gleichfalls Gesandte nach 
Metz geschiekt hatte, nach dem Wunsche des Papstes Frieden zu 
vermitteln, schlug ebenso fehl wie im vorigen Jahre,*) und auch zum 
Zweck der Befreiung König Johanns aus der Gefungenschaft geschah 
von Seiten Karls IV. in Metz so gut wie nichts, nur dazu verstand 
er sich, dem Dauphin, der als Statthalter seines Vaters die Regent- 
schaft führte, sich aber in grosser Geldnot befand, ein Darlehen von 
50.000 Goldgulden zu machen (28. Dezember),5) Noch am selben 


RK. 6018, Ra 977 
. Auch urkundete der Kaiser zu Motz für Dokan und Kapitel, sowio 
Kloster $. Paul in Verdun (R. K. 2556, 59, 80). 

91. Yita Inne, VI. (Balız, 1, 518), II Vita (verfasst vom Bonner Canonicns 
Werner) a. m. 0. I, 950: M. Will, VIIL, 46. 

*) Kopinlbuch der Prager Universitatsbibliothek IC. 24 pe 382% Damit entfällt 
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Tage trat der französische Thronerbe sammt seinem Gofolgo die Rück- 
reise nach Paris an.!) Zur selben Zeit, als der Dauphin die Keichs- 
hoheit anerkannte, indem er sich das Reichsvikariat übertragen liess, 
nahm der kaiserliehe Vikar, Graf Heinrieh von Mömpelgard, zu Sa- 
ling die Huldigung und den Treueid von einem Berollmächtigten des 
jungen Grafen Philipp von Burgund im Namen des Kaisers entgegen 
(25. Dezember).2) 

Am 29. Dezember reiste der Kardinalbischof Taleyrand von 
Albano von Metz ab, wo er in der Angelegenheit des französischen 
Königs nichts auszurichten vermocht hatte. Der andere päpstliche 
Nuntius, Abt, Androin von Clugny, hatte vor allem die Aufgabe, die 
am kaiserlichen Hoflager zu Metz auwesenden deutschen Bischöfe in 
der damals schwebenden Zehntfrage gefügig zu machen. Papst In- 
nocenz VI. hatte nämlich bereits am 13. Dezember 1354 den Lüt- 
tieher Archidiakon Heinrich Sudermann von Dortmund mit Briefen 
an die deutschen Erzbischöfe entsendet, in welchen er sie bat, einem 
Theil der für dio Wiedergewinnung der Länder der römischen Kirche 
notwendigen Auslagen zu übernehmen. Da aber keiner der Erzbischöfe 
dem Wunsch des Papstes freiwillig entgegenkam, ward von Inno- 
cenz VI. am 15 Mai 1355 den Kirchenprovinzen Trier, Mainz, Köln, 
Salzburg, Magdeburg und Bremen und deren Sufraganbistümern zu 
genanntem Zwecke ein Zehmt für drei Jahre, vom 1. November d. J. 
an gerechnet, von allen kirchlichen Einkünften auferlegt und die Kirz- 
bischöfe und Bischöfe beauftragt, die Zahlung dieses Zchnten im 
Notfalle durch kirchliche Strafen zu erzwingen. Wie einst i..J. 1287 
setzte die deutsche Geistlichkeit, vor allem die der Kirchenprovinzen 
Malin und Trier, auch jetzt wieder der päpstlichen Forderung hart- 
dio sich auf das wnrichtige Kegess iu Archiv der Gesellschaft X, 659. stützende Vors 
mutune Winkelmanns a. 1. 0. di hin mit. dieser Summe die Verlsihung 
des Vikariats orkmafte. W veschaffte, ist nicht Tkannt. Vie 
Jeicht hängt damit le kurz vorher ( #) geschehen Aufnahme eines Dar- 
lehens von 58.000 Florentäner Gullen bei der Stadt Mainz zusammen, wofür ihr Karl 
Oppanheim, Odernheim, Schwahshure, Niorstein, Ingolhwin und. Wintercheim worpfändte 
(R. K, 2555). Dazu gaben hun die Städte Worms und Speier ein Darlehen vom TOO 
(7. Mirz 1557; KK. 2026). 

4) Dort Tanete er am 14. Janmr 1957 an (rundes chraniquos publiies par Palin 
Paris VI, 48). 

>) Winkelmann 3» & 0. 114, 
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näckigen Widerstand entgegen. Vom päpstlichen Kollektor mit Ex- 
kommunitation und Interdikt bedroht und zur Verantwortung vorge- 
laden, sandte dieselbe Prokurateren, welche die vom Kollektor vor- 
gezeigten apostolischen Briefe für erschlichen, den Papst: über den 
wahren Sachverhalt getäuscht und die Jurisdiktion des Kollektors für 
null und niehtig erklärten. In ihrer Einrede machten sie eine lange 
Reihe von Gründen hiefür geltend, besonders die offenkundige, durch 
die langjährigen Parteikämpfe unter Ludwig dem Baier und die grosse 
Postseuche verursachte Herabminderung der jährlichen Erträge der 
kirchlichen Benefizien auf die Hälfte und weniger (so dass dieselben 
geringer seien als die Summen, zu welchen sich die Benefizien in 
deu Zehntregistern eingeschätzt finden), ferner die Erschöpfung der 
Geistlichkeit durch die in den letzten zehn Jahren geleisteten Zah- 
lungen der verschiedensten Art, die sich hieraus ergebende Unmög- 
lichkeit, den Zehnten überhaupt aufzubringen, endlich die erschreekende 
Haltung der weltlichen Kirchenpatrone, welche die Hilfe ihrer Pa- 
tronatskirchen in ihren Nöten beanspruchen und für den Fall einer 
Ausführung von Geld aus dem Lande mit Beschlagnahme der Kirchen- 
gütor und Verfolgung des Klerus drohen. Da aber der Kollektor 
diese Einrede verwarf,!) so sandte der Klerus beider Kirchenprovinzen 
Prokuratoren mit Appellationsschriften an den Papst, welcher aber 
dieselben ungnädig aufnahm, die in der Appellation enthaltenen Be- 
hauptungen als „£rivol“ bezeichnete und den Erzbischöfen von Mainz 
und Trier befahl, ihren Klerus zur Zahlung des Zohnten zu bewegen 
(26. Oktober 1355). Gleichzeitig wandte er sich an Kaiser Karl mit 
der Bitte, zu demselben Zwecke auf die Bischöfe und Prälsten Deutsch- 
lands einzuwirken, In ferneren Schreiben vom 8. und 24. Februar 1356 
an die drei rheinischen Erzbischöfe drückte der Papst seine Verwun- 
derung darüber aus, dass ihm wohl der Kaiser, aber nieht die Erz- 
bischöfe auf seine Briefe geantwortet haben, und beauftragte sie, die 
Zehntgelder ihrer Diözesen den florentinischen Kaufleuten von der 
‘Gesellschaft Alberti, Lorenzo Spinelli, Bancho Davantini und Perrozzo 


') Winkelmann, Acta impori Il, 866 f. Da sich dies Aktemstidk in dom sog. Kon- 
zoptäuch des Muinzor Domdekans und Trierer Offzis Kudolf Losse Andst und dieser selbst 
alı Prokurator des Mainzer Klerus nach Ariknon eins. (rel, meine Excerpta 0x rristris 
47), 50 ist das obige Schriftstüek offenbar als Ädıntisch mit dor Mainzer Appellation. 
hen, «dio vilsicht als Yorlage für die Trierer godiont: hat, 


var Google UNIVERSITY OF WISCONSIN 


Karls IV. Politik vom August 1355 bis März 1357. 173 


Corsini in Brügge und Brüssel zu übergeben, da sich die in Avignon 
aufhaltenden Genossen dieser Gesellschaft zur Auszahlung an die 
Camera apostoliea verpflichtet haben. Auch in den übrigen Kirchen- 
provinzen erwies sich der Klerus keineswegs willfähriger. Die Erz- 
bischöfe und Bischöfe derselben zeigten sich nicht eifriger in Ausfüh- 
rung der päpstlichen. Befehle. Schon am 16. Mai schrieb deshalb 
der Papst an die Erabischöfe von Köln, Salzburg, Bremen und Magde- 
burg und deren Suffragane und befahl ihnen unter scharfer Missbil- 
ligung ihres Zögerns, die auf Rinsammlung des Zehnten bezüglichen 
Briefe in ihren Diözesen binnen vierzehn Tagen auszuführen, die Prä- 
laten und Geistlichen durch Androhung von Exkommunikation, Sus- 
pension und Interdikt zur Zahlung desselben zu ermahnen. In gleich- 
zeitigen Schreiben an den Kaiser, den Herzog von Geldern, den 
Markgrafen von Jülich und die Grafen von Mark, Üleve und Looz 
dankte er ihnen, dass sie sich bei den Erzbischöfen von Köln, Mainz 
und Trier dafür verwendet, die Auflegung des Zehnten zu dulden, 
gab jedoch seiner Verwunderung darüber Ausdruck, dass die Krz- 
bischöfe die Armut ihres Klerus und die Furcht vor dessen Unge- 
horsam vorgeschützt, während, wie er höre, der Erzbischof von Köln, 
der von seinem Klerus nicht einen Zehnten erheben zu können vor- 
gebe, für sich elf und mehr gefordert habe, und ersuchte den Kaiser 
und die genannten Fürsten, die Erzbischöfe und deren Suffragane zur 
Zahlung des Zehnten zu bewegen. Ganz besonders erzümt zeigte 
sich der Papst über die Boten des Erzbischofs von Salzburg und des 
Herzogs Albrecht von Oesterreich, welche Briefe mit weitläufigen Er- 
örterungen über das Unvermögen des Klerus dieser Kirchenprovinz 
zur Entrichtung des Zehnten überbracht und dann, um sich die 
pägstliche Rüge zu ersparen, ohne Erlaubnis, — ‚heimlich wie Ver- 
brecher‘, meinte Innocenz in einem Briefe vom 18. August an Erz- 
bischof Ortolf — von der Kurie abgereist waren. Aber trotz aller 
päpstlichen Mahnungen und Rügen wurden die deutschen Bischöfe 
nicht eifriger. Am 13. September erklärte Innoeenz den Krzbischöfen 
von Köln, Mainz, Trier und dem Bischof von Basel, er habe sich in 
der Hoffnung, die er auf sie gesetzt, getäuscht, während er den 
Bischof von Lüttich heftig tadelte, weil er auf wiederholte päpstliche 
Briefe nicht geantwortet hatte. Der Bischof von Kammerich raflte 
sieh erst dann zu einiger Thätigkeit in der Zehntangelegenheit auf, 
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als ihn der Papst bei längerer Säumnis mit der Exkommunikation 
drohte; als er aber gegen sein Kapitel und andere Geistliche seiner 
Diöcese kraft päpstlicher Vollmacht das kanonisehe Geriehtsverfahren 
einleitete, appellitten dio Widerspäustigen an den Papst, welcher den 
Bischof in einem Brief vom 19. Oktober tadelte, weil er über das 
von letzteren vorgeschätzte Unrermögen zur Zahlung Zeugen und 
Beweise gefordert habe. Unter solchen Umständen setzte der Papst 
seine letzte Hoffnung auf die persönliche Vermittlung des Kaisers 
zwischen der Kurie und den widerspänstigen Bischöfen, entsandte au 
denselben am 7. Oetober den obenerwähnten Abt Androin von Glugny 
als apostolischen Nuntius und gab ihm Empfshlungsbriefe an eine 
Anzahl einflussreiche geistlicher und weltlicher Fürsten mit, die dem 
Kaiser besonders nahe standen. Androin hatte den Auftrag, alle 
Bischöfe, Prälaten und Geistliche, von denen er erfahre, dass sie 
gegen die Zahlung des Zehnten widerspänstig seien, andere zum Un- 
gehorsam überreden oder behufs Befreiung vom Zehnten Einigungen 
geschlossen und durch ide oder Strafbestimmungen bekräftigt haben, 
auf einen bestimmten Termin vor den apostolischen Stuhl zu eitiren, 
Nach seiner Ankunft in Metz stellte der Nuntius Androin dem Kaiser 
vor, welche Lasten die Wiedererwerbung der Länder der römischen 
Kirche dem Papste auferlege, und Innocenz VI. bat selbst den Kaiser 
am 4. Dezember nochmals, er möge die auf seine Macht gesetzten 
Hoffnungen des apostolischen Stuhls erfüllen und sich bei den deutschen 
Prälaten, die zu ihm nach Metz kommen, für eine günstige Erledi- 
gung der Zehntfrage verwenden. Gleichzeitig ersuchte der Papst den 
Strassburger Bischof Johann, der nebst dem Bischof von Hildesheim 
allein einigen Rifer in Förderung der Zehntangelegenheit gezeigt hatte, 
dieselbe hei den in Metz sich versammelnden Prälaten so zu ver- 
treten, dass „die Nacken der Rebellen sich beugen“. In der That 
kam die Zehntangelegenheit auf dem Metzer Hoftage zur Sprache, 
aber die dort anwesenden Erzbischöfe, Bischöfe und Prälaten gaben 
mündlich vor dem Nuntius und überdies in Briefen an den Papst 
die abermalige Erklärung ab, dass sie und ihr Klerus wegen der 
schlimmen Zeiten zur Yahlung des Zehnten unvermögend seien und 
baten dringend, der Nuntius möge sich beim Papst verwenden, dass 
derselbe sich statt des Zehnten mit einern Subsidium begnüge, welches 
sieh auf zwei Prokurationen zweier ‚Jahre belaufe, wie sie der Erz- 
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bischof bei Visitation der Kathedral- und Kollegiatkirchen, und der 
Archidiakon bei Visitation der Pfarr- und sonstigen Kirchen nach 
der Konstitution Benedikts XII. „vas electionis“ in Deutschland be- 
ziehe. Da dieser Vorschlag wohl von den drei geistlichen Kurfürsten 
ausgieng, so unterstützte ihn Kaiser Karl mit seiner Autorität, drang 
selbst in den Nuntius, dass er sich beim Papste für die Annahme 
dieses Anerbietens verwende, und richtete sammt den geistlichen Kur- 
fürsten Bittschreiben in diesem Sinne an den Papst Innocenz VI. 
selbst. !) 

Wie vor anderthalbhundert Jahren in den grossen Städten Ita- 
liens erlebte der Kaiser auch während seines Aufenthaltes in Metz 
peinliche Auftritte. Schon seit einiger Zeit herrschte nämlich auch 
hier unter den Zünften und vor allem in der Metzgerzunft bedenk- 
liche Aufregung. Wiederholte Aufstände gegen die herrschenden 
Geschlechter waren durch Hinrichtung der Führer zwar unterdrückt 
worden, aber die zahlreichen Verwandten der letzteren, besonders des 
i. I. 1347 ertränkten Metzgers Huguignon und seines Bruders, sowie 
seines im darauffolgenden Jahre gleichfalls ertränkten Zunftgenossen 
Collin de Bossange, warteten nur auf eine passende Gelegenheit, um 
ihren Rachedurst zu stillen. Eine solche schien ihnen gekommen, 
als der Kaiser und die Fürsten mit zahlreicher Ritterschaft in Metz 
weilten. Sie erboten sich insgeheim, dem Kaiser die Stadt zu un- 
bedingter Herrschaft zu überliefern. Der Kaiser bestimmte einen 
Tag, an dem er ihnen Bescheid geben wolle, bekannte jedoch das 
ihm gemachte Anerbieten dem Kardinal Taleyrand, auf dessen Rat 
er die regierenden Geschlechterherren holen und sich hinter einer mit 
Vorhängen versehenen Bettspinde verstecken hiess. Sofort schickte 
er um die verschworenen Zünftler und liess dieselben ihren verräthe- 
rischen Plan auseinandersetzen, demzufolge die „Herren der Stadt“ 
zur Abendmalzeit durch Feuerlärm geschreckt und beim Verlassen 
ihrer Häuser sammt Weib und Kind getödtet werden sollten; dass ihnen 
das Volk zu Hilfe komme, sollte durch die Leute des Kaisers ver- 


') Die Geschichte dieser Zehntangelogenkeit ist erst durch meine Rxcerpta ex 1- 
gistris Clamentis VI. ot Innoeantii VI. hekannt guworden, deren Iägige Nummern 
sich im ersten Erpänzungsheft zu den Negesten Karls IV. Seite 185-788 werdeutscht 
Inden, 


“88 


u Google UNIVERSITY OF WISCONSIN 


176 Karls IV. Politik vom Angust 1855 bis März 1 


hindert werden. Der Kaiser befragte die Verschworenen um ihre 
Namen und bestimmte scheinbar einen Tag zur Ausführung. Die 
„Herren aber verhafteten in derselben Nacht die Verräther und 
hielten sie während der Anwesenheit des Kaisers im Rathaus einge- 
sperrt. Zwei andere Handwerker, der Sattler Gudolloz und der Arm- 
brustmacher Cinerel, zeigten dem Kaiser einen angeblichen Mord- 
anschlag der Burgeois, d. i. dor Vollbürger oder Geschlechter, an, 
welchem am Weihnachtsfeste das Leben des Kaisers und seines Ge- 
folges zum Opfer fallen solle. Der Kaiser glaubte ihnen nicht, und 
als sie sich erboten, sich sammt ihren Genossen für ihn zu bewaffnen, 
erklärte er, dass er dies nicht wünsche; das Gehörte theilte er zwei 
angesehenen Burgeois mit, welche die Gefangennahme des Sattlora 
Gudelloz bewerkstelligten. 

Nachdem der Kaiser zu seinem Stellvertreter in Lotringen den 
Grafen Walram von Zweibrücken bestellt hatte, verliess er am 
7. Januar 1357 mit der Kaiserin nnd den Kurfürsten von Trier, 
Sachsen und Brandenburg Metz, fuhr die Mosel hinunter nach Dieden- 
hofen und ritt von da folgenden Tags nach Lmsemhurg.'). Kaum 
hatte der Kaiser Metz verlassen, so befriedigten die Geschworenen 
von Metz ihren Rachedurst an den in Haft befindlichen Zünftlerm, Die 
Verwandten der Metzger Huguignon und Colin wurden sofort vom Pont 
des Morts herab in die Mosel geworfen und vierzehn Tage später 
auch der Sattler Gudelloz und sein Mitverschworener, der Armbrust- 
macher Cinerel, obgleich sich der Kaiser für die Erhaltung ihres 
Lebens verwendet hatte, an den Galgen gehängt,*) 

Von Luxemburg begab sich der Kaiser über Trier und Aachen 
nach Maastricht, der Hauptstadt des Herzogtums Limburg, wohin 
ihn der Kurfürst von Brandenburg begleitete. Hier verweilte er vom 
17. Januar bis 9. Februar, vorzüglich im Interesse seines Hauses 
thätig. Vor allem belohnte er hier den Grafen Gerhart von Berg 
und Kavensberg, Sohn des Herzogs Wilhelm von Jülich, für die 
seinem Stiefbruder Herzog Wenzel geleisteten Dienste, indem er ihm 
die Reichspfandschaft Remagen bestätigte und den Pfandschilling der- 
selben um 5000 Schilde erhöhte (3. Februar). Unter den Fürsten 


Don, 259. 
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und Herren jener Gegenden, die am kaiserlichen Hoflager erschienen, 
befanden sich auch der Bischof von Lüttich, Engelbert von der Mark, 
und der Graf Wilhelm von Namur, welche beide in dem Kampfe 
des Herzogs Wenzel mit dem Grafen Ludwig von Flandern letzterem 
Hilfe geleistet und die Grenzgebiete Brabants verwüstet hatten. Am 
26. November 1356 war zwischen Herzog Wenzel und dem Grafen 
von Namur und deren beiderseitigen Verbündeten Waffenstillstand für 
die Dauer eines Monats geschlossen worden.) Umsonst suchte der 
Kaiser den Bischof von Lüttich und den Grafen von Namur auf die 
Seite seines Stiefbruders hinüberzuziehen und sie zur Hilfeleistung 
im Kampfe gegen Flandern zu überreden; er erreichte nur so viel, 
dass sie versprachen, kein Fussvolk mehr ins Herzogtum Brabant 
einbreehen zu lassen, während es den Edlen ihrer Lande freistehen 
sollte, wem immer Kriegsdienst zu leisten.) Ueberdies verglich 
sich der Herzog mit dem Grafen betrefis seiner sonstigen Streitpunkte 
auf des Kaisers Rat: der Herzog verzichtete auf die Wiedereinlösung 
der von König Johann i. J. 1934 verpfändeten Preröts Poilvache und 
auf die Lehensherrlichkeit über Schloss Thierry an der Maas, wäh- 
rend der Graf allem Recht auf die Schlösser Longeant, Mirowart, 
Villanche und Orchimont, welche als Heimsteuerobjekte seiner Schwester 
Elisabeth, Gemahlin des Kheinpfalzgrafen Ruprecht d. 4, mitgegeben 
worden waren, entsagte und dem Herzog Wenzel das Einlösungsrecht 
derselben zugestand (6. Februar 1357).) 

Nachdem es nicht gelungen war, den Bischof von Lüttich und 
den Grafen von Namur auf die luxemburgische Seite hinüberzuziehen, 
musste man sich mit dem Gedanken an einen Friedensschluss mit 
dem Feinde vertraut machen. Einen solchen versprachen Herzogin 
Johanna und ihr Gemahl Herzog Wenzel nicht ohne ausdrückliche 
Zustimmung des Kaisers zu schliessen, und Herzogin Johanna ver- 
einbarte mit Karl IV. überdies einen Erbvertrag, demzufolge nach 
ihrem kinderlosen Tode ihr Gemahl Wenzel in den Herzogtümem 


1) Annalos Fossenses (ML. &. Seript. VI, 34) und die Urkunde In Publications de 
a section hist. do 1’institat, Luxemburg 1869, vol. XNIY, 42. 

4) Radulphi de Rivo gosta pontil. Laod. (im Chapoarille, qui gosta ponüfltom Tan- 
dienskum scripserunt auckores II, T). 

®) Publieations a. 0. 0. 48. 

Worunsky, Karl IV, III. Bd 12 
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nachfolgen, im Falle seines kinderlosen Vorversterbens dagegen Johanna 
im lebenslänglichen Besitz verbleiben sollte; verheiratet sie sich wieder, 
so folgen ihr die eventuellen Kinder dieser Ehe; sterben aber Johanna 
und Wenzel ohne Hinterlassung von Leibeserben, so fallen die Herzog- 
tümer an Kaiser Karl IV., oder wenn dieser schon verstorben sein 
sollte, an den nächsten Erben des Hauses Luremburg.‘) Am 9. Fe- 
bruar verliess der Kaiser Maastricht und begab sich über Aachen, Köln, 
Andernach, Mainz, Würzburg, Nürnberg und Sulzbach nach Prag 
zurück, wo er vor dem 20. März anlangte.*) Zwei Monate später 
verstanden sich der Herzog von Brabant und der Graf von Flandern, 
durch den Abgesandten des Papstes, den Bischef von Kammerich, 
aufs neue dringend zum Friedensschluss aufgefordert,) dazu, den 
Grafen Wilhelm V. von Holland, Seeland und Hennegau zum Schieds- 
richter ihrer Streitigkeiten zu erwählen. Dieser entschied kraft des 
am 4. Juni zu Atlı im Hennegau gefällten Spruches, dass der Graf 
von Flandern Mecheln sammt Zubehör als Lehen des Bistums Lüttich 
besitzen solle, und dass seine Gemalin, die Gräfin Margareta und 
deren Erben, zum Ersatz für die ihr noch nicht ausgezahlte Heim- 
steuer und für ihre Erbansprüche auf die von ihrem Vater hinter- 
lassene Fahrhabe eine Jahresrente von 10.000 Florentiner Gulden 
erhalten solle, wofür ihr die Stadt Antwerpen sammt Zubehör an- 
zuweisen sei, die sie und ihr Gemal, als ihr Mambour, von der Her- 
zogin Johanna von Brabant als Lehen zu empfangen haben.“) 

Es erübrigt noch der Wendung, welche die oben geschilderten 
Kämpfo in Oberitalien unterdesson genommen hatten, Erwähnung zu 
than. Der Krieg König Ludwigs von Ungarn gegen die Venezianer 
hatte nicht den von Kaiser Karl gewünschten Erfolg. Da Ludwig 
gegen Treviso nichts auszurichten vermochte und der Mangel an 
Lebensmitteln sich immer fühlbarer machte, hob er am 23. August 
1356 die Belagerung auf, trat mit der Hauptmasse seiner Truppen 
den Rückmarsch an und liess nur in Conegliano 2000 Reiter als 
Besatzung zurück, welche die Feindseligkeiten gegen Treviso fort- 


#) Der Vortrag ward erst nach Abreiss des Kaisers in Brüssel mm 20. Februar 
hourkundot (Dyntori chronien «. u 0. IIE, 199). 

9) 2. K. 0924. 

SB. P. 881-385. 

4) Dyntor a. a. 0. 101, 88 #. 
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setzten. Schliesslich einigten sich König Ludwig und die Vonezianer 
dahin, vom 11. November 1356 bis Ostern (9. April) 1357 Waflen- 
ruhe zu halten.') 

Der vom Kaiser zum Generalkapitän für Italien ernannte Bischof 
Markwart von Augsburg hatte sich an die Spitze der Lombardischen 
Liga gestollt, welche im September 1356, nicht achtend der üblen Erfah- 
rungen, die sie vor zwei Jahren gemacht hatte, die vom Grafen Konrad 
von Landau geführte, 2000 deutsche Reiter und 1000 Mann Fussvolk 
zahlende grosse Kompagnie auf vier Monate anwarb, Dieselbe war 
vor Kurzem aus dem Neapolitanischen durch die Mark Ancona nach 
der Romagna gezogen, gefolgt von einem nach Tausenden zählenden 
Haufen von Lustdirmen und sonstigem Gesindel, vereinigte sich anfang. 
Oktober zu Modena mit den 1000 Reitern und dem Fussvolk der 
Liga und zog von da ins Gebiet von Parma, Den Oberbefehl über 
die vereinigten Streitkräfte übernahm der Bischof Markwart.2) Der- 
selbe hatte von Bologna aus, wo der Vertrag mit dem Grafen Landau 
geschlossen worden war, eine Vorladung gegen Bermabd und Galeazıo 
Visconti als motorische Reichsrebellen und Tyrannen erlassen (1. Ok- 
tober), sich persönlich wegen ihrer Uebergriffe gegen Kirche und 
Reich am 11. Oktober vor ihm zu verantworten, namentlich weil sie 
kirchliche Benefizien aus eigener Autorität verliehen, Geistliche ein- 
gekerkert und gefoltert, die gegen Ketzer verhängten Sentenzen nicht; 
publizirt, Rittern, die den Kaiser nach Rom geleiteten, den Durch- 
zug durch ihre Gebiete verweigert, vom Kaiser an ihre Unterthanen 
geschickte Briefe aufsufangen befohlen,®) die vom Kaiser wegen 
Meuchelmords vorurtheilten Arrigo und Valerano Castracani aufge- 
nommen und beim Angrifl auf Reichslehen unterstützt,‘) mit dem 
Grafen von Donoratieo einen Angriff auf das Gebiet von Pisa ge- 
plant,°) dem Kaiser bei seinem Rückzuge von Rom nach Deutsch- 


1) Steinhere u, a. 0.8. 21 
9a. VEN. TI, 46, 56, 70, 75, Chrun. Mutin, (CV, 629), Chrun. Placent. (ET, 
502). Annal, Casscnat. (XIV, 1185) 
9) Dasselbe iesen sie mit dem an die päpstliche Kurio gerichteten Brise ihrer 
Unterthanen hun (rel. meine Excorpta 101 2. 858). 
3. Yill \, 695 rel. meine Schrift: Dor erste Römerzug Kasl IV., 8. 271, Anm. 8. 
®) Gemeint ist jedenfalls Gmf Jacopo Pafetta, der im März 1856 vom General- 
kapitän Markwart zum owigen Korkor verurtbeit, nach der Agosla in Lucca gebracht, derk 
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land mit seinen Truppen nicht in die Städte und Burgen der Lom- 
bardei eingelassen und dasselbe mit der Kaiserin, die die Krönung 
(mit der sog. eisernen Krone) verlangte, gethan, endlich gegen ihre 
Unterthanen grosse Grausamkeit begangen hatten.t) Als die Visconti 
mit einem Schmähbrief. antworteten, worin sie Markwart wie einen 
berüchtigten Räuberhauptmann und Brandstifter zu strafen verhiessen,®) 
entfaltete dieser gegen dieselben als Rebellen das Reichsbanner, rückte 
durch die Gebiete von Piacenza und Pavia in das von Mailand vor, 
vereinigte sich mit den Pavesen und dem Markgrafen von Montferrat 
und bezog ein Lager bei Magenta. Statt aber den Plan der Ver- 
bündeten auszuführen, sich der Vorstädte von Mailand zu bemächtigen, 
und hierauf die Stadt selbst zu belagern, raubte der Graf Landau 
mit der grossen Kompagnie das reiche Land aus und suchte den 
Krieg in die Länge zu ziehen. Ueberdies trennte sich der Markgraf 
von Montferrat vom Heere der Liga und brachte die dem Galeazzo 
Visconti gehörige Stadt Novara, doch ohne das Kastell, in seine Ge- 
walt (9. November).#) Auf die Kunde vom Heranzug eines über- 
legenen Heeres der Visconti wollte sich der Goneralkapitän Markwart 
nach Pavia zurückziehen, ward aber vom Feinde eingeholt und bei 
Casorate (südöstlich von Magenta) nach tapfrer Gegenvehr überwäl- 
tigt. Unter der grossen Zahl der Gefangenen befanden sich der 
Generalkapitän Markwart selbst, der Markgraf Raimondino von So- 
ragna, Hauptmann des Kontingents der Signoren Gonzaga, und der 
Graf Landau. Der grössere Theil des Heeres der Liga konnte sich 
jedoch sammt allem Gepäck in geordneter Weise nach Pavia zurück- 
ziehen.*) 

Bevor noch die Kunde ron diesem Sieg der Visconti sich ver- 
breitete, brach in Genua ein Volksaufstand gegen die Herrschaft der- 
selben aus, die viskontischen Beamten und Söldner wurden vertrieben, 
und Simone Boceanera, der bereits von 1339 bis 1344 erster Doge 
von Genus gewesen, ward abermals zum Dogen ausgerufen (15. No- 


aber nach kurzer Zeit heimlich umgebracht ward (Ranieri Sardo Cronaca Pisana im Ar- 
ehivio storio italisno TI, 2, 140 und M. Will. Vi, 15, vel. VII, 40). 

Yu. 270. 

>) m. Ya. vl, 2. 

®) Pokr. Azar, XV, 847 f, M. Vi. VII, 85. 
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vember), der Adel von den städtischen Aemtern ausgeschlossen und 
ein Bündnis mit der lombardischen Liga eingegangen.‘) Der Mark- 
graf von Monferrat, Azzo da Correggio, Hauptmann der Truppen des 
Siguoren von Bologna, und der gefürchtete Bandenführer, der Graf 
Landau, welchen die Visconti sehr bald aus der Gefangenschaft ent- 
lassen hatten, belagerten mit dem wieder gesammelten Heere der 
Liga hierauf das Kastell von Novara und die Stadt Vercelli, ver- 
mochten aber nur das erstere zur Uebergabe zu zwingen (21. Januar 
1357),°) Bischof Markwart ward erst im folgenden Mai freigelassen 
und ging in sein Bistum zurück, während in Piss sein Neffe Walter 
zurückblieb, den er bereits vor der Heerfahrt gegen die Visconti zu 
seinem Vikar daselbst bestellt hatte.3) 

Die Wiedererwerbung der Länder der römischen Kirche durch 
den Kardinallegaten hatte unterdessen rasche und bedeutende Fort- 
schritte gemacht. Die Folge der Unterwerfung der Malatesten war, 
dass sich diejenigen Signoren und Kommunen der Ankonitanischen 
Mark, die sich noch nicht unterworfen hatten, nun schleunigst dazu 
verstanden, um wo möglich ebenso günstige Bedingungen zu erlangen 
wie die Malatesten, Bereits am 20. Juni 1355 erschienen die Brüder 
Nolfo und Enrieo, Grafen von Montefeltre und Signoren von Urbino 
und Cagli, in Gubbio vor dem Legaten, bekannten, „einige Städte 
und Burgen“ ohne Erlaubnis der Kirche okkupirt zu haben, und 
baten um Absolution, welche sie erhielten, nachdem sie die Rück- 
stellung jener Ortschaften an die Kirche beschworen hatten.‘) Kurz 
darauf, am 27. Juni, bestellte auch die Stadt Urbino einen Syndikus 
behufs Leistung des Treueides und Entgegennahme der Absolution; 
beides erfolgte bereits am 8. Juli.5) Der zwischen den Grafen Nolfo, 
Enrico und Feltrano von Montefeltre und ihren Städten Urbino und 
Cagli einerseits und dem Legaten anderseits am 26. Juli vereinbarte 
Vertrag beliess den Grafen die eustodia (oder guardia), d. i. das mili- 


9 M. Val. VII, 40; Ran. Surdo 141, Chron. Mutin. 626, Potr. Azur. 246, Chrom. 
Piscant. 508, Cron. di Bologun 445. 

9 M. VII. VII, 42, #7. Potr. Azar. 852 1. 

®) Annal, Fistott. (Böhmer-Haber, Fontes rer. German. IV, 544); Ran. Sarlo a. a. €. 
14, Cron. i Pisa (Murat. Seript. XV, 1098). 

+) Theinor, Codex dipl. dom. temp. I, » 296, n. 304. 

Yan. 0.298 m 205 und 307 m, 500. 
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tärische Besatzungsrecht der Städte Urbino und Caglit), die Einsetzung 
des Podest& in beiden Städten behielt jedoch der Legat sich oder 
dem jeweiligen Rektor der Mark vor, dem Kommune sollte nur dus Recht, 
sechs Namen vorzuschlagen, zustehen.®) Zu Gubbio wurden durch den 
Legaten am 27. Juni auch Volk und Kommune von Sanseverino, am 
1. Juli die Signoren dieser Stadt absolvirt.) Vom 16. bis 20. Juli 
ergriff ferner der vom Legaten ermächtigte Bischof von Sinigaglia 
von der Stadt gleichen Namens sammt Grafschaft und Gebiet im 
Namen der Kirche Besitz.‘) Am 20. Juli bestellten der Rektor, die 
drei Volkskapitäne, die Anzianen, das Consiglio spezial» und generale 
von Ancona zwei Syndiei zur Uebergabe des ‚vollen Dominiums* 
(der Signorie) auf 29 Jahre an Imocenz Vl. und den Kardinallegaten 
Egidius, am 21. Juli erfolgte die Uebergabe des Dominiums an den 
Goneralauditer des Legaten Enrico de Sessa, welcher gleichzeitig die 
Absolution der Ankonitaner vornahrn.d) Schon im Juni hatten die 
Bewohner von Fermo mit der heranziehenden päpstlichen Heeres- 
abtheilung gegen ihren Signoren Gentile da Mogliano, der sie schr 
drückte, gemeinsame Sache gemacht, am 21. September übergaben 
sie in Anwesenheit des Legaten das volle und freie Dominium ihrer 
Stadt Innocenz VI. auf Lebenszeit, aber nicht als Papst, sondemn als 
Privatperson, so dass seine Dekrete oder die seines stellvertretenden 
Legaten dieselbe Kraft haben sollten wie Volksbeschlüsse.*) Die dem 
Papste eingeräumte Gewalt erhielt auf diese Weise den Charakter 
eines vom Volke übertragenen Amtes, und der Kardinallegat war so 
klug, hieran keinen Anstoss zu nehmen, um den Widerstand der auf 
ihre Autonomie stolzen Kommunen nicht herauszufordern und die 
Erfolge der Rekuperation des Kirchenstaates nicht wieder in Frage 
zu stellen. Als der grösste Theil des päpstlichen Heeres von Fermo 


#) Doch wurden sie nicht zu päpstlichen Vikaren ernannt, wie man früher allgempin au- 
nahm (vgl. Theiner 1.c. II, 842); elenso erhielten die Varano das Vikariat nicht für Canerino, 
die bedeutendste ihrer Städte, owlera nur für Tolentine und Ka (iuesio, und dio Eume- 
ucej nicht für Sansererinn, sondern mır für zwei unbedeutende Castra; alle grösseren 
eivitates und astra nahm der Legat »libere mil manus eeclsie.s 

7 00. 04 004 1. 008, 

®) Doeumenti inediti tratti dal registmmm recognitionam et inramentorum Adelitatis 
eivitatum suh Tunocentio VI. pubblicati per cura dell” acrademin. di eonferense starico-giu- 
ridiche. Roma 1887, p. 45 und 925. ) 3.0. 0. 101 m. 207. 

Ya 1 0. 320-108, Ya m 0.11, 810. m 510 
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abzog, kehrte Gentile aus der Verbannung zurück und verübte aufs 
neue Reindseligkeiten in der Mark, ward jedoch gefangen und vom 
päpstlichen Yikar und Rekter in Fermo sammt seinem Sohn Ruggiero 
und einigen Gienossen zum Tode verurtheilt (9. April 1356).1) Zur 
selben Zeit unterwarfen sich dem zu Ancona weilenden Legaten, der 
seit Ende des vorigen Jahres zum Bischof der Sabina befördert 
worden war, die Signoren Bernardino und Guido Polenta von Kavenna 
und Üervia in der Romagna, wurden absolvirt und als Vikare der 
römischen Kirche in beiden Städten gegen einen Jahrzins von 3000 Gold- 
gulden belassen.*) Am 14. Juni d. J. übertrugen auch die Syndici, 
welche die an den äussersten Grenzen der Mark und Apuliens ge- 
legene Stadt Ascoli nach Ancona entsandt hatte, dem Papst Inno- 
cenz VI. und dessen unmittelbaren Nachfolger, sowie dem Kardinal= 
legaten Egidius das Dominium über ihre Stadt, aber gleichfalls nur 
als Privatpersonen. Dem Legaten ward die Befugnis eingeräumt, 
aus sechs vom Kommune vorgeschlagenen Namen den Podestä für 
sechs Monate zu ernennen. Betreffs der Einsetzung des obersten 
päpstlichen Beamten, des Vikars, musste Albornoz versprechen, diese 
Würde nur an Fremde, die weder aus der Mark noch aus der Ro- 
magna gebürtig seien, und nur auf die Dauer eines Jahres zu ver- 
geben; auch sollte der Legat keinen Exilirten zurückrufen, und eben- 
sowenig wie der Rektor der Mark Steuern aufzulegen befugt sein.) 
Hiemit war die Unterwerfung der Mark Ancona beendigt und der 
Legat liess noch in demselben Jahre eine statistische Beschreibung 
dieser zurückeroberten Provinz aufnehmen, um sich die genaueste 
Uebersicht über den gesammten unmittelbaren und mittelbaren Be- 
sitzstand der Kirche, deren Kechte und Einkünfte, sowie über die 
schuldigen Leistungen der unterworfenen Signoren und Kommunen 
zu verschaffen.*) 

Es eräbrigte nun nur noch die Unterwerfung des Francesco Or- 
delaffi, Signoren von Forli, Cesena, Forlimpopoli, Meldola, Castro- 
„<aro und Bertinore, ferner der Manfredi, Signoren von Faenza, und 
des Giovanni Oleggio, Signoren der wichtigsten romagnuolischen Stadt, 


") Deminieis, chronsche della eitta di Fermo, Firenze 1870 (eenni storid di Ferme). 
3) Meine Rxvorpta 6 

®) Theiner m. a. 0. Il, & 
Ya. a (. 11, 388 m. 38 
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Bologna's. Besonders Francesco Ordelaft, seit mehr als 30 Jahren 
schon oft exkommunizirt, hatte den Zorn des Papstes aufs Ausserste 
gereizt, indem er die Verhängung von Exkommunikation und Inter- 
dikt dureh den Legaten mit Erkommunikation des Papstes und der 
Kardinäle und öffentlicher Verbrennung ihrer Bilder erwiderte, und 
vierzehn Geistliche, welche sich weigerten, Messe zu lesen, grausam 
hatte hinrichten lassen.) Innocenz VI. hatte am 17. Januar 1356 
den Kardinallegaten beauftragt,*) gegen den Ordelaffi und die Man- 
fredi als Häretiker und gegen alle ihre Anhänger als Begünstiger 
von Härstikern in Italien und Ungarn das Kreuz predigen zu lassen, 
indem er allen Christgläubigen, welche ihre Sünden reumütig beichten 
und unter den Fahnen der Kirche ein Jahr lang die genannten Hä- 
retiker bekämpfen oder je nach ihrem Vermögen zur Anwerbung von 
Streitern beitragen würden, jenen Sündenablass ertheilte, welchen der 
apostolische Stuhl den Vertheidigern des heiligen Landes zu gewähren 
pflegte.) Der Kardinallegat kum diesem Auftrage nach,‘) die von 
ihm emannten Kreuzprediger und Sammlor der Ablassgelder begingen 
jedoch aus Habsucht grossen Unfug, indem sie durch übermässige 
Anpreisung der Wirkungen des Ablasses namentlich den Weibern 
und den Dorfbewohnern grosse Summen entlockten und den zahlungs- 
unfühigen Armen alle möglichen Dinge an Zahlungsstatt abnahmen; 
der Kardinallegat selbst sah sich genötigt, ein Exempel zu statuiren, 
indem er einen jener Kreuzprediger, den Bischof von Narmi, der auf 
besagte Weise besonders viel Geld zusammengebracht hatte und keine 
genaue Rechnung legte, in einem Kastell der Mark einsperren liess.®) 
Auch in Mailand ward das Kreuz gepredigt, aber Bernabd Visconti, 


1) Muratori, Antiquitates Halicae IH, 409. 

9) Tenor 1. c. II, 698 ruht diesen Briof Irrig zum 17. Januar 1555 ein, was 
schen Aurch don Titel, der Feitius in der Adresso gogoben wird (»Episcopo Sabinensi«) 
ausgeschlossam wird. Unbrigens wisson wir aus M. VI. VI, 14, dass nicht schon 1955, 
sondern erst 1856 die Krousprodigt stattfand. r4 

Yun. 0. 25m 84 

4) Die Krouspradigt in don Kirchenprovinzen Ayuileja, Grado und Raronna übertrug 
der Logat dem Patriarchen Fortanerio yon Grade (1 ibri commeroriali della ropublich di 
Venezia II, 240). 

9) M. Yil. WI, 14. Vol Cron. di Bologna (XVII, 445), Con. Riminese (XV, 
998) und Oron. W’Orvieto (XV, 684). 


var Google 


Karls IV. Politik vom August 1955 bis März 1851. 185 


welcher aus Besorgnis vor den Kriegserfolgen des Kardinallegaten 
Francesco Ordelaffi unterstützte, liess den päpstlichen Kreuzprediger 
verhaften, in ein eisernes Fass werfen, darunter ein Feuer entzünden 
und so zu Tode quälen.‘) Aus Furcht vor der Macht Bernabd's 
unterliess es der Papst, diesen der Kirche angethanen Schimpf zu 
rächen; als aber Bernabd an den Legaten Boten mit: der Bitte sandte, 
den Signoren Franseseo Ordelaffi zu absolviren und zum päpstlichen 
Vikar der von ihm okkupirten Städte mit der Verpflichtung zur Zah- 
lung eines Jahrzinses einzusetzen, da schrieb Innocenz, dem der Legat 
die Entscheidung anheimstellte, am 1. Juli an Bernabd, er könne den 
Ordelaffi keineswegs zu Gnaden aufnehmen, weil er mit der Kirche 
allereit. treuloses Spiel getrieben habe, und fügte die eindringliche 
Mahnung bei, dem verstockten Häretiker keinerlei Unterstützung und 
Waffenhilfe mehr zu gewähren?) Dieselbe Mahnung richtete der 
Papst gleichzeitig an den böhmischen Oberstlandmarschall Czenko von 
Lipa, der dem Francesco Ordelaffi einiges Kriegsvolk zu Hilfe ge- 
schiekt hatte,%) Auch den Kaiser Karl und den König Kasimir von 
Polen bestürmte Innocenz mit Briefen, in denen er sie bat, auf Uzenko 
von Lipa einzuwirken, dass er von Unterstützung des Ordelaffi ablasse; 
endlich befahl er dem Erzbischof von Prag und dem Bischof von 
Olmütz, wenn Czenko nicht gehorche, ihn in alle gegen die Förderer 
von Häretikern verhängten Strafen verfallen zu erklären.‘) Während 
diese Drohungen des Papstes ihre Wirkung nicht verfehlten — wir 
erfahren nichts weiter von Beschwerden Innocenz VI. über Czenko 
von Lipa — liess sich der rücksichtslose Bernabd Visconti von Be- 
günstigung des Ordelaffi keineswegs abbringen. Er richtete vielmehr 
an den Papst selbst die Bitte, dem Ordelaffi die Aussöhnung mit der 
Kirche zu gewähren, und ersuchte Innocenz überdies, den Kardinal- 
legaten Egidius zu beauftragen, ihm als päpstlichen Vikar von Bo- 
logna zur Wiedergewinnung dieser Stadt Hilfe zu leisten. Da dem 


9 1. vo. vi, 98. 

%) Meine Exeorpta 108 n. 8615 104 n. 968. 

9) Dudik, Iter Romanum II, 194. Cxonko scheint in ganz besonderen Freundschafts- 
bezichungen zum Ordolaff gostanden zu sein, die or wohl während des Komm Kaiser 
Karls IY. angekntpf hatte. Nach Anal. Cuosamat. XIV, 1182 kamen Francesco Ordelaft 
und Malatosta do'Malatosti an 9. Mai 1855 zum Kulser nach Pisa, 

4) Escorpta p. 108 n. 865, 866: p. 104 n. 008. 
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Papste viel daran lag, Bernabd von der Unterstützung des Ordelaffi 
abzuziehen, so schrieb er am 12. September an ersteren, er wolle, 
wenn irgendwie möglich, dem Ordelaffi die Versöhnung mit der Kirche 
gewähren und den Legaten Egidius anweisen, dass er mit ihm gnüdig 
verfahre. Auch Bernabö’s zweite Bitte wies der Papst keineswegs 
ab, weil die Wiedergewinnnng Bologna’s ebenso in seinem Interesse 
wie in dem Bernabö's lag, vielmehr forderte er letzteren auf, sich 
mit der Bitte um Hilfsleistung direkt an den Legaten zu wenden, 
welchen er gleichzeitig ermächtigte, in dieser Frage selbst zu ent- 
scheiden, oder, weun Schwierigkeiten obwalten würden, sich beim 
apostolichen Stuhl Rates zu erholen.!) 

Einen Bundesgenossen hatte Innocenz mittlerweile an König 
Indwig von Ungarn gewonnen, der dem Papste versprochen hatte, 
Serbien zu erobern und dieses schismatische Land der römischen 
Kirche zu unterwerfen,*) dann aber statt dessen den Zug gegen Ve- 
nedig unternommen hatte, und nun, um den Bruch des Versprechens 
wieder gut zu machen, dem Papste Hilfstruppen gegen die Ordelafti 
und Manfredi in Aussicht stellte. Innocenz ernannte ihn am 11. Au- 
gust zum Generalkapitin der Kirche in Italien und verlieh ihm den 
Zehnten von allen geistlichen Einkünften Ungarns auf drei Jahre.®) 
Durch Vermittlung der Gesandten König Ludwigs kam am 10. No- 
vember zwischen den Manfredi, Signoren von Faenza, und dem Kar- 
dinallegaten ein Vertrag zustande, kraft dessen sich die Manfredi der 
Kirche unterwarfen und ihr die Siguorie über Fuenza und dessen 
Grafschaft zurückstellten, wogegen sie der Legat im Besitze von 
Bagnacayallo und einiger kleineren Kastelle beliess.t) Auch nach 
Unterwerfung der Manfredi setzte Franeeseo Ordelaffi den Kampf 
gegen den Kardinallegaten fort, welcher ein zahlreiches Krenzheer 
zusammongebracht hatte ünd übordies durch Hilfsscharen des Königs 
von Ungarn und der Maletesten unterstützt ward.) Francesco Orde- 
laffi selbst blieb in Forli, fest entschlossen, seine Hauptstadt um 


1) Theiner, Cod. dipl. Il, 325 n. 938. 
*) Haynald, aunal. eecles. a. & 1856 1. 9. 

#) Iheiner, Mon. Hung. II, m. 29, 81, 69. 

+) =. Yill. VII, 84, Cron. Rimin. 904. Cron. die Bologa 445. 
5) Exeorpta 118 m. 428. 
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jeden Preis zu halten, während er die Vertheidigung seiner zweit- 
grössten Stadt Cesena seiner heroischen Gattin Marzia anvertraute, 
die dem Adelsgeschlechte der Ubaldini von Susiniana entstammte und 
an Mut, Unerschrockenheit, Ausdauer dem tapfersten Ritter nicht 
nachstand.ı) So wenig aber auch dem Kardinallegaten zur Vollen- 
dung seiner Sendung noch erübrigte, es ward ihm nicht vorgönnt, 
sein Werk ungestört zu Ende zu führen. In ganz Italien und darüber 
hinaus hatte die verhältnissmässig schnelle Wiedereroberung der 
Länder der römischen Kirche, die ebensowohl dom seltenen Glück 
wie der staatsmännischen Klugheit des Legaten zu verdanken war, 
‚das grösste Aufsehen verursacht, Unter solchen Umständen war es 
‚daher sehr befremdend, dass der Papst am 5. Februar 1357 plötz- 
Tich den Abt Androin von Clugny, seinen Günstling, zum Nuntius in 
Italien ernannte und diese Entschliessung in einem Schreiben vom 
28. Februar dem Kardinallegsten mittheilte.‘) Ueber die Beweg- 
gründe dieser Verfügung des Papstes waren bereits die Zeitgenossen 
im Unklaren; das Wahrscheinlichste ist, dass der Papst den gehäs- 
sigen Umtrieben und Verdächtigungen neidischer Kollegen dos Kar- 
dinallegaten nachgab, welche verhindern wollten, dass der hochver- 
diente Legat sein ruhmreiches Werk baldigst durch die Unterwerfung 
‚des Ordelaffi kröne und sein Ansehen dadurch noch höher steige.°) 


ML. Vi. VIL, 89; Muratori Antige. Ital. III, 508 

=) Excorpta 116 n. 419 und 4145 vel. IL Vita Inne. VI. (Balz. I, 962). 

®) Usher Umtriobe seiner Kollogen beklagte sich auch Pierre de Colombiers, der 
ischof von Ostin, (nel. meinen erston Römerzug Karls IV., 8. 105 f.). Irre ist 


Sondung des Altes Androin (Mitte Februar 
Avignon drohenden Cofahr wisrm, weil din Bande des Arnold do Carvollos sich orst nach 
dem Frieden von Bordenux (März d. J.) Mildete. Dan Kinfall der Freibeuterscharen in 
die Provance theilte Innocnz VI. Albornoz erst in ei reiben vom 25. August 1157 
mit, ohne den Rat oder die Hilfe des letzteren hierüber in Anspruch zu nehmen (Hx- 
eerpta 129 m. 459). Der Papst sprach fürner wirderbolt don Wunsch aus, dass Aboruoz 


noch einige Zeit in Ialion verbleibe, während er, wenn er Albornoz zur Bekkmpfung der 
Soldbanden abberufen haben würde. auf schleunirstes Kintreffen desselhen in Avignon 
endlich in Avignon anlangte, 


hitte Aringen müssen. Als Albomor Endo Oktober 19) 
war die Gefahr Mugst: vorüber. 
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Der Kardinal, beleidigt durch die Sendung des Abtes Androin, 
der überdies in den italienischen Angelegenheiten noch vollkommen 
Neuling war, bat um seine Enthebung von der Legation, welche der 
Papst bewilligte, doch ersuchte derselbe den Kardinal, noch so lange in 
Italien zu bleiben, bis sich der Abt, unter seiner Anleitung genügende 
Geschäftskenntniss erworben haben würde, „was anbetrachts der ita- 
lienischen Verschlagenheit gewiss nicht leicht sei.“') Der Abt An- 
droin kam bereits am 8. April in Bologna an und biachte eine päpst- 
liche Bulle mit, kraft welcher das Interdikt über diese Stadt ver- 
hängt ward. Aber erst nachdem Androin die Stadt verlassen und 
nach Fuenza weitergereist war, liess or die Bulle in Bologna bekannt 
machen (13. April).‘) Der Kardinallegat hatte bisher gegen Bologna 
und dessen Signoren, Giovanni d’ Oleggio, nichts unternommen, woraus 
seine Feinde am päpstlichen Hofe ihm einen Vorwurf zu machen 
wohl nicht ermangelt haben. Am 27. April hielt der Kardinallegat 
in Gegenwart seines Nachfolgers zu Fano ein Parlament, zu welchem 
alle Machthaber und Abgesandte der Städte des Patrimoniums, des 
Herzogtums Spoleto, der Mark Ancona und der Romagna erschienen 
waren. Der Kardinal dankte den Anwesenden für die ihm bewiesene 
Treue und bat sie, dieselbe auch seinem Nachfolger zu bezeugen. 
Als er aber seine sofortige Abreise ankündigte, wiesen die Anwesenden 
auf die Gefahr hin, welche dem Lande drohe, wenn es der so beliebte 
und in allen Dingen so wohlerfahrene Kardinal sogleich verlassen 
würde, und baten ihn daher, seine Abreise noch bis September auf- 
zuschieben.?) Anch der Papst ersuchte ihn in einem Schreiben vom 
6. Mai nochmals, wenigstens Dis 15. August in Italien zu bleiben,“ 
wozu sich der Kardinal im Interesse der Vollendung seines Werkes 
auch wirklich verstand. 


') Exserpta 11T n. 492. 
7) Crou, di Dologun 440, 

) M. Yill. VIL, 56. 

) Excerpta 118 m 485; vgl. 119 m 424. 
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Karls IV. Politik vom April 1357 bis zu den Friedenschlüssen 
von Brünn und Bologna (10. Februar und 3. März 1364). 


Bald nach seiner Rückkehr vom Metzer Reichshoftag sah sich 
der Kaiser genötigt, eine Heerfahrt gegen die Herzoge Albrecht und 
Stefan von Niederbaiern anzutreten. Die Veranlassung hiezu hatte 
er selbst durch die Erwerbung der das Donauthal beherrschenden 
Feste und Herrschaft Dumstauf (später Donaustauf genannt) gegeben. 
Der tief verschuldete Bischof Friedrich von Regensburg aus dem Ge- 
schlechte der Burggrafen von Nürnberg, hatte diese Feste sammt 
Zubehör für 11.835 Goldgulden an Kegensburger Bürger verpfändet, 
der Kaiser sie ausgelöst, dem Bischof überdies 5000 Gulden baar be- 
zahlt und sich erboten, ihm für den Rest des Wertes der genannten 
Herrschaft Güter in Böhmen anzuweisen (12. Juli 1355). Zur that- 
sächlichen Besitznahme dieser wichtigen Feste, welche Ende Juli d. J. 
geschah, war dem Kaiser Peter Ecker, der Vitstum des Herzogtums 
Niederbaiern-Straubing, behilflich gewesen, als sein Herr, der Herzog 
Albrecht von Niederbaiern-Straubing, in der Gefangenschaft des Mark- 
grafen von Jülich schmachtete, in die er auf der Reise nach den 
Niederlanden gerathen war. Herzog Stefan von Niederbaiern-Lands- 
hut betrachtete die Erwerbung von Donaustauf als Verletzung des 
Vertrags, den der Kaiser mit ihm am 9. März 1355 zu Pisa ge- 
schlossen hatte, demzufolge keiner von beiden in den Ländern des 
andern Festen, Städte oder Güter käuflich erwerben sollte. Herzog 
Stefan war darüber so ungehalten, dass er mit Herzog Albrecht von 
Oesterreich zu Landshut: ein Bündniss gegen jedermann, der seine 
Lande angreifen würde, das „Reich“ nicht ausgenommen, einging 
(28. August 1355). Im Soptember 1358 machten Oesterreicher einen 
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räuberischen Einfall in Mähren, welchen des Kaisers Bruder, Mark- 
graf Johann, mit einem verwüstenden Zug nach Oesterreich vergalt. 
Der Bischof Paul von Gurk gehot im Auftrage des Papstes Waffen- 
stillstand zwischen dem Markgrafen und dem Herzog von Oesterreich, 
welche den König Ludwig von Ungarn zum Schiedsrichter erwählten, 
dessen zu Wien am 19. Februar 1357 gefällter Spruch dahin ging, 
dass der Markgraf behufs Vergütung des angeriehteten Schadens dem 
Herzog binnen der nächsten fünf Jahre einmal mit 400 Helmen sechs 
Monate lang auf eigene Kosten gegen jeden Feind mit Ausnahme 
des Kaisers dienen soll. Um den Markgrafen der Annahme des 
Schiedsspruches geneigter zu machen, versprach König Ludwig, die 
Hälfte jener Hilfsschar selbst stellen zu wöllen. !) 

Nicht so leicht liesen sich die bairischen Wittelsbacher beschwich- 
tigen und versöhnen, zumal ihre Erbitterung gegen den Kaiser durch 
die Nümbderger und Metzer Reichsgesetze, die ihnen jeden Antheil 
an der pfülzischen Kurstimme entzogen, nur gesteigert worden war. 
Herzog Albreeht: von Straubing, aus seiner Haft befreit und nach 
Baiern zurückgekehrt, beschloss sich zunächst an dem ungetreuen 
Peter Ecker zu rächen und begann denselben Mitte März 1357 in 
der Burg Natteruberg (oberhalb Deggendorf) zu belagern. Von den 
Verwandten Eckers gerufen rückte der Kaiser selbst Ende April zum 
Entsatz heran. Schon hatten die feindlichen Heere sich bis auf eine 
halbe Meile genähert, da vermittelten die Boten Herzog Albrechts 
von Oesterreich einen Waffenstillstand, und der Kaiser bestellte am 
2. Mai bei Wischelburg an der Donau den Herzog Albrecht von 
Oesterreich zum Schiedsrichter zwischen Ecker und seinem Herzog.?) 

Nachdem hierauf der Kaiser sammt der Kaiserin die Königin- 
Mutter Elisabeth von Ungarn, welche mit einem Gefolge von 700 
Reitern eine Wallfahrt nach Marburg (cum Grabe der hl. Elisabeth), 
Köln und Aachen unternahm, sowohl auf der Hin-, als Rückreise 
begleitet hatte,’) kam er zu Jakobi (25. Juli) angeblich mit 1500 
Reitern nach Wien, wo sich auch Herzog Albrecht von Straubing 
eingefunden hatte. Der Schiedspruch, den der Herzog von Oester- 
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reich vorschlug, missfiel jedoch dem Kaiser, weshalb er ihm die Ge- 
nehmigung versagte. Doch that dies dem freundschaftlichen Ver- 
hältniss des Kaisers zum Herzog von Oosterreich keinen Eintrag. 
Beide schlossen damals einen auf die Ordnung des Eheguts ihrer 
Kinder Katharina und Rudolf bezüglichen Vertrag, Der Kaiser hatte 
nämlich die im Vertrage vom 17. Juli 1356 in Aussicht gestellte 
Baarzahlung der restirenden 6000 Schoek Groschen von der Heim- 
steuer seiner Tochter bereits geleistet, und Herzog Albrecht musste 
nun die Widerlage für die ganze Heimsteuersumme von 10.000 Schock 
beschaffen. Dieselbe erfolgte wie gewöhnlich in Satzungs- und Renten- 
form (27. Juli). Zu der bereits im vorigen Jahre zu besagtem 
Zwecke vorsetzten Stadt Tas kamen nun hinzu dio Stadt Eggenburg, 
die Feste Greitschenstein sammt Zubehör, das Gericht zu Krems und 
die Mauth zu Stein; auf diese Pfandstücke wurde Katharinen eine 
Jahresrente von 1000 Schock oder 1750 Pfund Wiener Pfennige an- 
gewiesen.‘) Seinem Eidam, dem jungen Herzog Rudolf, welcher 
damals die Verwaltung der österreichischen Vorlande in Schwaben 
und am Rhein übernahm, übertrug der Kaiser die Reichslandvogtei 
im benachbarten Elsass (27. Juli). 

Nach Prag zurückgekehrt traf Karl Anstalten zu einem aber- 
maligen Feldzuge gegen die Herzoge von Niederbaiern, denn er war 
entschlossen, ihnen gegenüber seine überlegene Autorität rüeksichtslos 
auszunützen und die Erwerbung von Donaustauf keinesfalls rückgängig 
zu machen, Im September rückte er in die Gegend von Neuern an 
der böhmisch-bairischen Grenze und liess durch seinen vertrauten Rat, 
den Bischof Dietrich von Minden, einen Verwüstungszug in die nieder- 
baierischen Lande nördlich der Donau ausführen, der aber weiter 
keinen Erfolg hatte, als die Besetzung der Burg Chammer (südöst- 
lich von Cham). 

Den Kaiser selbst beschäftigte unterdessen der abermalige Streit 
des Bischofs Albrecht von Würzburg mit den Bürgern dieser Stadt, 
dessenwegen or am 29. September zu Tachau in Gegenwart der Kur- 


YR. K. 2680. Von der in Vertrag des Jahres 1356 versprochenen Widerlogungs- 
summe von 15.000 Schock (heaw. ciner Jahresrante von 1500 Schoek) war jeizt nicht 
mehr die Rede; diese Samıme war ofenbar mis Rücksicht auf das Wiener Stadtrecht be- 
stimmt worden, welchem zufolge das vom Manns bestallte Wittum (die sog. >Widerlogung:«) 
um die Halfte höher als die Heimstoner zu sein pfegte. 
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fürsten Ruprecht von der Pfalz und Rudolf von Sachsen, des Mark- 
grafen Friedrich von Meissen, des Bischofs Albrecht von Freising u. a. 
zu Gericht sass, wobei der Kurfürst Ruprecht im Namen der urthei- 
lenden Fürsten und Herren zu Recht fand, dass die Bürger von Würz- 
burg dem Bischof alle Briefe, welche er unter der Stadt Würzburg 
Siegel hat, halten und vollführen sollen. Die beiden streitenden Theile 
vereinigten sieh hierauf dahin, die Entscheidung der einzelnen Streit- 
punkte dem Kaiser als Schiedsrichter zu übertragen. Der schon am 
folgenden Tage gefüllte Schiedspruch verlangte, dass die Bürger von 
Würzburg des Stifts getreue Unterthanen und der Bischef ihr gnä- 
diger Hort sein solle, dass die Bürger alle seit dem letzten Vergleich- 
briefe vom 24. Juli 1354 zum Zwecke der Befestigung errichteten 
Bauten bis zum 1. No.ember abbrechen, die nächsten zehn Jahre 
ausser der gewöhnlichen Steuer zur Vergeltung ihrer Schuld an den 
Bischof von Würzburg jährlich 1000 Pfund Heller geben sollen. Nur 
mit Zustimmung des Bischofs sollte die Stadt Steuern für ihre Zwecke 
erheben dürfen, alle von den Bürgern unter einander geleisteten Eide 
mit Ausnahme des dem Bischof geschworenen Huldigungseides wur- 
den aufgehoben, die 24 (der Stadtrat) und alle Zünfte abgethan und 
ausdrücklich verordnet, dass nur der „alte“ Rat auf des Dischofs Saal 
eingesetzt werde, wie von Alters her.!) Dieser aus einigen Dom- 
herren, Stiftsherren von Haug und Neumünster, Dienstmannen (Rit- 
tem) und Bürgern zusammengesetzte bischöfliche Rat erstreckte seine 
Wirksamkeit gleich dem freigewählten Stadtrat der Bürger auf die 
Angelegenheiten der Stadtmark, die gesammte Handels-, Gewerbs- 
und Verkehrspolizei, endlich die Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung.?) Die Bürger hatten schon in früheren Sühnverträgen 
(von 1308 und 1344) versprechen müssen, den Rat des Bischofs 
nicht zu „kränken“ oder zu „irren“, hatten aber dieser Versprechen 
wenig geachtet und die Befugnisse des bischöflichen Rates stets von 
neuem durch einen freigewählten städtischen Rat ausüben lassen. 
Dieser Schiedspruch des Kaisers war hart genug, aber ganz den 
Grundsätzen des letzten Nürnberger Reichsgesetzes angepasst, 


RK. 0844 und 2098. 
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Nach dem Abzug des bömischen Heeres hatten die Niederbaiern 
unter Führung des Peter Chamerauer, des Besitzers der vom Bischof 
Dietrich eroberten Burg, einen Rachezug in die Gezend von Floss 
und Weiden unternommen, dieselbe arg gebrandschatzt und böhmische 
Unterthanen gefangen nach Straubing geführt, weshalb der Kaiser 
im November den Bischof Dietrich neuerdings mit 600 Reitern in 
Niederbaiern einfallen hiess. Doch kam es nicht zum Kampf, weil 
Herzog Albrecht von Raiem-Straubing mit dem Bischof Dietrich 
bereits am 29. November zu Donaustauf einen Waffenstillstand bis 
2. Februar 1358 einging.‘) Noch vor Ablauf dieses Termines begab 
sich Herzog Albrecht nach Prag, versöhnte sich mit dem Kaiser, 
indem er allen Ansprüchen auf der Krone Böhmen gehörige oder 
einverleibte Besitzungen, also auch Donaustauf, entsagte, und schloss 
mit ihm am 1. Januar 1358 im eigenen und seines Bruders Wil- 
helm Namen ein Bindniss gegen Jedermann.*) 

Herzog Albrecht von Baiern zeigte sich dem Kaiser gegenüber 
so nachgiebig, weil er nach den Niederlanden eilen musste, wo sich 
bei seinem Bruder Wilhelm, dem Grafen von Holland, Seeland, Fries- 
land und Hennegau, Spuren von Wahnsinn bemerkbar gemacht hatten. 
Die im wesentlichen für die Adelsinteressen kämpfende Partei der 
„Hocken®, welche in dem zwischen der Gräfin Margareta, Gemalin 
weiland Kaiser Ludwigs, und ihrem Sohne Wilhelm von 1350— 1354 
mit grosser Erbitterung geführten Kriege auf Seiten Margarotas ge- 
standen hatte, berief Herzog Albrecht von Baiern-Straubing zum 
„Ruward“ oder Statthalter an Stelle seines unglücklichen Bruders, 
und als derselbe bald darauf in den Niederlanden erschien, huldigten 
ihm auch die meisten Städte, welche den Grundstock der von den 
„Hoeken* apottweise als „Kabeljaus“®) bezeichneten Gegenpartei 
bildeten.) 

Aber nicht blos den Herzogen von Niederbaiern, sondern auch 
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dem Papste gegenüber behauptete Kaiser Karl den Besitz der Feste 
Donaustauf. Innocenz VI. hatte schon im Februar 1356 den Bischof 
Bertrand von Apt nach Deutschland gesendet, damit er Erkundigungen 
darüber einziehe, ob der Eintausch Donaustaufs gegen andere Güter 
zum Nutzen des Bistums sei!) Nachdem der Bischof zurückgekehrt 
war und Bericht erstattet hatte, forderte der Papst den Kaiser in 
einem Schreiben vom 26. September 1356 auf, die Feste Donaustauf 
gegen Ersatz des Pfandschillings und Rückgabe der dafür in Böhmen 
angewiesenen Güter dem Bischof und Kapitel zurückzustellen.) Da 
aber an Ersatz des Pfandschillings wegen Geldmangels vorläufig nicht 
zu denken war, so that der Kaiser nichts, um dem Wunsch des 
Papstes zu willfahren. Auch in einer anderen Angelegenheit, welche 
die Rückstellung seiner Urkunde über den Peterspfennig in Polen 
(d. i. Schlesien) betraf, setzte der Kaiser seinen Willen durch. Am 
18. Februar 1357 stellte ihm der Papst „trotz des Abratens Vieler“ 
diese Urkunde zurück mit dem Bemerken, er habe früher nieht ge- 
glaubt, dass ihn die Sache so am Herzen liege.‘) Endlich sah sich 
der Papst genötigt, auch in der obenerwähnten Zehntangelegenheit 
dem Kaiser und den geistlichen Kurfürsten nachzugeben und ihr 
Anerbieten anzunehmen, welches dahin ging, der Papst möge sie vom 
Zehnten befreien und sich mit einem Subsidium begnügen, welches 
sich auf zwei Prokurationen zweier Jahre belaufe. Im Juni 1357 
ernannte er den Bischof Philipp von Cavaillon zum Nuntius an die 
Eizbischöfe und Bischöfe der Kirchenprovinzen Mainz, Köln, Trier, 
Bremen, Magdeburg und ebenso den Bischof Paul von Gurk zum 
Nuntius an den Erzbischof von Salaburg mit dem Auftrag, die 
deutschen Kirchenfürsten aufzufordern, dem Papste das, was sie ihm 
als Subsidium zu zahlen beschlossen, unter schriftlicher Angabe 
des Betrags zu entrichten. Von dieser in zwei Jahresraten zu er- 
hebenden Abgabe wurden nur die Kardinäle, welche Pfründen in 
Deutschland besassen, sowie der Johanniter- und Deutschorden befreit 
erklärt. Alle Widerspänstigen sollten von den Nuntien zur Zahlung 
des ganzen Zehnten durch kirchliche Zensuren gezwungen werden. 


!) Goschlchtaquellon dor Provins Sachsen XXI, #9 N. 118. 
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An den Kaiser und viele deutsche Fürsten erging die Aufforderung, 
dem Bischof von Cavaillon beim Einsammeln des Subsidiums wirk- 
samen Beistand zu leisten. Doch scheint dieser Bischof erst anfang 
Oktobers 4. J. nach Deutschland abgegangen zu sein, wo ihm Inno- 
senz auch noch den Auftrag ertheilte, die deutschen Motropolitan- 
und Suffragankirchen, wie deren Personen an Haupt und Gliedern zu 
visitiren und zu reformiren.t) Durch die Androhung einer Refor- 
mation sollten wohl die ihrer Reformbedürftigkeit bewussten Geist- 
lichen zur Subsidienzahlung bereitwilliger gemacht werden. 

Der Hauptgrund, weshalb der Papst in der deutschen Zehnt- 
angelegenheit nachgegeben hatte, war die bedrohliche Tage, in der 
er sich damals befand. Der am 23. März 1357 zu Bordeaux durch 
Vermittlung des Kardinalbischofs Taleyrand und des Kardinalpriesters 
Nikolaus von San Vitale zwischen dem Prinzen von Wales und der 
französischen Kegentschaft auf zwei Jahre geschlossene Waffenstill- 
stand hatte die Entlassung zahlreicher Söldner zur Folge, welche, um 
einzelne Hauptleute geschaart, Nord- und Südfrankreich plündernd 
und die Widerstrebenden niedermachend durchzogen. Führer einer 
der grössten dieser furchtbaren Räuberbanden war der Ritter Arnaud 
de Cervolles, ein Verwandter des einflussreichen Kardinals Taleyrand 
de Pärigord, dessen Verwendung er wohl den Besitz der Erzpriester- 
pfründe von Verny verdanken mochte, weshalb man ihn allgemein 
den „Erzpriester“ nannte, Es scheint, dass Arnaud de Cervolles mit 
seinen Mordknechten, die sich im Limousin und in der Auvergne 
zusammengerottet hatten, nicht freiwillig, sondern von einer dem 
König Ludwig von Sizilien und seinem Bruder Philipp, Fürsten von 
Tarent, feindlichen Partei unter den Grossen der Provence gerufen, 
an den Ufern der Rhone erschien. An der Spitze dieser Partei stand 
der ehrgeizige, ränkevolle Kardinal Taleyrand, der Oheim der von 
König Ludwig zurückgesetzten Herzoge von Durazzo, ferner die Ba- 
rone de Beaux und viele andere provengalische Adelige. Die Barone 
de Beaux wollten sich an König Ludwig rächen, dem sie die Er- 
imordung eines ihrer Verwandten, des Seneschalls Raimund de Beaux, 
Grafen von Avellino, zur Last legten. Die öffentliche Meinung be- 
sehuldigte den Kardinal Taleyrand, seinen schrecklichen Verwandten 
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zu dem Zwecke gerufen zu haben, damit er dem Regiment des Statt- 
halters der Provence, Philipp Fürsten von Tarent, ein Ende mache. 
Auch der nach dem Besitz der Provence lüsterne Dauphin Karl hatte 
dabei seine Hand im Spiel und förderte insgeheim die Unternehmung 
des Erzpriesters gegen die Provance, hatte doch schon sein Vater als 
Herzog der Normandie im Jahre 1348 mit dem Papste Klemens Yl. 
und der Königin Giovanna von Sizilien wegen Abtretung der Provence 
an Frankreich unterhandelt; man hatte die Königin damals mit fran- 
zösischen Gebietstheilen entschädigen wollen, aber der provengalische 
Adel hatte sich diesem Länderschacher energisch widersetzt und den- 
selben verhindert.') 

Papst Innocenz VI. erschrack gewaltig, als er hörte, dass die 
„Compagnie“ des Erzpriesters sich zu Romans in der benachbarten 
Dauphind sammle und durch Adel und Volk aus dieser Landschaft 
und den benachbarten Ländern des Königs von Frankreich sich ver- 
stärke, um von da aus durch die päpstliche Grafschaft Venaissin in 
die Provence einzudringen. In einem Schreiben vom 22. Mai 1357 
hielt er dem Dauphin vor, dass einige, seinen Namen, ja seinen Be- 
fehl vorsehüitzend, sich zum Angriff auf die Grafschaft Provence an- 
schicken, sprach aber zugleich seine Ueberzeugung aus, dass Karl 
dies nicht begüustige, und beschwor ihn, seine Leute davon abzu- 
halten, da es nicht nützlich sei, jetzt während der Gefangenschaft 
seines Vaters seine Feinde zu vermehren, und da die Königin von 
Sizilien über etwaige ihm auf die Provence zustehende Ansprüche 
zu Reeht stehen werde. Am 2. Juni beauftragte Innoeenz VI, die 
nach England behufs Vermittlung eines endgiltigen Friedens ent- 
sandten Kardinile Taleyrand de Perigord und Nikolaus Capocci, den 
im Mai von Bordeaux nach Londön überführten König Johann zu 
vermögen, dass er dem Dauphin und den übrigen bisherigen Für- 
derern des Zuges gegen die Provence jede fernere Unterstützung 
stzengstens verbiete. Der Dauphin läugnete nun freilich jedes Bin- 
vorständniss mit der Kompagnie, aber der Papst traute ihm nicht, 
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sondern bestürmte mit Briefen über die drohendo Gefahr den Kaiser 
Karl IV., den König von Frankreich, den Grafen von Savoyen und 
die Bischöfe von Valence, Viviers, Lausanne, Genf und Grenoble, 
welch lotztern or des Einverständnisses mit der Kompagnie beschul- 
digte. An Karl IV. richtete er in kaum zehn Wochen (9. Juni bis 
19. August) vier Schreiben, worin er ihn ersuchte, Massregeln za 
ergreifen, wodurch der päpstlichen Kurie Sicherheit und Frieden ver- 
schafft und sowohl die der römischen Kirche gehörige Grafschaft 
Venaissin als die Grafschaft Provence, die ja ein Lehen des Kaiser- 
reichs sei, vor der Verwüstung durch die Soldbanden gerettet werden 
könnten. Ein päpstliches Schreiben vom 20. Juli, welches jede Ver- 
letzung der Grafschaft Venaissin verbot, beachtete der Erzpriester 
insofern, ala er beim gleich darauf erfolgten Durchzug durch dies 
päpstliche Gebiet verhältnismässig wenig Schaden anrichtete, während 
seine auf mehr als 3000 Barbuten angewachsene Bande gleich darauf 
in der Provence zahllose offene Ortschaften, namentlich den Kirchen 
gehörige, plünderte und zerstörte, von den Bewohnern dureh Folter- 
qualen und Martern aller Art unerschwingliche Lösegelder erpresste, 
zahlreiche Frauen, ja sogar Nonnen schändete, Die heillose Furcht 
vor diesen Teufeln in Menschengestalt löste die innigsten Bande: 
um nur das nackte Leben zu retten, flohen Eltern mit. Hinterlassung 
ihrer Kinder, Kinder, ohne des ihre Eltern erwartenden Schicksals 
zu gedenken. Philipp, der Fürst von Tarent, hatte viel zu geringe 
Streitkräfte, um sich ihnen im offenen Felde entgegensustellen. Die 
Kompagnie dagegen vermehrfe sich nach und nach bis auf mehr als 
4000 Barbuten; os schlossen sich ihr die Grafen von Avellino und 
die zur Partei des abwesenden Kardinals Taleyrand haltenden Kar- 
dinalnepoten des Papstes Klemens VI. an, junge Herren, welche 
in allen losen Streichen, besonders Entführungen verheirateter Frauen, 
hinter keinem jungen „Tyrannen‘ zurckblieben und der Skandal- 
chronik Avignons ausgiebigen Stoff gaben.!) Als der Papst in jenen 
Tagen über die bewaffneten Scharen seiner so sehr bedrohten Stadt 
Hoerschau hielt, musste er hören, wie diese wütend vor Zorn schrieon, 
die Kardinalnepoten Klemens VI, seien die Urheber und Veranstalter 
der Räuberkompagnie; nur mit grosser Mühe vermochten die päpst- 
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lichen Hauptleute ihre Scharen abzuhalten, an den Nepoten blutige 
Rache zu nehmen. 

Bereits auf die Nachrieht vom Einmarseh der Kompagnie in 
das Venaissin hatte Kaiser Karl IV. an alle geistlichen und welt- 
lichen Fürsten, Grafen, Barone, Ritter, Knechte und Städte des 
Königreichs Arelat ein Schreiben gerichtet, in welchem er sie be- 
auftragte, die Gesellschaft im Namen des Reichs aufzufordern, dass 
sie das Gebiet der römischen Kirche alsbald verlasse und jede Be- 
lästigung des Kirchenguts moide; wenn die „Gesellschaft* dieser 
Mahnung nicht Folge leiste, so verfalle sie dem Reichsbann.') In- 
folge der wiederholten dringenden Bitten des Papstes nahm Karl IV. 
sodann einen Anlauf, als Oberlehensherr der Provence mit dem Auf- 
gebot der westlichen Grenzlande des deutschen Reichs gegen das 
Unwesen der Kompagnie des Erzpriesters einzuschreiten. Am 28. Sep- 
teinber schrieb er der Stadt Strassburg und ebenso an Herzog Rudolf 
von Oesterreich, den Reichslandvogt des Elsasses, sowie an anders 
Fürsten und Herren jener Gegenden, er habe infolge der Aufforderung 
des Papstes beschlossen, in Betreff der Unterdrückung der Christ- 
gläubigen in der Provence durch die Soldbanden persönlich Abhilfe 
zu treffen, wenn er vom Reich mit genügender Mannschaft unter- 
stützt werde, und forderte sie daher auf, mit so viel Bewaffneten als 
möglich, auf zehn Wochen vom Tage des Ausmarsches an mit Lebens- 
mitteln und Geld versehen, ihm unverzüglich zu Hilfe zu kommen 
und ilım ihre Gesinnung, sowie die Zahl der Bewafineten, die sie 
stellen wollen, schnell bekannt zu geben, damit er Zeit und Ort der 
Heerfahrt bestimmen könne,*) Ebensowenig wie der Kaiser erfüllte 
der junge Herzog Rudolf von Oesterreich das gleiche Anerbieten des 
Kampfes gegen die Soldbanden, welches er durch den Abt Lamprecht 
von Gengenbach dem Papste im Dezember d. J. machen liess, ob- 
gleich er als Reichslandvogt des Elsasses und Verwalter der öster- 
reichischen Vorlande, der zunächst bedrohten Gegenden des deutschen 
Reiches, unter allen deutschen Fürsten noch das meiste Interesse 
daran hätte haben können. Unter solchen Umständen sah sich der 
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Papst genötigt, mit dem schrecklichen Bandenführer selbst ein Ab- 
kommen zu treffen. Er lud ihn ein, zum Zweck von Unterhand- 
lungen selbst nach Avignon zu kommen, und als er mit seinen 
Bandenkapitänen wirklich dort erschien, empfing ihn der Papst höchst 
ehrenvoll, wie als ob er der Sohn des Königs von Frankreich wäre, 
lud ihn zu Tische, ertheilte ihm Absolution ‘von der über die Theil- 
nehmer an der Kompagnie verhängten Exkommunikation und bewog 
ihn durch Zahlung einer grossen Geldsumme, von angeblich 40.000 
Goldgulden, sich der Plünderung des päpstlichen Gebietes zu ent- 
halten. Ein Theil der Kompagnie zog im folgenden Frühjahr aus 
der Provence ab, da sie vom Dauphin in Sold genommen ward, der 
Rest verliess das vollständig ruinirte Land erst gegen Ende des 
Jahres 1358, nachdem die Provenzalen übereingekommen waren, den 
Söldnern keine Lebensmittel, Kleider, Waffen, Fuhrwerk oder sonst 
Nötiges mehr zu liefern.?). 

Nachhaltigen Eifer entfaltete Kaiser Karl nur in Wahrnehmung 
unmittelbarer und naheliegender Interessen. Am 1. März 1358 sehen 
wir ihn zu Prag für sich und seine Erben mit den Landgrafen von 
Thüringen und Markgrafen von Meissen, Friedrich, Balthasar und 
Wilhelm, ein Schutz- und Trutzbfindniss schliessen zur Behauptung 
ihrer beiderseitigen Lande, Güter und Rechte.) Der jüngste der 
Wettinschen Brüder, der kaum 15jührige Land- und Murkgraf Wil- 
helm, gelobte bei Abschluss dieses Bündnisses, des Kaisers Nichte 
Elisabeth, die Tochter des Markgrafen Johann von Mähren, binnen 
acht Jahren zur Ehe zu nehmen und ihr 12.000 Schock Prager 
Groschen zum Leibgedinge anzuweisen.”) Bedeutungsvoll ist es, dass 
der Kaiser in seiner Bündniss-Urkunde unter den Landen der Wet- 
tin’schen Brüder, zu deren Behauptung er ihnen mit ganzer Macht 
beholfen sein will, auch die von Heinrich dem Aelteren, Vogt von 
Planen, in jüngster Zeit erworbenen Besitzungen anführt: Voigtsberg, 
Oelsnitz, Liebau, Mühltruff, Hirschberg, Wiedersberg, Adorf, Pausa, 
Zum Verkauf dieser Besitzungen hatte sich Heinrich von Plauen nicht 


)R. P. 281 und die dert angegebenen Nemmern meiner Excerpta, N. Vill. VII, 
87, 06; VEN, 8, 10, 84, 08; I. Vita Innoe. VI. (Balaz. I, 295), II. Vita (1, 250), 
IL. Vita (I, 260); Diessenhoven 111 f. Annal, Eistett, 565. Proissart IT, 80. 
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aus freien Stücken, sondern gezwungen von der erdrückenden Ueber- 
macht der Wettiner herbeigelassen;') überdies waren die meisten jener 
Besitzungen deutsche Reichslchen, die eigenmächtig geschehene Ver- 
äusserang war also ungültig, Wenn der Kaiser trotzdem dieselbe 
indirekt als rechtsgültig anerkannte und also die Erwerbungen der 
Wettiner im Veigtlande.billigte, so that er dies deswegen, weil er 
selbst auch in dieser an Böhmen grenzenden Gegend, wo Plauen und 
Posterstein bereits böhmische Lehen waren,?) weitere Erwerbungen 
machen wollte, und dies am leichtesten zu bewerkstelligen war, wenn 
er im Bunde mit den Wettinern die Reichsunmittelbarkeit der Vögte 
zu beschränken und ihre Lande zu mediatisiren unternahm. Bald 
darauf erhielt der Kaiser ein hochwillkommenes Schreiben des Her- 
20gs Albrecht von Oesterreich, datirt vom 2. April, womit ihm der- 
selbe eine in seinem Archiv jüngst aufgefundone Urkunde Kaiser 
Friedrichs II. vom 26. September 1212 übersandte, worin dem König 
Ottokar I. von Böhmen die Burgen Floss, Schwarzenberg, Lichten- 
stein, Dohna, sowie das Gebiet Milin (jetzt Mylau) nebst Reichenbach 
und allem Zubehör geschenkt wurden, Von diesen Schenkungsob- 
jekten befanden sich jedoch Mylau und Reichenbach seit unvordenk- 
licher Zeit im Besitze der jüngeren Linie der Vögte von Planen mit 
dem Beinamen „Reuss® und Heinrich II. Reuss hatte im Jahre 13283 
eine Belehnung mit diesen Herrschaften, die er für Keichslehen aus- 
gab, von Kaiser Ludwig dem Baier erlangt, König Johann von 
Böhmen hatte sich seines Rechtes verschwiegen, weil er fremd nach 
Böhmen gekommen war und die Rechte seiner Krone nicht zur Gänze 
kennen gelernt hatte. Obgleich demnach die böhmischen Rechtsan- 
sprüche auf Reichenbach und Mylau längst verjährt waren, machte 
sie Karl IV, aufs Entschiedenste dem Vogte Heinrich III, Reuss „dem 
Strengen* gegenüber geltend, welcher aber diese Herrschaften heraus- 
zugaben zögerte. Der Kaiser, zum Asussorsten entschlossen, begab 
sich von Prag Ende Mai über Sulzbach, wo er Händel des Herzogs 
Albrecht von Baiern-Straubing mit den Bürgern von Straubing und 


?) Wenck, die Weltinor im XIV. Jahrhundert, Leipzig 1877, 8. 14 und Exkurs 
Der voptländischo Krieg, 3. VII". 

9) Pioven hatto die ältero Linie der Vögte von Planen i.J. 1837, Postorstein 1929 
di jüngere Linio demeiben dom König Johann zu Tahen aufgetragen. 
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Dingolfing durch seinen Schiedspruch schlichtete,) nach Nürnberg, 
machte hier die Schenkungen Kaiser Friedrichs II. an die Krone 
Böhmens von neuem reehtskräftig (30. Juni),*) und zog unmittelbar 
darauf mit dem jungen Markgrafen Wilhelm von Meissen gegen 
Heinrich Reuss III. zu Felde, welcher allem Anscheine nach ron 
seinen Gesippen, den Vögten von Gera, unterstützt ward. Von ernst- 
licher Gegenwehr konnte jedoch dem vereinigten Heere des Kaisers 
und des Markgrafen gegenüber nicht die Rede sein. Am 8. Juli 
finden wir den Kaiser bereits in Plauen, wo sich ihm die Vögte 
Heinrich Reuss III und Heinrich VIL. von Gera unterwarfen. Ersterer 
musste die Lehenshoheit der Krone Bühmens über Reichenbach und 
Mylau anerkennen, letzterer gab dem Kaiser seine reichslehenbaren 
Festen Sparenberg und Reichenstein auf, welcher dieselben zu Mann- 
lehen der Krone Böhmen umwandelte.®) Den Wettinern musste 
Heinrich Reuss die seinem Vater i. J. 1332 versetzten Festen Triptis, 
Auma und Ziegenrück herausgeben, während Heinrich von Gera diese 
Vogtei statt wie bisher vom entfernten Nonnenstifte Quedlinburg, dem 
gegeniber or so gut wie unabhängig war, nunmehr von den Wet- 
tinern als Afterlehen entgegenzunehmen genötigt ward, nachdem die 
letzteren selbst von der Pröpetin und dem Stiftskapitel von Quedlin- 
burg mit der erblichen Vogtei Gera belehnt worden waren. Auch die 
Vögte yon Weida, gleichfalls Gesippen des Heinrich Reuss, emeuerten 
den schon vor vier Jahren den Wettinern geleisteten vasallitischen 
Treueid.) 

Am 17. ‚Juli treffen wir den Kaiser wieder in Nürnberg, wohin 
um dieselbe Zeit ein litthauischer Fürst, wie es scheint, Kieystut, kam 
und vor KarlIV. die Erklärung abgab, die Litthauer seien entschlossen, 
das Christenthum anzunehmen und sich taufen zu lassen. Der Kaiser 
sandte hierauf den Erzbischof von Prag, sowie den Deutschordens- 
meister und andere nach Litthauen, um alles Nähere mit dem Gross- 
fürsten Olgierd selbst zu besprechen.') 

Von Nürnberg begab sich der Kaiser nach Rotenburg ob der 
Tauber, wo er mit deu dahin berufenen Fürsten und Herren am 
7. August eine Landfriedenseinung schloss. Die Theilnehmer der- 
selben waren der Kaiser selbst mit seinen Landen disseits des Böhmer- 


YRR, 9780, YR.K. 2800. 9) n. K, 605906960, 
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waldes, der Erzbischof Gerlach von Mainz mit seinen Landen disseits 
des Rheins und Mains, die Rheinpfalzgrafen Ruprecht der ältere und 
der jüngere und der Bischof Gerhart von Speier mit ihren Landen 
disseits des Rheins, femer der Bischof Berthold von Fiehstädt, die 
Grafen Eherhart und Ulrich von Würtemnberg, die Burggrafen Albrecht 
und Friedrich von Nürnberg, Graf Ludwig von Oettingen, die Land- 
grafen Ulrich und Johann von Leuchtenberg, Graf Eberhart von 
Wertheim, Kraft von Hohenlohe, endlich Gottfried und Ulrich von 
Bruneck. Es ward bestimmt, dass keiner der Theilnehmer den andern 
angreifen solle, er habe denn zuvor vor dem Kaiser oder dessen Hof- 
riehter oder vor dem kaiserlichen Hauptmann und den sechs Bei 
sitzern des Landfriedensgerichtes zu Rotenburg, die der Kaiser ein- 
setzt, geklagt. Dies Gericht hält jeden Monat Sitzung ; auf Mahnung 
des kaiserlichen Hauptmannes sollen nicht blos die am Landfrieden 
theilhabenden Fürsten und Herren, sondern auch Städte derselben 
gegen Landfriedensbrecher mit ganzer Macht beholfen sein.) 

Auch den italienischen Angelegenheiten musste der Kaiser in 
Kotenburg seine Aufmerksamkeit zuwenden. Ueberblicken wir zu- 
nächst die Kämpfe der italienischen Mächte seit dem Frühjahr 1357. 

Dem Kardinallegaten hatten sich schon am 29. April die Bürger 
der Unterstadt Cesena aus Furcht vor der drohenden Belagerung er- 
geben und sein Kriegsvolk eingelassen; Marzia, die ritterliche Ge- 
mahlin des Ordelaffi, zog sich mit den Vertheidigern in die von 
starken Mauern umgebene obere Stadt, die sog. Murata von Cesana, 
zurück, liess jeloch die Bürger, welche Urheber des Uebereinkom- 
mens mit dem Legaten waren, enthaupten und ihre Leichen auf die 
Feinde herunterwerfen. Francesco Ordelaffi bestürmte jetzt Bernabd 
Visconti aufs Neue um Hilfe. Letzterer wollte nicht offen als Feind 
der Kirche auftreten, vermied es daher, dem Ordelaffi selbst Hilfs- 
truppen au senden, miethete aber insgeheim die Kompagnie des 
Grafen Landau und schickte sie zur Unterstützung des Ordelaffi nach 
der Romagna. Umsonst forderte der Papst in einem nachdrücklichen 
Schreiben vom 27. Mai den Kaiser Karl zur Hilfsleistung gegen die 
Kompagnie Landau’s auf,*) der Kaiser liess sich zu wirksamem Ein- 
greifen in die italienischen Händel nach den üblen Erfahrungen des 
Vorjahres nicht mehr bewegen. Der Papst, dem es nicht verborgen 
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bleiben konnte, dass Bernahd die Kompagnie nach der Romagna ge- 
schickt habe, bewies sich aus Furcht vor diesem Machthaber äusserst 
entgegenkommend; in einem Schreiben vom 11. Juni kündigte er 
ihm an, dass er auf seine Wünsche betreffis Bologna’s eingehe,!) 
worauf Bernabd den legum doctor Gualdisio de’ Loveselli als Proku- 
rator nach Avignon sandte, wo dieser Ende Juli mit einer Komission 
von vier Kardinälen einen Vergleich zustande brachte, der Bernabd® 
verpflichtete, sich jeder Unterstützung des Francesco Ordelafli zu ent- 
halten und ihn zu einem für die Kirche ehrenhaften Frieden zu ver- 
anlassen. Die Kirche billigte, dass Bernabd als ihr Vikar Bologna 
besitze und zur Eroberung desselben ein Heer dahin sende. Bernabo 
versprach nach Wiedergewinnung Bologna's der Kirche den rückstän- 
digen Zins zu zahlen, wogegen Papst und Kardinäle sich verpflichteten, 
den Oleggio nicht in den Ländern der Kirche aufzunehmen und wegen 
Bologna’s mit ihm keinen Vergleich zu schliessen.) Der Kardinal- 
legat hatte indessen alle Mittel damaliger Belagerungskunst aufge- 
boten, um die Murata von Cesena noch vor Ankunft der Kompagnie 
zur Vebergabe zu zwingen. Er knüpfte mit Sgariglino, dem alten 
Freunde des Ordelaffi und vertrauten Rate Marzia’s, Unterhandlungen 
an, denen zufolge die Murata dem Kriegsvolk der Kirche übergeben, 
den Vortheidigern derselben aber sicherer Abzug gewährt werden 
sollte. Marzia erfuhr jedoch davon und liess Sgariglino enthaupten. 
Als hierauf die Florentiner mit Zustimmung des Kardinallegaten die 
Friedensvermittlung zwischen ihm und Ordelaffi in die Hand nahmen, 
machte lotzter zur Bedinguug, dass er als Signore aller seinor Stüdte 
belassen werde, und erklärte sieh nur bereit zur Zahlung eines Jahr- 
zinses an die Kirche. Der Kardinallegat ging hierauf nicht ein, son- 
dern gab seinem Kriegsvolk den Befehl zur Erstürmung der Murata, 
welche auch wirklich gelang (28. Mai), worauf sich Marzia mit 400 
Mann in die Citadelle („Rooca* oder „Cassaro* genannt) zurückzog. 
Als ihr alter Vater mit freiem Geleite des Kardinals zu ihr kam, 
um sie zur Uebergabe der Citadelle zu bewegen, wies sie diese Zu- 
muthung entschieden zurück, indem sie darauf hinwies, dass ihr Ge- 


1) Excorpta 129 m. 417. 
9a. a 0. 198 1. 454. Die Rutikeation dieses Vortrags dureh Beat vom 20. De- 
zember 1957 fand ich im fasckuhus VI. der Archivalien dos Kardisals Alburuoz im Collogio 
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mal ihr jede Uebergabe verboten und sie dernselben einst bei der 
Vermälung Gehorsam geschworen habe. Obgleich die Kompagnie 
des Grafen Landau schon seit dem 17. Juni bei Borgo di Panicale 
in der benachbarten Grafschaft von Bologna lagerte, dachte sie doch 
keineswegs daran, zum Entsatz der aufs Aousserste bedrängten Marzia 
herbeizueilen, weil sie dem dort zu erwartenden mörderischen Kampfe 
ausweichen und in dem reichen Lande üppig leben wollte. So war 
denn der Fall auch der Rocca von Cesena unvermeidlich; als die 
Manern und Thürme derselben unterminirt, einzustürzen begannen, 
zwangen die Vertheidiger Marzia zur Uebergabe (21. Juni). Für ihre 
Soldaten erlangte sie freien Abzug, für sich selbst und ihre Kinder 
verschmähte sie es, Bedingungen zu fordern, und wurde deshalb Ge- 
fangene des Legaten, der sie nach der Burg von Ancona führen und 
dort, erfüllt von Hochachtung über ihre Standhaftigkeit, ehrenvoll 
behandeln liess, Dem Falle Cesena’s folgte Ende Juni die Einnahme 
der Stadt Bretinero durch Galeotto Malatesta, den Feldhauptmann 
der Kirche, und im 23. Jnli ergab sich auch die dortige Rocca, da 
ihr die Kompagnie nicht zu Hilfe kam.‘) Gross waren die Brand- 
schatzungen, welche die letztere über die Unterthanen des Kirche 
verhängte, weshalb der Kardinallegat gegen die Söldner Landaus als 
Begünstiger von Häretikern das Kreuz predigen liess, doch bediente 
er sich des zusammengebrachten Kreuzheeres nicht, um einen Haupt- 
schlag gegen die Kompagnie auszuführen, sondern er z0g es vor, mit 
dem Grafen Landau am 10. August einen Vertrag abzuschliessen, dem- 
zufolge derselbe mit seiner Kompagnie gegen Zahling von 50.000 Gold- 
gulden, welche zumeist die tuseischen Kommunen aufbrachten, bis 
1. November 1360, also drei Jahre, die Länder der Kirche, sowie die 
Städte und Gebiete von Florenz, Pisa, Perugia und Siena nicht zu 
betreten sich verpflichtete.) Im September trat der Kardinallegat 
über Florenz die Reise nach Aukım an, wo er am 24. Oktober 
anlangte.®) 

') M. Vi. VIE, 58, 64, 07, 09, 75, 77, 79, 88. Amnal. Cassenat. (Murat. XIV, 
1189), Cron, Rimin. 904 1. Muratori Antiguitates Haline INT, 509. Theiner Cod. II, 
thin. 9) Urkunde im Archiv des Cillorio di Spazna zu Bologna VI,18. Val. Excerpta 
180 n. 459, M. Vi. VII, 80. Florenz eteuerto zu jur Summe 16.000 Gulden bei 
und lich dem Kardina} noch überdies 40.000 (Exeerpta 197 n. 450 und 198 m. 455). 
Tel Cron. Sancse (Murat XV, 158). 

3) M. VII WII, 100. DI. Vita Ines. VL. (Baluz. I, 250). 
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Die Kämpfe zwischen der lombardischen Liga und den Visconti 
hatten im Jahre 1357 ihren Fortgang genommen, ohne dass auf einer 
von beiden Seiten ein entscheidender Erfolg errungen worden wäre. 
Zwar trat der Kardinallegat Egidius der Liga bei (28. Juni 1357),') 
als er erfuhr, dass Bernabd die Kompagnie gegen ihn nach der Ro- 
magun geschickt hatte, und die Truppen des Markgrafen von Este, 
der Gonzaga und des Signoren von Bologna, befehligt von Feltrino 
da Gonzaga, warfen das Heer Bernabö’s, welches sich Bologna's hatte 
bemächtigen sollen, bei Pimazzo in der Grafschaft Bologna zurück 
(12. Juli),®) aber bald darauf gelang dem Viscontischen Kriogsvolk 
die Binnahme des den Gonzaga gehörigen starken und strategisch 
wichtigen Kastells Borgoforte am Po, wodurch Mantun aufs Aeusserste 
bedroht ward.®) Im September miethete die lombardische Liga un- 
geachtet der schlechten Erfahrungen, die sie schon zweimal mit der 
Kompagnie gemacht hatte, dieselbe abermals um 31.000 Goldgulden, ) 
hauptsächlich deshalb, damit die Visconti sie nicht an sich zögen. 
Schon im folgenden Monat fielen die 'Truppen der Signoren von Bo- 
logna, Ferrara und Mantua sammt der Kompagnie Landaus, 3000 
Reiter und 3000 Mann Fussvolk stark, unter dem Oberbefchl des 
Ugoline Gonzaga aus der Gegend von Bologna neuerdings verheerend 
in die Gebiete von Parma und Piacenza ein und verstärkten sich 
anfangs November durch den Zuzug der Pavesen. Ein Theil des 
Heeres drang sodann tief in die Grafschaft von Mailand ein, bemäch- 
tigte sich der Ortschaft Castano (16 Miglien von Mailand) und unter- 
nahm von da aus Raubzüge ins Weichbild der Hauptstadt. Ein an- 
derer ‘Theil des Heeres zog ins Gebiet vom Vercelli, vereinigte sich 
hier mit dem Kriegsvolk des Markgrafen von Montferrat und eroberte 
einige dem Galeazzo Visconti gehörige Kastell. Im Dezember er- 
hielt ein grosser Theil des lighistischen Heeres den Auftrag, dem vom 
viscontischen Kriegsvolk bedrängten Mantua zu Hilfe zu eilen. Als der- 

) Giuink Oontinnarione delle memorio di Milano IT, B5. 

*) Cron. di Bologan 444, Chrom, Mutin. 626, M, Vül. VII, 81. Einige Vorrätuer, 
welche dem Hoore Bornabö's ein Thor in Bologna öffuen wollten, liess Giovanıi d' Olergio 
hinrichten. 

9 m. va. vn, 90. 


©) Bologna brachte 12.000 Gulden auf, der Markgraf von Esto 3000, die Gonngn 
2000, Pain 9000, Genus mit goheimem Zuschuss von Pisa 4000. M. Vill. VEIT, 9, 
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selbe bei Montechiaro im Gebiete von Breseia die Brücke über den 
Oglio passiren wollte, fand er sie vom Kriegsvolk Bernabd's besetzt, 
doch gelang es ihm, die Brücke zu erstürmen und Mantua Entsatz 
zu bringen.‘) Entscheidend war aber auch dieser Erfolg der Liga 
für den weiteren Verlauf des Krieges keineswegs, denn die Mittel der 
Visconti an Geld und Mannschaft waren noch lange nicht erschöpft, 
während die Mitglieder der Liga die Kosten einer längeren Kriegs- 
führung kaum mehr zu bestreiten im Stande waren. Ueberdies herrschte 
zwischen den Sigoren von Mantua, Ferrara und Bologna und dem 
dem Margrafen von Montferrat ein sehr gespanntes Verhältniss. Der 
letztere hatte die zumeist mit Truppen der Liga gemachten Brobe- 
rungen im Piemontesischen für sieh allein behalten nnd dadurch die 
Eifersucht der Verbündeten erregt. Aus diesem Grunde fiel es den 
Gonzaga, welche am meisten durch den Krieg gelitten hatten, nicht 
schwer, die Signoren von Ferrara und Bologna zu Friedensverhand- 
lungen mit den Visconti geneigt: zu machen. Letztere, welche den 
Krieg zumeist mit deutschen Söldnern führten, hatten mit diesen 
recht unangenehme Erfahrungen gemacht; es war im letzten Kriege 
wiederholt vorgekommen, dass die Söldner der Visconti gegen die 
grosse Kompagnie Landau's nicht ernstlich kämpfen wollten, weil sie 
die Zersprengung und Aufreibung der Kompagnie nicht wünschten, 
sondern dieselbe als Zufluchtsstätte betrachteten, wohin sie sich, wenn 
sie aus viskontischem old entlassen würden, zurfickzuziehen gedachten. 
Unter solchen Umständen nahm Bernabd Visconti die Friedensaner- 
bielungen der Signoren von Mantua, Ferrara und Bologna an und 
schloss mit denselben zunächst Einzelabkommen. Die Gonzaga er- 
hielten Borgoforte zurück und Ugolino heiratete Caterina, die Tochter 
des verstorbenen $Signoren Matteo Il. Viscont. Giovanni d’Üleggio 
räumte Bernabö wieder das Recht ein, den Podestä in Bologna ein- 
zusetzen, und ward von diesem als sein Vikar daselbst anerkannt. 
Auch der Markgraf von Este schloss Waifenstillstand mit Bernabö 
(8. März 1358).2) Während auf dem östlichen Kriegsschauplatze die 


9) Mr. ill VI, 19, 18. Ohron. Placont. 504. Cron. di Hologom 448. Patr. Ana. 
04-057. 

>) M. Vi. VII, 21, 55, 57. Cron. di Bologm 448, Chron. Est, 488. Petr. Azar. 
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Waffen ruhten, begann auf dem westlichen im April der Krieg von 
Neuem. In Pavia hatte nämlich im September 1357 der bereits 
erwähnte Augustinermönch Jacopo (genannt Bossolaro, weil er Sohn 
eines Büchsenmachers wär) im Binverständniss mit dem Mark- 
grafen von Montferrat durch seine feurigen Predigten das Volk gegen 
die Herrschaft der Beccaria derart aufgereizt, dass dieselben auf ihre 
Schlösser im Gebiete von Pavia flohen und sich an Guleazzo Viseonti 
mit der Bitte wandten, sie mit Heeresmacht nach Pavia zurückzu- 
führen. Auch mit ihren Freunden in Payia setzten sie sich zu selbem 
Zwecke ins Einvernehmen, aber der Anschlag kam zu Tage, und zwölf 
Anhänger der Beccaria wurden enthauptet.') Galeazzo Visconti nahm 
in der That für die vertriebenen Beccaria Partei in der Absicht, selbst 
die Siguorie von Pavia au sich zu reissen. Im April 1358 sandte 
er eine starke Flotte gegen Pavia, es kam zu einem Treffen auf dem 
Po, welches aber, wie es scheint, unentschieden blieb.*) Bald darauf 
wurde auch der Kampf vor Pavia eingestellt, denn es gelang den 
Signoren von Mantus, Ferrara und Bologna, auch die übrigen Mit- 
glieder der Liga, den Markgrafen von Montferrat, Genua und Pavia, 
sowie Galeazzo Visconti zu bewegen, Bevollmächtigte zum Friedens- 
kongress zu schicken, der sich im Mai zu Mailand versammelte, Auch 
Gesandte der Venezianer erschienen hier, welche letzteren am 18. Februar 
1358 mit dem König von Ungarn gegen Abtretung von Dalmatien 
Frieden geschlossen und dadurch auch Kaiser Karl IV. zur Einstel- 
lung der Feindseligkeiten und zur Wiederverleihung des kaiserlichen 
Schutzes bewogen hatten.®) Der Mailänder Friedenskongress be- 
schloss im allgemeinen, den Besitzstand der streitenden Theile, wie 
er vor dem Kriege gewesen, herzustellen, welcher Grundsatz schon 
in den Einzelabkommen zum Ausdruck gelangt war; doch stiess die 
Durchführung desselben, namentlich bei dem Markgrafen von Mont- 
ferrat, auf grosse Schwierigkeiten, weil derselbe alle dem Galeazzo 
Visconti enfrissenen Städte zurückgeben sollte. Man wandte sich 
deshalb an Kaiser Karl IV., der seinen Hofmeister, den Burggrafen 
Burchard von Magdeburg, nach Mailand sandte, welcher von redlichen 


9 Me VL. WIIL, 2, 4; Peir. Azar. 075 1. 
#) Chron. Placent. 508, M. Vi. VIIL, 55. 
') Steinherz a. a. 0. 8. 34. 
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Zeugen Erkundigungen über den Besitzstand vor dem Kriege und 
die Eroberungen des Markgrafen einzog. Auf Grund derselhen ward 
unter Mitwirkung des Burggrafın der Friede vereinbart (8. Juni) und 
die Friedensurkunde durch ihn dem Kaiser überbracht, der sie mit 
Rat und Zustimmung der zu Rotenburg anwesenden Fürsten und 
Horren bestätigte (6. August). Die wichtigsten Bestimmungen der- 
selben lauteten dahin, dass dem Galeazzo Visconti Asti und Coni 
(Cuneo) und die übrigen ihm entrissenen Städte,) dem Markgrafen 
von Montferrat aber Pavia sammt Gebiet, den Beccaria endlich alle 
Burgen, Güter, Rechte und Häuser in Pavia,®) die sie vor dem Kriege 
besessen, zurückgestellt, auch alle Bannsprüche und Gütereinziehungen 
aufgehoben werden, dass aber auch die Beccaria der Stadt Pavin. 
alles im Kriege Okkupirte zurückgeben sollen.) Der böhmische 
Edelmann Zdislav von Weitmil wurde vom Kaiser abgesandt, um die 
Friedensbestimmungen zur Ausführung zu bringen.“) 

Von Rotenburg begab sich der Kaiser über Nürnberg und Sulz- 
bach nach Böhmen zurück, wo er etwa drei Wochen auf dem neu- 
erbauten Schlosse Karlstein (bei Beram) zubrachte. Von seinem 
Neffen, dem Herzog Karl von der Normandie und Statthalter des 
gefangenen Königs Johann von Frankreich, hatte er sehr schlimme 
Nachrichten erhalten. In seiner Geldnot hatte nämlich der Herzog 
die Reichsstände einberufen, von welchen er zur Absetzung seiner 
bisherigen Räte, denen man die überaus schlechte Verwaltung des 
Reichs zuschrieb, gezwungen ward. Fine fernere Demätigung des 
Herzogs war die Einsetzung eines aus 12 Prälaten, 12 Edlen und 
19 Bürgern zusammangasetzten Ständerusschusses, welcher die go- 


4) Diese waren: Alba, Chiori, Cherasco, Tortonn und Novam. 

®) Die Häuser der Boccaria in Paria waren auf (chris des Frato Jacope vom 
Volke zerstört worden (M. Wil. VILL, 58). 

®) Rs. 294%, R. K. 6198; rel. M. Väl. VIEL 98 und Petr. Azar. 367, von denen 
der eine dieso, der andere jene Städte anmontlich anführt, worin abor wohl kein Wider. 
spruch Megt. Irrig ist Ale Yermuthung Menzels (italienische Politik Kaiser Karls TV. 
18581068, I. Theil, Hallo 1880, $. 29), dass der Markgraf dem Galenzzo noch eine 
Gollentschidigung habe versprochen müssen, welche ar aus den Worten des Petr. Arar. 
369 ableitet; »marchlo eonteaxit cum Novarkonsibiue debitum Hbrarum 50.000 Iperkallum, 
qucd non pemolvit«, womit doch mr gesagt Ist, duss der Markgraf bei dur Stadt Novara 
din Darlehen aufgenommen, es aber nicht: zuräckgezuhlt hat. 

®) Glnfoy, Anscdotorum collectio 10. 
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sammte Verwaltung reformiren und auch die Einhebung der für den 
Krieg gegen England bewilligten Subsidien beaufsichtigen sollte 
(März 1357). Die einflussreichsten Männer dieses Ausschusses waren 
Lecogq, Bischof von Laon, Marcel, Prevöt der Kaufleute von Paris, 
und einige Schöffen dieser Stadt. Die abgesetzten Räte des Herzogs 
bewogen jedoch viele Geistliche, Adelige und Landstädte zur Ver- 
weigerung der Subsidien und erreichten, dass fast alle geistlichen oder 
adcligen Mitglieder dos Ständvausschussos wegen des überwicgenden 
Einflusses der Pariser Bourgeois ausschieden. Als darauf der Herzog 
die abgesetzten Beamten wieder einsetzte, verhalfen Marcel und Leeog 
dem König Karl von Navarra zur Flucht aus dem Kerker im Schlosse 
@’Arleux in der Pikardie, um durch ihn das regierende Haus zu 
stürzen, das Volk von Paris drang in den königlichen Palast ein und 
ermordete zwei Marschälle des Herzogs (22. Februar 1358). Der 
Herzog entwich nach Compidgne, wo er einen Theil der Reichsstände 
versammelte, mit dessen Zustimmung er dem Ständeausschuss jede 
Befugnis entzog. Verzweifelt gestaltete sich auch die Lage des zum 
Herzog haltenden Adels, als im Beauvaisis ein furchtbarer Aufstand 
der zur Verzweiflung getriebenen Bauern ausbrach, welche die Löse- 
gelder für die zahlreichen bei Maupertuis in englische Gefangenschaft 
geratenen Adeligen aufbringen mussten und gleichzeitig von den 
Frankreich verwüstenden Freibenterkompagnien gebrandschatzt wurden. 
Binnen kurzem verbreitete sich der Aufstand über alle Landschaften 
von der Somme bis zur Yonne, hunderte von Adelsschlössern wurden 
zerstört, geplündert, ihre Bewohner niedergemetzelt. Auf die Kunde 
dieser schrecklichen Ereignisse entschloss sich Kaiser Karl, seinem 
Neffen mit einem aus den westlichen Grenzgegenden des deutschen 
Reichs aufgebotenen Heere zu Hilfe zu kommen, und schickte am 
12. September seinen Notar Heinrich von Wesel, Canonieus zu Ko- 
blenz, sowie seinen Küchenmeister Heinrich von Zigelheim mit Briefen 
an die Städte Strassburg und Metz, worin er sie ersuchte, vierzig, 
bezw. hundert Helme am 21. Oktober nach Toul unter das kaiser- 
liche Bamer zu schicken.) Bald darauf aber muss der Kaiser von 
der für seinen Neffen und dessen Stütze, den französischen Adel, im 
Sommer 1358 erfolgten günstigen Wendung der Dinge Nachricht er- 


IR. K. 2839 und 2840. 
Worunsky, Karl IV. II. Bd 14 
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halten haben. Die wilden Rotten der Bauern waren nämlich in Meaux, 
dessen Bürger zu ihnen hielten und sie eingelassen hatten, von dem 
Adel, der das Schloss besetzt hielt, besiegt und vernichtet worden, 
der Plan Marcels, Karl von Navarra und seine Söldner nächtlich in 
Paris einzulassen und zum König von Frankreich auszurufen, war 
vereitelt, Mareel selbst von seinern royalistisch gesinnten Vetter Mail- 
lart erschlagen (31. Juli) und seine Anhänger auf Befehl des nach 
Paris zurückgekehrten Herzogs Karl enthauptet worden.‘) Unter 
solchen Umständen unterblieb natürlich die von Kaiser Karl beab- 
sichtigte Heerfahrt nach Frankreich. 

Im November begab sich Karl IV. von Prag nach Breslau, weil 
ihn der Grossfürst von Lithauen hatte benachrichtigen lassen, er wolle 
um Weihnachten ebendahin kommen, um si in Gegenwart des 
Kaisers taufen zu lassen. Der Grossfürst kam jedoch nicht, sondern 
schiekte nur Gesandte, welche die Erklärung abgnben, der Grossfürst 
werde die Taufe empfangen, wenn ihm der Kaiser alles durch die 
Ritter des deutschen Ordens entrissene Land zurückgäbe, eine Bedin- 
gung, die Karl IV, durchaus zurückwies.®) Seinen Aufenthalt in 
Breslau benützte der Kaiser dazu, für den Fall seines ohne männ- 
liche Nachkommen erfolgenden Todes seinem persönlich anwesenden 
Bruder, dem Markgrafen Johann von Mähren, von den Breslauern 
die Eventualhuldigung als König von Böhmen leisten zu lassen 
(41. Februar 1359).°) Auch traf der Kaiser damals mit seinem 
Bruder Johann und Herzog Bolko von Schweidnitz, dem Oheim seiner 
Gemalin, das Uebereinkommen, dass einer der Sohne Johanns des 
Kaisers jüngste Tochter Elisabeth, geboren 10. April 1858,4) der- 
einstens ehelichen und nach seinem Vater das Königreich Böhmen 
erben, die andern Söhne Johanns aber Mähren als Lehen der Krone 
Böhmen erhalten sollen. Um die zum beabsichtigten Ehebündniss 
nötige Dispensation sollte der Papst angegangen und ihm hiefür 
100.000 forentiner Gulden in Aussicht gestellt werden.®) 


') Martin, Histoire de Franca, V, 156-218. 
9) Cars, Geschichte Polane I, 218. 

®) RB. K. 2904. 

*) R. K. 2760 und p. 499 n. 6. 
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Ende Februar nach Prag zurückgekehrt, hielt sich der Kaiser 
hier nur kurze Zeit auf und eilte über Nürnberg nach Mainz, wo er 
Mitte März eintraf. Hier hatten sich auf seine Einladung hin die 
rheinischen Erzbischöfe, der Herzog Rudolf von Sachsen, der Rhein- 
pfalzgraf Ruprecht, wie es scheint der jüngere in Vertretung des 
ältern, sowie der päpstliche Nuntius Philipp von Cavaillon eingefunden. 
Hauptverhandlungspunkt bildete das von den deutschen Bischöfen dem 
Papste zugestandene zweijihrige Subsidium, bei dessen Eintreibung 
die päpstlichen Nuntien auf sehr bedeutende Schwierigkeiten gestossen 
waren; viele Bischöfe und sonstige Geistliche blieben mit ihren Zah- 
lungen rückständig und mussten durch die Exkommunikation dazu ge- 
zwungen werden.‘) Aus der nach dem Mandat des Papstes mit dem 
Einsammeln des Subsidiums zu verbindenden Reformation des Klerus 
war nichts geworden, ein Umstand, am dem so mancher, darunter 
auch der Kaiser selbst, lebhaften Anstoss nahm. Wie Karl IV. vor 
kaum einem Jahre, als er hörte, dass sich die Nonnen von Ober- 
und Nieder-Hohenburg, Andlau und Erstein an weltlichen Höfen 
herumtrieben, dem ihm sonst sehr befreundeten Bischof Johann von 
Strassburg vorgeworfen hatte, dass er bisher taube Ohren für solche 
Vorgänge in seiner Diözese gehabt habe, wie er damals sogar den 
Landvogt des Elsasses beauftragte, den Bischof bei der Klosterreform 
zu unterstützen,) so tadelte er jetzt in Gegenwart der Kurfürsten 
das Benehmen des päpstlichen Nuntius, der „nur Geld eintreibe, aber 
an dem so sehr verweltliehten Klerus nichts reformire*. Als er dann 
den in der Versammlung anwesenden Mainzer Domherrn Kuno von 
Falkenstein bemerkte, welcher durch seine glänzende, mehr ritterliche 
als geistliche Kleidung auffiel, bat sich der Kaiser dessen prächtige, 
mit goldenen und seidenen Schnüren besetzte Kapuze zu näherer Bo- 
sichtigung aus, legte dieselbe an und sprach zu den Fürsten: „Sehe 
ich nun nicht einem Ritter ähnlicher, als einem Kleriker?* Sodann 
hielt Karl eine nachdrucksvolle Ansprache an den Erzbischof Gerlach 
von Mainz, worin er ihn bei der Treue, wozu er Kaiser und-Reich 
verbunden sei, ermahnte, seinen Klerus zu reformiren und die Ein- 


MR, P. 854, 655, 804; Deutinger, Beiträge zur Geschichte des Frabistums 
München-Freising II, 84 £, wonach der Erzbischof von Salzburg sammt sioben Suffragan- 
bischöfen dureh Androhung der Rskommunikation zur Zahlung gorwungen wurde. 

=) RK. 2071. 


14* 


su Google 


212 Karls IY, Pulitik vom April 1357 bis Mara 1564, 


künfte widersetzlicher Kleriker für den kaiserlichen Fiskus in Beschlag 
zu nehmen; über die Verwendung derselben sollte der Wille des Papstes 
entscheiden. Vor den Kurfürsten beschämt und blossgestellt, fuhr der 
päpstliche Nuntius „ohne Verzug wie ein Flüchtling* zu Schiff nach 
Köln herab.'‘) Der Kaiser aber gab sich mit der mündlichen Auf- 
forderung an Erzbischof Gerlach nicht zufrieden, sondern sandte auch 
Rundschreiben an deutsche Bischöfe und Domkapitel, worin er die- 
selben zur Reformation ihrer ritterlichen Spielen und Trachten und 
sonstigen weltlichen Treiben ergebenen Diözesangeistlichkeit armahnte, 
und im Falle der Nichtbeachtung des kaiserlichen Befehls mit An- 
zeige an den Papst und mit Ermächtigung der weltlichen Fürsten 
zur Beschlagnahme der geistlichen Einkünfte drohte.®) 

Von Mainz begab sich der Kaiser nach Aachen, um dort eine 
Gesandtschaft des Königs von England und wahrscheinlich auch des 
Dauphins) zu empfangen. Die hier gepflogenen Verhandlungen sind 
uns unbekannt, jedenfalls hiengen sie aber mit dem im März 1359 
ablaufenden Waffenstillstand zwischen den Königen von Frankreich 
und England zusammen. Der letztere hatte, um die Freiheit zu er- 
langen, seine Zustimmung zu einem für Frankreich schr ungünstigen, 
mit bedeutenden Gebietsabtretungen verbundenen Friedensvertrag ge- 
geben, dessen Ratifikation durch den Papst König Eduard III. leb- 
haft wünschte; es scheint, dass er auch den Kaiser bewegen wollte, 
seinen Einfluss auf den Dauphin geltend zu machen, damit derselbe 
der Ausführung dieses Vertrags keine Hindernisse bereite. Wie sich 


IR. K. 6986. 

#) R. K. 2919, 2020. Erstores Schreiben ist an das Domkapitel in Konstanz eo- 
richtot, wo In dem latzton Jahren wirklich schreckliche Dinge vorgekonman waren. Schon 
im Jahre 1654 hatte der Bischof Johannes Windivck seinen Domherren rarboten, bei 
seiner Huthronisation nicht chne Tonser zu erscheinen, weswegen etliche von ihnen vor- 
zogen, dam feierlichen Akt, fernzubleiben, worauf der Bischof denselben drohte, er werde 
sie mit päpstlicher und kaieorlicher Gewalt zur Beotachtung dos klerikalen Haarschnittes 
wingen, Führer der widerspänstigen Domberren war der Dompropst Diethchm ron Steinegg, 
welchem der Bischof Jchannes vurwarl, dass er dem geistlichen Habit nicht tragen, Haare 
und Bart nicht schoeren and die Priesterwoibe nicht empfangen wolle. Als sin Domhorr 
uf Grund: eiaes päpstlichen Prorisimsbriefes die Dowmpropstei in Besitz uch wollte, 
ward derselbe ermordet (März 1855) und am 21. Jaauar 1356 der Bischof selbst (H. 
Diessenh. 92, 96, 109). 

SR. Pr. 067. 


» Google 


Karls IV. Politik vom April 1357 lis März 1364. 213 


der Kaiser in dieser Angelegenheit benahrm, ist nicht bekannt. Der 
Dauphin war indess eine zu selbständige Natur, als dass er sich in 
einer so wichtigen Frage hätte beeinflussen lassen; auch die Be- 
mühungen französischer Grossen, ihn dem Vertrag geneigt zu machen, 
waren vergebens; um jedoch die Verantwortung von sich abzuwälzen, 
berief er die Generalstände, welche den Vertrag als das Königreich 
Frankreich schädigend verwarfen (25. Mai).!) 

Ueber Mainz und Nürnberg anfang Mai nach Prag zurückge- 
kehrt, erhielt der Kaiser ein Schreiben des Papstes vom 20, April, 
welches sein von Avignon zurückkommender Gesandte, Wilhelm Dekan 
von Wysehehrad, mitbrachte; der Papst lobte zwar darin den Eifer 
für die Verbesserung des Klerus, den der Kaiser durch seine Briefe 
an dentsche Bischöfe an den Tag gelegt, verwahrte sich aber zugleich 
gegen die angedrohte Sequestration der geistlichen Einkünfte als Be- 
einträchtigung der kirchlichen Freiheit, und behielt sich selbst vor, 
die höhere Geistlichkeit zur bessern Aufsicht über den Klerus anzu- 
halten. Dies that er in Schreiben an die deutschen Erzbischöfe vom 
2). April, doch blieben die päpstlichen Mahnungen, welche wirksamer 
Strafandrohungen entbehrten, vollständig erfolglos. Um dem Kaiser 
wenigstens guten Willen zu zeigen, trug Innocenz seinem Nuntius, 
dem Bischof Philipp von Cavaillon, auf (1. Mai), sich persönlich zum 
Kaiser zu begeben und ihn zu ermahnen, er möge von den Aus- 
schreitungen des Klerus den Papst benachrichtigen.) Der Bischof 
von Cavaillon scheint diesem Auftrag nicht nachgekommen zu sein; 
er sowohl als sein Kollege, der Bischof Paul von Gurk, den der 
Papst am 15. Mai auf das einträglichere Bistum Freising transferirte, 
trafen bei Einsammlung des Subsidiums noch im Sommer d. J. auf 
‚grosse Widersetzlichkeit beim höheren und niederen Klerus. So liess 
z. B. der Bischof Friedrich von Regensburg den vom Bischof Paul 
zum Subkollektor bestellten Heinrich Rordorf, Canonieus der Alten 
Kapelle in Regensburg, bei Ausübung seines Amtes gefängennehmen, 
und der Bischof von Cavaillon entgieng dem gleichen Schicksal sammt 
dern ihn unterstützenden Archidiakon Heinrich von Lüttich nur durch 
die Warnungen des Erzbischofs von Köln und das von diesem ge- 
währte sichere Geleit. 


% Martin W, 220 f.; Poli IV, 447. 
RP. 65, 66, 200. 


» Google UNIVERSITY 


214 Karls IV, Politik vom April 1557 bis März 1364. 


Anfangs Mai weilte am Prager Hofe des Kaisers Eidam, der 
‚junge Herzog Rudolf IV. von Oesterreich, welcher seinem am 20. Juli 
1358 im 60, Lebensjahre verstorbenen Vater Albrecht IL in der Re- 
gierung gefolgt war und die Vormundschaft über seine drei jüngeren 
Brüder führte. Der Kaiser hatte Rudolfs Einfluss im südwestlichen 
Deutschland in letzter Zeit auf jede Weise gefördert, indem er ihm 
die Reichslandvogtei des Elsasses, die über die Reichsstädte Bern, 
Solothurn, Zürich und St. Gallen, endlich die über Nördlingen über- 
tragen und ihn ermächtigt hatte, die vom Reiche versetzten Güter 
iu Bargund, besonders Laupen, Haslithal und Gümminen an sich zu 
lösen.) Abor alle diose kaiserlichen Gunstbezeugungen vermochten 
Rudolfs hochstrebenden Ehrgeiz keineswegs zu beschwichtigen, viel- 
mehr hielt er sich im stolzen Bewusstsein seiner die meisten deutschen 
Fürsten überragenden Machtstellung durch die übermässige Bevor- 
zugung der Kurfürsten in den Reichsgesetaen ron Nürnberg und Metz 
ungerecht zurückgesetzt und strebte eifrigst nach einer Entschädigung 
durch ausserordeniliche Machtbefugnisse, Titel und Würden. Seine 
Berechtigung dazu leitete er aus Privilegien der Kaiser und Könige 
Julius Caesar, Nero, Heinrich IV., Friedrich ]., Heinrich VIL., Frie- 
drich II. und Rudolf her, Fälschungen, dio bald nach seinem Regie- 
ungsantritt in seiner Kanzlei entstanden waren. Schon im Vorjahre 
bald nach seines Vaters Tod hatte er vom Kaiser die Erhebung zum 
König der Lombardei begehrt, eine Forderung, die derart gegen alles 
reichsrechtliche Herkommen verstiess, dass beim Kaiser von vom- 
herein sehr wenig Geneigiheit, derselben zu willfahren, bestanden 
haben kann; dass die Kurfürsten ihre Zustimmung verweigerten, war 
selbstverständlich.‘) Gelegentlich der Anwesenheit Herzog Rudolfs 
in Prag zu Anfang Mai mochte ihm der Kaiser die Eröffnung ge- 
macht haben, dass die Erfüllung seiner Forderung wegen des Wider- 
spruchs der Kurfürsten unmöglich sei Wahrscheinlich hat Rudolf 
schon damals Karl IV. auch um Bestätigung der nicht lange vorher 
in seiner Kanzlei gefälschten Kaiserprivilegien ersucht, letzterer aber 
dieselbo verweigert, weil ihm die darin den österreichischen Herzogen 


4) Hubor, Geschichte Horzog Rudolfs IV. 8. 20 und R. K. 2612. 
%) Rs. 802. Die Kurfürsten oder diese Angologuuhelt zu befragen, war wohl einer 
dor Gründe, werhalb der Kaiser Mitte März 1959 much Mainz kam, 
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verliehenen Rechte viel zu weitgehend erschienen. Die Unmöglichkeit, 
mit seinen ehrgeizigen Wünschen beim Kaiser durchzudringen, er- 
bitterte den jungen Herzog; allsogleich verliess er Prag.') 

Den Kaiser beschäftigte bald darauf die Sorge um Ausbreitung 
und Befestigung des Landfriedens in Schwaben. Mit seiner Einwil- 
ligung hatten 29 schwäbische Städte bereits am 7. November 1356 
den Ulmer Landfrieden vom Jahre 1353 bis zum 23. April 1358 
verlängert und sich zur besseren Handhabung dieses Friedens in drei 
Gesellschaften getheilt, deren Ahgesandto jene Befugnisse besassen, 
die in ander durch den Kaiser vermittelten Landfriedenseinungen 
den Geschworenen zustanden.*) Auch dieser Ländfriede war nach 
seinem Ablauf erneuert worden, und der Kaiser hatte bereits am 
2. Januar 1359 von Breslau aus den schwäbischen Städten das Pri- 
vileg ertheilt, dass sie für alle Thaten, die sie von des Landfriedens 
wegen unter dem Reichsbanner vollführen würden, nirgends zur Ver- 
antwortung stehen sollen als vor Kaiser und Reich. Auch hatte er 
damals im Interesse der Städte alle während seiner Regierung in 
Schwaben nenerrichteten Zölle aufgehoben und allen Fürsten, Grafen, 
Herren, Dienstmannen, Rittern und Knechten Schwabens befohlen, 
zur Aufrechthaltung des Landfriedens das Ihrige beizutragen und sich 
der schädlichen Leute in keiner Weise anzunehmen.®) Am 8. Juni 
1359 errichtete der Kaiser sodann einen wesentlich anders organi= 
sirten Landfrieden in Schwaben bis zum 11. November 1361 zwischen 
dm Bischof Markwart von Augsburg, den Grafen von Oettingen und. 
Helfengtein und 29 schwäbischen Städten mit der Bestimmung, dass 
11 Männer (fünf von den Städten, fünf von den Herren) und ein 
vom Kaiser ernannter Obmann dio Landfriedensbehörde bilden sollten.*) 
Weit mehr als die früheren hat diese Landfriedenseinung den Cha- 
rakter einer unter kaiserlicher Autorität stehenden, da der Kaiser 
einen Obmann setzt, dessen Gehilfen nicht bloss Abgesandte der 
Städte, sondern unter Städte und Herren gleichmässig vertheilte Ge- 


4) Huber, Goschichto Rudolfs IV. & 99. Stoinhers, Karl IV. und die Osterzeichischen 
Froibetsbriete (Mittheilungen des Institats für österreichische Geschichteforschung IX, 63 1. 

9) Rs. 972; Fischer, Landfriedensvorfassung unter Karl IV. 8, 18 f. 

RK. 2881, 9B89, SARA. Vieln, Bolträge zur Geschichte der Landtrieden 
Karl IV. 9. 18. 
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schworene sind. Bezeichnend aber war es, dass die mächtigsten 
Herren Schwabens, die beiden Grafen Eberhart und Ulrich von Wür- 
temberg, diesem Landfrieden nicht beitraten, stand doch derselbe 
ihren auf Erweiterung der Landeshoheit abzielenden gewaltthätigen 
Plänen gar hinderlich im Wege. Die Grafen hatten sich nämlich 
die niederschwäbische Reichslandvogtei, welche sie ursprünglich nur 
als Reichsamt verwaltet, sammt Zugehör (Schuldheissen- oder Amman- 
amt, Jahressteuer, Ungeld, Zoll, Judenschutzgeld) in den niederschwä- 
bischen Reichsstädten vom Kaiser verpfänden lassen und diese Stel- 
hung als Pfandgläubiger benutzt, von den Städten viel Geld zu er- 
pressen, während sich diese durch Aufnahme gräflicher Hintersassen 
zu Pfahlbürgern rächten und die Wiedereinlösung der niederschwä- 
bischen Reichslandvogtei an Kaiser und Reich aus eigenen Mitteln 
bestritten, was zu Beginn des Jahres 1359 eine vollendete Thatsache 
war. Damals (2. Januar) versprach der Kaiser den Städten, die 
Landvogtei sammt Zugehör nie wieder vom Reiche zu veräussern, 
beliess sie jedoch den Grafen von Würtemberg als Amt.!) 

Herzog Rudolf von Oesterreich hatte sich unterdessen auf Grund 
seiner gefälschten Privilegien in Urkunden und auf Siegeln verschie- 
dene Titel beigelegt, welche ihm den höchsten Rang unter allen 
Reichsfürsten zunächst nach den Kurfürsten sichern sollten. Er nannte 
sich auf seinem grossen Siegel „Pfalzerzherzog“ nicht bloss von 
Oesterreich, Steiermark und Kärnten, sondern auch von Schwaben 
und Elsass, unbekümmert darum, dass es niemals eine solche Würde 
gegeben, daneben in Urkunden „Fürst zu Schwaben und Elsass“, 
„Reichserzjägermeister*, wozu er den Anspruch aus dem kärntnischen 
Herzogtum herleitete,*) und liess sich auf seinem grossen Siegel wie 
ein König mit einer kreuzgeschmückten Bügelkrone abbilden.‘) Da 
hiedurch Rudolfs Beziehungen zum Kaiser nur noch gespannter wer- 
den mussten, so war derselbe eifrigst darauf bedacht, möglichst riele 
Bundesgenossen zu werben. Am 2. August hatte er mit König 


') Chr. F, Stalin, Wertembergische Geschichte IIL, 204 f. 

?) Karl IV. hatte mit diesem Erzumt i. J. 1348 den Herzog Barnim von Pommern- 
Stettin und i. d. 1250 die Markgrafen von Meissen balahut (rl. II, Bond dieses Werken, 
5 110 um 22: 

®) Huber, Rudolf IV, 8. 89 und 160 Kürschner, die Urkunden Audolfs IV, 
(Archiv f. österr. Gesch, 49, Band, 9. 11 und 27). 


» Google 


Karls IY. Politik vom April 1857 bis Man 1364. Ar 


Ludwig eine Zusammenkunft in Pressburg, bei welcher er die zwischen 
dem König und dessen Neffen, Herzog Johann von Slavonien, mit 
dem verstorbenen Herzog Albrecht geschlossenen Bündnisse, welche 
gegen Jedermann, mit Ausnahme König Kasimirs von Polen, gerichtet: 
waren, neu verbriefte,‘) Von Pressburg eilte Rudolf nach Salzburg, 
wo er am 17. August mit dem engbefreundeten Herzog Ludwig d. 3. (V.) 
von Oberbaiern ein Bündniss gegen Jedermann, ausgenommen König 
Ludwig von Ungarn und dessen Bruderschn, schloss; auch in dem 
Falle, dass Jemand von des römischen Reichs wegen ihnen Unrecht 
thun würde, sollten sie einander Beistand leisten. ?). Dieser „Jemand* 
war natürlich Karl IV. 

Herzog Ludwig der ältere erlangte damals nach fünfthalbjähriger 
Bemühung durch Vermittlung Herzog Rudolfs, der die Unterhand- 
lungen seines Vaters mit dem Papste fortsetzte, die sehnsuchtsroll 
begehrte Aussöhnung mit der Kirche, nachdem seine Brüder Albrecht: 
und Ludwig der Römer auf Verwendung Kaiser Karl IV., ersterer 
bereits i. J. 1354, letzterer im November 1358 Absolution vom. 
Kirchenbanne erhalten hatten. Von Herzog Rudolf begleitet begab 
sich Ludwig nach München, wo er am 30. August vor den päpst- 
lichen Kommissarien, Bischof Paul von Freising und Abt Peter von 
St. Lambrecht, eidlich gelobte, alles zu genehmigen, was seine Pro- 
kuratoren, der genannte Bischof und Graf Friedrich von Cilly, in 
seinem Namen vor Papst und Kardinälen bekannt und versprochen 
hatten. Seine Prokuratoren. hatten gelobt, dass Indwig die Burg 
Fürstenberg im Vinstgau dem Bischof von Chur, Stadt und Gebiet 
von Trient aber dem dortigen Bischof zurückstellen werde.) Die 
sonstigen Lossprechungsbedingungen bestanden für Ludwig in der 
Verpflichtung, dem Papste einen Monat nach ergangener Aufforderung 
zum Kampfe in Italien hundert Ritter mit ebensovielen Knappen und 
dreihundert Pferden zu stellen, für Ludwig und seine Gemalin Mar- 
gareta in dem Gelöbnis, innerhalb zweier Jahre in der Grafschaft 
Tirol ein Kloster, jedoch nicht für Bettelmönche, zu gründen und 
binnen Jahresfrist an die Basiliken St. Peter und St. Paul in Rom 


) Rs. 50%. 
) Rs. 910 und SI. 
3) Lndwig behanpieke, beides bereits vollsogen zu haben, doch scheint Toisteren nicht 
geschehen zu sein. 
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je eine silberne Bildsiule des Schutzheiligen, vergoldet und 25 Mark 
schwer, zu spenden. Nachdem hierauf Herzog Rudolf von Oester- 
reich für die Erfüllung dieser Lossprechungsbedingungen Bürgschaft 
‚geleistet und Herzog Ludwig ein reumütiges Bekenntnis aller seiner 
Vergehungen gegen die Kirche abgelegt hatte, sprachen die päpst- 
lichen Kommissarien am 1. September Ludwig und Margareta vom 
Banne los, lösten die Ehe derselben als kirchlich nichtig auf, dispen- 
sirten sie tsgsdarauf wegen zu naher Verwandtschaft, segneten nun 
erst ihre Ehe ein und legitimirten die bereits vorher erzeugten 
Kinder. Endlich ertheilten die Kommissäre auch Dispens von zu 
naher Verwandtschaft zur Eingehung der Ehe zwischen Meinhart, 
dem einzigen Sohne Herzog Ludwigs, und Margareta, der Schwester 
Herzog Rudolis von Oesterreich; die bereits im Juni 1358 zu Passau 
gefeierte Vermäklung Meinharts und Margaretas betrachteten die Kom- 
missäre offenbar nur als „eponsalia de füturo.“') 

Herzog Rudolf, der gleich seinem Vater anbetrachts des Um- 
standes, dass Ludwig und Margareta nur einen einzigen Sehn be- 
‚sassen, ernstlich die Erwerbung des mitten zwischen seinen östlichen 
und westlichen Ländern gelegenen Tirol ins Auge fasste, benützte 
den günstigen Zeitpunkt, da sich Herzogin Margareta ihm fär seine 
Gefälligkeit lebhaft verpflichtet fühlte, und bewog sie, ihm und seinen 
Brüdern als ihren nächsten Blutsfrennden®) für den Fall, dass sie, 
ihr @emal und ihr Sohn Meinhart ohne Leibeserben stürben, die 
Grafschaft Tirol zu vermachen.®) Die rechtlichen Mängel dieser Ver- 
fügung waren sehr bedeutend. Die Grafschaft Tirol bestand zum 
‚grössten Theil aus Lehen der Bischöfe von Trient und Brixen, zum 
kleineren Theil aus Eigengitern Margaretas. Betrefis der Lehen über 
die Dauer ihrer Besitzzeit hinaus ohne Zustimmung der Lehensherren 
einseitig zu verfügen, war Margareta von Rechtswegen nicht gestattet, 
und auch die einseitige Verfügung über ihre Bigeugüter war in recht- 
licher Beziehung ungenügend, da dem deutschen ehelichen Güterrecht 


MR. P. 40, 50-61, 6, 64. Rn. 200, 800, BI9—B16, 818. 

3) Da Rudolf und seine Brüder von Margaretas Vatarschwester Elisabeth ahstammten, 
standen sie in der dritten, die regierenden Grafen von Görz, Nachkommen Alhrschts, 
dos Brudors von Margarotas Grosevator (Meinhart II.) dagagen in dor viortan Parantal. 

Rs. 817. 
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zufolge über unbewegliches Frauengut nur gemeinschaftlich durch die 
Ehegatten verfügt werden durfte, die Zustimmung Herzog Ludwigs 
aber nicht eingeholt worden war. Unentwirrbar verwickelt wurde 
aber die Rechtsfrage betreffs Tirols durch den Umstand, dass man 
damals dort nicht mehr genau wusste, was gräfliches Eigengut, Lehen 
der Bischöfe oder Reichslehen sei, sowie endlich dadurch, dass die 
Kaiser Ludwig IV. und Karl IV. ganz Tirol als Reichslehen behan- 
delt hatten, ohne dass won den machtlosen Bischöfen ihre alten lehens- 
herrlichen Rechte geltend gemacht worden wären. Unter solchen 
Verhältnissen war vorherzusehen, dass eine eventuelle tirolische Erb- 
folgefrage sich in Wirklichkeit zu einer blossen Machtfrage ge- 
stalten würde. Davon war Herzog Rudolf sehr wohl überzeugt, wes- 
halb er auch bemüht war, die einflussreichsten Beamten am tirolischen 
Hofe dureh Verleihung einträglicher Sinekuren in Oesterreich in sein 
Interesse zu ziehen.4) 

Um aber nicht bloss seine östlichen Herzogtümer, sondern auch 
die zersplitterten habsburgischen Vorlande gegen Bedrohung durch 
Anhänger des Kaisers zu schützen, liess Rudolf wahrscheinlich durch 
seinen Hauptmann und Landvogt, den Herzog Friedrich von Teck, 
zu Schaffhausen am 26. September für seine Lande in Schwaben und 
Elsass ein Schutz- und Trutzbündnis bis 11. November 1367 mit 
‚den Grafen Eberhart und Ulrich von Würtemberg abschliessen, welches 
gegen Jedermann gerichtet war, einen jeglichen römischen König oder 
Kaiser ausgenommen. Diese Ausnahme des Kaisers war jedoch nicht 
viel mehr, als eine blosse Formsache, denn die Interessen desselben 
wurden auch durch einen Krieg gegen seine Anhänger in Schwaben 
verletzt, und gerade gegen diese, besonders gegen die schwäbischen 
Reichsstädte, wollten sich die Grafen von Würtemberg durch jenes 
Bündniss ausgiebige Waffenhilfe sichern. Es ward nämlich bestimmt, 
dass, wenn einer der beiden Theile unrechtmässig angegriffen werden 
sollte, der andere bei kürzeren Fehden mit: 50 Helmen, bei Bela- 
gerungen und Feldzügen von längerer Dauer mit seiner ganzen Macht 


) So verlieh or am 20. Dezember 1359 dem Hofmalster Herzog Ludwigs, Konrad 
von Frauenborg, die Burzhut in Krems und dem Hofmeister der Herzogin, Konrad von 
Kummershruck, die in Stein, jede mit einom lhrlichen Rorug von 950 Pfund Pfannigen 
(Huber, Goschichte der Vereirigung Tirels mit Oesterreich 197). 
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au helfen verpflichtet sein solle. Stirbt der Kaiser während der Dauer 
des Bündnisses und werden zwei Gegenkönige gewählt, deren einem 
die Herzoge von Oesterreich, dem andern die Grafen von Würtem- 
berg anhangen wollen, so soll jedem Theile freistshen, dem von ihm 
anerkannten römischen König Hilfe zu leisten, doch darf kein Theil 
gegen den andern ziehen. Wird aber der Herzog oder einer der 
Grafen von allen oder doch einigen Kurfürsten zum König gewählt 
und bedarf derselhe gegen einen Gegenkönig des Beistandes des andern 
Theiles, so soll er letzterem für seine Hilfe nach Uebereinkunft Ver- 
gütung thun. Rudolf hatte sich also mittlerweile entschlossen, nach 
Karls IV. Tode sich selbst um die Krone zu bewerben, und falls er 
aur von der Minderheit der Kurfürsten gekoren würde, sich jene mit 
Waffengewalt zu erkimpfen. Hierin aber lag eine arge Missachtung 
des Nürnberger Reichsgesetzes von 1356, wodurch der von der Mehr- 
heit Gewählte als rechtmässiger König erklärt und jeder „Kampf ums 
Reich“ verpönt war. 

Von dieser neuesten Phase der Entwürfe Herzog Rudolfs scheint 
der Kaiser vorläufig noch nichts erfahren zu haben, dagegen müssen 
ihm damals durch Herzog Rudolf die Erzbischöfe von Mainz und 
Köln und vielleicht noch andere Kurfürsten denunzirt worden sein, 
dass sie mit Wissen des Papstes Karl IV. absetzen und König Ludwig 
von Ungarn zum römischen König wählen wollten. Es scheint, dass 
Herzog Rudolf auf diese Weise zwischen dem Kaiser und den Kur- 
fürsten Zwiespalt säen und sich überdies an letzteren für deren 
Widerspruch gegen seine Erhebung zum König der Lombardei rächen 
wollte. Der Kaiser, der sich bewusst war, durch seinen Reformeifer 
den geistlichen Kurfürsten Anlass zu einiger Verstimmung gegeben 
zu haben, war jetzt bemüht, dieselben möglichst zu beschwichtigen, 
ertheilte am 13. Oktober der Geistlichkeit der Kirchenprovinzen Mainz, 
Köln, Magdeburg und Bremen ein Schutzprivileg, worin er alle die 
Kirchenfreiheit beeinträchtigenden Verordnungen der weltlichen Herren 
und Stadträthe für ungiltig erklärte und den Widerruf dieser Ver- 
ordnungen anbefahl.‘) Sodann berief der Kaiser auf den 11. November 
die drei geistlichen Kurfürsten nach Bacharach am Rhein. Als ihnen 
hier der Rheinpfalzgraf Ruprecht d. &. in des Kaisers Auftrage die 


#) R. K. 3008 und 5007, 
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Eröffnung machte, Herzog Rudolf von Oesterreich habo dem Kaiser 
mitgetheilt, die Erzbischöfe von Mainz und Köln und einige andere 
Kurfürsten hätten mit Wissen und Zustimmung des Papstes mit dem 
König Ludwig von Ungarn Verhandlungen gepflogen wegen Absetzung 
Karls IV. und Erwählung Ludwigs an dessen Stelle, beiheuerten 
die beiden Erzbischöfe in Briefen an den Kaiser, König Ludwig und 
Herzog Rudolf, dass ihnen von so heillosen Anschlägen nicht das 
‚Geringste bewusst sei, und erklärten sich bereit, vor dem kaiserlichen 
Hofgeriehte sich zu verantworten.‘) Der Kaiser gewann den Eindruck, 
dass hier eine Intrigue Herzog Rudolfs vorliege, und hütete sich, 
die geistlichen Kurfürsten vor sein Gericht zu ziehen, ‘da dies für 
immer einen Stachel in ihnen zurückgelassen hätte. Der Umstand, 
dass König Ludwig von Ungarn, der durch die Denunziation Herzog. 
Rudolfs doch in so arger Weise blosgestellt worden, trotzdem in den 
besten Beziehungen zu letzterem verblieb, macht es wahrscheinlich, 
‚dass zwischen Ludwig und Rudolf, wohl bei der Zusammenkunft in 
Pressburg, jener Plan wirklich erörtert worden ist. Das hat gewiss 
auch der Kaiser erkannt, ihm kam es daher vor allem darauf an, 
den gefährlichen Ungarnkönig zufrieden zu stellen, Er knüpfte mit 
ihm Verhandlungen an, sicherte ihm das durch den Tod seines am 
29. Juli 1358 verstorbenen Halbbruders, des Patriarchen Nikolaus 
von Aquileja, erledigte Generalvikariat der Städte und Gebiete von 
Feltre und Belluno zu und bewog ihn dadurch, auch Herzog Rudolf 
einer Anssöhnung mit dem Kaiser geneigt zu machen. Mitte Mai 
fand eine Zusammenkunft des Kaisers mit König Ludwig und Herzog 
Rudolf zu Tyrnau bei Pressburg statt. Hier stellten Kaiser und 
König einander, offenbar mit Rücksicht auf die Vorkommnisse der 
jüngsten Zeit, eidlich und urkundlich Erklärungen sus, dass keiner 
den gegen die Ehre und den guten Ruf des andern verbreiteten üblen 
Gerüchten jemals geglaubt habe oder in Zukunft glauben werde. 
König Ludwig übernahm die Vermittlung zwischen dem Kaiser und 
dem Herzog. Nach dem Schiedspruch desselben lieferten beide Theile 


') Re 492-997. In koinem Zusmmmenbange mit divsem angeblichen Absetzunge- 
plan steht eine im behraischen Kronarchiv defndliche Urkunde Herzog Rudolfs rom 20, Full 
1359, deren Wortlsut ich gelegentlich veröfentlichen werde. Palacky trift die Schuld, 
durch seine Bemerkung in Geachichte von Böhmen IT, 9, 247 N. 482 dio fulsche Meinung 
von einem yoldhon Zusmmmenhange verbreitet zu haben. 
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alle Lehens- und Pfandbriefe aus, welche ihnen Rechte auf die gegen- 
seitigen Länder einräumten. Von TIymau begaben sich der Kaiser 
und Herzog Rudolf nach Seefeld, westlich von Laa, einem Reichs- 
lehen der Burggrafen von Nürnberg, wo Herzog Albrecht IE. von 
Oesterreich von Karl IV. belehnt worden war, und nun auch Herzog 
Rudolf nebst seinen Brüdern Friedrich, Albrecht und Lenpold die Ge- 
sammtbelchnung mit seinen’Ländern in hergebrachter Weise empfieng. 
Wahrscheinlich hat Rudolf damals vom Kaiser auf Grund der Ver- 
mächtnissurkunde der Herzogin Margareta vom 2. September 1359 die 
Eventualbelehnung mit Tirol und ebenso die mit der Grafschaft Burgund 
(mit welchem Rechte, ist unbekannt) verlangt, der Kaiser schlug ihm 
aber beides ab und nötigte ihn überdies zu der mkundlichen Frklärung, 
dass ihm der Kaiser bei der Belehnung die Grafschaften Tirol und Bur- 
‚gund weder gelichen habe, noch verleihen wollte, Besonders schwer em- 
pfand es Herzog Rudolf, dass seine Belehnung nicht nach Vorschrift seines 
falschen Privilegs Kaiser Friedrichs L. vom 17. September 1156 vor- 
genommen worden war. Diesem zufolge sollte der Herzog von Oester- 
reich nicht gehalten sein, behufs der Belehnung den Kaiser ausser- 
halb seines Herzogtums aufzusuchen, sondern dieser muss nach Oester- 
reich kommen, un den Herzog mit ganz besonderem Zeremoniell zu 
belehnen. Während nämlich sonst der Vasall kniend nnd entblössten 
Hauptes die Huldigung und den Treueid leistete, sollte der Herzog 
von Oesterreich ebenso wie die Kurfürsten hoch zu Ross, den Her- 
zogshut mit der Zinkenkrone auf dem Haupte, vom Kaiser belehnt 
werden.) Wie man sieht, hütete sich der Kaiser, dem Herzog die 
Privilegien zu bestätigen, obgleich dies bei Gelegenheit der Belch- 


9) $ 2 und $ 19 dos sog. Privilogium maius (Archiv für Kunde östorr. Geschichts- 
quellen VIlN, 112 um 118). En gibt einen Revers Karls IV, vom 21. Mai (k- K. 3112), 
demzufolge der Umstand, dass Herzog Kudelf bei der in Seefeld empfangenen Belehrung cinige 
Handlungen und Feierlichkeiten unterlassen hakte, demselben wie seinen Brüdern und Erben 
unschädlich wein nolle, Dies wäre aber eine allan präj 0 Anorkonmang der Bo- 
stimmungen des Privilglum malus über die Form der Bel des Herzogs von Oesterreich 
gewosen, die man dem Kaiser, der doch auf die von ihm selbst L. J. 1848 Herzop Al- 
brocht. IL in gewöhnlicher Weise ortheilte Telchmung hinweisen konnte, kaum wird zu- 
muten könven. Die Fülschung diesen Reerses durch Herzog Rulolf dankt mir daher 
wahrscheinlicher, als die Echtheit desselben, welche berechtigen würde, Karl IV. der 
schwächlichsten Nachgiebigkeit zu zeihen. 
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nung herkömmlich war. Auch die Reichslandvogtei im Elsass, welche 
dem Herzog am 22. März d. J. von Karl IV. entzogen und dem 
kaiserlichen Hofmeister, Burchart, Burggrafen von Magdeburg, über- 
tragen worden war,‘) ward ihm nicht wieder zurückgestellt, 

Mitte Juni brachte der Kaiser durch einen aus dem Rate der 
Grafen von Würtemnberg den Inhalt des Bündnisses in Erfahrung, 
welches dieselben im September vorigen Jahres mit Herzog Rudalf 
von Oesterreich geschlossen hatten.°) Es ist bereits bemerkt; worden, 
inwiefern dasselbe eine arge Missachtung des Nürnberger Reichsge- 
setzes vom 1356 in sich schloss; das war es aber wohl weniger, was 
den Kaiser verletzt hatte, als vielmehr die darin seitens der Vertrags- 
schliesser ausgesprochene Absicht, den römischen Königsthron nach 
seinem Tode einzunehmen. Karl hoffte nämlich noch immer auf 
männliche Nachkommenschaft und trug sich wohl schon damals mit 
dem Gedanken, einem eigenen Sohne die Nachfolge auf jenem Throne 
zu verschaffen. Seinen mächtigen Schwiegersohn dieses Bündnisses 
wegen zur Rede zu, stellen, hütete sich der Kaiser, der froh war, 
dass es gelungen, sich mit ihm einigermassen auseinanderzusetzen, 
aber an den schwächeren Grafen von Würtemberg beschloss er seinen 
Zorn auswulassen. Er schrieb auf den 24. Juni einen Reichshoftag 
nach Nürnberg aus und erliess eine Verladung an die Grafen von 
Würtemberg, sich dort wegen des Bündnisses mit Herzog Rudolf von 
Oesterreich und wegen verschiedener Uebergriffe gegen schwäbische 
Reichsstädte zu verantworten. Letztere hatten sich beim Kaiser be- 
klagt, dass die Grafen von Würtemberg unerhörte Zölle innerhalb 
ihres Gebietes erpresst und Raubrittern Zuflucht gewährt hatten; 
endlich waren auch einige Reichsfesten von den Grafen widerrechtlich 
in Besitz genommen worden. Zwar erschien Graf Eberhart mit 
grossem Gefolge auf dem Reichshoftag zu Nürnberg vor dem Kaiser, 
vermochte sich aber nicht zu verantworten und verschmähte es 
auch, sich auf Gnade und Ungnade zu unterworfen. Ohne Zweifel 
ward er durch Urtheil der anwesenden Fürsten und Herren) ge- 


RK. 9005. 

DRK. 1978. 

9) In dan auf dem Nürnberer Reichstag ansgestllten Urkunden Karls IV. erscheinom 
als Zongen: Dor Rhoinpfilzgraf Reprecht d. &, Herzog Rudılf d. d. von Sachsen, die 
Bischöfe Albert von Würzburg, Laupolt Yon Bauberg, Gerhart von Speler, Districh vom 


» Google 


224 Karls IV. Politik von April 1857 bis März 1964. 


ächtet und der Reichskrieg zur Vollziehung der Acht gegen ihn 
beschlossen.) 

Zu Beginn der zweiten Hälfte des August trat der Kaiser von 
Nürnberg aus die Heerfahrt gegen die Grafen von Würtemberg an. 
Er hatte nicht bloss die schwäbischen und rheinischen Reichsstädte 
aufgeboten, sondern auch aus seinen Erblanden ein bedeutendes Heer 
zusammengebracht, endlich hatten ihm König Ludwig von Ungarn 
und sein Oheim, König Kasimir von Polen, Hilfstruppen gesandt,?) 
so dass das ganze Heer mehr als 3000 Helme zählte.) Der Kaiser 
selbst, sein vertrauter Rat, der Bischof Dietrieh von Minden, und 
sein Kammermeister, Sbinko Hase von Hasenburg, zogen mit dem 
böhmischen Heere und dem von der Stadt Nürnberg gestellten Kriegs- 
Yolk zunächst ia die Gegend der Reichsstadt Bopfingen, wo die Mann- 
schaft von Heilbronn und wohl auch von andern niederschwäbischen 
Reichsstädten zu ihm stiess; von dort z0g der Kaiser nach der Reichs- 
stadt Aalen, welche die früheren Pfandbesitzer, die Grafen von Oet- 
fingen, als Afterpfand an die von Würtemberg versetzt hatten. Der 


Worms, Johann von Olmütz, Johana von Leitouyschl, Maurus von Corbarien, die Harzoge 
Bolko von Falkenberg, Rudclf d. j. von Sachsen, Kasimir von Stettin, Heinrich und Rupert 
von Liegnitz, der Markgraf Wilhelm vom Meissen, die Burggrafon Burchart von Magdeburg, 
Albert und Friedrich von Nürnberg, die Landgrafen Ulrich und Johann von Leuchtenberg, 
üs Grafen Ludwig d. &. und d. j. von Oettingen, Burchart und Johann vom Retz, Hein- 
nich und Günther von Schwarzburg, Heinrich von Montfort (R. K. 3208, 3227, 5248). 
Yon Reichsstädien waren besonders die schwäbischen durch Boten vertreten (Heinr. de 
Diessenh, 117). 

)R. K. 3188%. Dass der Meichskrisg eröffnet worden sei ohne rorhergehende 
Achtserklärung, ist nach dem damals geltenden Keichsrscht unmöglich. Die Acchtung kann 
aber erst mach dem 14. Juli geschehen vein, da Graf Eberhart noch in einer Urkunde 
Karls IV. von diesem Tage als Zeuge vorkommt (R» K. 3227). 

%) Diese Nachricht des sonst gut unterrichteten Jakob von Mainz lässt sich. nicht. 
ehno weiteres Terwerfen (rel, Wichert, Jakob von Mainz, Königsberg 1881, 3. 218 f), 
Jedenfalls steht damit die Sendung des k, ungarischen Kanzlers Wilhdhn, postuliten 

hofs won Finftischen, nch Kümberg in Zusammenhang, welchem der Kaiser ein Go- 
schenk von 2000 Golägullen machte, während er sich König Kasimir powis dessen Nodfon 
und Erben König Ludwig dadurch orkenntlich zeigte, dass er dis Yerzichteistung auf dus 
Herzogtum Masovien-Plozk erneuerte und für sich und seine Erben dem König Kasimir wer- 
sprach, nie für die Trenmang ds Bistums Breslau von der Metrıpelo Gnsson und dessen 
Zutheilung zur Kirchenprorinz Prag baim Papst zu wirken (R. K. 8250—8258). 

®) Da dem Koiser aus Böhmen 2500 Helme zuzogen (Rs. 238), so dürften die 
Hüfstruppen der Könige von Polen und Ungarn 500-600 Halms betragen haben. 
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Kaiser nahm Aalen ein und zog von da weiter nach der würtem- 
bergischen Landstadt Schorndorf, deren Berennung or am 28. August 
begann. Das Kriegsvolk der oberschwäbischen Reichsstädte") bela- 
gerte auf kaiserlichen Befehl Göppingen, das der rheinischen Reichs- 
städte unter Führung des Rheinpfalagrafen Ruprecht d. ä. (Mark-) 
Gröningen; überdies wurden den Grafen von Würternberg und ihren 
Anhängern mehrere Burgen und Dörfer zerstört und verbrannt. Schon 
am 31. August unterwarfen sich die Grafen dem Kaiser auf dem 
Felde von Schorndorf und die im kaiserlichen Lager anwesenden 
Bischöfe von Augsburg, Strassburg und Speier vermittelten eine Sühne, 
derzufolge die Grafen dem Bündnis mit Herzog Rudolf von Oester- 
reich entsagten und für sich und ihre Erben dem Kaiser auf seine 
Lebzeit Beistand mit aller ihrer Macht gegen Jedermann gelobtenz 
auch sollten sie den schwäbischen Reichsstädten ebenso wie diese 
ihnen vor dem Kaiser oder dessen Stellvertreter zu Recht stehen. 
Der Kaiser dagegen liess den Grafen ihre Herrschaften und Freiheiten, 
gab ihnen alle Gefangenen und die in diesem Kriege abgenommenen 
Festen zurück mit Ausnahme von Aalen, für welches den Grafen die 
Pfandsumme von 13.000 Pfund Heller zurückgezahlt werden sollte, 
wenn sie diese Summe nicht auf die zu derselben Pfandschaft gehö- 
rigen Festen Lauterburg, Rosenstein und Heubach allein schlagen 
wollten. Endlich willigte der Kaiser darein, dass auch die Helfer der 
Grafen, die Herzoge von Teek und der Schenk von Limburg, seine 
kaiserliche Huld wieder geniessen sollten, ausgenommen den Herzog 
Rudolf von Oesterreich, der sie für sich abgesondert wiederzuerwerben 
trachten sollte.*) 

In der That hatte Herzog Rudolf von Oesterreich des Kaisers 
Unwillen mittlerweile aufs neue erregt. Da er nämlich im Frieden 
von Tyrnau nichts von allem dem, was er erstrebte, zu erreichen 
vermoeht, 0 hatte er sich abermals behufs Erreichung seiner ehr- 
geizigen Absichten und um dem Kaiser trotzen zu können, durch 
Dienstverträge zu stärken gesucht, welche sein Landvogt in Schwaben 


') Konstanz allein state 40 Holm wnd 160 Fassginger in Rüstung, Strassburg 
40 gekrönte Heime (eins. Diessenkoren 118, Wencker, disqahilio do Qlorenburgeris 56). 

2) R. K. 8207, 8226, 1241, 9970°—8973, 7026; Rs. 887, 988. Vgl. P. F. 
Stalin, Geschichte Wärtemberes I, 525 1. 
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und Elsass, Herzog Friedrich von Teck, in seinem Namen abschloss. 
Ein solcher war der mit dem Grafen Rudolf von Montfort-Feldkirch 
am 23. Juni geschlossene, worin derselbe der Herzogen von Oester- 
reich seine Festen offen zu halten und ihnen für den gewöhnlichen 
Sold gegen Jedermann, auch gegen den Kaiser, mit ganzer Macht 
zu helfen versprach. Gleichzeitig schlossen die Grafen von Fürsten- 
berg gegen jährliche 1000 Goldgulden einen Dienstvertrag mit dem 
Herzog von Öesterreich, und am 25. Juli übergab der Bischof Peter 
von Chur sein Bistum mit allen Landen und Leuten, ausgenommen 
die Feste Fürstenberg im Vinstgeu, auf acht Jahre den Herzogen 
von Oesterreich, wogegen diese ihm mit zwölf Pferden an ihrem Hofe 
Unterhalt geben und jährlich 1000 Goldgulden zahlen sollten.) Nach- 
dem nun aber die Würtemberger Grafen sich dem Kaiser unterworfen 
hatten, sah Herzog Rudolf ein, dass er einem Kampf mit den drei 
bereits in Schwaben lagernden Heoren des Kaisers nicht gewachsen 
wäre, erschien deshalb im Lager des letzteren bei Esslingen und, ward 
von demselben auf Bitten der anwesenden Fürsten‘) wieder zu Gmaden 
angenommen (5. September). Die vermittelnden Fürsten setzten den 
Entwurf einer Sühnurkunde auf, deren Bestimmungen jedoch, wie es 
scheint, nieht ganz ansgeführt worden sind. Ueber einzelne Punkte 
dieser Sühne wurden besondere Urkunden ausgefortigt. Herzog Rudolf 
musste auf die Titel eines „Pfalzerzherzogs* und „Herzogs in Schwaben 
und Elsass“ verzichten, „da er zur Pfalz kein Recht habe und auch 
nicht Herzog sei in Schwaben und Elsass“, und geloben, alle Siegel 
mit solchen Titeln zu zerbrechen und bis Weihnachten neue, wie sie 
sein Vater und seine Vorfahren geführt, machen zu lassen. Die bereits 
im Mai zu Tyrnau geschehene Verzichtleistung des Kaisers und seines 
Bruders, sowie der österreichischen Herzoge auf die gegenseitigen 
Länder ward erneuert, Erbansprüche Katharina's, der Gemalin Herzog 
Rudolfs, sollten erst in Betracht kommen, wenn Karl IV. und sein 
Bruder, der Markgraf von Mähren, und ihre Nachkommen ohne männ- 
liche Erben mit Tod ubgegangen wären. Ferner schlossen der Kaiser 


') Huber, Geschichte Rudolfs IV., 5. 48. 
#) Als solche erscheinen in R. K. 9288: Der Ernbischof von Frag, die Bischdfe 
ıyschl, Olmütz und Minden, dio Hornoge von Falkonburg und Troppas und der 
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und der Markgraf von Mähren mit Herzog Rudolf und dessen Brü- 
dern ein ewiges Bündniss, kraft dessen sie sich zu gegenseitiger Hilfe 
bei Angriffen auf die österreichischen Herzogtümer oder die böh- 
mischen Länder verpflichteten. Auch bei Angriffen auf die öster- 
reichischen Besitzungen in Schwaben und Elsass erklärte der Kaiser 
den Horzogen gegen Jedermann Hilfe leisten zu wollen.) 

Nachdem der Kaiser als König von Böhmen in Esslingen noch 
mit den Grafen Ludwig d. 3. und d. j. von Oeitingen deu Rückkauf 
der Städte Aalen und Heubach und der Burgen Lauterburg und 
Koseustein um 26.000 Pfund Heller vereinbart hatte,”) ritt er am 
8. September nach der bisher im würtembergischen Pfandbesitz be- 
findlichen Reichsfeste Achalm und von da nach Reutlingen, wo er 
den Grafen alle ihre Königsbriefe über Eigen, Lehen, Zölle und Pfand- 
schaften bestätigte mit Ausnahme der niederschwäbischen Reichsland- 
vogtei,’) sowie der Festen Hohenstaufen und Achalm, welche er aus 
Reich zurückzog; zugleich versprach ihnen der Kaiser, so lange er 
lebe, die im Würtenberger Land gesessenen Juden nicht besteuern zu 
wollen, sondern sie den Grafen diensthaft sein zu lassen. Am selben 
Tage (16. September) vermittelte der Kaiser zur Verhütung künftiger 
Zweiungen zwischen den Grafen von Würtemberg und den Reichs- 
städten „vor der Alben“, d. i. denen der niederschwäbischen Reichs- 
landvogtei, einen Frieden, welcher die Grafen verpflichtete, dem Ver- 
kehr auf Land- und Wasserstrassen wieder freizugeben, und die 
neuen ungewöhnlichen Zölle, über welche sie keine Briefe vom Reiche 
hatten, abzuthun, ferner Klagen um liegende Güter gegen Bürger 
der Beichsstädte, welche sie Jahr und Tag innegehabt, vor die Schuld- 
heissen dieser Städte zu bringen, niemand mit Ausnahme ihrer Leib- 


!) RK 0980-8287, 8205, TOLER, Ru, 049-540. Huber, Radolf IV, 8.501. 
Den Rover Karls IV. (RK. LEBE) halte ich glich Nertholl, die Landeshoheit: Onstor- 
reiche 8. 181 Mr unterschoben, da Ach as unglulich Ande, dass der Kafsor In dem 
Moment, wo or seine Autorität dem Herzor gogenäber geitend machte, zuglelih durch. die 
Ausstellung jenes Rerersos ein seiner Autorität so abträgliches Präjudiz geschnfen habn 
solle. 

DRK 2004. 

#) Der Verlust. dieses Reichsamtes war bereits sine Folge der Verhängung der Reichs- 
acht über Ale Grafen, ebenen wie lt demelben die Beschlagnahme der Habe den Ceich- 
toten verbunden war. Während Ihnen der Kabor diese zurückstellie, gab or Ihnen die 
Vogtei nicht mehr zuräck, 
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eigenen an dem Rechte der Freizügigkeit zu hindern, die Klöster und 
ihre Höfe sowohl in Esslingen als anderswo nicht widerrechtlich mit 
Einlegung von Pferden u, dgl. zu belasten, endlich den Klöstern, dem 
Adel oder sonst ehrbaren Leuten den Verkauf ihrer Waldungen, wenn 
selbe auch in den würtembergischen Wildbann gehörten, an wen 
immer zu gestatten.t) 

In Nürnberg setzte der Kaiser seine Bestrebungen, die im Be- 
sitz von Landesherren befindlichen Reichspfandschaften in Schwaben 
ans Reich zuräckzubringen oder den Reichsstädten zu überlassen, eifrig 
fort. Die Städte und Klöster Oberschwabens lösten damals mit 
eigenem Gelde die im Pfandbesitz der Grafen von Helfenstein befind- 
liche oberschwäbische Reichslandrogtei aus, weshalb ihnen der Kaiser 
diese Landvogtei und ihr Zugehör, die Jahressteuer, das Ammannamt, 
das Ungeld, die Klöster u. a. nicht mehr zu versetzen versprach 
(4. November), doch beliess er den Grafen von Helfenstein die ober- 
schwäbische Landvogtei als Reichsamt.?) Zugleich erlaubte er den 
niederschwäbischen Keichsstädten, 2. B. Esslingen und Heilbronn, die 
von den wärtemberger Grafen mit eigenem Gelde eingelösten Reichs- 
ämter und nutzbaren Reichsrechte (wie Schuldheissenamt, Ungeld und 
Zoll) bis zur Zahlung des Pfandschillings durch das Reich in Pfandes- 
weise inne zu haben.®) Die niederschwäbische Reichslandvogtei über- 
{rug der Kaiser seinem heimlichen Rat Rudolf von Homburg,‘) Land- 
komthur des deutschen Ordens in Böhmen und Mähren.) Endlich 
nahm Karl damals einen für sein Königreich Böhmen sehr vortheil- 
haften Tausch vor, indem er die von den Grafen oon Öettingen mit 
böhmischen Krongeldern erkauften Festen Lauterburg und Rosenstein, 
sowie die Städte Aalen und Heubach dem Reiche abtrat, welches 
‚dafür an Böhmen die Festen Parkstein und Karlswald nebst der Stadt 
zu der Weiden in der nördlichen Oberpfalz abgeben musste (4. De- 
2ember).s) 


YR.K. 2205-8801. 
9) R. K. 8991, 8999, 9894-8996. 
3) m. K. 3391, 8409. 

©) Bei Kadolfszell um Untarsen. 
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Herzog Rudolf von Oesterreich bediente sich auch nach dem 
Frieden von Esslingen ihm nicht zustehender Insignien, weswegen 
ihn der Kaiser auf den 11. November nach Nürnberg vorlud. Rudolf 
erschien daselbst und brachte zu seiner Rechtfertigung eine am 
11. Juli 1360 zu Wien von. dem päpstlichen Nuntius Egidius, Bischof 
von Vicenza, dem Diözesanbischof Gottfried von Passau, sowie von 
den Aebten Eberhart von Reichenau und Lamprecht von Gengenbach 
vidimirte Kopie‘) seiner gefälschten Privilegien mit, denn auf Grund 
dergelben war er zum Tragen besonderer Insignien allerdings berech- 
tigt. Ein längerer Aufschub der Entscheidung über die rechtliche 
Gültigkeit jener Privilegien war jetzt nicht mehr möglich, weshalb 
sich der Kaiser entschloss, Punkt für Punkt darüber sein Urtheil 
abzugeben, Da man die Prüfung namentlich älterer Urkunden 
auf ihre Echtheit oder Unechtheit hin damals noch nicht verstand 
und nur die denkbar gröbsten Verstösse auffällig fand, so lag auch 
dem Kaiser eine Untersuchung der Echtheit der österreichischen Pri- 
vilegien fern, er beschränkte sich vielmehr darauf, den Bestimmungen 
dieser Privilegien, inwiefern sie die Rechte von Kaiser und Reich 
sowie die Rechte Dritter zn beeinträchtigen schienen, seine Bestäti- 
gung zu versagen, oder dieselbe nur mit Klauseln und Vorbehalten 
zu ertheilen; hiezu war er auch wirklich befugt, denn die Ertheilung 
und Bestätigung von Privilegien gehörte in den eigenen Machtbereich 
des Kaisers, doch durfte derselbe hiebei die wohlerworbenen Rechte 
Dritter nicht beeinträchtigen.2) Am meisten betroffen war Karl IV. 
über die in das Privileg K. Heinrichs IV. vom 4. Oktober 1058 ein- 
gerüekten Privilegien Caesars und Neros. In dem ersten gibt Julius 
Caesar die „terra orientalis plage* dem berühmten Senator, seinem 
Mutterbruder, und dessen Erben zu ewigem Lehen; keine Gewalt 
darf über ihn gesetzt werden, alle Nutzungen des Landes werden 
ihm verliehen; überdies wird er in den römischen Geheimrat aufge- 
nommen, 30 dass kein Rechsgeschäft und keine Prozessentscheidung 
von immerwährender Dauer ohne ihn vollzogen werden kann. Auf 
Grund dieses Privilegs hätte der Herzog von Oesterreich ein älteres 


') Gedruckt ist dieselbe im Notizenblatt dr Wiener Akademie, 6. Jahrgang 1858, 
0 
?) Schröder, dautsche Rechtsgsschichta, $. 494. 
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Recht auf Theilnahme an der obersten Reichsregierung gehabt, als 
die Kurfürsten, von deren Kollegium er ausgeschlossen war. In dem 
zweiten Privileg erklärte Nore, mit dem ganzen Senats beschlossen 
zu haben, dass er die terra orientalis für immer von aller Steuer 
befreit habe. Da es damals keine allgemeine Reichssteuer gab, so 
war die Befreiung nur auf eine zukünftig einzuführende berechnet. 
So alte Urkunden hatte selbst in Italien Niemand Karl ]V, zur Be- 
stätigung vorgelegt. Der Kaiser schrieb deshalb darüber an seinen 
Freund Petrarca, den damals einzigen Kenner des römischen Alter- 
tums, und forderte von demselben ein Gutachten über diese beiden 
ibm selbst verdächtig vorkommenden Privilegien. Ohne jedoch das- 
selbe abzuwarten, erklärte er, diese Privilegien in keiner Weise be- 
stätigen zu können, Dasselbe that er bezüglich jener Bestimmung 
des falschen Privilegs E. Heinrich IV. von 1058, kraft welcher 
‚dern Markgrafen von Oesterreich die Bistümer Salsburg und Lorch, 
(@. h. Passau) mit allen ihren Gütern geschenkt werden, so dass er 
und seine Nachfolger Vögte und Herren über dieselben sein sollen. 
Es konnte dem Kaiser nicht unbekannt sein, dass die Herzoge von 
Oesterreich über das Erzbistum Salzburg und das Bistum Passau 
keine Vogteirechte besassen, und überdies war die Absicht Herzog 
Rudolfs, die Lande dieser Bistümer seinem Herzogtum einzuverleiben, 
nur zu deutlich. Eine andere Bestimmung des Privilegs Heinrichs IV., 
welche dem Markgrafen von Oesterreich das Vorrecht ertheilt, dass 
er sich das Gerichtsschwert und das Banner seines Landes überall, 
selbst im Beisein des Kaisers, vortragen lassen dürfe, änderte Karl IV. 
dahin ab, dass den Herzogen das Gerichtsschwert nicht: entblösst, son- 
dern in der Scheide vorauszutragen ist, und dass sie sich der Banner 
bedienen können bei Empfang der Lehen und anderen Rechtehand- 
lungen, wo sich die übrigen Fürsten solcher bedienen. 

Ebenso verwarf der Kaiser unbedingt eine ganze Reihe von Be- 
stimmungen des unechten Pririlegs K. Friedrichs I. vom 17, Sep- 
tember 1156, #0 die Bofreiung des Herzogs von Ocsterreich von der 
Vasallenpflicht der Reichshoffahrt, ferner die Herabminderung der 
Verpflichtung des Herzogs zur Reichsheerfahrt, die darin bestehen 
sollte, Anss der Herzog nur in einem Reichskriege gegen Ungurn zum 
Zeichen, dass er ein Reichsfürst sei, einen Monat lang auf eigene 
Kosten zwölf Mann zu stellen habe. Verworfen wurde ferner die 
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Bestimmung, dass der Herzog von Oesterreich nicht gehalten sein 
solle, behufs der Belehnung den Kaiser ausserhalb seines Herzogtums 
aufzusuchen, dass vielmehr dieser nach Oesterreich kommen müsse, 
um den Herzog zu belehnen; ebenso der Zusatz, dass wenn der Kaiser 
dies verweigere, der Herzog nur dreimal schriftlich um die Belehnung 
nachzusuchen brauche, und falls sie dann noch nicht gewährt werde, 
der Herzog auch ohne Belehnung rachtmässiger Besitzer seiner Lehen 
sei. Verworfen wurde die Bestimmung über das Zeremoniell bei dem 
Belehnungsakte, derzufolge der Herzog von Uesterreich ebenso wie 
die Kurfürsten hoch zu Ross, den Herzogshut mit der Zinkenkrone 
auf dem Haupte, in der Hand ein Scepter haltend, belehnt werden 
solle. Bei Verwerfung jenes Artikels, der den Herzog von jeglicher 
* Gerichtsgewalt über ihn befreit und ihm, wenn er freiwillig sich ver- 
antworten wolle, das Recht zugesteht, einen von seinen Vasallen oder 
Dienstmannen als Richter über sich zu bestellen, fügte der Kaiser 
die Motivirung hinzu: „Da selbst die obersten Herrscher der Welt, 
der Papst und der Kaiser, dem Rechte seinen Lauf lassen, den Ge- 
setzen sich unterworfen bekennen und es nicht unter ihrer Würde 
finden, von Rechtswegen sich zu verantworten, so darf auch der 
Herzog von Oesterreich und jeder Andere, der tiefer als jene Walt- 
herrscher steht, von der Pflicht, sich dem Recht zu stellen, nicht 
entbunden sein, sondern soll sich den durch die weltlichen und geist- 
lichen Gesetze für ihn bestimmten Gerichtsstand gefallen lassen.* 
Das Schicksal unbedingter Verwerfung traf auch den zum vorigen 
Artikel gehörigen Zusatz, welcher besagt, dass, wenn der Herzog 
(wegen Majestätsbeleidigung) von Jemandem (einem Genossen oder 
Uebergenossen) kämpflich angesprochen werde, er sich durch einen 
nieht mit dem Makel der Recht- oder Ehrlosigkeit behafteten Kämpen 
völlig vertreten lassen könne, welchen Niemand am Tage des Kampfes 
als kampfunfähigen Mann bezeichnen dürfe. Da der Beklagte und 
der Kläger regelmässig selbst kämpfen mussten und man nur gegen 
Rechtlose durch Lohnkämpfer kämpfte, so lag in diesem Artikel eine 
arge Beleidigung der Genossen des Herzogs, der Reichsfürsten. Be- 
äingungslos verwarf der Kaiser den ferneren Artikel, dass ein kinder- 
loser Herzog von Oesterreich das Recht haben solle, ohne Einsprache 
von Seiten des Reiches seine Länder zu vermachen, wem er wolle. 
Da diese Dispositionsbefugniss nicht einmal die Kurfürsten besassen, 
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bei den Kurfürstentämern vielmehr nach Kapitel VII des Nümberger 
Reichsgesetzes von 1356 im Falle des Mangels rechtmässiger Erben 
der Heimfall an den Kaiser eintrat, welcher sie neu zu verleihen 
hatte, so konnte der Kaiser dies Privileg auch dem Herzog von Oester- 
reieh nicht zugestehen. Ebensowenig konnte er endlich den Satz des 
falschen Privilegs anerkennen: „Das Reich darf kein Lehen haben im 
Herzogtum Oesterreich. Wer immer, er sei Fürst oder einem andern, 
adeligen oder unadeligen Stande angehürig, im Herzogtum Oesterreich 
Besitzungen hat, die von ihm zu Lehen genommen werden, der darf 
sie Niemandem verleihen, er habe sie denn vorher selbst vom Herzog 
zu Lehen genommen. Wer dagegen handelt, dessen Lehen sollen 
als freies direktes Eigentum dem Herzog verfallen sein — die geist- 
lichen Fürsten und Klöster allein ausgenommen.* Da diese Be- 
stimmung bezweckte, die weltlichen Reichsvasallen in Oesterreich 
anzuhalten, ihre Reichslchen dem Kaiser aufzukündigen, um sie vom 
Herzog als Afterlehen zu empfangen, sie auf diese Weise der un- 
mittelbaren Verbindung mit dem Kaiser zu entzichen und in Lehens- 
abhängigkeit vom Herzog zu versetzen, so wären dadurch alle Rechte 
und Gebiete, die Kaiser und Reich in Oesterreich noch besassen, von 
der herzoglichen Landeshoheit aufgesaugt und die Reichsvasallen 
daselbst mediatisirt worden, weshalb Karl IV. jenen ganzen, nicht blos 
Rechte des Reichs, sondern auch Rechte Dritter verletzenden Artikel 
unbedingt verwarf. 

Bei einer ganzen Reihe von Artikeln des falschen Privilogs 
Friedrichs I. brachte der Kaiser Klauseln oder Abänderungen an, 
welche die von Herzog Rudolf beabsichtigte Wirkung abschwächten 
‚oder ausschlossen. Zu dem Artikel, dass das Reich den Herzog von 
Oesterreich gegen alle, die ihm Unrecht thun, zu unterstützen habe, 
damit er zu seinem Rechte gelange, fügte der Kaiser hinzu: „soweit 
dies der kaiserlichen Ehre entspricht.“ Den Artikel, dass der Herzog, 
wenn er bei einem Hoftage erscheint, zur rechten Seite des Kaisers 
unmittelbar nach den Kurfürsten den ersten Platz erhalten solle, 
änderte der Kaiser ab, indem er entschied: „Der Herzog von Oester- 
reich soll unter den hervorragenden Herzogen des Reichs einen 
ehrenvollen Platz erhalten.“ Ueber jenen Artikel, der nach dem 
Vorbilde der im Nürnberger Reichsgesetze für die Kurfürstentümer 
getroffenen Anordnung die Primogeniturerbfolge und die Untheilbar- 
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keit für Oesterreich feststellte, begnügte sich der Kaiser zu bemerken: 
„Mögen die Brüder des Herzogs zuschen, ob sie unter einer solchen 
Gefahr der Enterbung bleiben wollen, und die Landesbewohner, ob 
dieser Artikel für sie nützlich ist.“ Klang die Mahnung an die 
Brüder Rudolfs wie eine Aufforderung, von diesem sine Länderthei- 
lung zu verlangen, so stand die andere, die an die Landesbewohner, 
im Gegensatz zu .der vom Kaiser im Nürnberger Reichsgesetz kund- 
gegebenen Anschauung, derzufolge die Untheilbarkeit schon in den 
blossen Fürstentümern, geschweige denn in den Kurfürstentümern 
„sur Stärkung der Rechtspflege und zur Sicherung der Ruhe und 
des Friedens der Unterthanen“ notwendig sei;!) der Kaiser liess sich 
also hier von der arglistigen Absicht leiten, die Macht Herzog Rudolfs 
zu schwächen, um ihn dann leichter in Botmässigkeit zu erhalten, 
Zu dem Artikel, der in Nachahmung der Metzer Reichssatzung über 
das Majestätsrecht der Kurfürsten auorduet, dass jeder im Herzog- 
tume Wohnhafte oder bloss mit Grundbesitz Ansässige, der heimlich 
oder öffentlich irgend etwas wider den Herzog unternommen hat, 
demselben ohne Gnade mit Leib und Gut verfallen sein solle, be- 
merkte der Kaiser: „Selbst wenn der Betreffende ein Dienstmann 
oder Unterthan des Herzogs und gerichtlich abgeurtheilt sei, wäre 
es gottlos, ihm die Begnadigung (Strafumwandlung oder Straferlass) 
ganz zu verweigern.“ Der Artikel, welcher lautet: „Alle weltlichen 
Geriehte, Wild- und Forstbann und Fischereireeht gehen in Oester- 
reich vom Herzog zu Lehen,“ erhielt den Zusatz: „soweit die Her- 
z0ge von Oesterreich im rechtmässigen Besitze derselben sind, mit 
Vorbehalt der Rechte des Reichs, sowie der Rechte Jener, die vom 
Reiche mit solchen Regalien in den österreichischen Herzogtümern 
belehnt sind.“ Gegen das im falschen Privileg Friedrichs I. dem 
Herzog von Oesterreich ertheilte Vorrecht, Juden und christliche 
Wucherer (sog. „Kawerzen*) zu halten, wendete der Kaiser ein, dass 
er (offenbar mit Rücksicht auf den Grundsatz des kanonischen Rechts) 
Christen das Wuchern nicht: erlauben wolle. Die fernere Verfügung, 
dass das Herzogtum Oesterreich alle Rechte und Privilegien der 
übrigen Fürstentümer des Reichs haben solle, und dass, wenn sich 
das Land durch Gütererwerbungen der Herzoge vergrössere, alle jene 
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Privilegien auf diesen Zuwachs übergehen sollen, !) änderte der Kaiser 
dahin ab, dass Oesterreich alle Rechte haben solle, welche die übrigen 
‘ Herzogtümer haben, ausgenommen die Kurfürstentümer , sowie dass 
die rechtliche Natur der von den Herzogen neu erworbenen Güter 
ungeändert bleiben müsse. Aus der ersteren Bestimmung des Kaisers 
lässt sich schliessen, dass er das unbedingte Gütererwerbungsrecht 
der Kurfürsten den Herzogen von Oesterreich nieht zugestand ; der 
andere von ihm gemachte Vorbehalt war nichts anderes als eine 
Wiederholung der im Nürnberger Reichsgesetz von 1356 Cap. X in 
Bezug auf die Neuerwerbungen der Kurfürsten getroffenen Anordnung. 
Der Satzung des falschen Privilegs Wriedrichs I.: „Was der Herzog 
von Oesterreich in seinen Landen thut und anordnet, das kann weder 
der Kaiser noch eine andere Macht irgendwie abändern*, hängte 
Karl IV. die Klausel an: „wenn diese Anordnungen dem löblichen 
Gewohnheiten und den Gesetzen des h. Reichs nicht zuwiderhandeln 
und dem Rechten Anderer keinen Schaden bringen,“ und fügte endlich 
den Worteu: ‚allen Einrichtungen und Abstellungen des Herzogs 
muss Gehorsam geleistet werden* den Vorbehalt bei: „ohne Bsein- 
trächtigung der Rechte des Reichs und irgend eines Andern.* 

Vom falsehen Privileg König Heinrich VIL. vom 24. August 1228 
verwarf der Kaiser unbedingt die Stelle, wo dem Herzog von Oester- 
reich das Recht, eine Krone ähnlich der des römischen Königs auf 
dem Herzogshute zu tragen, verliehen wird. Eine andere Bestim- 
mung desselben Privilegs lautete dahin, dass, wenn Jemand, der vom 
Reiche oder geistlichen Fürsten lehnbare Provinzen oder Güter be- 
sitzt, diese den Herzogen von Oesterreich und Steier vermachen, 
schenken, verpfänden oder verkaufen würde, weder der König noch 
sonst Jemand ihn daran hindern dürfe. In eiligen Fällen braucht 
jenem Privileg zufolge die zur Veräusserung der Lehen nötige Ein- 
willigung des betreffenden Lehensherrn, des Königs oder der geist- 
lichen Fürsten, nicht vorher eingeholt werden. Hiozu machte der 
Kaiser den Vorbehalt: „Diejenigen, welche solche Lehen veräussern 
wollen, müssen die gesetzliche Befugniss hiezu besitzen, ferner soll 


% Irrig int os, won Steinherz, Karl IV. und die östorreichischon Preihaitsbriofe, 
8. 9 (Separatohämiek) meint, das Privilog verfüge, dass die Rechte und Preihelten der 
neu kinzugckommenen Gebiete auf Oesterreich Abergehen sollen. 
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hieraus Niemandem ein Schaden erwachsen und endlich darf an der 
rechtlichen Natur der veräusserten Güter nichts geändert werden,* 
d. h. der Lehenscharakter derselben muss erhalten bleiben. 

Was endlich das falsche Privileg Kaiser Friedrichs II. vom Juni 
1245 betrifft, in welches die unterschobene Urkunde Friedrichs I. 
von 1156 eingerückt ist, so verwarf Karl IV. den Artikel über die 
Verleihung des Rechtes an die Herzoge von Oesterreich, ein Kreuz 
auf ihrer Krone zu tragen wie der römische König. Zu einem andern 
Artikel, demzufolge kein Vasall, sonstiger Bewohner der herzoglichen 
Länder oder darin nur mit Grundbesitz Ansässiger, einer andern Ge- 
richtsbarkeit unterstehen soll, als der des Herzogs oder seines Stell- 
vertreters, bemerkte der Kaiser, dass es hi f den Sinn ankomme, 
in dem dieser den Rechten Anderer präjudicirliche Artikel zu ver- 
stehen ist, 1) und gegen einen dritten Artikel, demzufolge die Herzogs 
von Oesterreich gleich den Kurfürsten für die Belehnung mit ihren 
Reichslehen keinerlei Gebühren zu zahlen haben, wendete er ein, dass 
dadurch die Rechte der Reichsunterbeamten (auf die Belehnungs- 
gebühren) beeinträchtigt würden.*) 

Obgleich auf diese Weise alle Artikel der gefälschten Privilegien, 
welche den Herzogen von Oesterreich die volle Unabhängigkeit vom 
Reiche gewährleisten sollten, vom Kaiser abgelehnt worden waren, 
wagte Herzog Rudolf doch keineswegs, sich demselben zu widersetzen, 
sondern liess sich vielmehr zu dem Gelöbniss herbei, sich weder mit 
kaiserlichen, noch mit königlichen Bogen, Kreuz, Krone, Szepter, Schwert 
und noch anderen Sachen zu schmücken, noch sonst neue Dinge zu 
beginnen, die sich sein Vater und seine Vettern bei ihren Lebtagen 
nicht erlaubt haben. Dafür that auch der Kaiser sein Möglichstes, 
um den Herzog zu versöhnen. Er belelmte Rudolf und seine Brüder 
am 13. Dezember mit dem bereits im Besitze ihrer Vorfahren ge- 
wesenen Kechte, in ihren Ländern Juden halten zu dürfen, ferner 
mit einigen von den Grafen von Thierstein und den Edlen von Hohen- 
klingen gekauften und von diesen Reichsvasallen dem Kaiser aufge- 


') Herzog Rudolf hat darunter ofenbar die Priyilogia do non evocando und de non 
appellando verstanden, welche nıch dem Nürnbanger Reichagerets den Kurfürsten zustanden. 
(vel. Berchtold, die Landosbohelt Gesterreichs, 8. 117 L.). 

) Steinherz, Karl IV. und die österreichischen Freiheitsbriofe (Mittheilungen des 
Imtitats fir österreichische Geschichtsforschng IX, 75 f.). 
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lassenen Reichslehen.!) Auf Rudolfs Bitten nahm Karl dessen Land- 
vogt, den Herzog Friedrich von Teck, der wogen Unterstätzung dor 
Grafen von Würtemberg seiner Ungnade verfallen war und den er 
darum der von ihm bekleideten Reichsämter zu Augsburg, Hagenau, 
Nördlingen und Kempten entsetzt hatte, wieder zu Gnaden auf und 
gab ihm alle Aemter und Einkünfte zurück. Ueberdies schloss der 
Kaiser als König von Böhmen im eigenen und im Namen seines 
Bruders, des Markgrafen von Mähren, mit Herzog Rudolf und dessen 
Brüdern einige Verträge, wodurch sich beide Theile verpflichteten, 
dass Streitigkeiten zwischen ihren beiderseitigen Leuten nach den 
alten Rechten ihrer Lande, Streitigkeiten zwischen ihnen selbst durch 
„Kaiser und Reich‘ entschieden werden sollen. Beide Theile ver- ' 
sprachen ferner einander, Vasallen oder Unterthanen des Andern ohne 
dessen Zustimmung nicht in ihre Dienste zu nehmen und sich nicht 
zum Vertreter ihrer Streitigkeiten zu machen, sowie auch keine aus 
den Ländern des ander auswandernde Juden aufzunehmen. Endlich 
bestätigte der Kaiser Rudolf und seinen Brüdern alle Rechte, Frei= 
heiten und guten Gewohnheiten, die ihre Vorfahren von römischen 
Kaisern oder Königen bis zu seiner Königswahl erhalten hatten.*) 
Herzog Rudolf hatte als Diplomat in Nürnberg zum bösen Spiel 
gute Miene gemacht. Bald aber, nachdem er den kaiserlichen Hof 
verlassen, brach er seine Gelöbnisse aufs neue, Statt von Weih- 
nachten an neue Siegel zu führen, gebrauchte er nach wie vor die 
alten mit den ungehörigen Titeln, siegelte mit denselben sogar Briefe 
an den Kaiser, schmückte sich wieder mit kaiserlichen und königlichen 
Zierden und benahm sich auf einem grossen Lehenshof, den er zu 
Zofingen am 24. Januar 1361 hielt, als ob er Herzog von Schwaben 
wäre. Der Kaiser berief desshalb um Mitte Februar einen Reichs- 
tag auf den 20. März nach Nümberg ein, wo über das gegen die 
Anmassıngen Herzog Rudolfs einzuschlagende Vorgehen beraten wer- 
den sollte, Den Herzog selbst lud er am 5. März auf den 18. April 
nach Nürnberg, damit er sich vor ihm und den Kurfürsten verant- 


) Damit ihm hieraus kein Präjudiz erwachee, liess der Kaiser durch die in Narı- 
berg anwesenden Vasallen der Krone Böhmen am 12. Dezember zu Recht; finden, dass 
keinem Labenmann erlaubt sei, woln Lchongut zu veräussern gaus oder zum Theil chno 
des Lehnhern Willen (B. K. 3400). 

Rs. 70, R. K. 84088, S476-B484, 8490-8498. 
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worte. Der Herzog erschien jedoch nicht am angesetzten Tage, ) 
weshalb wohl eine weitere Ladung beschlossen wurde.®) 

Am 26. Februar war dem Kaiser zu Nürnberg von seiner Ge- 
mahlin Anna der längst ersehnte Sohn geboren worden. Hocherfreut 
‚gaben Kaiser und Kaiserin dem Papste, den Keichsfürsten und Keichs- 
städten, sowie den Bewohnern Böhmens hievon Nachricht. Die Taufe 
ward auf den 11. April anberaumt und der Beginn des ausgeschrie- 
benen Reichstages auf diesen Tag verlegt. Den Taufakt des böh- 
mischen Thronfolgers, der den Namen des vorzüglichsten Landes- 
patrons „Wenzel“ erhielt, verrichtete der Erzbischof Ernst von Prag 
in der Pfarrkirche des h. Sebaldus; die Erzbischöfe von Mainz und 
Köln hoben das kräftige und wohlgestaltete Kaisersöhnlein aus der 
Taufe. Zeugen des feierlichen Aktes waren die Kurfürsten von der 
Pfalz, Sachsen und Brandenburg, die Bischöfe von Würzburg, Bam- 
berg, Straseburg, Speier, Worms, Augsburg, Eichstädt, Regensburg, 
Freising, Chur, Gurk, Naumburg, Minden, Schwerin, Lebus, Leito- 
mischl, Olmütz und Corbavien, die Horzoge Ludwig d. ä., Albrecht, 
‚Stephan und Friedrich von Baiern, Barnim und Kasimir von Stettin, 
Ridaker. von Braunschweig, Bolko von Schweidnitz, Bolko von Mün- 
sterberg, Bolko von Falkenberg, Heinrich von Glogau, Wenzel von 
Liegnitz, Ludwig und Heinrich von Brieg, Nikolaus von Troppau, 
Primislaus von Teschen und Bolko von Oppeln, die Markgrafen Otto 
von Brandenburg und Lausitz, Friedrich und Wilhelm von Meissen, 
die Burggrafen Burchart von Magdeburg und Friedrich von Nürnberg, 
die Landgrafen Johann und Ulrich von Leuehtenberg, fünf Grafen 
von Schwarzburg, die Grafen Eberhart und Ulrich von Würtemberg, 
Johann und Burchart von Retz, Heinrich und Wilhelm von Montfort, 
Wilhelm und Eberhart von Katzenellenbogen, Ludwig d. ä. und 
Ludwig d. j. von Oettingen, Johann von Nassau, Otto von Ortenburg, 
Ulrich von Helfenstein, Eberhart von Wertheim, Friedrich von Lei- 
ningen, Rudolf von Nidau, Salatin von Sayn, viele freie Herren und 
Städteboten. Zur Feier des freudenreichen Ereignisses wurden die 
Reichskleinodien aus Böhmen nach Nürnberg gebracht und dem Volke 


) Huber, Geschichte Rudalfs IV., & 54 f. 
?) Die orsta Ladung kann nach dem am Reihthofgsricht üblichen Verfahren nicht 
peremtorisch gewesen sein, 
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gezeigt, vom Papste hiefür verliehene Ablisse verkündet, glänzende 
Turniere gehalten, bei welchen sich mehr als tausend Ritter auf der 
Stechbahn einfanden, und allerhand Volksbelustigungen veranstaltet. 
Der Kaiser liess den kleinen Wenzel wägen, und verehrte die 16 Mark 
Goldes, die das Knäblein wog, der Liebfrauenkirche in Aschen als 
Weihegeschenk.!) 

Um diese Zeit nahmen auch die mittlerweile gänzlich verän- 
derten italienischen Verhältnisse des Kaisers erhöhte Aufmerksamkeit 
in Anspruch. Ueberblicken wir zunächst die Entwicklung, welche die 
Politik der italienischen Mächte seit dem Sommer 1358 genommen 
hatte, 

$o billig und gerecht auch der Friede von 1368 genannt werden 
konnte, so wollte sieh doeh der Markgraf von Montferrat zur Zurück- 
‚gabe der eroberten Städte au Galeazzo Visconti nicht herbeilassen, 
weshalb auch dieser seiner Gier nach dem Besitz von Pavia sammt 
Gebiet keine Schranken anzulegen gewillt war. Im April 1359 be- 
gannen yiscontische Heore, unterstützt vom deu Boccaria, die Bela- 
gerung Pavias zu Lande und zu Wasser.) Um die Stadt mit Erfolg 
gegen die viscontische Uebermacht vertheidigen zu können, bemühte 
sich der Markgraf, die Hilfe der grossen Kompagnie des Grafen 
Landau zu erlangen. 

Dieselbe war nach dem Frieden vom 8. Juni 1358 mit Er- 
laubniss des Signoren Giovanni d’Oleggio in die Gegend von Budrio 
im Gebiete von Bologna gezogen,*) wurde gleich darauf von der Re- 
publik Siena, welche mit Perugia wegen der Herrschaft über Cortona 
Krieg führte,‘) in Sold genommen,5) aber auf dem Durchzug durch 
den Apennin in dem Engpasse „delle Scalelle“ bei Biforeo von den 


RK. 85654, 567, 5619, S6214, 9694, 1670, 8675, 9679, 7047, 7049. 

9) Vel. den Briofwechsel zwischen Guloazzo un Bernahh Viscortä und Urolino da 
Gonzegs Yei Magenta, { Viconti e gli Sforza nel castello di Paria, Mila 1888, II, 9 f. 
Die Stärke seines Landheeros gibt Galoazo Visconti in seinem Schreiben. an Upolino 48 
Gonzues vom $. Mal 1359 zu 2000 Barbuten und 2000 Fussgingern an: mit demselben 
sollten sich noch 2000 Barbuten, die Bornabd vom Grafon Konrad Landau rılsthen walte, 
vereinigen (Magenta a. & 0. 8. 10 and 11). 

9 ı. vl. VII, 60. 

9 M. Vill. VII, 14, 17, 9%, 97, 98, 98-85, 39-49, dB. 

9 1. Val. Vin, 62, 64. 
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über ihre Gewaltthätigkeiten erbitterten Bauern angegriffen, viele 
Söldner wurden durch herabgeschleuderte Felsstücke erschlagen. Graf 
Landau selbst gerieth, am Kopfe schwer verwundet, in Gefangen- 
schaft, entkam jedoch aus derselben nach Bologna, wo ihm Giovanni 
W’Oleggio ärztliche Pflege verschaffte, so dass er wiedergenas. Der 
Rest der grossen Kompagnie zog unter dem Schutze der Gesandten 
von Florenz durch das Mugello in das Gebiet von Imola zurück und 
trat im August 1358 in die Dienste des Signoren Francesco Orde- 
laffi von Forl.‘) Verstärkt wurde sie gleich darauf durch den An- 
schluss einer anderen, zumeist aus Niederdeutschen bestehenden Söldner- 
bande von 2000 Barbuten, welche der bisher in Diensten der Republik 
Siena gestandene Bongarden, von den Italienern „Anichino*) di Bon- 
gardo“ genannt, aus den bisherigen Soldtruppen der Senesen und 
Peraginer gebildet hatte.®) Der päpstliche Legat Androin, welcher 
im Mai 1858 die Belagerung von Forli begonnen hatte, liess jetzt 
aus Furcht vor der grossen Kompaguie sein Heer den Rückmarsch 
nach Faenza und Cosena autreten.‘) Der Papst gewann den Eindruck, 
dass Androin seiner Aufgabe nicht gewachsen sei und ermannte am 
18. September aufs Neue den Kardinalbischof Egidius von Sabina 
zum Legaten für Italien und zum Generalvikar der italienischen Pro- 
vinzen der römischen Kirche.5) Egidius begab sich über Florenz 
nach Imola und bewog die grosse Kompagnie, welche, da sie Fran- 
ewsco Ordelafli nicht zu ernähren imstande war, Beutezüge in der Ro- 
magna und der Mark Ancona unternommen hatte,°) gegen Zahlung 
von 50.000 Goldgulden, die Länder der Kirche zu verlassen und zu 
geloben, dieselben in den nächsten vier Jahren nieht zu behelligen 
(21. März 1359).”) Bald darauf schlossen Gesandte des Markgrafen 
von Montferrat einen Vertrag mit dem Grafen von Landau, demzu- 


' M. Vin. VII, 78-70, 84 

”) Diesem »Anichino« scheint das niedordeutsche »Honnckin« zu Grunde zu liegen. 
Wahrscheinlich stammte derselbe sus Bongard (Regierungsbezirk Koblenz, Kreis Adanan). 

9 M. Vi. VII, 85, 98. 

+) M. Vi. VIEL, 49, 59, 69, 86. Die im Juli golangone Kinnahme des Prancosen 
Ordelaft gehörigen Kasteils Meldola war der einzige Erfolg, dem Audroia aufweisen koumta, 
(M. Vi. VIII, 90. Anmal, Caosenat. 1186). 

%) Vel. meine Racorpta p- 194 n. 409-474. M. Wil VIIT, 108. 

9) m. Vill. VII, 99, 108; IX, 9, 4. 

Y m. vi IX, 6, 7. 
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folge die grosse Kompagnie, die mittlerweile auf 6000 Reiter und 
2000 Fussgänger angewachsen war, sich für 23.000 Golägulden zur 
Bekämpfung der Visconti verpflichtete. Dieselben Gesandten gingen 
auch nach Florenz und baten die Kommune, der Kompagnie den 
Durchzug durch ihr Gebiet zu gestatten. Die Florentiner jedoch 
schlugen diese Bitte ab und rüsteten ein bedeutendes Heer aus, 
welches die grosse Kompagnie zersprengen sollte, Diese sah sich 
daher gezwungen, den Umweg durch die Gebiete von Perugia, Todi, 
Siena und Pisa einzuschlagen, welche Kommunen sich sämmtlich von 
der zu befärchtenden Plünderung durch die grosse Kompagmie los- 
kauften. Dem sich ihr Mitte Juli bei Campo delle Mosche in der 
Nähe des alten Schlachtfeldes von Montecatini entgegenstellenden 
Heere der Florentiner ausweichend zog die Kompagnie mit Erlaubniss 
der Genuesen über die Riviera und durch Piemont ins Gebiet von 
Pavia.*) Galeazzo und sein Bruder Bernabd Visconti erhielten jedoch 
Hilfstruppen nicht nur von Florenz und den Signoren von Bologna, 
Padua, Verona und Ferrara,*), auch der treulose Graf Landau ging 
bereits im Oktober mit 1500 Barbuten, gelockt durch höheren Sold, 
zu den Visconti über und bald darauf that dies auch Anichino di 
Bongardo mit seinen Scharen.®) Schon am 13. November 1359 
sahen sich die Pavesen durch Hunger zur Uebergabe ihrer Stadt und 
der Signorie an Galeazzo Visconti genötigt. Dieser liess zum Schutze 
seiner nenen Herrschaft über Pavia die Citadelle im nördlichen Theile 
der Stadt wieder herstellen und sehr bedeutend erweitern;‘) jenes 
gefährlichen Mönchs Jacopo Bossolaro, der unter dem Schutze des 
Markgrafen von Montferrat den Volkstribunen in Pavia gespielt hatte, 
ontledigte er sich, indem er ihn nach Mailand lockte, hier gefangen- 


1) Briof des Guido da Gonzage an Karl IV. vom 27. Oktober 1869 bei Magenta 
11, 37. M. VL. 1X, 20, 26-31, 42. Cromen di Porugia (Arch: star. ital. AV, 1, 
188); Neri di Donsto (Murat, Seriplores X, 164), Rauleri Sardo (Arch, star. ital. VI, 
ui). 

9m. Val. IX, 45, 50. pl. den Brief des Bernabö Yisconti an Upnlino de Gon- 
zuga vom 19. September 1859 dei Magonte ZI, 16, wonach das viscontische Gosummtheer 
mehr als 5000 achmorbowaffuete Roitor und 4000 Funnpänger botrug. 

9) M. VL. IX, 54. Chron. Placentin. 504. 

+) Vol. don Brief des Onloazo Visconti an Guido da Gonzuga vom 15. Noromber 
bei Magenta, II, 18, and über die Citadelle, ebenda 1, 74 f. 
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nehmen und sodann im Augustinerkloster zu Vereelli einsperren 
liess. ') 

Um einen allgemein anerkannten Rechtstitel für seine Herrschaft 
über Pavia zu erlangen, sandte Galeazzo seinen geheimen Rat Petrus 
de Faxoliris mit der Bitte um Verleihung des Reichsvikariates über 
Pavia an Kaiser Karl nach Prag, welcher bereits am 22. Januar 1360 
in Anbetracht des Umstandes, dass der Markgraf von Montferrat sich 
gegen den zu Rotenburg am 8. August 1358 ergangenen Spruch un- 
gehorsam erwiesen habe, Gialeazzo Visconti, dessen Sohn Giovanni 
und ihre legitimen männlichen Deszendenten auf die Dauer seines 
Lebens und darüber hinaus bis auf Widerruf seiner Nachfolger zu 
seinen und des Reichs Generalvikaren in der Stadt und dem Distrikt 
von Paris und der Grafschaft Lomello ernannte, vorausgesetzt, dass 
sie stets im Treue und Gehorsam gegen Kaiser und Reich verharren®)- 
Bald darnach, am 26. Jumi desselben Jahres, auf dem Reichstage zu 
Nürnberg, erhielt auch Bernabd Viseonti unter denselhen Vergün- 
stigungen wie sein Bruder Galeazzo eine Vikariatsurkunde für alles, 
was er abgesondert von Galeazzo besass, mit der Befugnis, aus 
eigener Machtvollkommenheit Krieg und Fehde anausagen und Truppen 
nach seinem Gutdünken aufsubieten und zu verwenden.®) Dies war 
aber auch die letzte Gunstbezeugung an die Visconti für längere Zeit, 
denn vor Mitte August d. J. erschien am Hoflager des Kaisers zu 
Nürnberg. ein päpstlicher Nuntius, der Karl IV. vom ersten Romzug 
her wohlbekannte Bischof Egidius von Vieenza, um im Namen In- 
nocenz VI. die Hilfe des Kaisers gegen den Bologna bedrängenden 
Bernabd Visconti anzurufen. *) 


) M. Vi. IX, 55. Ohron. Placontin. 504, Petr. Azarı 178. Erst im Jahre 1878 
so er aus dem Kerker entlassen worden sein und erauf den Rest seiner Tage bei 
seinem Bruder, dem Bischef von Ischia, zugubracht haben [Magenta II, 6 

IR. K. 2049. Ein Sperielvikariat für alle Siädte und Gebiete, welche Galeazao 
getrennt yon sinem Bruder bosası, muss derselbe schon früher vom Kaiser erhalten haben, 
da in der Kaiserurkunde vom 22. Januar 1560 hierauf Bezug genommen wird (vol. Sickel, 
Vikariat der Viseonti 26 und 97). 

YR. K. 2190. Auch Bormbb mus schon früher cin solches Spozialvikerist 
vom Kalser erhalten haben; ve. darfber meinen »orsten Rümorzag Karls IV;e 8. 20 
Anm. 1. ’ 

YR.R. 1188, 9970. 


Werunsky, Karl IV. II Bi. 16 
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Der von Bemabd Visconti am 20. Dezember 1357 ratifizirte 
Friedensvertrag mit der Kirche, welcher ihin das Vikariet von Bologna 
zuerkannte und ihn ermächtigte, mit Heeresmacht sich in den Besitz 
der Stadt zu setzen, war nicht zur Ausführung gekommen. Nachdem 
nämlich der Kardinallegat den von der grossen Kompagnie verlas- 
senen Francesco Ordelaffi zur Uebergabe von Forli gezwungen hatte 
(4. Juli 1359),1) trachtete er allen Ernstes nach Wiedererwerbung 
Bologna’s, der letzten noch nicht unterworfenen und wichtigsten Stadt 
der Romagna. Eine wirkliche Herrschaft der Kirche über Bologna 
war aber nieht denkbar, wenn man den treulosen und allzumächtigen 
Bernabd Vigeonti als päpstlichen Vikar dieser Stadt anerkannte. Der 
Kardinallegat ‘hielt daher zu Giovanni d’ Oleggio, dem derzeitigen 
Signoren Bologna’s, und schickte ihm vierhundert Barbuten zu Hilfe, 
als Bernabd dem Giovanni den Krieg erklärte und ein starkes vis- 
eontisches Heer durch die Lande des mit Bernabv verbündeten Mark- 
grafen von Este®) ins Gebiet von Bologna eindrang (Dezember 1359). 
Binnen Kurzem fielen dem Feinde die meisten Kastelle des Distrikles 
von Bologna zu, die eigenen Soldaten Oleggio's spannen Verrat gegen 
ihn, die Florentiner wiesen seine Hilfsgesuche ab. In dieser Be- 
drüngnis entschloss sich Oleggio am 17. März 1860 zur Uebergabe 
Bologna’s an den Kardinallegaten Egidius unter der Bedingung, dass 
ihm derselbe zur Entschädigung das Vikariat über Stadt, Distrikt 
und Grafschaft Fermo und die Würde eines Rektors der anconita- 
nischen Mark einräume und seinen Beamten und Soldaten den rück- 
ständigen Lohn auszahle.3) Am 13. April anerkannte der Generalrat 
des Volkes und der Kommune von Bologna die Herrschaft der Kirche 


9 Der Legat. absolvirte ihn am 17. Juli zu Fasmza, überliess ihm das Yikariat von 
Forlimpopoli und Castrocaro auf zehn Jahre und setzte seine Gattin und Kinder In Froi- 
heit. Ve). M. Yall IX, 96; Cron. Himin- in Murateri Seripteres IV, 907, Theiner, Codex 
dominli temporalis II, GCORXSYI und 888 m. CCCXL. Die Interessante Alschrift 
einer Sapplik des Kardinallogsten an den Pıpst mit Angabe der Gründe seines Beuchmens 
oson den Ordelaffl, die ich Am Archive des Collogio di Spagna zu Balogna fand, werde 
ich an andern Orte ui 

) Ihr Bündnis 


irte vom 1. November 1858 (Murstori, Antichita Estensl II, 138). 

9 ı. VL IX, 56, 57, 65, 2177 (Vilani's Ausdrücke »signoria di Formo« und 
#marchase della Maron« sind ungenau), ron. di Bologna 459, Chron. Mutin. FE] gilt 
die Summe, die die Kirche an Olegglo zu zahlen hatta, auf 200.000 Goldguldeu an. 
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über ihre Stadt, deren Grafschaft und Distrikt.!) Diese Abmachung 
des Kardinallegaten mit Oleggio verstiess durchaus gegen den Vertrag 
der Kirche mit Bernabd Viseonti vom Jahre 1357, in welchem sich 
Papst und Kardinäle verpfieLtet hatten, den Oleggio nie in den Län- 
dern der Kirche aufzunehmen und wegen Bologna’s mit ihm keinen 
Vergleich zu schliessen. Papst Innocenz VI. hätte allerdings gerne 
an jenem Vertrage festgehalten, weil, wie er sich in einem Schreiben 
vom 1. Februar an den Legaten ausdrückte, „der apostolische Stuhl 
ein Muster in treuer Erfüllung des gegebenen Versprechens sein 
solle,*2) konnte sich aber doch wieder nicht entschliessen, die gün- 
stige Gelegenheit, Bologna unmittelbar der päpstlichen Herrschaft zu 
unterwerfen, unbentitzt vorübergehen zu lassen, und wies daher den 
Legaten unter einem an, sich durch die angedeuteten Bedenken nicht 
beirren zu lassen, vielmehr nur den Nutzen der Kirche vor Augen 
zu haben;°) bald darauf ertheilte er ihm sogar die Vollmacht, zur 
Aufbringung der nötigen Geldsummen Güter und Rechte der Kirche 
zu verpfänden.*) Bernabd Visconti liess sofort am päpstlichen Hofe 
durch seine Prokuratoren gegen den vom Legaten mit Oleggio betreffs 
Bolognas geschlossenen Vergleich als gegen eine Verletzung des Ver- 
trages vom Jahre 1857 protestiren und darauf hinweisen, dass ihm 
der Besitz Bologna's laut jenes Vertrages noch auf vier Jahre ga- 
rantirt worden sei. Durch Geldbestechungen erkaufte er ferner einige 
Kardinäle und Prälaten, die aber beim Papste selbst nichts ausrieh- 
teten; dieser wies Bernabd’s Protest ab, weil derselbe den Besitz von 
Bologna durch seine Schuld verloren und durch eigene Kraft nicht 
habe zurückerwerben können, die Kirche sei daher berechtigt gewesen, 
sieh selbst ihr Eigenthum wieder zu verschaffen.®) Racheschnaubend 
liess Bernabd hierauf die Feindseligkeiten gegen Bologna in erhöhtem 
Masse fortsetzen. Die Kriegführung soll ihm zwar monatlich 70.000 
Goldgulden gekostet haben, aber durch rücksichtslose Bestenerung 
seiner Unterthanen und namentlich durch die ärgsten Erpressungen 


') Notarlatsinstrument In den hasdschriflichen Libri provixionem et reformationum 
&. 1360 fol. CKLYI. im Stnntsarchiv Balgın.. 
%) Vai. meine Eacorpta ex registris er. p. 147 m. SL. 
') Excorpta 148 u. 519, 149 m 518. 
) Theiner, Codex dominil IL, 394 m. COUKEIE 
9 1. VL. IX, 91. 
16° 
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von der Geistlichkeit seiner Lande verschaffte er sich die nötigen 
Summen stets von Neuem, während der Papst sowohl als der Kar- 
dinallegat sich in steter Geldnot befanden, obgleich letzterer die Be- 
wohner der Romagna, der Mark Ancona und des Herzogtums Spoleto 
mit drückenden Subsidienforderungen beschwerte.!) In ihrer miss- 
lichen Lage schickten sowohl der Papst als der Kardinallegat Aehonde 
Briefe um Hilfe gegen Bernabd an Kaiser Kar] IV., die Könige von 
Ungarn und England, die nächsten Verwandten und einfüssreichsten 
Ratgeber derselben, am die geistlichen und weltlichen Fürsten und 
Kommunen Italiens und Deutschlands. An den Kaiser, den König 
von Ungarn und den Herzog Rudolf von Oesterreich sandte der Papst 
am 26. April in derselben Angelegenheit den Bischof Egidius von 
Vicenza als Nuntius.?) 

Besonderen Eifer, für die Interessen der Kirche einzutreten, zeigte 
nur König Ludwig von Ungarn. Er hatte schen früher, beror noch 
der Bischof von Vicenza an seinem Hofe anlangte, durch den Propst 
Johann von Kaloesa Bernabd auffordern lassen, von Bekämpfung der 
Länder der Kirche abzustehen, worauf dieser den König bitten liess, 
doch nicht gegen ihn Partei zu nehmen, da er eine gerechte Sache 
verfechte.®) Scheinbar entgegenkommender erwies sich Bernabd dem 
vom Papste an ihn abgesandten Grossseneschall des Königreichs Sizi- 
lien, Niecold Aceiaiuoli, gegenüber. Derselbe besuchte Bernabd auf 
der Rückreise von Avignon im Juni und bewog ihn zu der Erklä- 
rung, Friedensanträgen des Kardinallegaten, der ihm bedeutende Geld- 
entschidigungen für den Verzicht auf Bologna in Aussicht stellte, 
Gehör schenken zu wollen. Als ihm aber die Vertragspunkte ver- 
lesen wurden, rief er bei jedem derselben aus: „Io voglio Bologna“ 
und beschimpfte den Legaten noch überdies in gemeiner Weise.*) 


») 2. Yül, IX, 19—$1, 100, 102, 110, Crom di Bologna 45% f. Tgl. das Yer- 
n, welche der Pıpst damals bei don einzelnen Kardinklen 


Fxcorpta n. 519-524, 527-590, 582 und 509. Theimer Codes dominii IT, 
JCCXLIET und 892 n, OCCLXIL. Theiner, Vetera monumenta Hungarium sacram 
5 n. LXXXIT-LXKIIV. Geschichtsgnollen der Provinz Sachsen XXI, 


®) Tueiner, Monumenta I, 45 n. LEXXIV. M. Vill. IX, 90. 
) M. Vil. IX, 95, 110. Rayıald a. a. 1800, n. 9. Theiner, Codex dominii II, 
589 m. CECLIV, Bxsorpta a. 581 und 524 
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Hiedurch aufs Höchste erbittert, erklärte der Papst am 25. August 
Bernabd, alle seine Helfer und Förderer und ihre Söhne und Enkel 
der von früheren Päpsten auf Okkupation kirchlichen Gebietes ver- 
hängten Exkommunikation und die von ihm besetzten Städte und 
Kastelle dem Interdikte verfallen. Innocenz rechtfertigte diese Mass- 
zegel durch Aufzählung aller Eingriffe Bernabö's in den Besitz und 
die weltliche Herrschaft der Kirche und wies darauf hin, dass schon 
'Bernabd’s Oheim, der Erzbischof Giovanni, und sein Bruder Matteo 
mit Nichtachtung ihrer dem apostolischen Stuhle gemachten Ver- 
sprechungen sowie der Statuten Bologna's in dieser Stadt arge Ge- 
waltherrschaft geführt und dadurch von selbst des Vikariates ver- 
lustig geworden seien, Bernabd habe daher gar kein Recht gehabt, 
sich als deren Nachfolger im Vikariat zu benehmen ; ungesetzlich sei 
ferner sein ohne päpstliche Erlaubnis mit Giovanni d’Oleggio betrefis 
Bologna’s geschlossener Vertrag gewesen, ganz ungerechtfertigt sein 
Krieg gegen Bologna, den wiederholten Aufforderungen des Papstes 
und des Kardinallegaten, seim Heer aus dem Gebiete von Bologna 
zurückzuzieben und die besetzten Kastelle der Kirche herauszugeben, 
habe Bernabd keine Folge geleistet, vielmehr den Krieg desto heftiger 
fortgesetzt. Binnen vierzig Tagen sollte Bernabd das Gebiet von 
Bologna vollständig räumen, die letzten Kastelle dem Legaten über- 
geben und der Kirche, sowie der Stadt Bologna vollkommenen Schaden- 
ersatz leisten.) In einem zweiten Prozesse fasste der Papst alle von 
Bernabd gegen die geistliche Autorität der Kirche begangenen Ver- 
brechen zusammen: die Begünstigung des Häretikors Francesco Orde- 
laffi, Tyrannen von Forli, die Verhinderung der Kreuszugspredigt 
gegen denselben, das Benehmen gegen den verstorbenen Erzbischof 
Robert von Mailand, den er eingesperrt, gezwungen, das Knie vor 
ihm zu beugen, und die Worte zugerufen habe, „er selbst sei Papst 
und Kaiser in seinen Landen“; ferner das Verbot, bei Strafe des 
Feuertodes sich weder an den Hof des Papstes noch des Kardinal- 
legaten zu wenden und keinerlei Leistungen an denselben abzuführen ; 
die Erbrechung von Briefen des Papstes, der Legaten und Ketzerrichter ; 
die Anmassung des Verleihungsrechtes der kirchlichen Benefizien in 
allen seinen Landen, die grausamen Strafen, die er über Geistliche 


1) Saer. Urb. V, m. 945 fl. KRXVI EL 
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verhängt habe, die Verachtung der kirchlichen Censuren, die durch 
einen Priester aus Parma auf seinen Befehl von einem Thurme herab 
verkündete Exkommunikation des Papstes und der Kardinäle, endlich 
die an den geistlichen Gütern verübten Erpressungen. Dieser Ver- 
brechen wegen erklärte der Papst Bernabö für der Häresie dringend 
verdächtig und lud ihn auf den 4. November zur Verantwortung vor.') 

Zu gleicher Zeit nahm der Papst das Anerbieten König Ludwigs 
von Ungarn an, dem Kardinallegaten zum Schutze Bologna's Hilfs- 
truppen zu senden; der Vertrag, den Innocenz und sein Legat mit 
den Gosandten des Königs abschlossen, verpflichtete letzteren, 10.000 
Söldner zu stellen, wofür er monatlich 40.000 Goldgulden erhalten 
sollte; alle Länder, die König Ludwig von dem Viseonti erobern 
würde, sollten ihm gehören.*) Die ungarischen Hilfstruppen, welche 
am 3. September unter der Führung des Grafen Simen von Press- 
burg im Gebiete von Bologna anlangten, waren jedoch nur zwischen 
50007000 Mann stark und nur ein Theil derselben erhielt Sold 
vom Kardinallegaten, andere machten den Zug freiwillig mit, um 
den vom Papste bewilligten Sündenablass zu erlangen. Den Angriff 
der Ungarn fürchtend, zog das viscontische Heer schon am nächsten 
Tage aus dem Gebiete von Bologna ab. Anfang Novembers brachten 
die Ungarn die von einer viscontischen Besatzung aufgeworfene Bastei 
bei Casalecchio in der Nähe von Bologna zur Uebergabe, wollten 
dieselbe aber nicht an deu Legaten auslieforn. Dieser erlangte jedoch 
einen Befehl des Königs, infolge dessen die Uebergabe an den Le- 
geten geschehen musste. Die Ungarn lagerten hierauf bei Budrio, 
plünderten und wütheten jedoch gegen die Bewohner des Gebietes 
von Bologna, als ob sie Feinde wären, und machten sich dadurch 
äusserst: verhasst. Im Januar 1361, als der Legat nicht alle mehr 
bezahlen konnte, ging ein Theil zu Bernabd über, ein anderer bildete 
eine freie Sölänerkompagnie.) Von den deutschen Fürsten, welche 


) Baynald m m 1869 m 12 und 185 rel. mm 1800 m 0. Vol. former don 
Briot Imoconz VI. &n Velk-und Kommune von Bologna vom 50, August 1860 im Archir 
dos Collegio di Sragnn zu Bologna Tasc, VI. m. 25 (dor Archivalien des Kartinalegaton 
Alboras). 93. VI. IX, 1005 X, 55 vol. RP. 07. 

9 M. VI X, 24, 10, 11, 15, 28 Adüe I. ad Ohronicon Cortuslrem 959, 
Cronien Ai Bologms 456, Chron. Estanso 484, Chron. Motinense 631, Chron. Flacon- 
Ham 505. 


» Google ee 


Karla IV. Politik vom April 1957 die Mürs 1004. 247 


der Papst um Hilfe gegen Bernabd ersucht hatte, thaten nur wenige 
ihm diesen Gefallen; besonders gilt dies von Herzog Rudolf von 
Vesterreich, welcher schon am 18. Juli Bernabd, wenn er von der 
Belagerung Bologna’s nicht abstehe, den Krieg erklärt und allen 
seinen in Bernabö’s Solde befindlichen Unterthanen befohlen hatte, 
letzteren sofort zu verlassen und als Feind der Kirche zu bekämpfen. 
Als diese Drohungen nichts fruchteten, sandte er dem Kardinallegaten 
ein Hilfskorps von 100 Heimen, welches am 28. Dezember in Bo- 
logna anlangte und durch die Pracht seiner Ausrüstung Aufschen 
erregte.?) 

Nicht s0 bereitwillig in Sendung ren Hilfstruppen zeigte sich 
Kaiser Karl. Dem päpstlichen Nuntius, Bischof Egidius von Vicenza, 
gab er zwar einen Beweis seiner besonderen Huld, indem er ihm 
damals, als er die Heerfahrt gegen die Grafen von Würtemberg an- 
trat, eine Pension von 500 Gulden von der Reichssteuer der Stadt 
Florenz anwies®) (17. August 1360), aber zu dem Versprechen, der 
Kirche Hilfe zu bringen, wollte er sich nicht bedingungslos herbei- 
lassen. Ende September 1360 schickte er den Erzbischof Ernst von 
Prag und den Bischof Johann von Strassburg, später auch den Dekan 
Wilhelm ron Wyschehrad®) an den päpstlichen Hof und liess durch 
‚dieselben seine Bereitwilligkeit, einen Hilfszug nach Italien zu unter- 
nehmen, ausdrücken, knüpfte dieselbe aber an die Bedingung, dass 
Innocenz die gegen seinen Grossyater Kaiser Heinrich VII, von Kle- 
mens V. erlassenen Dekretalen Pastoralis eura®) und Romani prin- 


1) Haber, Geschichte Rudalte IV., &. 87 Anm. 1. 

2). 8. 8270. 

®) Die Folgarungen, dio Stoy (die politischon Bozichungen zwischen Kaiser und Papst 
1260-1364, Leipzig 1861, 8. 77 £) aum dem Titel »upostalice mals muntäusc, den 
Dekan Wlholu ven Wyachehrad in den päpsüichen Schreiben bei Martine ct Durand II, 
$61 and 986 erhält, ableiten will, sind gezlich hinfällig, weil sich dieser Titel ganı 
einfach auf seine Würde als Collacior dar apontolischen Kammer in der Prager Kirchen- 
provin besicht. Das. Amt einen »apsetolischen Naunkins und Colleoter« war ibn von In 
mocon? VI. am 17. Oktober 1958 und uenerlings am 97. April 1859 übertragen worden 
(El. den Miontenbend 244 K. m. 821 des Vatikanischen Archivs und meine Kxcerpta 
7 110 m 480). : 

4) Kraft derselben hatte Klemens Y. die vom Kalser Helarkh VII. über König Robert 
son Sizlien verhängte Reichsacht kassirt. 
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ipes') anullire.) Dieselbe Forderung hatte Kaiser Karl bereits im 
vergangenen Jahre an Innocenz. gestellt, dieser sie aber abgeschlagen 
(1359 Juli 23), weil die beiden Dekretalen Klemens V. in das Cor- 
pus juris canoniei aufgenommen seien und in öffentlichen Schulen ge- 
lesen würden.’) Auch diesmal trug Innocenz Bedenken, des Kaisers 
Wunsch zu erfüllen. Aber zu Baginn des Jahres 1361, als nach 
dem Friedensschlusse von Bretigny (8. Mai 1360) zwischen den Kö- 
nigen von Frankreich und England die beschäftigungslos gewordenen 
Soldbanden ganz Frankreich raubend und mordend durchzogen, und 
eine derselben sich in Pont-Saint-Esprit am rechten Rhoneufer fest- 
setzte, hier die Zufuhr nach Avignon ahschnitt: und die päpstliche 
Grafschaft Venaissin ausplünderte, da sah sich Innocenz, dessen Kreuz- 
zugspredigt gegen die Soldbanden Fruchtlos geblieben, genötigt, nicht 
blos die Könige von Frankreich und Aragon, die Fürsten und Städte 
des Arelat, Languedocs und Burgunds, sondern auch Kaiser Karl und 
Herzog Rudolf von Oesterreich um Hilfe zu bitten (25. Januar 1361).*) 
Diese Notlage war der Grund, weshalb der Papst dem Kaiser Karl 
eine Urkunde ausstellte, in welcher er die Erklärung abgab, dass sein 
Vorgänger Klemens V. durch seine Dekretälen Romani principes und 
Pastoralis cura nicht sowohl den Ruf des Kaisers Heinrich VII. als 
eines ausgezeichneten Fürsten habe mindern, als vielmehr die Rechte 
der Kirche aufrechterhalten wollen, die durch einige von demselben 
ausgesprochene Worte‘) und die übereilte Sentenz gegen König 
Robert yon Sizilien geführdet waren.) 

In der Hoffnung auf des Kaisers Hilfe schrieb der Papst am 
19. März 1361 au den Kardinallegaten Egidius, welcher aus Ver- 
wweiflung, Bologna gegen Bernabd länger behaupten zu können, mit 


") Dieselbe enthält die Ertscheilung Klemens V., dass der Schwur der römischen 
Könige, den sic dem Papste Tisten, ein Fideitätsei. sc. 

#) Nach Heint, de Diesenboren 120 ferderto Kazl auch die päpstliche Unterstätzung 
zur Erlangung der Krone des Arelat, 

#) Baynald a. a. 1859 m. 11. Bzovins Annales ccelesinstici a. a. 1859 m 1. 

MRP. 68; 1. vita Imoe, VI. 986; I. vita 854; M. Vi. N, 28, 34. Anna, 
Hitett, 867. 

5) Gemeint ist dio Aussorung Heinrich VII, dass weder or noch sokno Vorfahren, 
dio rhmischen Kaiser, dem Papste jemals einon Fidelitätscid geleistet hätten (Olemchlager, 
Stantsgeschichte des römischen Kainerhums, Urkunlenhuch 59). 

RP. 69 und K. K. 1095 6. 
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dem Markgrafen Aldrovandino von Este wegen Ueberlassung des Vi- 
kariats von Bologna unterhandelte: er möge bis zum 1, Mai mit 
Ausführung dieses Planes warten und auch mit dem König Ludwig 
von Ungarn bis dahin kein Bündniss abschliessen.') Bevor jedoch der 
Brief des Papstes in die Hände des Legaten gelangte, hatte dieser 
eine Reise nach Ungarn angetreten, um mit König Ludwig aber eine 
neue Hilfsaktion zu verhandeln. Er traf ihn zu Agram, im Begriffe, 
einen Kriegszug nach Serbien zu unternehmen.*) Der König konnte 
jedoch nicht auf des Legaten Wunsch eingehen, weil Barnabd Visconti 
mittlerweile Kaiser Karl und König Ludwig als Schiedsrichter in 
seinem Streite mit der Kirche wegen Bologna anzuerkennen sich 
bereit erklärt und seinen Vertrauten, den Ritter Sagremors de Po- 
wires, demnächst mit der hiezu nötigen Vollmacht an den kaiser- 
lichen Hof zu senden versprochen hatte.) Als präsumtiver Schieds- 
richter konnte sich König Ludwig nicht zu feindseligem Vorgehen 
gegen Bernabd bestimmen Iassen; unverrichteter Dinge musste daher 
der Legat im Mai die Heimreise antreten. Nur das eine wirkte er 
aus, dass der König den Ungam, die in Bernabd’s Diensten standen, 
dieselben zu verlassen befahl.*) Aber Bernabd hatte nur deshalb sich 
dem Schiedsspruch des Kaisers und des Königs von Ungarn zu unter- 
werfen erklärt, um diese beiden vom Papste um Hilfe angerufenen 
Machthaber ron bewaftnster Intervention abzuhalten. Nachdem der 
Kaiser längere Zeit vergebens auf das Eintroflen Sagremors’ gewartet: 
hatte, begab sich vor Mitte April der Landgraf Johann von Lenchten- 
berg, des Kaisers „Rat und Heimlicher* nach Italien, um in dessen 
Auftrage den zwischen Bernabd und der römischen Kirche entstan- 
denen Zwiespalt zu besprechen und zu schlichten.) Erst nach der 
Abreise des Landgrafen traf Sagremors am kaiserlichen Hofe ein, 
aber ohne die versprochene Vollmacht mitzubringen. Nun sandte der 
Kaiser seinen Notar, den Probst Rudolf von Wetzlar, mit einem 
Schreiben vom 26. April an Bernabd, in welchem er erklärte: ob- 


) Martiue ob Durasl, Themurus norus ansedotorum Ih, 897 f. 
9m VL, 87, 41. Cronia di Bolognn 459, 
92.8. 9701. 
9 M. VO. X, 15 und 49. Der eigentliche Grund der Erfolglosigksit dor Verhand- 
Hungen biieb Villen unbekannt, 
) R. X. 8586, 8615; vol. 5619. 
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gleich ihn Bemabd durch seine Wortbrüchigkeit heftig erzärnt habe, 
so fordere er ihn doch in Ansehung der besonderen Zuneigung seines 
Grossvaters zum Hause der Visconti noch einmal ernstlich auf, seinem 
Versprechen gemäss die Vollmacht für ihn und den König von Un- 
garn zu senden und dem durch genannten Notar zu überbringenden 
Befehle gemäss mit der Kirche und dem Kardinallegaten einen Waffen- 
stillstand bis nächsten St. Martinstag (11. November) zu schliessen, 
damit er mit dem König von Ungam in dieser Zeit auf ein defini- 
tives Abkommen hinarbeiten könne, Der Kaiser schloss mit der 
Drohung: würde Bernabd vom Kriege gegen die Kirche nicht: ab- 
lassen, die Kastelle, die er in der Grafschaft Bologna und anderswo 
der Kirche weggenommen, nicht zurückstellen, und der letztern nicht 
unverzüglich für allen ihr zugefügten Schaden Genugthuung leisten, 
so werde er ihn wegen hartnäckigen Ungehorsams und Nichterfüllung 
seines Versprechens nach dem Rate der geistlichen und weltlichen 
Kurfürsten nach zwanzig Tagen aller Reichsvikariate berauben, alle 
hierauf bezüglichen Briefe wiederrufen und über ihn als Rebellen und 
öffentlichen Feind des Reichs, sowie über alle Helfer und Unterthanen 
Acht und Reichsbann verhängen, wie das weitläufiger in dem Prozesse 
ausgeführt sei, den er an den Thüren der Pfalzen in den einzelnen 
Städten des Reiches habe anschlagen lassen.) Ein kaiserliches 
Schreiben vom selben Datum überbrachte Propst Rudolf auch an 
‚den Reichsvikar Francesco da Carrara von Padua, worin ihn Karl IV. 
aufforderte, für den Fall, dass Bernabd den kaiserlichen Befehlen 
nieht nachkäme, mit aller Macht dem Kardinallegaten gegen Bernabd 
beizustehen und seine etwa im Dienste Bernabös stehenden Unter- 
thanen zurückzurufen.2) 

Aber nicht blos den Kaiser und den König von Ungarn hatte 
Bernabd auf besagte "Weise hinfergangen, or that dies gleichzeitig 
auch mit dem Papste. Obwohl mit der Exkommunikation behaftet, 
hatte er schon anfang März dem Papste auf das damals weitrer- 
breitete Gerücht hin, derselbe wolle nach Italien kommen, Anerbie- 
tungen machen lassen, die Innocenz sehr wohl aufnahm. Bernabd 
hatte ferner durch den Bischof Bonjohannnes von Fermo, der im Auf- 


") R. K. 6210. Won yon dreimaliger Ladung abgeschen wurde, so ist dies anbe- 
rnchts des Umständen, dass sich der Process auf Italien bezieht, nicht aufalland. 
1. K. 0220. 
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trage des Kardinallegaten nach Avignon kam, den Papst ersuchen 
lassen, er möge den zum Nuntius in Italien ernannten Abt Wilhelm 
von $t. Germain in Aurerre zuerst an ihn schieken, bevor sich der- 
selbe zum Kardinallegaten Egidius begebe,‘) und als der Papst diesem 
Wunscehe nicht gleich entsprach, hatte er sammt seinem Bruder Galeazıo 
Boten mit neuen Anträgen an den päpstlichen Hof geschickt.) Am 
18. April entsandto Innocenz endlich den genannten Abt an Bernabo 
mit dem Auftrage, die Verhandlungen mit demselben wieder aufzu- 
nehmen, und zwar auf Grund jener Bedingungen, die der Gross- 
seneschall von Sizilien, Niccold Aceiaiuol, im vorigen Jahre Bernaho 
vorgelegt hatte.) Durch direkte Verhandlungen Bernabö’s mit der 
Kurie wäre das dem Kaiser, sowie dem König von Ungam einge- 
räumte Schiedsrichteramt überflüssig geworden; aber Bernabd war es 
gar nicht um wirklichen Frieden mit der Kirche zu thun, er wollte 
nur Zeit für neue Kriegsrüstungen gewinnen, 

Binnen Kurzem mussten Kaiser und Papst einsehen, wie sehr 
sie von Bernabd getäuscht worden waren. ‘Schon um Mitte April 
zog er selbst mit einem gesammelten Heere in die Grafschaft Bo- 
logna, brachte am 9. Mai das Kastell Pimazao zur Uebergabe und 
bewog die ehemaligen Signoren Giovanni Maufredi und Francesco 
Ordelafli zum Abfall von der Kirche und zur Theilnahme am Kriege 
gegen Bologna.*) Nicht zufällig, sondern absichtlich, um sich an 
dem Papste zu rächen, scheint Bernabd den Krieg gegen Bologna 
gerade jetzt mit grösserer Energie denn je wieder aufgenommen‘ zu 
haben. Innocenz VI. war nämlich kurz vorher mit dem Markgrafen 
Johann von Montferrat und dem Dogen Simon Boccanera von Genua 
übereingekommen, zwei Freibeuterkompagnien, die von St, Esprit und 
die sogenannte „weisse Kompagnie*, welche die Provence brand- 
schatzten, zur Bekämpfung der Visconti zu verwenden und hatte zu 
diesem Zwecke sehr bedeutende Geldsummen hergegeben.’) Bernabö's 


') Martine et Durand ote. Il, 907. 

9 0.0. 0. 8. 920 und ai. 

9) u. 8. 0.8. 997 und D82. 

4) Martins ot Durand II, 990. M. Vill. X, 42, 47, 48. Croniea di Bologna 460. 
Chrun. Mutinense 082, Chrom. Placenlinum 506. 

9) IL vita Innee. VI, 864; M. Vi. X, 43; Cron. di Bologna 460, Diessonhoven 
128, Annal. Fistett. 567: vgl. Martöns et Durand II, 909, 912, 919, 984: wel. 9901. 
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erneute Feindseligkeiten beantwortete der Papst, indem er denselben 
als hartnäckigen Häretiker in contumaeiam verurtheilte und ihn aufs 
Neue mit der Exkommunikation belegte (19. Mai).t) Gegen Ende 
Mai gab er dem Kaiser von Bemabd’s Treulosigkeit Nachricht und 
bat ihn, gegen denselben umso energischer einzuschreiten, als or im 
Vertrauen auf des Kaisers briefliche Mittheilungen den Kardinal- 
legaten Egidius genügend zu unterstützen unterlassen habe.*) In der 
"That hatte der Kaiser wiederholt Gesandte an den Papst geschickt, 
seinen Notar, Konrad von Geisenheim, und den Propst von Eichstädt,°) 
apäter den Bischof (erhart von Naumburg, und ihm dureh dieselben 
Briefe überbringen lassen, in denen er das Benehmen Bemabd's und 
don Verlauf seines Vorgehens gegen ihn mittheilte, und Innocenz um 
Kinsendung der päpstlichen Vollmacht ersuchte, kraft deren er und 
der König von Ungarn den Streit um Bologna gehiedsrichterlich ent- 
scheiden sollten. Der Papst hatte, nachdem er die Treulosigkeit 
Bernabö*s erkannt, gar keine Lust mehr, die verlangte Vollmacht zu 
senden, die jetzt keinen Sinn mehr hatte,‘) schliesslich gab er aber 


9a. Yıll X, 49. 
DE Die Datirung IX. cal. kunii hat Menzel, Ttalienische Politik Karl I 
ii in 1X. cal. Jul Ardorn wellen. Es ist möglich, dass die Zahl vor cal 
At nichtig ist, Aber auf Keinen Fall darf eul. iunii« in »cal. inlie geändert werden. 
Unrichtig ist die Bohanptung, wonit Menzel diese Aonderung rechtfertigen will: der Papst, 
Werichta in dionem Befe den Kaiser, Dermabd sei nach Mailand zurückgokchrt und ont- 
halte sich realiter der Befihdung dor Kirche, Statt demen sagt der Papst; Erst dan, won 
ir erfahren haben werde, dass Bernabö sich wirklich jeder Bakhmpfung der Länder der 
Kirche 6, und dass ex ihm mit der Unterworfing unter las. kaiserliche Se 
ichteramt Fast sch werde er die hiezn nöige Vollmacht senden. Vichnchr lässt 
ass der Nichterwähnung der Sendung des Bischofs Epidius von Yieenza in diesem Schreiben 
chliossen, dass damelhe vor dem vom 20. Mai datirten R. P. 73 abgelasst se, im wel- 
chem der Fopst zum ersteamal seinen Entachkussos, den Bischaf von Vieana sandan zu 
wollen, erwähnt. 

9) Dieser Prost von Fichstädt kann nieht identisch sein mit Jchaun, Kanonikus 
von Bamborg und Eichstädt, welcher zogen Ende April als Gosuniter des Kalkar in A 
guon weilte (R, P. TO), und dosson Mission sich mar maf Gnndensachen beschränkt zu 
haben schein, 

JR. P. TH, 74, 775 vol. Madaren, Gerwssii Tilterionsis do imperio Romano, Film“ 
stadi 1678, p- 100. Aus diesem Schreiben dcs Kaisers an den Papst geht horror, dass 
Johann, Landgraf von Leuchtenberg, auch an den päpstlchen Hof gesandt worden ist, 
Dass or aber nicht nach Avikmon kam, sondern nur mit dem Kardinalgaten Epklies in 
alien konfarirte, ersicht mau sus Martine ot Durand II, 987. 
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doch eine solche für den Fall, dass Bernabd von Bekämpfung der 
Länder der Kirche ablassen würde, dem Bischof Egidius von Vicenza 
mit,!) den er am 31. Mai als Nuntias an Kaiser Karl und Herzog 
Rudolf von Oesterreich sandte mit dem Auftrage, zwischen beiden 
Frieden zu vermitteln,?) woran der Kurie schon deshalb so viel lag, 
weil bei andauerndem Zwist mit Herzog Rudolf für die Kirche schon 
gar nichts vom Kaiser zu erwarten stand. Mittlerweile hatte jedoch 
der Kaiser die Rolle des Schiedsrichters mit der des Strafrichters zu 
vertauschen sich genötigt gesehen. Gogen Ende Mai war nämlich 
Landgraf Johann von Leuchtenberg zurückgekehrt und hatte dem 
Kaiser berichtet, dass Bemnabd gegen alle Mahnungen und Befehle 
tanb gewesen sei, worauf der Kaiser am 29. Mai zu Prag mit Zu- 
stimmung der Kurfürsten Bernabd, weil er sich gegen die Ehre des 
heiligen römischen Reichs vergangen habe, aller Reichsvikariate ent- 
setzte, alle demselben gegebenen Briefe widerrrief und ihn für einen 
Rebellen und Reichsfeind erklärte.®) 

Bischof Egidius von Vicenza, den der Papst als Friedensstifter 
an Kaiser Karl und Herzog Rudolf entsandt hatte, starb etliche Tage 
nach seiner Abreise unterwegs an der damals grassirenden Pest. 
Wegen der Scheu der Prälaten des päpstlichen Hofes vor Reise- 
strapazen in der Pestzeit fand der Papst keine dem eben verstor- 
benen Nuntius an Ansehen gleichkommende Persönlichkeit und schickte 
daher die Briefe, die der Bischof hätte überbringen sollen, durch den 
Generalprokurator des Augustinerordens, Augustin von Breisach, und 
seinen Thärhüter Johann von Rom an die hohen Adressaten ab 
(27. Juni).*) Diese hatten jedoch schon am 14. Juni bei einer Zu- 
sammenkunft in Budweis Frieden geschlossen. Rudolf gelobte, im 
Schwaben und Elsass herzogliche Zierden nicht mehr zu gebrauchen, 
wogegen der Kaiser und sein Bruder, der Markgraf von Mähren, sich 
verpflichteten, den Herzogen von Oesterreich, falls sie in ihren nicht- 
schwäbischen Besitzungen angegriffen würden, mit aller ihrer Macht 
beizustehen. Der Grund der Nachgiebigkeit Herzog Rudolfs Ing in 
seiner Besorgnis, der Kaiser könnte in dem Kriege, den er eben 
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damals gegen den Patriarchen von Aquileja zu führen beabsichtigte, 
die Partei des letzteren nehmen. 

Ludwig della Torre, am 10. Mai 1359 von Innocenz VI. zum 
Patriarchen ernannt, hatte sich gleich zu Beginn seiner Regierung 
beim Papste darüber beklagt, dass der Herzog Albrecht TI. von 
Oesterreich die der Kirche von Aquileja gehörigen Ortschaften Treffen 
und Tiefen in Kärnten, Windischgraz in Steiermark, Öber- und Nieder- 
Wippach in Krain, sowie Venzone und Chiusa mit der dortigen Maut in 
Friaul unrechtmässig an sich gerissen und auch Herzog Rudolf sie nicht 
aurückgestellt habe. Nur betreffs der Rückstellung von Windischgraz war 
der Patriarch im Rechte, da Herzog Albrecht in einem Vertrage mit 
‚dem Patriarchen Nikolaus vom 9. Oktober 1356 Windischgraz demselben 
bis 24. April 1357 zurückzugeben versprochen hatte, während die 
übrigen Herrschaften Erblehen der österreichischen Herzoge waren 
und Chiusa sammt der Maut nach dem allerdings ohne Zustimmung 
des Domkapitels von Aquileja geschlossenen Vertrage vom 1. Mai 1351 
bis 1363 im Pfandbesitz der Herzoge verbleiben sollte.) Papst In- 
noeenz VI. forderte Herzog Rudolf am 20. Juni 1359 zur Heraus- 
gabe aller erwähnten Besitzungen auf, Rudolf leistete jedoch dieser 
Mahnung keine Folge, sondern beschwichtigte den Papst durch Sen- 
dung des oben örwähnten Hilfskorps nach Bologna. Feindseligkeiten 
gegen die Feste Chiusa, welche bald darauf die Herren von Pram- 
bergo, Vasallen des Patriarchen, verübt hatten, drohte Herzog Rudolf 
zu erwidern, bewilligte aber, da ihn damals das Streben, seine Frei- 
heitsbriefe und schwäbische Herzogswürde anerkannt zu sehen, voll- 
auf beschäftigte, dem Patriarchen im März 1360 einen Waffenstill- 
stand, der am 23. Mai 1361 ablief. Der Patriarch, der dem Papst 
Hilfstruppen gegen Bernabd Visconti schicken wollte, wandte sich an 
Kaiser Karl IV. mit der Bitte, bei Herzog Rudolf dahin zu wirken, 
dass der Waffenstillstand um ein Jahr verlängert werde. Der Kaiser 
lehnte dies ab, da ‚er mit seinem Schwiegersohne nichts zu thun 
haben wolle‘. Am 24. Mai wurden die Feindseligkeiten von dem 
österreichischen Hauptmann in Venzoue mit einem Plünderungszug 
naeh Pontebba eröffnet, welchen Vasallen und Unterthanen des Pa- 
triarchen mit Feindseligkeiten gegen Chiusa und Venzone und gegen 
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österreichische Kaufleute, die mit ihren Waren durch Friaul zogen, 
vergalten. Herzog Rudelf beschloss hierauf, den Patriarchen mit 
aller Macht zu bekriegen, begab sich nach Prag und bewirkte hier 
am 1. August eine bedeutende Erweiterung des mit dem Kaiser und 
dessen Bruder am 14. Juni zu Budweis geschlossenen Defensivhünd- 
nisses. Man schwur einander, mit aller Macht ewiglich beholfen zu 
sein gegen allermänniglich, keinen Sonderfrieden zu schliessen nnd 
ohne gegenseitige Zustimmung kein Bändniss einzugehen, endlich ohne 
solche sich oder seine Kinder nicht zu verloben oder zu verheiraten, 
Kraft dieses Bündnisses sagte der Kaiser schon am 2. August allen 
Unterthanen und Angehörigen der Kirche Aglei Fehde an, weil sio 
den von ihm am 1. Mai 1351 zwischen dem Patriarchen und dem 
Herzog von Oesterreich auf zwölf Jahre gemachten Waffenstillstand 
gebrochen hätten. Vom Kaiser und dessen Bruder mit Hilfstruppen 
unterstützt führten Herzog Rudolf und sein Bruder Friedrich Ende 
August ein Heer von 4000 Reitern über Cormens bis in die Nähe 
von Udine und nötigten den Patriarchen, den seine Vasallen verlassen 
hatten, bereits am 15. September unter den Mauern des Kastells 
Fagagna, wo das österreichische Heer lagerte, um Frieden zu bitten. 
Vorgebens schlug der Patriarch den Papst oder König Ludwig von 
Ungarn, den Beschützer des Patriarchates, zum Schiedsrichter vor, 
Herzog Rudolf zwang den Patrierchen, den Kaiser Karl und ihn 
selbst als Schiedsrichter in allen bisherigen Streitigkeiten mit Vester- 
reich anzunehmen und zu versprechen, deren Entscheidung als giltig 
anzuerkennen. Am 18. September übergab Herzog Rudolf den Pa- 
triarchen seinem Bruder Friedrich, der ihn wie einen Gefangenen nach 
Wien führte. Hier sollte er auf Herzog Rudolf warten und mit dem- 
selben sich dann zum Kaiser begeben.) 

Zum Lohn für Kaiser Karls schleuniges und energisches Vor- 
gehen gegen Bermnabd erfüllte der Papst bereits am 18. Juni den 
Wunsch, welchen ihm Karl IV. erst zu Anfang desselben Monats 
durch den Prager Domscholaster Nikolaus hatte vortragen lassen, 
indem er Karls vertrautesten Rat, den an seinom Hofe lebenden 
Bischof Dietrich von Minden, auf das durch den am 30. April d. J. 


') Zahn, Austro-Priulna In Tontes rorum Austlacarum, Diplomatarla KL. Band; 
Huber, Geschichte Rulolfs IV., 8. 63 1. 
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erfolgten Tod des Erzbischofs Otto erledigte Erzbistum Magdeburg 
transferirte!) — mit Nichtachtung der bereits von der Mehrheit des 
Magdeburger Domkapitels vorgenommenen Erwählung des jungen 
Halberstädter Bischofs Ludwig Markgrafen von Meissen.?) In einem 
Schreiben vom 20. Juni gab Innosenz dem Kaiser hieran Nachricht, 
bat ihn, sich nun aus Brkenntlichkeit für den erwiesenen Gefallen 
der Kirche geneigt zu zeigen und sandte ihm als Beweise für die 
Hartnäckigkeit und Wortbrüchigkeit des Bernabd Visconti Briefe, die 
or vor Kurzem vom Bischof Bonjobannes und seinom Nuntius Abt 
Wilhelm aus Italien erhalten hatte. Ebenso forderte der Papst den 
neuernannten Erzbischof Dietrich auf, die Bologneser Angelegenheit dem 
Kaiser aufs Wärmste zu empfehlen.®) 

Trotz aller Mahnungen des Papstes liess sich der Kaiser nicht 
dazu herbei, die über Bernabd verhängte Reichsacht mit Waffengewalt 
zu vollstrecken. Er beschränkte sich darauf, den Keichsstädten die 
Prozesse gegen Bernabd behufs Veröffentlichung zuzuschicken und 
ihnen zu befehlen, keine bewaffnete Mannschaft nach Italien durch- 
ziehen zu lassen ohne Sicherungseid für den Papst, und sich der 
Gäter derjenigen zu bemächtigen, die dem Bernabd ihre Dienste 
widmen.‘) Auch König Ludwig von Ungam dachte, nachdem er mit 
seiner letzten Hilfsaktion Fiasko gemacht, nicht an ahermalige Truppen- 
sendung zum Schutze Bologna’s, Ebenso blieben die italienischen 
Machthaber, Signoren und Ropubliken unthätig, selbst das guelfische 
Florenz liess sich nicht aus seiner neutralen Haltung herausdrängen.5) 
Endlich aber wandte sich doch das Geschick zu Gunsten der Kirche. 
Die päpstlichen Trappen machten in Verbindung mit den Bolognesen 
am Morgen des 20. Juni einen verzweifelten Ausfall und schlugen 
den Feind bei San Rofillo am Flusse Savena (südöstlich von Bologna) 


') Geschichtsquelen dor Prorktz Sachsen XXL, 109 Nr. 384, 

) Theuner, der Urbergung der Mark Brandenburg vom wittelsbachischen auf das 
Insomborgischa Haus, Göliige1887, 8. 19 1 

Y.R P. 01, 88. 

4) Es kann kein Zweifel sein, dnss ähnliche Schreiben, wie das an Strassburg ram 
12. Aurust 1881 (bei Stoy, die politischen Beziehungen zwischen Kalsor und Papst: In den 
Jahren 1900-1464, Leipzig 1881, Seite 87), auch an die anderen grösseren Reichustädto 
abgegangen sind. 
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völlig,‘) Hocherfreut zeigte der Papst den Fürsten und Kommunen 
Italiens und sogar dem König von England und dem Prinzen von 
Wales die Niederlage des Kirchenfeindes an, zugleich um Unter- 
stützung im weiteren Kampfe bittend.*) Noch andere Schläge trafen 
Bernabd WVisceonti bald darauf. Ghiberto da Correggio, Herr des 
gleichnamigen Kastells (nordwestlich von Modena), nahm Ende Juni, 
unterstützt von Hilfstruppen der Signoren Gonzaga von Mantun, eine 
viscontische Heeresabtheilung, welche sich des Kastells Correggio be- 
mächtigen wollte, gefangen und vereitelte dadurch die Absicht Ber- 
nabd’s, einen bequemen Stützpunkt für fernere Unternehmungen gegen 
das Gebiet von Bologna zu gewinnen.®) Eine andere Heeresabthei- 
lung, welche Bernabö ins Gebiet von Mantua entsandte, um die Gon- 
zaga für die Unterstützung des Signoren Ghiberto da Correggio zu 
züchtigen, ward von Ugolino da Gonzaga bei Revere im September 
mit grossem Verluste geschlagen.‘) 

Unter solchen Umständen fand es Bernabd wieder einmal nötig, 
sich zum Frieden mit dem Kardinallegaten Egidius geneigt zu zeigen, 
und bestellte am 21. November zu Pandino in der Diözese Lodi den 
Gualdisio de’ Loveselli zu seinem Prokurator beim Friedensschluss 
mit dem Legaten Egidius®) und dessen Bevollmächtigten, dem Bischof 
Bonjohannes von Fermo. An demselben Tage noch wurden zwischen 
diesen beiden Prokuratoren die Bedingungen eines Präliminarfriedens 
aufgesetzt, dessen Inhalt uns nicht völlig bekannt ist. Wir erfahren 
nur, dass der Bischof von Fermo versprach, der Papst, die Kardinäle 
und der Legat Egidius würden sich bei Kaiser Karl verwenden, dass 
er Bernabd Visconti in die Ehren und Rechte des Reichsvikariates 
über Mailand und die übrigen Städte wieder einsetze, Dagegen muss 
sich der Prokurator Bermabd’s verpflichtet haben, Stadt, Grafschaft 
und Distrikt von Bologna gegen eine Entschädigungssumme heraus- 
zugeben. Endlich enthielten die Friedenspräliminarien noch einen 
Artikel, in welchem bestimmt ward, dass Kaiser Karl, sowie die 


3) M. WIR. X, 50, 60. Orom. di Bologna 461, Chron. Kstanıo 484, Chren. Mutin. 
682, Chrom. Placentin. 506. 
9) Martine ot Dorand II, 1091, 1095, 1035 1 
y)M. vi. X, 61. 
+) Chrom. Matin. 688. 
#) Originalarkunde im Archirio des Collegio di Spagna zu Bologna VI, 26. 
Weransky, Kar Iy. II. Du 17 
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Könige Johann von Frankreich und Ludwig von Ungarn ersucht wer- 
den sollen, sich binnen sechs Monaten zu erklären, ob sie sich ver- 
pflichten wollen, Stadt, Grafschaft und Distrikt von Bologna (wahr- 
scheinlich bis zur Abzahlung der Entschädigungssumme an Bernabd) 
in ihre Verwaltung zu nehmen und den Frieden von Pandino zu be- 
stätigen, endlich mit ihrer Macht gegen denjenigen der wertrag- 
schliessenden Theile, welcher ihn nicht beobachten würde, einzu- 
schreiten. Für den Fall, dass weder der Kaiser noch die beiden 
Könige sich dazu herbeilassen würden, sollte Bernabd binnen eines 
Monates die Verwaltung Bologna’s einem der Kardinäle der römischen 
Kirche oder den Kommunen Venedig und Florenz oder der letzteren 
und dem Signoren Franceseo da Carrara von Padua übertragen. !) 
Der Kardinallegat hatte sich zur zeitweiligen Ueberlassung der Ver- 
waltung Bologna’s an einen dritten Machthaber gleichsam als Treu- 
händer verstanden, weil er die Kosten der Vertheidigung dieser Stadt 
gegen Bernabd nicht weiter erschwingen konnte. Für Letzteren war 
es von Vortheil, dass er Bologna nicht direkt an die Kirche heraus- 
zugeben brauchte. Der Papst muss mit den Bedingungen dieses Prä- 
liminarfriedens, welcher ja die Rechte der Kirche auf Bologna wahrte, 
einverstanden gewesen sein, da er am 20. Dezember den Kardinal- 
legaten Egidius bevollmächtigte, mit Bernabd Frieden zu schliessen 
und das Vikariat von Bologna einstweilen an Kaiser Karl IV. auf 
bestimmte Zeit unter gewissen Bedingungen zu überlassen.“) Die 
beiden Bevollmächtigten, der Bischof von Fermo und Gualdisio de 
Loveselli, begaben sich auch wirklich zum Kardinallegaten nach An- 
cona, wo im Dezember auf Grund des Präliminarfriedens von Pan- 
dino ein definitiver Friede geschlossen ward ?) 


') Rs 357 und 358 beruhen af dem Elnchus des Potrus de Lafiguorra, welcher 
in seinem humaristischen Latein eich nicht genma an den. Wortlant der urkundlichen Vor- 
lagen hält, die ich an anderem Orte veröfentiichen werde. Vgl. M. Vill. X, 90. 

?) Martöne ot Durand II, 1070 und 1072. In der Datirung sell os duselbet heissen : 
anno decimo« statt >nonse, wie schen daraus hervorgeht, das der Papst in diesem 
Schreiben an den Legaten von demselben >pecuniale subsidium de reguo Anglie« spricht, 
worüber or am 2. Norember (IT. non, norembr. anno nono) dem König von England 
geschrieben hatte (a. a. 0. 7. 1059). 

9) Cronien di Bologna 404; vol. Matihael de Oriffonibus Momoriale historicum (Mura- 


tori, Seripteres ZVLI, 178). 


» Google 


Karls IV. Politik vom April 1257 bis März 1564. 259 


Nun zeigte sich's abermals, dass Bernabd mit seinem Eingehen 
auf Friedensverhandlungen nur Zeit für neue Rüstungen hatte ge- 
winnen wollen: er weigerte sich nämlich den Frieden zu ratifiziren 
und sandte Boten an die päpstliche Kurie mit neuen unerhörten Frie- 
densbedingungen. Fr fordere u. a., dass einer seiner Söhne vom 
Papste zum Erzbischof von Mailand gemacht werde, und dass der 
Papst durch eine Bulle überhaupt verordne, künftighin dürfe der Mai- 
länder Erzbischof nur aus dem Geschlehte der Visconti genommen 
werden. Bemabd vordächtigte ferner die im Präliminarfrieden von 
Pandino vorgeschlagenen Treuhänder, verlangte, dass die Verwaltung 
Bologna’s den mit ihm befreundeten Pisanern anvertraut werde, und 
wünschte endlich, dass sich die Kirche verpfichte, die Signoren, die 
er bekriege, in keiner Weise zu begünstigen oder zu unterstützen. 
Letztere Forderung erhob Bernabd, weil er seit: dem Sommer 1361 
die Angriffe auf die Lande der Gonzaga von Neuem begonnen und 
im Februar 1362 die Stadt Regio vergebens zu überrumpeln ver- 
sucht hatte, in der Absieht, durch Annexion dieser zwischen seinen 
westlichen Ländern und Bologna gelegenen Gebiete die Broberung 
und Behauptung der letzteren Stadt zu erleichtern. Der Papst konnte 
jene neuen Friedensbedingungen wicht annehmen und der Krieg im 
Gebiete von Bologna dauerte fort.) 

Zur Verwerfung des Friedens mit der päpstlichen Kurie mag 
Bernabö noch überdies durch die Kunde von einem neuerlichen Zer- 
würfnis Kaiser Karls mit König Ludwig von Ungarn und Herzog 
Rudolf von Oesterreich ermuntert worden sein. Der König von Un- 
garn hielt das Bündnis des Kaisers mit Herzog Rudolf für sehr be- 
drohlich, die Unterstützung, welche der Kaiser dem Herzoge in dem 
Kampfe gegen den Patriarchen von Aquileja hatte angedeihen lassen, 
die Demütigung und Gefangennehmung des letzteren hatte König 
Ludwig übel vermerkt, war doch der Patriarch seit 1356 sein Bundes- 
genosse; von Wien aus, wo derselbe in enger Haft sass, hatte er 
König Ludwig um Errettung des Patriarchates vom gänzlichen Unter- 
gange anflehen lassen. Die Aufrechthaltung der weltlichen Herrschaft 
des Patriarchen war in der That in Ungarns eigenem Interesse, denn 
mit Rücksicht auf das erst kürzlich erworbene Dalmatien bildete das 


') M. Will. X, 90; Cron. di Bolognn 464. 
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Patriarchat eine nicht zu unterschätzende Vormauer gegen die Re- 
publik Venedig. 

Zu dem Misstrauen, womit König Ludwig das Bündniss des 
Kaisers mit dem Herzog von Oesterreich betrachtete, kam noch hinzu, 
dass dem König eine Aeusserung des Kaisers hinterbracht wurde, 
welche die Frauenehre seiner Mutter, der Königinwitwe Elisabeth, 
Schwester König Kasimirs von Polen, antastete.') König Ludwig 
sann daher auf Rache. Schon am 31. Dezember 1361 gelang es ihm, 
Herzog Rudolf bei einer Zusammenkunft in Pressburg zu bewegen, 
das Bündnis mit dem Kaiser aufzugeben und sich aufs Neue an 
Ungarn anzuschliessen. Ludwig und Rudolf, letzterer zugleich im 
Namen seiner Brüder, versprachen eidlich, einander gegen jeden Feind, 
und sei er auch mit der Konigs- oder Kuiserwürde geschmtckt, 
mit ganzer Macht beizustehen; überdies vorpflichtete sich jeder von 
ihnen, ohne Zustimmung des andern keinen Krieg anzufangen, keinen 
Frieden und kein Bündniss zu schliessen, ja nicht einmal einen Ehe- 
vertrag einzugehen.) Frägt man nach dem Grunde, der den Herzog 
Rudolf zum Abfall vom Kaiser und zum Anschluss an den König von 
Ungarn bewog, so wird man vor allem sein Verhalten in der das 
Patriarchat Aquileja betreffenden Frage zu beachten haben. Statt sich 
mit dem Patriarchen von Aquileja nach Nürnberg zu begeben, wo 
der Kaiser Ende September 1361 sein Hoflager aufgeschlagen hatte, 
liess er ihn zu Wien gefangen halten und kam selbst erst im De- 
zember dahin. Vor Weihnachten 1861 scheint es in Wien zu Ver- 
handlungen über einen Austrag des Streites zwischen dem Herzog 
und dem Patriarchen in Gegenwart kaiserlicher Bevollmächtigter, des 
Markgrafen von Mähren, des Bischofs von Olmütz und des Herzogs 
Albrecht: von Sachsen gekommen zu sein; jedenfalls sind dieselben 
erfolglos geblieben, denn Herzog Rudolf war schon damals entschlossen, 


") Dieses thatsichliche Moment in dem undatirton Briefe Tadwigs an Karl bei Kurz, 
Rudolf IV., 8. 877, kann unmöglich willkarli 

®) Rs. 260 und 861. Die Urkunde, dauirt von Pressdurg DI. Dezember 1261, halte 
ich für eine Ende Mirz oder Anfung April aus Anlass des Beitrittes König Kasimirs von 
Polon und Herzog Meinharts von Oborbakorn mm Bündriese in Wion geschchene Nenaus- 
fertigung der ursprünglichen Urkunde mit Beibehaltung der Orts- und Zeitangaben der 
Datirung. Die Zeugen dieser Nouausfertigung der Bündnisurkunde Jassen mır mach Wion 
und nur zum Zeitpunkt der Nonnasfortigung. 
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dem Kaiser keinen Einfluss auf die Entscheidung seines Streites mit 
dem Patriarchen einzuräumen, um nicht zur Herabminderung seiner 
Forderungen gezwungen zu werden, vielmehr wollte Rudolf seine 
Macht als Sieger dem besiegten und gefangenen Patriarchen gegen- 
über nach Herzenslust ausnützen. Dies war aber nicht möglich, weun 
sich der König von Ungarn, der bisherige Beschützer des Patriar- 
chates, einmischte. Er musste gewonnen werden, damit er den Pa- 
triarchen seinem Schicksale überlasse. Indem Herzog Rudolf mit 
König Lodwig ein Bündniss gegen den Kaiser schless, kam er dem 
Interesse des Königs entgegen und erwartete dafür von diesem ein 
ähnliches Entgegenkommen in der aquilejischen Frage. 

Vor der Rache des Kaisers suchte sich Rudolf durch fernere 
Bündnisse mit den Nachbarfürsten zu schützen. Ein solches schloss 
er am 29. Januar 1362 mit dem Erzbischof Ortolf von Salzburg, der 
der Hilfe gegen die niederbairischen Herzoge bedurfte. Seinen Kanzler, 
den Bischof Johann von Gurk, einen österreichischen Schwaben von 
Geburt, ernannte Rudolf zum obersten Hauptmann und Landvogt der 
österreichischen Lande in Schwaben und Elsass, wo derselbe nicht 
wenige schwäbische Grafen und Herren gegen Sold anwarb; dieselben 
versprachen im Falle eines Krieges den Herzogen von Oesterreich ihre 
Burgen zu öffnen und selbst mit einer Anzahl Helme ihnen zu dienen.) 
Dem jungen Meinhart, der seinem am 18. September 1361 verstor- 
benen Vater Ludwig V. als Herzog von Oberbaiern und Graf von 
Tirol nachgefolgt und vom Kaiser schon am 11. Oktober 1361 durch 
die Ernennung zum „geschworenen Rat und täglichem Hofgesinde* 
ausgezeichnet worden war, schrieb Herzog Rudolf einen Brief, worin 
er ihn gegen den Kaiser aufzureisen suchte, indem er vorgab, der- 
selbe hege Pläne, die ihnen beiden verderblich seien. Die den un- 
selbständigen Meinhart lenkenden oberbairischen Adeligen, bestrebt, 
den Einfluss des Herzogs Rudolf von Oesterreich auf seinen Schwager 
Meinhart auszuschliessen, hielten jedoch eben darum zum Kaiser, 
gelobten diesem zu Nürnberg (15. Januar), Meinhart anhalten zu 
wollen, dass er seine dem Kaiser geleisteten Eide vollführe, und ver- 
sprachen weiter, dem Kaiser gegen Jedermann zu dienen, selbst gegen 
Herzog Meinhart, wenn er ihnen nicht folgen wollte, und sie dann 


1) Haber, Rudolf IV., 8. 78 £. 
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‚des Kaisers Hilfe begehrten. Diese adeligen Räte Meinharts überlie- 
ferten Karl IV. auch jenen kompromittirenden Brief, den Herzog 
Rudolf von Oesterreich an Meinhart: geschrieben hatte. ') 

Karl berief sofort einen Reichstag nach Nürnberg, wo vor Mitte 
März die Kurfürsten von Mainz, Trier, Pfalz und Sachsen, einige 
Bischöfe, Fürsten, Grafen und Herren erschienen, Karl zeigte den 
Anwesenden den Brief Rudolfs an Meinhart vor und machte ihnen 
Mittheilung davon, dass der Patriarch von Aquileja die Misshellig- 
keiten zwischen ihm und dem Herzog von Oesterreich dem Schieds- 
spruch des Kaisers und des Herzogs unterworfen, und letzterer selbst 
versprochen habs, den Patriarchen vor den Kaiser zu bringen, dass 
er aber dieses Versprechen gebrochen, indem er den Patriarchen zu 
Wien in Haft halte. Im Namen der Kurfürsten lud Erzbischof 
Boemund von Trier am 23. März den Herzog Rudolf vor das Reichs- 
hofgericht zur Verantwortung vor und befahl ihm die sofortige Frei- 
lassung des Patriarchen. Schon vorher hatten die zu Nürnberg an- 
wesenden Kurfürsten sich eidlich verpflichtet, nach Karls IV. Tode 
keinen der Herzoge von Oesterreich zum römischen König zu kiesen 
(13. März).®) 

Einen weitern Feind bestrebte sich der Kaiser dem Herzog zu 
erwecken: die mächtige Reichsstadt Zürich. Um diese Stadt, welche 
unter ihrem seit 17. September 1360 verstorbenen Bürgermeister 
Rudolf Brun eine Oesterreich freundliche Politik befolgt hatte, von 
dieser Richtung abzulenken, hatte er mit ihr und ihren Bidgenossen 
schon am 26. Dezember 1360 und 31. März 1361 ein Bündnis ge- 
schlossen, welches bis zwei Jahre nach des Kaisers Tode dauern 
sollte. Dieses Bündniss erneuerte Karl am 27, Februar 1362, Er 
nahm Brun’s Nachfolger, den Bürgermeister Rüdiger Manasse, den 
Rat und die Bürger von Zürich in seinen und des Reiches Schirm 
‚dergestalt, dass, wenn Jemand sie beschädigt und die Mehrhei@ des 
Rates dies als Unrecht erkennt, er ihnen mit aller seiner Macht be- 
holfen sein soll; im Falle seiner Abwesenheit sollen ihnen die Reichs- 
landvögte in Schwaben und Elsass und die Reichsstädte Konstanz, 
$t. Gallen, Lindau, Ravensburg, Ueberlingen, Buchhorn und Wangen 


) Riezler, Geschichte Baiorns IIL., 59—83. 
®) Huber, Rudolf IV., 8. 79 f. 
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auf die an sie gerichtete Mahnung helfen. Ferner bestätigte Karl 
die Bünde derer von Zürich, Bern, Luzern, Uri, Schwiz und Unter- 
walden und erklärte, dass dieselben seinem Bündnisse mit Zürich 
vorangehen sollten. Hiezu fügte der Kaiser eine Menge wichtiger 
Privilegien für Zürich. Er verordnete, dass, wenn die Züricher den 
Herzogen von Oesterreich Rapperschwyl entreissen würden, sie dasselbe 
im Namen des Reiches besitzen dürften. Er schenkte ferner den 
Bürgern von Zürich den Züricher See bis hinauf nach Hurden mit 
allen Nutzungen, ertheilte ihnen die Freiheit, alle Edelleute auf dem 
Lande in ihr Bürgerrecht aufzunehmen, und verlieh ihnen das kaiser- 
liche Landgericht zu Zürich mit allen Rechten, deren das Landgericht 
au Rottweil in Schwaben genose.'). Auch die Unterthanen des Pa- 
triarchen von Agnileja muss der Kaiser damals ermächtigt haben, 
unter dem Reichsbanner den Herzog von Oesterreich zu bekämpfen.®) 

Herzog Rudolf liess sich durch das Vorgehen des Kaisers in 
keiner Weise einschüchtern, sondern war eifrigst bestrebt, neue Theil- 
nehmer für das Dündniss gegen Karl IY. zu werben. Am 21. März 
schloss er zu Wien mit dem Bischof Gottfried von Passau, dem 
Bruder des Salzburger Erzbischofs, einen Bund gegen Jedermann, 
auch der junge Herzog Meinhart folgte den Lockungen Rudolfs, kam 
Ende März nach Wien und trat dem Bunde gegen Karl IV. bei. 
Dasselbe that König Kasimir von Polen infolge der Einwirkung seines 
Neffen, König, Ludwigs von Ungarn. Das so erweiterte Bündnis 
wurde Ende März «der Anfang April zu Wien im Beisein des Eirz- 
bischofs von Salzburg, der Bischöfe won Passau, Serkan und Lavant, 
sowie vieler Prälaten und Barone von Oesterreich, Steiermark, Kärnten 
und Krain in feierlicher Weise neu verbrieft.) Höchst störend für 
die num beginnenden Kriegsrästungen war die Kunde, dass im März 
die Bürger von Udine, Cividale und Gemona den damals herrschenden 
Waffenstillstand gebrochen und die meisten der von Herzog Rudolf 
im vergangenen Jahre im Friaul gemachten Eroberungen zurückge- 


') Diorauer, Geachichto dar Schweizerlschen Eidgononmenschaft, Cotka 1887, I, 877 £. 
») Zahn, Austro-Frinlana, 168, n. 156. 
®) Steinherz, die Berichungen Ludwigs I. von Ungarn zu Karl IV. (littheilengen 
don Instituts für Onterrichische Geschicheforschung IX, 000). In formiller Bezichung ganz 
womöglich Ist die von Sielnher: rorgenommene Ementation »ulima die mensis decembris 
a d. 18680 ii >ultims die mensis martfi a. d. 1862«. 
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wonnen hatten. Dies bewog Herzog Rudolf, die anfangs überspannten 
Friedensbedingungen, die er dem Patriarchen diktiren wollte, etwas 
herabzumässigen. Nichsdestoweniger war der Präliminarvertrag, den 
er am 21. April mit dem Patriarchen zu Wien schloss, noch immer 
sehr ungünstig für den letzteren. In demselben musste der Patriarch 
u. a. versprechen, den österreichischen Herzogen alle Lehen seiner 
Kirche in Steiermark, Kärnten, Krain, der windischen Mark und auf 
dem Karst, darunter auch das ihnen bisher bestrittene Windischgraz 
und Iaas, zu übertragen, und auf die Dauer seines Lebens dem 
Herzog Rudolf das Recht zuzugestehen, über Friaul einen Hauptmann 
zu setzen, welcher mit einer Besatzung von 50 Mann oder mehr für 
Aufrechterhaltung des Friedens sorgen sollte. Aus Rücksieht auf 
seinen Verbündeten, den König von Ungam, musste Horzog Rudolf 
die Bestimmung in den Vertrag aufnehmen, dass ausser ihm auch 
König Ludwig die Vertragspunkte zu ändern befugt sein sollte. Zu 
Agram, wohin der König Ende April den Herzog und den Patriarchen 
beschied, wurde ein definitiver Friede vereinbart. König Ludwig, 
dessen Interesse die Rrhaltung dar Selbständigkeit des Patriarehatos 
erheischte, setzte es durch, dass der Punkt über die Einsetzung eines 
österreichischen Hauptmannes in Friaul entfiel; dagegen ward die 
Verleihung aller Lehen der Kirche von Aquileja in den österreichischen 
Ländern an die Herzogo beibehalten und nur noch hinzugefügt, dass 
ihnen der Besitz der wichtigen Feste Chiusa sammt der dortigen 
Maut auf 24 Jahre zum Ersatz für die Kriegskosten eingeräumt 
werden solle.) 

Nun erst konnten die verbündeten Fürsten ernstlich an die Er- 
‚öffnung des Krieges gegen den Kaiser denken. Dieser hatte Mitte 
April Nürnberg verlassen und sich über Prag nach Troppau begeben, 
weil er einen Angriff des Polenkönigs erwartete. Als ein solcher 
ausblieb, kehrte er nach Böhmen zurück und zog im Juni auf die 
Nachricht, dass das ungarische Heer die Ostgrenze Mährens bedrohe, 
in Eilmärschen ebendorthin. In der That hatten sich Ende Juni die 
ungarischen Truppen unter persönlicher Führung König Ludwigs 
bei Prossburg gesammelt, anfangs Juni erschienen hier auch Herzog 
Rudolf und König Kasimir an der Spitze ihrer Scharen. Man zog 


') Zahn, Austzo-Friulana, v, 181, 185, 187; Huber, Rudaf IV., 8, 81-84. 
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sodann die Waag aufwärts bis gegen Trentschin und wollte eben in 
Mähren einbrechen, als Herzog Bolko von Schweidnitz, Oheim der 
Kaiserin, mit anderen Baronen als Abgesandter des Kaisers zu König 
Ludwig nach Trentschin kam und Friedensanträge überbrachte. Nach- 
dem ein Waffenstillstand geschlossen worden, schickte König Ludwig 
den Palatin Nikolaus Konth und den Hofrichter Stefan Bebek zum 
Kaiser, der mit seinem Heere in Ungarisch-Brod lagerte, um über 
den Frieden zu verhandeln. Man vermochte sich jedoch über die 
Bedingungen desselben nicht zu einigen und die ungarischen Ge- 
sandten kehrten unverrichtater Dinge nach Trentsehin zu ihrem König 
zurück, dessen Heer sich unterdessen, wahrscheinlich wegen Mangels 
an Lebensmitteln, zerstreut hatte. König Kasimir und Herzog Rudolf 
waren schon früher abgezogen.‘) Letzterer hatte sich nach Passau 
zu einer Zusammenkunft mit dem Herzog Stefan von Niederbaiern- 
Landshut begeben, welcher vor Kurzem in Verbindung mit den Städten 
und einem Theile des Adels von Oberbaiern die bisherigen Räte des 
Jungen Herzogs Meinhart gestürzt hatte und diesen nun selbst be- 
herrschte. Am 31. Juli schlossen die Herzoge Rudolf und Stefan 
einen Bund gegen jeden Feind, also auch gegen den Kaiser, welchem 
Herzog Stefan wegen Begünstigung seines Sohnes Friedrich grollte: 
dieser, ein Busenfreund des jungen Herzogs Meinhart, war mit seinem 
Vater wegen der Morgengabe seiner Gemalin zerfallen.*) Aber auch 
der Kaiser, welcher — wie es scheint — durch sein Friedensaner- 
bieten nur Zeit zu umfassenderen Kriegsrüstungen hatte gewinnen 
wollen, traf, im September nach Böhmen zurückgekehrt, die sorg- 
fältigsten Veranstaltungen zu diesem Zwecke.) Wenn es auch in 
diesem Jahre zu keinem neuen Feldzug kam, so emeuerten doch 
König Tudwig und Herzog Rudolf gegen Ende des Jahres das Bündnis 
gegen Karl IV., ja es scheint bei dieser Gelegenheit sogar eine Erb- 
verbrüderung geschlossen worden zu sein, wodurch sich die Häuser 
Anjou und Habsburg gegenseitig für den Fall des Aussterbens zu 
Erben einsetzten. Auch dürfte damals Elisabeth, die Nichte König 


Ya. K. varsa 
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Ludwigs, bisherige Braut Jodoks, Ersigeborenen des Markgrafen 
Johann von Mähren,*) mit Herzog Kudolfs Bruder Albrecht verlobt 
worden sein.) Da auf diese Weise das Verhältnis des Kaisers zum 
König und Herzog noch im folgenden ‚Jahre einen entschieden krie- 
gerischen Anstrich behielt, mischte sich nun auch die päpstliche 
Kurie ein. 

Am 12. September 1362 war Papst Innocenz VI. an Altersschwäche 
zu Avignon gestorben.*) Von den zwanzig im Konklave anwesenden 
Kardinälen — der Bischof Egidius von Sabina konnte seine italie- 
nische Legation nicht verlassen — waren acht Verwandte weiland Papst 
Klemens VI, drei Innocenz VI. Gegenseitige Eifersucht der Kar- 
dinäle scheint der Grund gewesen zu sein, weshalb dieselben sich 
nicht auf ein Mitglied ihres Kollegiums zu einigen vermochten, son- 
dern am 27. September auf Betreiben des Wilhelm d’ Aigrefueille, 
Kardinalpriesters von Santa Maria in Trastevere, Wilhelm, Abt des 
Benediktinerklosters St. Viktor bei Marseille, zum Papst erwählten. 
Da derselbe, von Innocenz VI. als Nuntius an den Hof der Kö- 
nigin Gioyanna von Sizilien entsandt, eben auf der Reise dahin begriffen 
war, so wurde seine Erwählung bis zu seiner Rückkehr geheim ge- 
halten und erst am 28. Oktober kundgemacht. Am 6. November 
ward der neue Papst, der sich Urban V. nannte, feierlich gekrönt.*) 
Er war der Sohn des Grimoard, Herrn von Grissac in der Grafschaft 
Gevaudan, las als doctor deeretorum viele Jahre hindurch an den 
Generalstudien in Montpellier und Avignon, wurde von Klemens VI. 
zum Abt des Benediktinerklosters St. Germain in Auxerre und von 
Innocenz VI. zum Abt von St. Viktor in Marseille befördert.) Schon 
Klemens VI. hatte ihn im Jahre 1352 als Nuntius an den Signoren 
und Erzbischof Giovanni Viseonti gosandt,®), Innocenz VI. im März 
1360 an den Kardinallegaten Egidius,?) im April 1361 an diesen 


') Auf Bitten Karls IV. hatte Innoconz VI. wegen Verwandtschaft im 4. Grade 
Dispens ertheilt (19. Nor. 1860). Rog. Avin. Innac, WI. a. VIEL pı IE H. 548 7. 
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und an Bernabd Visconti,‘) endlich im Juni 1362 nach dem Tode 
des Königs Luigi von Sizilien an dessen Witwe, die Königin Giovanna.°) 

Am 24. Januar 1363 beauftragte Urban V. den Bischof Peter 
von Volterra, sich als Nuntius zum Kaiser Karl, Markgrafen Johann 
von Mähren, König Ludwig von Ungarn und Herzog Rudolf von 
Oesterreich zu begeben und dieselben zum Friedensschluss zu be- 
wegen, Gleichzeitig ermalnte der Papst die genaunten Machthaber, 
dem Nuntius Glauben zu schenken, und forderte die diesen Macht- 
habern am nächsten stehenden geistlichen und weltlichen Fürsten auf, 
auf die Beilegung des Zwistes hinzuwirken.*) Aber schon vorher war 
ein Ereignis eingetreten, welches die politischen Verhältnisse der 
Hauptfürsten Deutschlands durchaus zu ändern geeignet war. Am 
13. Januar 1363 war nämlich der juuge Herzog Meinhart von Ober- 
baiern und Graf von Tirol kaum zwanzigjährig zu Meran kinderlos 
‚gestorben, nachdem er im Oktober 1362, um sich aus der Abhängig- 
keit des Herzogs Stephan von Niederbaiern zu befreien, wahrschein- 
lieh mit Vorwissen des Herzogs Rudolf von Oesterreich, nach Tirol 
entflohen war und sein Siegel, damit zugleich den massgebenden Ein- 
Auss auf die Regierung, dem Brixner Domprobst Johann von Lichten- 
werth, Herzog Rudolfs Hofkaplan, übergeben hatte, Während das 
von väterlicher Seite herrührende Oberbaiern Meinharts Schwertmagen 
erbten, erhob seine Mutter Margareta den Anspruch, dass Tirol an 
sie zurückzufallen habe,t) überliess am 17. Januar einem mit dem 


) 5. oben 8. 21. 

2) Vita Innoc. VI. bei Baluzius vitao paparım Arenioneneium 1, 356. M. Vill. XH, 
36 nennt ihn einen Man son sochzig Jahren. Da ader sein Vater noch Tebte (IV. vita 
Urban & 3 0, I, 410), und orst am 17, Oktober 1066 starb (IL Tits Urbani a 0. 0, 
Z; 408): dnsfka er. doch wire. inger gewesen sein, 

I. P. 88; Secr. Urbani Yen. 245 £ IXX umd LXKII. 

@) Da die Erbfolge in dam deutschen Fürstentümern und Gmfschaften seit dem 
19. Jahrhundert ich zumeist nach privatrechtlichen Grundsktzon richtete, so ist man bo: 
Aust, auch dio vorliogende Frago nach privatrochtlicher Analogie zu beurtheilen. In dieser 
Zinsicht mochte ich doch durauf aufmerksam machen, dass der Morgongaborertrag der 
Bairisch-sterreichischen ehelichen Gütsrrochts Gütergomeinschaft der Ehegatten ausschlons, 
und daher die orsprüngliche Zuständigkeit des unbeweglichen Vermögen streng. gewahrt 
Miied (el. hiertber Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte 688). Der An- 
sprach Margareta’s, dass Tirol (Eiengüter und Lehen) an sie zurückgefallen seien, war 
‚daher im zoltonden Rechte begrindat. 
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Selbstergänzungsrecht ausgestatteten Rate von neun Tiroler Land- 
herren die Regierung und verpflichtete sich, mit keinem fremden 
Fürsten oder Herrm ein Bündnis zu schliessen und Tirol für den 
Fall ihres Todes niemandem zu vermachen. Das Vermächtnis Mar- 
gareta's vom Jahre 1359 muss demnach den Landherren unbekannt 
geblieben sein. Die Mitglieder jenes Rates beuteten ihre Stellung 
in schamloser Weise aus, indem sie sich von Margareta eine Fülle 
landesherrlicher Güter und Rechte, sowie reiche Geldgeschenke ur- 
kundlich zusichern liessen. Herzog Rudolf von Oesterreich, der über 
die Wahrscheinlichkeit eines baldigen Ablebens des jungen Meinhart 
frühzeitig unterrichtet worden sein muss, beschloss, den Herzogen von 
Baiern, die als nächste Schwertmagen Meinharts auch auf Tirol Erb- 
anspräche erhoben, in der wirklichen Besitznahme dieses Landes zu- 
vorzukommen. Er verliess Wien bald nach dem 5. Januar und be- 
gab sich über Judenburg und durch das Pusterthal nach Bozen, wo 
er am 26. Januar Margareta, welche gegen die Angriffe der Wittels- 
bacher nur bei den Habsburgern Schutz finden konnte, bewog, ihm 
und seinen Brüdern Albrecht und Leupolt als ihren „nächsten Vater- 
magen“ die Grafschaft Tirol und alle ihre Herrschaften in Baiern!) 
mit dem Vorbehalt lebenslänglicher Nutzniessung für sich selbst zu 
schenken und ihren Unterthanen zu befehlen, den Herzogen schon 
jetzt den Treueid zu schwören, was demnächst auch wirklich geschah, 
Die Mitglieder des Regierungsrates wagten sich dem hochmächtigen 
Herzog nicht zu widersetzen, sondern stimmten der Vergabung Mar- 
garetha’s kleinlaut zu, der Bischof Matthäus von Brixen ertheilte schon 
am 5. Februar Rudolf und seinen Bradern alle Lehen, welche die 
früheren Landesfürsten von seinem Stift gehabt hatten. Schon Ende 
Februar konnte Rudolf Tirol verlassen und nach Wien zurückkehren, 

Wenn die bairischen Herzoge, welche ihre Ansprüche auf Tirol 
auf die nur ganz allgemein gefasste Belehnungsurkunde für den ver- 
storbenen Markgrafen Ludwig von Brandenburg, seine Gattin Mar- 
gareta und ihrer beider Erben vom 26. Februar 1342 gründeten, be- 
hufs Verwirklichung dieser Ansprüche vorläufig nichts unternahmen, 


) Ka waren dies die Margaretha zar Morgongabe verschriebenen bairischen Aomtar 
King, Wasserburg, Kufstelu, Raitenverg und Kitzbühel; ws ist nicht näher bekannt, 
ob ihr dieselben zu Leibzucht oder Eigentum überwiesen waren. War das erstere wie 
gewöhnlich der Fall, so war Margareta‘s Vergabung dieser Gäter unrechtmässig. 
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so lag der Grund in dem Vorgehen des Herzogs Stephan von Nieder- 
baiern-Landshut, welcher sich Ende Februar 1363 im Einverständniss 
mit dem Rheinpfalagrafen Ruprecht d. A. und mit Zustimmung der 
Landstände Oberbaierns bemächtigt hatte, obwohl nach dem zwischen 
den wittelsbachischen Brüdern Ludwig d. i., Ludwig dem Römer und 
Otto zu Luckau am 24. Dezember 1551 geschlossenen Hausvertrage 
Oberbaiern nach Meinharts Tode an beide letzteren Brüder, die Mark- 
grafen von Brandenburg, hätte fallen sollen.) 

Erbittert über Herzog Stephans cigenmächtiges Vorgehen, begab 
sich Imdwig der Römer, Markgraf von Brandenburg und Lausitz, 
auf den Reichstag, den Kaiser Karl im März 1363 zu Nürnberg 
hielt, und hat denselben, ihm zur Erlangung Oberhaiems, seines recht- 
mässigen Erbes, behilflich zu sein. Um den Kaiser hiezu desto wil- 
liger zu machen und sich zugleich an Herzog Stephan durch Ent- 
ziehung des Erbrechts auf Brandenburg zu rächen,*) nahm Ludwig 
der Römer im eigenen und seines Bruders Otto Namen am 18. Mrz 
des Kaisers Erstgehorenen Wenzel und im Falle von dessen Ableben 
den Markgrafen Johann von Mähren und dessen Erben männlichen 
Geschlechtes in eine Erbverbrüderung auf, infolge deren sie schon 
jetzt Markgrafen zu Brandenburg und zu Lausitz heissen und, falls 
Ludwig und Otto ohne männliche Erben sterben würden, die genannten 
Länder erhalten sollten mit der Verpflichtung, die von letzteren hinter- 
lassenen Töchter mit 10.000 Schock Prager Groschen auszustatten. 
Dass beide Markgrafen ohne männliche Erben sterben würden, war 
allerdings wenig wahrscheinlich, da Ludwig zwar noch kinderlos, aber 
nicht ganz 33 Jahre alt, und der jugendliche Otto noch unvermählt 
war, Die Markgrafen erlaubten ferner dem Kaiser und dem Herzog 
Bolko von Schweidnitz-Jauer, Oheim der am 11. Juli 1362 verstor- 
benen Kaiserin Anna, die Lausitz von ihren Pfandbesitzern, den 
Meissnischen Markgrafen, zu lösen nnd für die gleiche Pfandsumme 
bis zur Rücklösung durch die Markgrafen von Brandenburg im Pfand- 
besitz zu behalten. Der Kaiser gelobte seine damals erst fünfjährige 


9) Rierler a. a. 0. I, 70 £. 

9) Noch bei Lebzeiten Ludwig d, 4. haften die brandenburglehen Landstände für 
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Tochter Elisabeth binnen sieben Jahren dem Markgrafen Otto von 
Brandenburg zur Gemahlin zu geben und dieselbe mit 20.000 Schock 
Prager Groschen auszusteuem mit der Bestimmung, dass wenn an 
Elisabeth im Falle, dass ihr Bruder Wenzel ohne männliche Erben 
stürbe, die Herzogtümer Schweidnitz und Jauer fielen, die Markgrafen 
von Brandenburg an die Krone Böhmen die Lausitz und andere Lande 
von gleichem Werte abtreten sollen.) Die Markgrafen versprachen, 
zur Sicherung der Heimsteuer der Tochter des Kaisers Burgen und 
Lande im Werte von 30.000 Schock grosser Prager Groschen als sog. 
„Widerlegung‘ zu überweisen. Kurz darauf, am 3. April, gelobten 
die'Markgrafen dem Kaiser und dessen Erben noch Beistand gegen Jeden, 
der sie in ihren Fürstentümern und Rechten schädigen würde. Sicher- 
lieh hat ihnen der Kaiser ein gleichlautendes Versprechen gegeben, 
doch ist seine Gegenurkunde nicht erhalten.) 

Merkwürdigerweise waren bei der kaiserlichen Bestätigung des 
ebenerwähnten Erbrerbrüderungsvertrages®) der Rheinpfalzgraf Rup- 
recht d. ä., sowie Herzog Stephan von Baiem-Landshut und sein 
Sohn Friedrich als Zeugen anwesend, können demnach keine Ein- 
sprache erhoben haben. Wenn aber Herzog Stephan sein Erbrecht 
auf Brandenburg und Lausitz aufgab, s0 muss er sich Hoffnung auf 
eine entsprechende Entschädigung gemacht haben. Auf die Hilfe des 
Kaisers zur Behauptung Oberbaierns konnte er nicht rechnen, da Karl 
nach der Erbverbräderung mit dem Markgrafen von Brandenburg 
deren Ansprüche auf Oberbaiern anerkennen musste, es kann daher 
nur sein Rechtsanspruch auf Tirol gewesen gein, dessen Anerkennung 
er vom Kaiser um 30 eher erwartete, als derselbe mit Herzog Rudolf 
von Oesterreich noch immer zerfallen war. Eine diesbezü;liche Zu- 
sage hat der Kaiser indess dem Herzog Stephan wohl nicht ge- 
macht, zumal die Kunde von den Erfolgen Herzog Rudolis in Tirol 
einen so schlauen Diplomaten wie Karl zur Vorsicht mahnen musste. 


') Wonzel und Elisabeth waren Kinder von Karls IV. dritter Gemalin Aun von 
Schweidnttz, deren Oheim, Herzog Roiko von Schwoidnitz und Jnuer, kinderlos war. 
. 2929, 9940, 2048. Re. 887-890. Markgraf Oo behauptete später, 
im Jahre 1371, der Kaiser habe ihm und seinem Bruder in bepiegeltor Urkunde den Schutz 
ihrer Lande in Brandenburg, Lausitz und Baiom zupesagt. 

A) Stronggenommon war dievor Vorteng keine bloss Erbvorhrädemmg, sondern Aber- 
dies eine Gatervereinigung zu gesamter Hand unter Lebenden. 


» Google UNIVERSITY 


Karls IV. Politik vom April 1957 bis Mira 1364. ar 


Noch zu Beginn des April herrschte zwischen dem Kaiser und 
Herzog Rudolf das alte gespannte Verhältnis. Am 4. April erklärte 
Karl alle Abtretungen und erzwungenen Verträge, die Patriarch 
Ludwig von Aquileja mit Herzog Rudolf von Oesterreich hatte schliessen 
müssen, für ungiltig und verpflichtete den ersteren, selbe nicht ein- 
zuhalten. Da Karl aber in derselben Urkunde den König von Ungarn 
seinen „geliebtesten Bruder“ nennt, so lässt sich schliessen, dass 
damals bereits eine Wiederannäherung Beider durch Vermittlung König 
Kasimirs von Polen erfolgt war. Der Kaiser, damals bereits 47 Jahre 
alt, welchem am 11, Juli 1302 die dritte Gemalin, Anna von Schweid- 
nitz-Jauer, gestorben war, hatte nämlich bei König Kasimir um die 
Hand der erst 16jährigen Prinzessin Elisabeth,‘) Tochter Herzog 
Bogislaws V. von Pommermn-Wolgast und Enkelin König Kasimirs, an- 
gehalten, welche am Krakauer Hofe erzogen ward. Kasimir nahm 
den schmeichelbaften Antrag an und wirkte nun zunächst auf seinen 
Neffen, König Ludwig von Ungarn, ein, um zwischen diesem und 
dessen Verbündeten, Herzog Rudolf, einen Frieden mit dem Kaiser 
herbeizuführen. Der erste Erfolg dieser Bemühungen war eine Zu=- 
sammenkunft, welche der Kaiser mit dem König von Ungarn und 
wohl auch mit Herzog Rudolf von Oesterreich am 8. Mai zu 
Ungarisch-Hradisch hatte; auf derselben ward ein Waffenstillstand 
auf unbestimmte Dauer, welcher erst vier Monate nach erfolgter 
Aufkündigung enden sollte, zwischen dem Kaiser und seinem Bruder, 
dem Markgrafen von Mähren einerseits, und dem König von Ungarn 
und Herzog von Oesterreich anderseits abgeschlossen?) Hierauf 
begab sich der Kaiser nach Krakau, wo zu Pfingsten (21. Mai) 
seine Vermählung mit Elisabeth von Pommern stattfand.) Nach 
Prag zurückgekehrt liess Karl seine jugendliche Gemahlin durch 
den Prager Erzbischof Ernst zur Königin von Böhmen krönen 
(18. Juni).*) 

Gleich darauf 20g der Kaiser über Broslau und Spremberg mit 
einem starken Heere, begleitet vom Sachsenherzog Rudolf, dem 
Erzbischof Dietrich von Magdeburg und den päpstlichen Nuntius 


') Obronicom Bobomicum anonyımi bei Polzel und Dobrovsky, Seripteras rarım Bo- 


hemicarım Ih, 451. JR. K. 7104 und FIIR. 
*) Steinherz, die Beziehungen Ludwigs 1. von Ungarn zu Karl IV.,.a 3. 0. 8. 609. 
IR. K 00088 
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Bischof Peter von Volterra, in die Mark Brandenburg, um seinem 
Söhnlein Wenzel, das er am 15. Juni zum König von Böhmen hatte 
krönen lassen, auf Grund der mit den Markgrafen geschlossenen Erb- 
verbrüderung von den Märkern die Erbhuldigung leisten zu lassen. 
Im allgemeinen kamen dieselben der Aufforderung des Kaisers bereit- 
willig nach, wogegen ihnen derselbe ihre von den Brandenburger 
Markgrafen erhaltenen Handvesten und Briefe bestätigte; nur in der 
Altmark verweigerten die Mannen und die Städte Stendal, Tanger- 
münde, Salzwedel, Gardelegen, Seehausen, Osterburg und Werben die 
Huldigung. Da legte sich der Erzbischof Dietrich von Magdeburg, 
welchem die tiefverschuldeten Markgrafen Ludwig und Otto im De- 
zember 1362 die Verwaltung der Mark übertragen hatten,‘) ins Mittel 
und riehtete am 30. Juli von Berlin aus, wo sich damals der Kaiser 
befand, ein drohendes Schreiben an die Ratufaunen der altmärkischen 
Städte, worin er ihnen anriet, nach Berlin zu kommen und dem 
Kaiser zu huldigen, wie andere Städte gethan haben, widrigenfalls 
sie der Kaiser verfolgen und verderben wolle an Leib und Gut und 
er, der Erzbischof, ihm dazu beholfen sein werde. Es kann kein 
Zweifel sein, dass durch diese Drohung die Huldigung erzwungen 
worden ist.) 

Während der Kaiser im August über Guben und Budissin nach 
Prag zurückkehrte, eilte Herzog Rudolf von Oesterreich abermals 
nach Tirol, um angesichts des von Seite der Wittelsbacher Herzogs 
ärohenden Angriffes auf dieses Land die zu kräftiger Regierung un- 
fühige Gräfin Margareta zur Abdankung zu bewegen. In Hall ge- 
viet er durch den Aufstand tirolischer Adeliger, die er wegen ihrer 
Uebergriffe zur Verantwortung 20g, und hairischer Sendlinge in Lebens- 
gefahr, nur mit Hilfe der Bürger von Hall und Innsbruck vermochte 
er diesen Aufstand niederzuschlagen. Hierauf gelang es Rudolf 
wirklich, Margareta zu bewegen, auf die Regierung in Bozen, wohin 
Adel und Städteboten berufen worden waren, zu Gunsten der Herzoge 
von Oesterreich Verzicht zu leisten (2. September), in deren Namen 
Rudolf die Huldigung als wirklicher Landesherr empfing. Margareta 
ward für ihre Verzichtleistung nach dem Ausspruche der tirolischen 


) Thounsr, der Ubergang der Mark Brandenbars vom wittelstachischen an das 
Iuxemburgische Haus, Görlitz 1877, 9. 26 1. 
3 RK. 10648, 1969-0985, TIOS—TIIL: Rs. 80%. 
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Landstände durch Zuweisung liegender Güter und Jahresrenten ent- 
schädigt. Herzog Rudolf übernahm alle Geldschulden Margareta's, 
wogegen er die ihr zur Morgengabe verschriebenen baierischen Städte 
Klingen, Wasserburg, Kufstein, Kitzbühel und Rattenberg erhalten 
sollte. Bald darauf verliess Margareta Tirol und schlug ihren Wohn- 
sitz in Wien auf.t) Rudolf begab sich sodann nach Trient und er- 
hielt vom dortigen Bischof, Albrecht Grafen von Ortenburg, der die 
bischöfliche Würde der Verwendung des Herzogs verdankte, alle Lehen, 
welche die früheren Grafen won Tirol von seinem Stifte besessen ' 
hatten, Rudolf versprach, dem Bischofe das seit 1547 vom Mark- 
grafen Ludwig besetzte und von diesem trotz des Rückstellungsge- 
löbnisses vom Jahre 1359 nicht herausgegebene Stiftsgebiet wieder 
einzuräumen, wogegen der Bischof und sein Kapitel für sich und 
ihre Nachfolger versprechen mussten, dem Herzog und dessen Erben 
als ihren Herren zu dienen und gegen Jedermann Hilfe zu leisten, 
ohne deren Zustimmung in deu Städten und Burgen des Stiftes keine 
Beamte einzusetzen und die letzteren, sowie alle Unterthanen und 
Vasallen des Stiftes schwören zu lassen, bei Zwistigkeiten zwischen 
dem Herzog und dem Bischof jenem, nicht diesem Hilfe zu leisten, 
endlich jedem neuen Bischof ohne ausdrückliche schriftliche Erlaubnis 
des Herzogs nicht zu gehorchen. Dieser Vertrag vom 18. September 
vernichtete im Wesentlichen die reichsunmittelbare Stellung des Bis- 
tums Trient und drückte es zu einem fast landsässigen Stifte herab.®) 
Es war ein Glück für Herzog Rudoli, dass er seine Herrschaft 
über Tirol fest begründen konnte, bevor die Wittelsbacher ihren An- 
sprüchen auf dieses Land mit den Waffen Nachdruck zu geben ver- 
mochten. Bis in den Oktober hinein stritten Herzog Stephan von 
Niederbaiern-Landshut und seine Söhne mit seinem Stiefbruder Herzog 
Albrecht von Niederkaiern-Straubing um den Besitz Oberbaierns und 
einigten sich erst am 21. d. M. in dem Vertrage zu Teisbach dahin, 
‚den Streit um Oberbaiern bis zu Pfingsten 1365 ruhen und dann 
‚durch Schiedsrichter entscheiden zu lassen, Tirol aber sollte mit vereinten 
Kräften erobert und dann unter dio beiden Herzoge gleich getheilt werden. 
Dieselben erhielten Hilfe von ihren Vettern, den Rheinpfalzgrafen, welche 
gleichfalls Ansprüche auf Tirol erhoben,°) vom Burggrafen Friedrich von 


9) Huber, Badoll W., 8.961. Punl. SH Nie Tın 
Worunsky, Kal IV. II. Ba. 18 
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Nürnberg, dessen Schwester Margareta Herzog Stephans zweite Ge- 
malin war, endlich von den Grafen von Würtemberg. Von der Feste 
Rattenberg aus, welche zu den der Gräfin Margareta von Tirol zum 
Wittum verschriebenen Gütern gehörte und von dieser zur Hälfte an 
den herzoglich baierischen Jägermeister Konrad Kumersbrucker, zur 
andern an Herzog Albrecht von Straubing versetzt worden war, drang 
das baierische Heer im November verheerend im Unterinnthal vor, 
aber Herzog Rudolf, der mit zahlreichen Schaaren herbeieilte, zwang 

"es zum Rückzug und rächte sich durch gleiche Verwüstung der bai- 
rischen Grenzgebiete unterhalb Rattenberg. Nachdem sodann Herzog 
Rudolf des eingetretenen Winters wegen sein Hoer entlassen hatte 
und nach Oesterreich zurückgeeilt war, unternahmen die Baiern zu 
Weihnachten einen zweiten schauerlichen Verwästungszug ins Unter- 
innthal, wurden jedoch von der ungewöhnlich strengen Winterkälte 
bald wieder nach Hause getrieben. Wenn auch auf einem zweiten 
Kriegsschauplatze an der österreichisch-niederbairischen Grenze die 
Oesterreicher und die Scharen des mit Herzog Rudolf verbündeten 
Erzbischofs von Salzburg von den Baiern bei Oetting am Ian ge- 
schlagen und etwa siebzig österreichische und salzburgische Ritter 
gefangen worden waren,!) so blieb doch die bereits fast begründete 
österreichische Herrschaft über Tirol ungebrochen. 

Die Waffenruhe, die infolge der furchtbaren Winterkälte not- 
gedrungen eintrat, wurde sowohl von den niederbairischen Herzogen 
Stephan und Albrecht, als von Herzog Rudolf dazu benützt, den 
Kaiser für ihre Sache zu gewinnen. Auch Herzog Rudolf sah ein, 
dass sein Besitz Tirols rechtlich nur dann unanfechtbar sei, wenn er 
hiefür die kaiserliche Belehnung erhalte. Uebrigens war der Herzog 
um diese Zeit mit dem Kaiser bereits ausgesöhnt, denn König Ka- 
simir von Polen und Herzog Bolko von Schweidnitz-Jauer hatten als 
erwählte Schiedsrichter am 12. Dezember von Krakau aus den Spruch 
gefällt, dass der Kaiser und sein Bruder einerseits, König Ludwig von 
Ungarn und die Herzoge von Oesterreich anderseits um alle Streitigkeiten 
vorsöhnt und von jetzt an gute Freunde sein sollen.*) Bevor die zum 
endgiltigen Friedensschluss notwendigen Verhandlungen zwischen dem 


1) Huber, Rudolf IV.) 8. 100 f.; Riesler, Geschichte Batoran IL, 70 1. 
2) 1a. 396. 
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Kaiser und Rudolf IV. zum Abschluss gebracht wurden, machten 
die Herzoge Stephan und Albrecht bei ihrer Anwesenheit in Prag im 
‚Januar 1364 noch einen Versuch, den Kaiser zum Abschluss eines Bünd- 
nisses gegen Herzog Rudolf zu bewegen. Der Kaiser hatte jedoch die 
Ueberzeugung gewonnen, dass Herzog Rudolf wie bisher Tirol wohl 
auch in Zukunft gegen die Baiernherzoge behaupten werde, und dass es 
daher das Klägste sei, diesem Erfolg die kaiserliche Anerkennung nicht 
zu versagen. Um aber auch die Baiernherzoge nicht gegen sich zu 
erbittern, schloss er mit Herzog Stephan und dessen Söhnen Stephan, 
Friedrich und Johann am 11. Jannar eidlich bekräftigte Verträge 
über das beiderseitige Verhalten gegen Oesterreich, die auch für ihre 
Erben giltig und verbindlich sein sollten. Die Herzoge von Baiern 
gelobten, den Herzogen von Oesterreich und deren Erben nie gegen 
den Kaiser beholfen sein und auch ihren Unterthanen dies nicht, ge- 
statten zu wollen, bei einer Einung mit Oesterreich den Kaiser aus- 
zunehmen, und für den Fall, dass der Kaiser ihretwegen in Krieg 
kommen würde mit den Herzogen von Oesterreich, sich mit denselben 
ohne Wissen und Willen des Kaisers nicht zu verrichten. Dagegen 
versprach dieser den Baiernherzogen, Oesterreich nie gegen sie Hilfe 
zu leisten und während der Dauer des Krieges um Tirol zu verhin- 
dern, dass die Markgrafen Ludwig und Otto von Brandenburg sie 
um Oberbaiern ansprechen, oder dieselben gegen sie wenigstens nicht 
zu unterstützen. Ferner gelobten einander der Kaiser, die Herzoge 
Stephan, seine Söhne und sein Bruder Albrecht, mit aller Macht ver- 
hindern zu wollen, dass einer der habsburgischen Brüder. je römischer 
König oder Kaiser werde, und die Herzoge verpflichteten sich noch 
überdies, einen zum König erwählten Habsburger nicht als solchen 
anzuerkennen ohne ausdrückliche Zustimmung des Kaisers oder seiner 
Erben, der Könige von Böhmen.) 

Kaum hatten die Herzoge Stephan und Albrecht Prag verlassen, 
50 begab sich der Kaiser nach Brünn, wo einer Verabredung zufolge 
der endgiltige Friedensschluss mit dem König von Ungarn und Herzog 
von Oesterreich, welche gleichfalls erschienen, stattfinden sollte. Vom 
Markgrafen von Mähren abgesehen hatten sich ausserdem noch ein- 
gefunden Herzog Rudolfs Gemahlin Katharina, der Kurfürst Rudolf 


4 R. K. 4005, 4006; Rs. 890-298. 
18* 
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von Sachsen, der Erzbischof von Prag, die päpstlichen Nuntien und 
Bischöfe Peter von Florenz und Guido von Acqui, die Bischöfe von 
Feltre, Olmütz, Leitomyschl, Worms, Chur, Schwerin und Gurk, die 
Herzoge Balthasar von Braunschweig und Kasimir von Pommern- 
Stettin, Bolko von Sehweidnitz, Heinrich von Liegnitz, Bolko von 
Oppeln und Primislaus von Teschen, endlich mehrere Grafen und 
viele Herren. Herzog Rudolf verlangte zunächst die Belehnung mit 
der Grafschaft Tirol, indem er darauf hinwies, dass er und seine 
Brüder die nächsten Verwandten der Gräfin Margareta und gesetz- 
liche Erben derselben seien, und diese ihnen Tirol überdies geschenkt 
habe. Der Kaiser stellte die Urtheilsfrage an die anwesenden Fürsten 
und Reichsvasallen, ob er den Wunsch Herzog Rudolfs von Reehts- 
wegen erfüllen, dürfe, worauf dieselben einstimmig den Spruch fällten, 
dass dies mit Vorbehalt der Rechte des Reichs geschehen könne. 
Der Kaiser bestätigte hierauf den ergangenen Rechtsspruch und er- 
theilte Herzog Rudolf die Belehnung mit allem, was in Tirol vom 
Reiche zu Lehen geht (8. Februar). Zwei Tage hierauf erfolgte der 
Friedensschluss. Der Kaiser und sein Bruder, König Lmdwig von 
Ungarn und die Herzoge von Oesterreich bekannten durch die kluge 
Vermittlung der Herzogin Katharina, des Kaisers Tochter und Herzog 
Rudolfs Gemahlin, für sich und ihre Helfer und Diener gesühnt zu 
sein wegen aller Zwistigkeiten bis auf den heutigen Tag, und ver- 
sprachen eidlich, ihre gegenseitigen Besitzungen nicht mehr zu schä- 
digen. Fester wurden die Interessen der drei regierenden Häuser 
aneinander gekettet durch die zwischen ihnen noch am selben Tage 
(10. Februar) geschlossene Erbverbrüderung. Wenn Kaiser Karl, 
sein Sohn König Wenzel und sein Bruder Markgraf Jchann von 
Mähren, und deren eheliche Nachkommen männlichen oder weiblichen 
Geschlechtes ohne eheliche Leibeserben sterben würden, so sollten alle 
ihre Fürstentümer am die Herzoge Rudolf, Albrecht und Leupolt von 
Oesterreich, ihre Schwester Margareta, Herzog Meinharts von Ober- 
baiern Wittwe, sowie die männlichen und weiblichen Leibeserben der- 
selben fallen. Ebenso sollten, wenn die Herzoge von Oesterreich und 
ihre Schwester Margareta und deren eheliche Nachkommen, ferner 
König, Ludwig von Ungarn, seine Mutter Elisabeth und seine gleich- 
namige Nichte, Tochter seines Bruders Herzog Stephans, ohne the- 
liche Leibeserben stärben, die österreichischen Fürstentümer an Kaiser 
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Karl, König Wenzel, Markgraf Johann und deren männliche und 
weibliche Leibeserben fallen. Die Luxemburger sicherten für diesen 
Fall den Landen und Leuten der Habsburger, letztere denen der 
Luxemburger die Erhaltung aller hergebrachten Rechte und Freiheiten 
zu. Karl IV. bestätigte diese Erbverbrüderang als Oberlehensherr, 
ihre Willebriefe gaben hiezu König Wonzel als König von Böhmen 
und Markgraf von Brandenburg und Herzog Rudolf von Sachsen. 
Da der böhmische Adel für den Fall des Aussterbens des regierenden 
Hauses das Recht der Königswahl besass, so war es nötig, dass der- 
selbe durch ausdrückliche Anerkennung dieser Erbverbrüderung sich 
seines Wahlrechtes begab. Dies thaten auch wirklich die in Brünn 
anwesenden sechzehn böhmischen Landherren, darunter der Oberst- 
landmarschall Heinrich von Lipa und der Oberstburggraf Bonesch von 
Wartenberg, nicht bloss im eigenen Namen, sondern auch in dem 
ihrer Nachkommen und Erben. Ebenso gelobten die Altstadt Prag 
und andere Städte der böhmischen Krone, sowie die Landherren 
und $tädte der österreichischen Länder, den Erbfolgevertrag jederzeit 
zu halten und zu vollführen.!) Da der Kaiser einen Sohn und eine 
Tochter, sein Bruder zwei Söhne und drei Töchter besassen, Herzog 
Rudolf und König Ludwig von Ungarn jedoch noch kinderlos und 
Rudolfs Brüder noch unvermählt waren, schien damals ein Anfall 
der österreichischen Länder an das Haus Luxemburg wahrscheinlicher 
als umgekehrt. Bald nach dem Friedensschlusse ward, der auf dem 
Brünner Kongresse getroffenen Verabredung zufolge, die Hochzeit des 
Markgrafen Johann von Mähren, dessen zweite Gemalin im verflos- 
senen Jahre verstorben war,?) mit Margareta, der Schwester der Her- 
zoge von Oesterreich und Wittwe des Herzogs Meinhart von Ober- 
baiern und Grafen von Tirol, zu Wien gefeiert,°) bei welchem An- 


1) Haber, Rudolf IV., 8. 106 £. 

’) Nach dem Tode derselben heirathoio Johann Elisebuth, Tochter des rarstorbamen 
Herzogs Kasimir von Teschen, Professnonne zu Trebnitz, doch ward diese Fl 
Bischof im Auftrago Urbans V. aunullirt (Jannar 1964). Seer. Urb, V. n- 

®) Tim Cod. dipl. Morarias IX, 9 49 d. d. Wien 
jgraf Johann vom Mähren Margareta »unser eliche Wirtinne«, Die Hochzeit muss also am 
diesem Tage oder schon vorber stattgefunden haben. Da der päpstliche Dispens wagen 
Verwandtschaft in deitten Grade nicht oingshelt worden, voriel das Ehopaar dem Bann, 
von weichem «s durch dem Bischof on Olmütz im Auftrage des Papstes absclvirt: wurde 
80. Mai 1884). R. P. 98, 
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lasse Margareta ihren Ansprüchen auf die österreichischen Länder zu 
Gunsten ihrer Brüder und deren Erben entsagte.') 

Dem epochemachenden Friedensschlusse zu Brünn folgte binnen 
Kurzem ein anderer kaum minder wichtiger auf italienischer Erde, 
dessen Vorgeschichte nun zu erörtern ist. 

Deu Bemühungen des Kardinalleguten Egidius war es gelungen, 
eine Liga der Kirche und der gleich ihr von der viscontischen Ueber- 
macht bedrohten oberitalienischen Signoren gegen Bernabd Visconti 
zustande zu bringen, Am 16. April 1362 schlossen der Kardinal- 
legat, die Brüder Consignore und Paolo Alboino della Scala, Signoren 
von Verona und Vicenza,*) Francesco da Carrara, Reichsvikar in Padua, 
endlich die Brüder Nicolo, Ugo und Alberto, Markgrafen von Este,®) 
durch Bevollmächtigte zu Ferrara ein Bündnis gegen Bernabd Vis- 
conti zur Aufrechthaltung ihrer gegenseitigen Herrschaften und behufs 
Wiedergewinnung des Kastelles Lugo,“) sowie der von Bernabd be- 
setzten Kastelle und Gemeinden des Gebietes von Bologna. Zu diesem 
Zwecke ward die Aufstellung eines Bundesheeres von 3000 Reitern 
beschlossen, wozu die Kirche 1500, die Scala, Carrara und Este aber 
je 500 Reiter zu stellen hatten. Die zu erobernden Gebiete, soweit 
sie nicht der Kirche gehörten, sollten den übrigen Verbündeten mit 
Vorbehalt der Rechte des Reiches zufallen.) Malatesta Ungaro, der 
Sohn des Signoren Malatesta dei Malatesti, ward zum Kriegshaupt- 
mann des Bundesheeres ernannt.) Schon im Mai begann der Krieg 


') Doch behielt sie sich in einem Verzichtbriefs vom 26. Februar ihr Erbracht: vor 
für den Fall das Ansstorhons allar ehelichen Taihossrbon ihrer Brüder, in einem zweiten 
vom selben Tage jedoch schon für den Fall des söhnelosen Absterbens ährer Brüder (sl. 
Berchtold, die Landeshohsit Cesierreichs, 8. 86 T.). 

#) Der Sienore Cangrande II. war am 14. Desember 159, als er zu seiner Ge- 
Niebten ritt, von seinem Bruder Cansignors, dem er keinen Antheil an der Herrschaft vor- 
stattet. halte, ermordet worden, wornuf das farchtsume Tolk die Signorie widerspruchslos 
dem Bradermörder übertrug: Vgl. Vorc, staria della marc Trivigisna © Veronese KIN, 2FLF, 

) Ihr Altester Bruder, der Markgraf Aldrovandino IIL, war am 3. Noramber 1861 
gestorben (Ohren. Estense 483, Chron. Matinense 083). 

4) Logo gehörte eigentlich den Erabischöfen von Karema, war aber schon von 
Giovanni Visconti, Siemoren und Erzbischof von Mailand, zum Gabiete rom Boloema ze- 
schlagen worden (vgl. Pores Azariıs 200). 9) Ba. 078. 

) Chron, Mutinense 658. Oron. di Bologun 465. »Ungaro« hiess er, weil ihm 
im Jahre 1947 König Indwig ron Ungam den Ritterschlag ertheilt hatte (Crensca Ri- 
minese 901). 
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zwischen Bernab» und der Liga, und zwar auf zwei verschiedenen 
Kriegsschauplätzen, im Gebiete von Brescia (am Std- und Westufer 
des (Gardasees) und im Gebiete von Modena. Wenn auch von keiner 
Seite entscheidende Erfolge errungen wurden, so stellten sich doch 
bei Bernabd Bedenken ein, ob er’ auf die Dauer den vereinigten Streit- 
kräften der Liga werde widerstehen können. Er machte daher dem 
Papste abermals Friedensanerbietungen, in denen er jene hochmütigen 
Forderungen, die er vor wenigen Monaten gestellt hatte, fallen liess; 
Innnocenz aber, durch die früheren Erfahrungen gewitzigt, verwarf 
die Anträge des treulosen Tyrannen.!) 

Innocenz VI. Nachfolger, Urban V., welcher als päpstlicher 
Nuntius im Verkehr mit Bernabd die schlimmsten Erfahrungen ge- 
macht hatte, erneuerte bald nach seiner Thronbesteigung, bereits 
Ende November, die Prozesse gegen Bernabö, der auf den 1. März 
vor den päpstlichen Richterstuhl geladen ward, und befahl allen Bi- 
schöfen Italiens, diese Prozesse in ihren Diözesen zu publieiren.?) 
Bernabd beschloss, auch den neuen Papst wieder hinzuhalten, indem 
er Gemeigtheit zur Unterwerfung vorspiegelte. Am 17, Dezember 
trafen seine Gesandten, Gualdisio de’ Loveselli und Francesco Caym- 
basilica, in Avignon ein, um Urban zu seiner Erhebung zu beglück- 
wünschen und die Ankunft einer feierlichen Gesandtschaft ihres Herm 
anzuktindigen, welche Anträge mitbringen werde, die die Kurie gewiss 
befriedigen würden. Urban theilte diese Nachrieht noch am selben 
Tage dem Kardinallegaten Egidius mit, sich förmlich entschuldigend, 
dass er die Gesandten überhaupt angehört habe; er erklärte, prüfen 
zu wollen, ob die Wahrheit ihren Reden entspräche, oder ob sie in 
gewohnter Weise die Kurie zum Besten hielten,®) Die Gesandten 
Bernabd's wandten sich auch an den damals am päpstlichen Hofe 
weilenden König Johann von Frankreich und bewogen ihn, als Ver- 
mittler zwischen ihrem Herrn und der Kurie aufzutreten. Dieser 
brachte eine Entschädigungssumme von 400.000 Gulden in Vorschlag, 
die der Papst Bernabd für Herausgabe der besetzten Kastell des 
Gebietes von Bologna zahlen sollte,*) Urban aber erklärte, er könne 


9) M. VIM.X, 99: XI, &, 9, 14. Cron. di Bologna, Chron. Mutinense a. a. O-, 
Petrus Azarius 192. 

%) Seer. Urban! \. m. 45 m 1. 6 XNXYI; Raynaldıs a. a. 1862 n. 12 und 18, 

®) Theiner, Codex domini II, 405 m. 870. 

4) Dio Summo mollte in scht Torminen an Körig Johann gezahlt worden, dem Bar- 
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sich auf Unterhandlungen nicht einlassen, bevor jene Herausgabe nicht: 
wirklich erfolgt und dafür Bürgschaft geleistet sei, dass die Visconti 
den Klerus und das Kirchengut ihrer Lande nicht weiter: bedrücken. 
Dieselbe Antwort gab Urban der feierlichen Huldigungsgesandtschaft, 
welche beids Viseonti, Bernabd und Galeazzo, bald darauf, wie an- 
gekündigt worden, wirklich nach Avignon schickten.) Dass Bemabd 
sich zu der geforderten Herausgabe der Kastelle des Gebietes von 
Bologna nicht dequemte, war der beste Beweis, dass seine Friedens- 
anerbietungen wie früher so auch jetzt wieder geheuchelt waren. 
Während Bernabd Urban auf solche Weise hinzuhalten suchte, war 
letzterer eifrig darauf bedacht, für den Krieg um Bologna der Kirche 
neue Streitkräfte oder doch wenigstens neue Geldmittel zu verschaffen. 
Am 23. November beauftragte Urban den Kardinallegaten Egidius, 
den Herzog Meinhart von Oberbaiern zur Stellung der von seinem 
Vater Ludwig V, bei Gelegenheit seiner Absolution versprochenen 
Heerschaar von 100 Rittern mit ebensoriel Knappen und 300 Pferden 
zu ermahnen, und als dies Meinhart beschwerlich fiel, ermächtigte 
Urban den Kardinallogaten (11. Januar 1363), sowohl Meinhart als 
seinen Oheimen, den Herzogen Stephan, Wilhelm, Albert und Otto, 
zu gestatten, die von ihnen gelegentlich ihrer Absolution gelobte 
Kriegshilfe mit: Geld abzulösen.*) 

Nachdem am 1. März die Bernabd gesetzte Unterwerfungsfrist 
abgelaufen war, hielt Urban V. am 3. März zu Avignon ein öffent- 
liches und feierliches Konsistorium, bei welchem Bernabd nicht er- 
schien; sein Gesandter Gualdisio de’ Loveselli hatte keine genügende 
Vollmacht und brachte für das Nichterscheinen seines Herm nur 


nad dieselbe als Darleben zukommen lassen wollte. Auf diese Weise wollte sich der 
König, der das Lösegeld für seine Befreiung aus der Gefangenschaft des Konigs von Englnd 
noch nicht völlg bezahlt Autte, Techtordinge dio hiozu noch nötigen Geldmitel vorschafen. 

) Theiner a. a. 0. 11, 407m. © Yin. X, 31 und 38. 

9) Theiner a a. 0. II, 404 m. 068; 406 m. 872. Urbank Ve n. 245 f. LATE 7. 
Herzog Staphan hatto 100 Ritter zu aallen, Die Latzteren 
wasen bereits unter Innoceuz VI, darch den hieza berollmie 
Cambrai absolrirt worden, Innocons hatte zwar am 7. Juli 146? die Bischöfe von Augs- 
burg, Rogwmsburg und Gurk beauftragt, auch die Unterthanen der Herzoge Wilhelm, Albrecht, 
und Otto, owis don Horzog Stophan und dosion Land Niederbaierm zu aheolriren, doch 
wurde diese Bulle erst durch Urban V, am 25, Novamber d. d. den Adressaten bersendet, 
Vol. R.B. 85. 
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nichtssagende Entschuldigungsgründe vor. Der Papst erklärte daher, 
ohne auf den König von Frankreich, der damals in Avignon anwe- 
send war, und auf eine Anzahl vom Mailänder Tyrannen bestochener 
Kardinäle zu hören, Bernabd Visconti wegen beharrlicher Verachtung 
der kirchlichen Schlässelgewalt für einen Ketzer, und ihn, sowie alle, 
die ihn begünstigen, allen geistlichen und weltlichen Strafen unter- 
worfen, die auf Beschütrung von Ketzern gesetzt sind.!) Tags darauf 
that dies Urban dem Kardinallegaten Egidius und den Mitgliedern 
der Liga, den dalla Scala, Este und Carrara, kund und forderte sie 
auf zum Kriege gegen den „treulosesten und grausamsten Feind 
Gottes, des Glaubens und der Kirche*.?) Die den Landen Bernabd's 
benachbarten Bischöfe in Italien, Deutschland und Saroyen erhielten am 
16. März den Auftrag, die Bulla ‚super specula“, welche die Urtheils- 
sentenz gegen Bornabd enthielt, in ihren Diözesen zu publiziren.‘) 
Auch war der Papst eifrigst bemüht, zu verhindern, dass die Sold- 
banden, welche im benachbarten Arelat und Frankreich herum- 
schweiften, in den Sold Bernabös träten, indem er den Grafen Ama- 
deus von Saroyen ermahnte, den Durchzug derselben durch sein Ge- 
biet nicht zuzulassen. Er verschmähte es sogar nicht, an den „edlen 
Mann“ Arnaud de Cervolles, den berüchtigten Freibeuterhauptmann, 
zu schreiben und ihn vor dem Eintritt in die Dienste des verfluchten 
Bernabd oder seiner Anhänger zu warnen.“) 

Es handelte sich jetzt dem Kardinallegaten Egidius darum, zu 
verhindern, dass Bernabd des neuen Bannfluches nicht mehr spotte, 
wie chedem, vielmehr mit dem Aufgebot aller verfügbaren _Waflen- 
gewalt niedergeworfen werde. Auf Wunsch der Liga beschloss der 
Legat, die Eroberung der von Anichino di Bongardo, dem im Solde 
Bernabd’s stehenden Bandenführer, zu Solara bei Modena aufgewor- 
fenen Bastei um jeden Preis zu bewerkstelligen, und beauftragte da- 
mit den Generalkapitäin der Liga, Malatesta Ungaro, welcher dem 
Befehle mit den verfügbaren Streitkräften, darunter den Bolognesen, 
sogleich nachkam. Uoberdies verfügte der Legat eine allgemeine 


) RP. 89. 

4) Theiner a. u 0. Ih, 407 m. 0754 Soer. Urbanl V. m. 25 p. LRKIRVIIN. 
9) Serr. Urban Y. m. 345 f. CRY. 7. Vol (. CRAKVIINY. 

‘) Beer. Urbani V. n. 245 f. LEXKRVIIIL v. und f. Crom 8. März, 
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Truppenaushebung in den Provinzen der Kirche und bestimmte Faenza 
zum Sammelplatz des Heeres derselben; dort sollten sich am 8. April 
die Heeresaufgebote der Städte und des Adels der Romagna, am 
10. d. M. die des tuseischen Patrimoniams und wohl auch des Her- 
zogtums Spoleto einfinden.') Aber noch bevor die ganze Heeresmacht 
der Kirche sich gesammelt hatte, machten die Streitkräfte der Liga 
unter Feltrino da Gonzaga, welcher seit: 1. April an die Stelle Mala- 
testa’s getreten war, am 5. April gegen Abend einen herzhaften An- 
griff auf die viscontische Besatzung der Bastei Solara und brachten 
derselben eine empfindliche Niederlage bei; 38 adelige Herren, die 
im Dienste Bernabd’s kämpften, darunter der Kriegshauptmann Am- 
brogio Visconti, ein Bastard Bernahd's, geriethen in Gefangenschaft. 
Auf die Kunde hievon sprach Urban V. in Briefen vom 27. April 
dem Markgrafen Nikolaus von Este und dem Rektor der Stadt Bo- 
logna, Gomez de Albornoz, Nepoten des Kardinallegaten, deren 
Truppen den grössten Antheil am Siege hatten, hocherfreut seinen 
Dank aus und ermahnte sie, nun umso thatkräftiger gegen Bernabd 
vorzugehen, da dessen Macht jetzt erachüttert sei.?) Dass sie aber 
keineswegs gebrochen war, wusste der Papst nur zu gut und war 
daher eifrigst auf neue Mittel und Wege bedacht, um Bernabd jeden 
Rückhaltes zu berauben und vollständig zu demütigen. Da dem 
viscontischen Heere hauptsüchlich von den beiden grossen Handols- 
plätzen Venedig und Florenz nicht aus politischer Freundschaft, son- 
dern des Gewinnes halber Proviant zugeführt wurde, so sandte Urban 
Ende April den Doctor der Rechte Niecolö Spinelli an Lorenzo Lelsi, 
den Dogen von Venedig, und an die Prioren von Florenz mit der 
Mahnung, sorgfältig darauf zu achten, dass von Venedig und Florenz 
keine Lebensmittel oder sonstige Waren in die Lande Bernabö's 
eingeführt würden.®) 


') Davon handelt eine Anzahl von mir im Archiv des Collegio di Sp 
Urkunden dor Kareinalloguten, die sich im Faseicolo VII des Regist 
desselben vorfinden. Des Hoonessufgebot der Mark Ancona ward damals von Goran 
d’Olsggio, dem Rektor dieser Provinz, gegen das rebellische Kastell Carrasale geführt 
(Faseienla VI, p 807 1. 301). 

') Theiner, Codex eie. 11, 408 a. 816: Socr. Urhani V. n. 245 £. CKAKKIIT v. 

®) Secret. Urbami V. m. 245 f. CNXNUNI; Thoiner Codex dominti 14, 409 n. 370. 
Die gleiche Mahnung hatte dem Dogen von Venedig schon am 80. März der Karäinalegat 
Heidius zukommen Insson (Archivio del collegio di Spagns, fine. VIE, p- 287 n. 279) 
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Mittlerweile war an Urban V. die Notwendigkeit herangetreten, 
zu dem Plan eines Kreuzzuges gegen die sowohl in Kleinasien, als 
in Europa siegreich vordringenden Türken Stellung zu nehmen. 

Im Laufe des 13. Jahrhunderts war das seldschukische Sultanat: 
von Ikonium oder Rum durch Thronstreitigkeiten und Theilungen in 
etwa zehn selbständige Emirate zerfallen, von denen das der osma- 
nischen Türken im nordwestlichen Phrygien (0 genannt nach Osman, 
der 1299 zuerst den Titel „Sultan“ annahm) bald die übrigen an 
Macht und Ausdehnung überflügelte. Osmans Sohn und Nachfolger 
Urchan (1326—1362) vollendete bis gegen das Jahr 1340 hin die 
Eroberung der bisher zum byzantinischen Reiche gehörigen, aber 
schlecht vertheidigten Provinz Bithynien mit den Städten Brusss, 
Nikomedia und Nicaa und unterwarf auch das südlich angrenzende 
Gebiet des Emirs aus dem Hause Karasi. Noch unabhängig vom 
Sultan der osmanischen Türken waren damals die übrigen türkischen 
Emirate Kleinasiens, u. a. das Emirat des Saru-khan, welcher Ma- 
gnesis und die Provinz Lydien, sowie das noch weiter südlich gele- 
gene Emirst des Hauses Aidin, welches dem byzantinischen Reiehe 
die Provinz Jonien entrissen hatte. Besonders die beiden Brüder aus 
dem Hause Aidin, Khidhr, Emir von Ephesus, und Omar, Emir von 
Smyrna, pflegten grosse Raubflotten auszusenden, mit denen sie die 
Inseln des Archipels und die Küstenländer des byzantinischen Reiches 
unaufhörlich plündern liessen. Um diese Räuberfirsten von der Küste 
in das Innere Kleinasiens zurückzudrängen, rüsteten Papst Klemens VI., 
der König Hugo IV. von Üypern, die Republik Venedig und der 
Johanniterorden, dessen Sitz seit 1309 die Insel Rhodus war, eine 
Flotte aus, welche am 28. Oktober 1344 die Stadt Smyrna durch 
Sturm eroberte. Die Vertheidigung dieser Stadt gegen die ihre 
Wiedereroberung stets von neuem versuchenden Türken erwies sich 
jedoeh als Ausgerst kostspielig, die Päpste mussten durch fortwährende 
Mahnschreiben die gegen die Türken verbündeten Mächte nötigen, 
Geld und Schiffe zu Gunsten Smyrna's herzugeben. Selbst an Kaiser 
Karl IV. sandte Papst Innocenz VI. im Mai 1355 den Minoriten 
Peter von Fano, Vikar der Stadt Smyrna, um ihn zu einer Hilfs- 
aktion behufs Behauptung dieser Stadt zu bewegen, wozu sich Karl 
jedoeh nieht herbeiliess.) Der seit dem Jahre 1360 awischen Vene- 


4) Meine Excorsta p. 98 n. 888. 
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zimern und Genuesen geführte grosse Seekrieg hatte die weitere 
Bekämpfung der Türken durch die verbündeten Mächte verhindert, 
die Genesen trugen kein Bedenken, sich sogar mit dem Osmanen- 
sultan Urchan gegen die Venezianer und den byzantinischen Kaiser 
Johannes Kantakuzenos zu verbünden; dasselbe hatten die byzan- 
tinischen Kaiser und Gegenkaiser in ihren Thronkämpfen und ihren 
Kriegen gegen die Genuesen, sowie gegen Serben und Bulgaren schon 
seit dem vierten Dezennium dieses Jahrhunderts gar oft gethan, in- 
dem sie die Waffenhilfe bald der Dynasticen Saru-khan und Aidin, 
bald des Osmanensultans in Anspruch nahmen. Namentlich die süd- 
lichen Provinzen des byzantinischen Reiches in Buropa waren daher 
den Türken sehr wohl bekannt, als sie anfiengen, hier selbständige 
Eroberungen zu machen. Die erste derselben war das Küstenschloss 
'Tzympe an der Meorenge der Dardanellen, dessen sich die csma- 
nischen Türken im Jahre 1356 durch nächtlichen Ueberfall bemäch- 
tigten. Im folgenden Jahre gelang ihnen die Einnahme der viel 
wicehtigeren Stadt Kallipolis (Gallipoli), des Schlüssels zum Bosporus 
und Pontus und die Besetzung des ganzen thracischen Chersoneses, 
sowie der Nordküste des Marmorameeres bis Rodosto einerseits und 
bis an die untere Maritza anderseits. Gesichert wurden diese eroberten 
Landschaften dadurch, dass man zahlreiche osmanische Kolonisten aus 
Asien in ihnen ansiedelte, den mächtigeren und einflussreicheren Theil 
der griechischen Bevölkerung aber gewaltsam nach Asien verpflanzte.') 

In Asien waren die beiden äussersten Vorposten der Christenheit, 
das Königreich Kleinarmenien und das Königreich Cypern, durch die 
unabhängigen türkischen Emirate des südlichen Kleinasiens gleichfalls 
sehr gefährdet. König Konstantin IV. von Kleinarmenien hatte 
bereits einen grossen "Theil der Meeresküste an den Emir von Kara- 
man verloren, welcher im Jahre 1360 auch die armenische Seestadt 
horigos hart bedrängte, Die Bewohner derselben, denen ihr König 
keine Hilfe zu bringen vermochte, übergaben ihre Stadt dem jungen 
kriegslustigen König Peter I. von Öypern, der sie gegen den Emir 


) Zinkeisen, Geschichte des osmanischen” Reiches I, 54—182 und 184-817: 
Heyd, Geschichte des Lerantchandels I, 554 £, 584 f.; Jiroßek, Geschichte der Bulgaren 
306 f., 318 1. Delarill® Le Ronix, La France en Orient au XIV. siöcle (bibliothöque des 
enles frangaises d" Athönes et de Rome, faseicule 44, Paris 1886) p. 101 f. 
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von Karaman behauptete und im Januar 1361 von König Kon- 
stantin IV. abgetreten erhielt. Im April desselben Jahres rüstete 
König Peter, unterstützt von Papst Innocenz VI, den Genuesen und 
dem Johanniterorden, eine Flotte von 119 Segeln aus und brachte 
mit derselben gegen Ende August die einem andern Emir, dem von 
Tekke, gehörige wichtige Handelsstadt Satalia in seine Gewalt. Da 
aber nach dem Abzuge des Königs der Emir die Stadt von der Land- 
seite arg bedrängte und zuräckzuerobern bestrebt war, so sah König 
Peter ein, dass er olme fremde Unterstützung seine Eroberungen nicht 
werde halten können, und schiffte sich desshalb am 24. Oktober 1362 
nach Europa ein, um die abendländischen Mächte zu einem grossen 
Kreuzzug gegen die Türken zu bewegen.) 

Zunächst berührte König Peter auf seiner Reise nach Europa 
Venedig und Genua, deren Theilnahme am Kreuzzug wegen ihrer 
Flotten von ausschlaggebender Wichtigkeit war; obgleich beide See- 
mächte mit Versprechungen nicht zurüekhielten, so musste doch erst 
die Zukunft lehren, ob dieselben ernst gemeint seien. Am 29. März 
1563 langte König Peter in Avignon an, wo er den damals am 
päpstlichen Hofe weilenden König Johann von Frankreich antraf, 
Papst Urban V. und König Johann giengen sogleich mit grösste 
Bereitwilligkeit auf den Kreuzzugsplan ein; schon am 31. März, dem 
Charfreitag, sagte der Papst einen Krenzzug nach dem heiligen Lande 
und andern Gebieten der Ungläubigen im Osten an, der am 1. März 
1365 beginnen sollte, und heftete das Zeichen des Kreuzes auf die 
Schultern der Könige von Frankreich und Cypern, sowie vieler fran- 
2ösischer Herten; den König von Frankreich ernannte Urban wegen 
seines besonderen Eifers zum (Generalkapitäu des Kreuzheeres und 
den Kardinalbischof von Albano, Taleyrand de Perigord, zu seinem 
Legaten a latere und Stellvertreter bei der Kreuzfahrt. König Peter 
von Cyperu ward an die Fürsten des Abendlaudes geschickt, un die- 
selben zur Theilnahme am Kreuzzuge zu bewegen.) Der Papst: ver- 
hehlte sich jedoch nicht, dass der Krieg der Kirche gegen Bernabd 
Visconti in Italien ein grosses Hindernis für den Kreuzzug sei, weil 


') Boyd, @ 3 0. 1, 099 £, Al, D4 £, Delanlle Le Raus 118 £. 
91 vita Urbani V. (Baluzias, Vätee papamm) I. 366; II. vita, 401. Baynakdus 
am 160 m. 15-10. 
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dadurch die Geldmittel derselben so völlig verschlungen würden, dass 
niehts zur Förderung des Kreuzznges übrig bliehe. Urban beschloss 
daher gegen Bernabd das Krenz predigen zu lassen und verlieh allen 
Christgläubigen, welche ihre Sünden reumütig beichten und unter den 
Fahnen der Kirche ein Jahr lang Bernabö und dessen Anhänger be- 
kämpfen oder wenigstens auf ihre Kosten Streiter ausrästen würden, 
jenen Ablass, welcher den Kreuzfahrern ins heilige Land gewährt zu 
werden pflegte.‘) Ueberdies verbot der Papst unter Androhung von 
Kirchenstrafen durch die Bulle ‚nefanda perfidia vom 4. Mai* allen 
geistlichen und weltlichen Machthabern, besonders aber dem Dogen 
von Venedig und den Prioren von Florenz, sowie den Bemabd unter- 
worfenen Städten, dem Heere desselben keine Lebensmittel, Kriegs- 
material oder gar Kriegevolk zuzufähren.®) Dürch alle diese Mass- 
regeln wollte der Papst Bernabd derart einschüchtern, dass er sich 
zum Frieden mit der Kirche bequemen müsse, denn zu gleicher Zeit 
veranlasste Urban die Könige von Frankreich und Cypern, Gesandte 
an Bernabd zu schicken, welche ihn bewegen sollten, zunächst: alle 
von ihm besetzten Kastelle der römischen Kirche im Gebiete von 
Bologna sammt dem Kastell Lugo zurückzugeben, sodann aber mit 
ihm über einen Frieden mit der Kirche und deren Verbündeten ver- 
handeln sollten. Als Bernabd hörte, dass der Papst alles gegen ihn 
in Bewegung setze, griff er zu seinem alten Mittel: er verbreitete 
das Gerücht, zum Frieden mit der Kirche geneigt zu sein, und sorgte 
dafür, dass es auch wirklich zu den Ohren des Papstes gelangte, 
Für diesen Fall bevollmächtigte Urban V. den Kardinallegsten Egidius 
am I. Mai, mit Zustimmung der Verbündeten Frieden mit Bernabd 
au schliessen, zur Zahlung einer Geldentschädigung sich zu ver- 
pflichten und ihm zu versprechen, dass ihn der Papst von allen Straf- 
urtheilen ossprechen werde. Um die Entschädigungssumme aufzu- 
bringen, ward dem Legaten erlaubt, Güter und Einkünfte der Kirche 
innerhalb seines Legationssprengels zu verpfänden. Doch liess Urban 
dem Legaten in dieser Hinsicht freien Entschluss und versprach ihm 
für den Fall, dass der Legat den Krieg gegen Bornabd bis zur voll- 


1) Soerot, Urbani V. n. 245 f. ONNXKINT v. 
?) Serot, Urbani V. m. 245 f. CNERIM und CHXKVII r. Theiner, Codex do- 
mindi Il, 409 n. 879, 
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ständigen Zerträmmerung seiner Macht fortzusetzen für gut finden 
würde, alles verfügbare Geld ihm zukommen zu lassen, sowie er 
Egidius für diesen Fall auch ermächtigte, durch Bündnisse mit was 
immer für Machthabern, Städten oder Gemeinden sich zu stärken. !) 

Im ganzen römischen Kaiserreiche, in Deutschland, Arelat und 
Italien, mit alleiniger Ausnahme der Lombardei, wurde hierauf im 
Auftrage des Papstes die Bulle „nefanda perfidia* vom 4. Mai durch 
die Erzbischöfe und deren Suffragane in der Landessprache verlesen®), 
und überdies Gerhart Graf von Schwarzburg, Bischof von Naumburg, 
von Urban V. damit betraut, das über Bernabd als Ketzer verhängte 
Verdammungsurtheil sowie den für Bekämpfung desselben gewährten 
Ablass in Deutschland, Böhmen, Polen, Lothringen und Brabant be- 
kannt zu machen. Kaiser Karl IY., alle Bischöfe und Prälaten, welt- 
lichen Machthaber und Gemeinden dieser Länder wurden aufgefordert, 
dem Bischof bei Vollziehung seines Auftrages jede Förderung ange- 
deihen zu lassen.) Den Kaiser Karl zu werkthätigem Einschreiten 
gegen Bernabd zu veranlassen, scheint auch der eine Hauptzweck der 
Mission des Bischofs Guido von Acqui gewesen zu sein, den Urban 
"im Mai nach Deutschland schickte.*) Der andere Hauptzweck der 
Sendung des Bischofs Guido war jedenfalls, Kart IV, und den 
deutschen Adel zur Theilnahme an dem geplanten Krenzzuge zu be- 
wegen, wozu der Papst in Briefen vom 25. Mai Karl IV. die Könige 
Eduard II. von England und Ludwig von Ungarn, die hervor- 
ragendsten deutschen Fürsten, sowie die Dogen von Venedig und 
Genus wärmstens aufforderte.®) Obgleich Kaiser Karl damals bereits 
mit dem Könige von Ungarn und dem Herzog von Oesterreich 
Waffenstillstand geschlossen hatte, konnte er sich doch nicht ent- 
schliessen, ein Heer gegen Bernabd nach Italien zu schicken, 
sondern beschräukte sich darauf, dem Grafen Amadeus von Sa- 
voyen, dem Schwager und Verbündeten Galeazzo Viseonti's, der 
den Zuzug von Söldnern aus seinen Gebieten zum Heere Bernabö's 


) Secret, Urbani W. m 25 f. CRKRKYI 1, ONNRVI v., CLXKVI Theiner 
Codex domiräi II, 409 n. GOCLXXX und CCCLXXXL Vgl. Haynaldus a. a. 1363 m. 5. 

®) Soer. Urbani V. m. 245 f. CLY nnd CLXXXUL. 

#) Goschichtaguellen der Provinz Sncheon KXIL, nm. 491, 50l, 520 und Ser. 
Urbani Vı m 245 1. CLKKAXTIY. 4) Bern. Urbani Von. 245 f. CRY 

Y RP. 91 und Seer. Urkani V. n. 245 f. CLXL. 
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geduldet zu haben scheint, eine Verwarnung vom 25. Juni zukommen 
zu lassen, kraft deren er ihm bei Strafe der kaiserlichen Ungnade 
und des Verlustes aller yon früheren Kaisern erhaltenen Rechte und 
Freiheiten befahl, keinen seiner Unterthanen in den Dienst Bernabd’s 
oder seiner Anhänger treten zu lassen, vielmehr die in solchem 
Dienste befindlichen zurückzurufen; über alle, die binnen 15 Tagen nach 
Publikation dieser Verwarnung nicht gehorchen, drohte der Kaiser den 
Reichsbann zu verhängen, sie aller ihrer Würden und Rechte zu berauben 
und ihre gesammte Habe in Beschlag zu nehmen.!) Den gleichen Be- 
fehl erliess der Kaiser am selben Tage auch an die Reichsstadt 
Nürnberg und wohl ebenso an die übrigen grösseren deutschen Reichs- 
städte?) Auf Bitten des Kardinallegaten Egidius und des damals 
am kaiserlichen Hofe anwesenden päpstlichen Nuntius, des Bischofs 
Peter von Volterra, sandte Karl IV. überdies am 20. Juli seinen 
Notar und Sekretär Johann, Scholastikus von Bichstädt,*) welcher 
sehon früher sammt dem kaiserlichen Subnotar Jakob Weygand die 
Strafurtheile gegen Bernabd in Italien publicirt hatte,‘) an die Gon- 
zagu, seine Vikare in Mantua und Reggio) mit der Aufforderung, 
die Kirche mit Truppensendungen zur Bekämpfung Bernabd's zu + 
unterstützen.) In der That scheinen die Gonzaga gleich darauf der 
Liga beigetreten zu sein.”) 


Ym RK. 0244. Yu. x. a008. 

®) Johannes Bortolti Zufrass da Teymario erscheint in Kegistra suppliestienum In- 
norentii VI. anni L., pars 9, fol. CXVIIL, datirt won 21. November 1858, wo er um 
sin Karonikat in Eichstädt bittet; in Rog. suppl. a1. f. CXY r. datirt vom 9. Mai 1554 
bittet Karl IV. für ihn um die Kustadie dasoltet, in deren Bositz er in Hog. suppl.a- Il 
f. CXXKIIT vom 50. Mai 1554 erscheint 

4 og. supplie. Urbani V. m. IE. IE f. COXXVIL vom 17. April 1808; mg. 
sopplic, Urbanl a IL. f. II. vom 24. Februar 1864. 

9) Reichseikar von Mantus. war damals Guido da Conzapa; dessen tüchtigor Altoster 
Sohn Upolino, Kollege im Vikariat seit 1450 (R. R. 2008), wer am 18. Oktober 1462 
vom seinon Brüdern Ledorio und Franeenco mouchlerisch ermordak worden (Cipoll, Storia 
delle signerie Italiane 142). Reichsrikar von Regio war damals Guides Bruder Feltrine. 

9) R. K. 6968: Theiner Codex dominli II, 411 m. 886, welche Urkunde mit R- P. 
582 identi Vol. Rog. supplie. a. UL f. XXL. vom 9%. April 1065 und Rap. 
supplie. a. III. p. IL, £. LXY. vom 29. Mal 1365. Dass der Scholastar Johann an all 
rischen Reichsvikare geschickt worden sei, wie Stoy und Steinberz meiven, ist nicht: 
wahrscheinlich, weil die übrigen italienischen Reichevikaro, dio Scala, Carraı und Rate, Mit- 
glieder der Liga und als sclcho ohnchin vertragsmäseig zur Truppenstellung verpflichtet waren. 

”) Vgl, dio Nriedensinstramente bei Raynald a m 1364 2. 4 und Yerc, Storis 
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Trotz des Siegen bei Solara im Gebiete von Modena war die 
dort vom viskontischen Kriegsvolk besetzte Bastei nicht erobert wor- 
den, sondern musste nach dem Siege erat noch belagert werden. Um 
das Heer der Liga zu vergrössern, nahm der Kardinallegat Egidius 
Ende April die italienischen Söldner der Republik Florenz in seine 
Dienste und veranstaltete anfangs Mai eine abermalige Truppenaus- 
hebung in der dem Kriegsschauplatze nächsten Provinz, der Romagna.!) 
Von den übrigen Mitgliedern der Liga war Francesco da Carrara das 
eifrigste; am 1. Mai dankte ihm der Papst, dass er mehr als die 
vertragsmässige Anzahl Reiter geschiekt habe.!) Auch Bernabd Vis- 
eonti stärkte sich, indem er in Toscana hausende Söldner miethete,’) 
und schwächte die Liga durch Abschluss eines Waffenstillstandes mit 
Cansegnorio und Paolalbino dalla Scala, worüber der Papst letzteren in 
einem Schreiben vom 24. Juni heftige Vorwürfe machte,t) Höchst 
wahrscheinlich hatte gleichfalls Bernabd seine Hand im Spiel, als die Re- 
publik Venedig plötzlich von Francesco da Carrara die Abtretung der an 
der Grenze der Gebiete von Padua und Chioggia gelegenen Besitzung 
Isola di sant’Ilario verlangte und, als Francesco eine schiedsrichter- 
liehe Entscheidung forderte, mit gewaltsamer Wegnahme des Streit- 
objektes drohte, welches seit Menschengedenken im Besitze der Stadt 
Padua gewesen war. Es nützte nichts, dass der Papst sich ins Mittel 
legte, auf Entscheidung durch beiden Theilen genehme Schiedsrichter 
drang und die Erklärung abgab, er werde gegen die Venezianer die 
äussersten Massregeln ergreifen; Francesco da Carrara musste Isola 
&i sant’Nario an die Republik Venedig abtreten (10. Juli).s) 

Die Beilegung dieses Konfliktes, der die Kräfte der Liga gelähmt 


della marc Trivigiana, XIV, docmmerti 15, wo dieselben unter den Verbündeten dor Kirche 
aufgeführt werden. Positiv hohauptat den Bitritt der Ganzaga zur Liga die gut unter- 
richtete Cron. di Bologna 472. 

1) Fasc. TIL, p- 800 n. 291; p. 809 m. 209; pı Win. 277: pı 288 n. 278 
dor Archivalion des Kardinals Albornoz im Coilorio di Spagm cm Bolorus. 

9) Ser. Urbani Y. 0. 245 f. ORRKKUL. 

®) Edonda f. CLVIL r. 

9 8.0. 0. f. OLXRKKVINE 7. und COOKIE. 

9 a. m. O, f. CEXKRAVIH y, CCKII, COXVI, CCXLIN v.; Varei, Storia delle 
marca Tririgiana XIV, docamenti n. 1596 ; Addltamentum I, ad Chron. Cortusiorum (Ma- 
ratori, Seriptores XII, 968—970). 

Weruneky, Kal IV. II. Ba 19 
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hatte, die bevorstehende Ankunft von Kreuzfahrerschasren, welche 
infolge der Kreuzpredigt der polnische Baron Johann von Rzewow, 
die Grafen von Neuenburg, Niedau, Freiburg und Thierstein, sowie 
die Herren von Münchestein herbeiführten, ') endlich die sich damals 
vollziehende Wiederversöhnung des Kaisers mit dem König von Ungarn 
und dem Herzog von Oesterreich, weche ein gemeinsames bewaffhetes 
Einschreiten dieser Machthaber befürchten liess — alle diese Rück- 
sichten bewogen Bernabd, die gütliche Verständigung mit dem Papste 
nicht länger zu verschieben, Bereits am 14. Juli bevollmächtigte er 
abermals den Doctor der Rechte Gualdisio de’ Loveselli und seinen 
Kanzler Francesco Caymbasiliea zum Friedensschluss mit dem Kar- 
dinallegaten Egidius und dessen Verbündeten,*) und theilte seine 
Geneigtheit zum Frieden mit dem Papste auch dem Kaiser mit, der 
darüber sehr erfreut war.®) Nicht bloss Karl TV., sondern auch die 
Könige von Frankreich, Ungarn und Oypem, sowie Herzog Rudolf 
von Oesterreich sandten hierauf Boten und Briefe sowohl an Bernabd, 
als auch an die Mitglieder der Liga mit der Bitte um endlichen 
Friedensschluss.) Das grösste Verdienst um das Zustandekommen 
des letzteren erwarben sich jedoch die Gesandten des Königs von 
Cypern, Erzbischof Peter von Kreta und der Kanzler Philipp de Me- 
zieres, deren König wegen des gegen die Ungläubigen geplanten 
Kreuzzuges das grösste Interesse am der Beendigung des Krieges der 
Kirche mit Bernabd haben musste, zumal Papst Urban V. den Kö- 
nigen von Frankreich und Cypern ausdrücklich erklärt hatte: nimmer- 
mehr werde er die Kreuzpredigt gegen die Ungläubigen gestatten, 
ehe der Kampf mit Bernabd nicht durch Besiegung oder freiwillige 
Unterwerfung desselben beendigt sei.) Der Erzbischof von Kreta 
und der Kanzler des Königs Peter I, reisten zwischen Mailand und 
Cesena, wo sich der Kardinallegat Egidius damals aufhielt, unermüd- 
lich hin und her und vermittelten Ende August einen Präliminar- 
frieden und Waffenstillstand zwischen dem Legaten, dessen Verbün- 


‚acc v. 
inals Albornoz im Collepio di Spugna zu 


') Ser. Unbani Ve m. 245 L COVIl 
3) Fasc. VI, 35 der Archivalien des 
Bologna. 
%) Madorus 1. c. 101 m. XV. kann nur Micher gehören. 
+) Tneiner, Codex dominii II, 412. 
%) Raynald a. a. 1268 n. 4. 
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deten und Bernabd. Während des letzteren, dessen Dauer vom 
1. September bis 8. November festgesetzt ward, sollten sich die Be- 
vollmächtigten des Legaten und seiner Verbündeten nach Avignon 
begeben, um gemeinsam mit dem Papste und den Kardinälen den end- 
giltigen Friedensvertrag zu versinbaren.!) In Avignon fanden sich 
jedoch nur Bevollmächtigte des Legaten, der Signoren dalla Scala 
und Bernabö’s ein, die Markgrafen von Este und Francesco da Carrara 
zögerten mit der Absendung von Bevollmächtigten, weil sie Bernabd 
beschuldigten, dass er vielfache Verletzung des Waffenstillstandes sich 
habe zu Schulden kommen lassen,“) und hieraus den Schluss zogen, 
dass er überhaupt nicht die Absicht habe, sich ernstlich zum Frieden 
zu bequemen. Erst als der Papst in Briefen von 14. Oktober er- 
klärte, er werde ohne die Gesandten der Verbündeten den Frieden 
nicht ratifiziren, schiekten die Markgrafen von Este und Francesco 
da Carrara doch Bevollmächtigte nach Aviguon.°) Endlich waren 
auch ein Bevollmächtigter der Gonzaga und die beiden Gesandten des 
Königs von Cypern bei den Verhandlungen aber den endgiltigen oder 
Definitivfrieden am päpstlichen Hofe anwesend.) Man beschränkte 
sich dort darauf, nur die Hauptpunkte des Friedensvertrages festzu- 
setzen; die Regelung aller übrigen Einzelbeiten sollte durch Vergleich 
der Parteien auf italienischem Boden erfolgen und des Papstes Stelle 
hiebei ein päpstlicher Legat vertreten.) Gewiss wäre hiezu der Kar- 
dinallegat Bgidius Albornoz die gesignetste Persönlichkeit gewesen, 


) Crom. ai Bologna 970; Chrom. Motinense 684, Chren. Estense 486. Addite- 
mentum I, ad chronicon Cortusiorum 971. 

*) So u. m. durch Vorstärkung seines bei Modena Ingornden Heoros (Addit. I. ad 
chrom. Cortus. 971) und durch Besetzung von Mirandola, obgleich sich dssselbe dem 
Mürkgrafen ron Este ergeben hatte (Crem. di Bologna 471 vgl. Secr, Urbanl Y. m. 2468. 
XEXKU N). 

9 Soer. Urbani Y. 2. 245 f. CCLXKIL. Gase irrig it on, wenn Vorc, Storia della 
narca Tririglann XIV, 57 f. bohnaplat, der Markgraf von Este und Francesco da Cara. 
hätten es Obel genommen, dass sie bei den Verhanilengen in Cesom nicht um ihre Zu- 
stimmung gefragt worden seien, da das sehr genaue und durchaus zuverlässige Adüite- 
mentum 1. od chronicon Cortas. 071 ausdrücklich mgt: satagando a Cosena apprusmo al 
lognto | ambassnori de’ eignori messer Francesco da Carrara © del marchese, consentendo: 
i ditti ambasssori ed eziandio i ambassaori e il procurador di messor Bernabb, dell’ una 
& Waltın parte fo fat trogun.« 

4) Beer. Urbani V. m. 246 f. XXI. Theiner Codex II, 412. 

*) Socr, Urbani Wan. 36 1. KRRIN v. 
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aber die Bevöllmächtigten Bernabd's erklärten, dass ihr Herr mit dem 
ihm verhassten Egidius nicht verhandeln könne, und baten den Papst, 
einen anderen Kardinal zum Legaten in Italien zu ernennen!) Da 
Egidius unter den Kardinälen in Avignon keinen wahren Freund besass, 
dieselben vielmehr aus Neid über seinen Ruhm und sein überragendes 
Ansehen gar mancherlei Verdächtigungen gegen ihn ausstreuten,?) 
so liess sich Urban V. wie einst Innocenz VI. dazu herbei, den Mann, 
dessen Thatkraft und Ausdauer die Kirche zumeist die Behauptung 
Bologna’s zu danken hatte, schnöde bei Seite zu schieben. Zwar 
entzog er ihm die Legation nicht ganz, aber er trennte von dem 
Legationssprengel, dem Egidius bisher vorgestanden, die Patriarchate 
Aquilaja und Grado, die Kirchenprovinzen Mailand, Genua, Zara, 
Spalato, Ragusa und Antivari, sowie die Bistümer Bologna, Ferrara, 
Modena, Reggio, Parma, Piacenza und Pavia ab und übertrug diese 
meu gebildete Legation sammt dem Generalvikariat in Stadt und Ge- 
biet Bologna Ende November dem Kardinalpriester von San Marcello, 
Andruin de la Roche,®) der vor sieben Jahren, als er noch Abt von 
Clugny gewesen, als Nuntius in Italien eine keineswegs rühmliche 
Rolle gespielt hatte. Am 3. Dezember wurden Andruin die Voll- 
machten ausgestellt, um mit den Anhängern Bernabö’s Verträge zu 
schliessen und ihn selbst sammt den letzteren von allen Strafurtheilen 
loszusprechen. Dem Kardinallegaten Egidius theilte der Papst: diese 
Verfügung ohne Angabe von Gründen mit und befahl ihm, alle 
Krieger Bernabd’s, die das Heer der Kirche seit Beginn des Krieges 
um Bologna gefangen genommen habe, dem Kardinallegaten Andruin 
zu übergeben,*) sowie diesen in der Kegierung der Stadt und des 
Gebietes von Bologna mit Rath und That zu unterstützen.®) 

Was nun die Hauptpunkte des Friedensvertrages zwischen der 
Kirche und den Bevollmächtigten des Bernabd Visconti betrifft, welche 
bereits in Avignon festgesetzt wurden, so waren dies folgende: 


1) Cron. di Bologna 472. 

') Yel. den Brief des Kardinallegaten Fgklius an seinen Prokurator in Avignon, 
Nikolaus Spinelli von Neapel, vom 14, Januar 1864 im Fasc. WII, 7. E15 m. 809 des 
Cellogio di Spagnn zu Bologna. 

9) Seer. Urbani V. a. 246 f- KV 

* Soer. Urbani V., n. 246 f. XXVUE r. 

9%) a. a. 0. 4. XXXII. vom 22. Dezember. 


» Google UNIVERSITY 


Karls IV. Politik vom April 1967 bis März 1964. 293 


1. Bernabd stellt dem Legaten Andruin die Kastelle Lugo und 
Crevalcore und alle übrigen Kastelle und Basteien, die er in den 
Distrikten von Bologna und Modena und in der Provinz Romagna 
besetzt hält, zurück. 

2. Der Papst zahlt Bemnahö oder im Falle von dessen Ableben 
‚dessen Erben innerhalb acht Jahren, von dem Tage der Rückstellung 
besagter Kastelle an gerechnet, 500.000 Florentiner Gulden, jährlich 
62.500 Gulden. Die Hälfte der ersten Jahresrate, 31.250 Gulden, welche 
bereits bei dem Kardinalbischof @uido von Porto!) deponirt ist, erhält 
Bernabd innerhalb eines Monats mach Rückstellung jener Kastelle und 
Basteien. Versäumt der Papst eine Jahresrente zu zahlen, dann muss 
der Kardinallegat Andruin die genannten Kastelle sofort an Bernabd 
zurückstellen; einen Monat nach der Rückstellung hat Waffenruhe 
zwischen beiden Theilen zu herrschen. Hat aber der Papst die ganze 
Summe bezahlt, so verbleiben die besagten Kastelle der römischen 
Kirche als Eigenthum, doch hat der Kardinallegat Andruin betrefis 
des Kastelles Lugo eine Prüfung der Rechtsansprüche, welche die 
römische Kirche, die Kirche von Ravenna (d. h. das Erzbistum) und 
Bernabd erheben, vorzunehmen. 

3. Falls die Markgrafen von Este in den Frieden nicht einge- 
schlossen würden, dann hat der Legat Andruin die besagten Basteien 
im Gebiete von Modena Bernabd zurückzustellen, Wenn die Mark- 
grafen von Este aber in den Frieden eingeschlossen werden, dann 
soll der Legat die besagten Basteien innerhalb zweier Monate nach 
Bestätigung des Friedens durch die Markgrafen zerstören lassen. 

4. Ueber alle sonstigen Wünsche beider Theile, über die beider- 
seitigen Gefangenen und die in den Frieden einzuschliessenden beider- 
seitigen Anhänger ward der Legat Andruin in Italien die nötigen 
Unterhandlungen zu führen ermächtigt. Haben dieselben keinen be- 
friedigenden Erfolg, so muss der Legat alle Kastelle und Basteien 
Bernabd zuückgeben, der aber dann allen Strafurtheilen nach wie vor 


4) »Cardinalis Bonenionsis« kas mach einom Verzeichnis der Kardinäle, welches 
sich in Registra Avenionensia Urbani V. &. V, p.I. f. DXXIL, vorfndet, nur Guido ron 
Boulogne, Bischof von Porte und Santa Rafina, sein, welcher Cardinalis Boloniensis oder 
Bononionsis genannt warde, während der Kardinalbischst Bridius von Sabina sich dort ale 
>cardinalis Yspanus« bezeichnet findet und Kardinalprister Andruln dort »cardimalls Clu- 
inconsis« heisst. 
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unterworfen bleibt. Der Legat Andruin und die Prokuratoren Ber- 
nabd's, Gualdisio de’ Loveselli, Francesco Caymbasilica und Bruno de 
Gluxiano schwuren, bei Strafe vom 200.000 Gulden alle Vertrags- 
bestimmungen getren zu erfüllen.‘) Dieser Definitivfrieden von Avi- 
gnon beruhte im allgemeinen auf dem Präliminarfrieden von Cesena; 
Urban V. hatte nur einige Modifikationen vorgenommen, die nieht 
näher bekannt sind.®) 

Vor Mitte Janusr 1364 begab sich der Kardinallegat Andruin 
zunächst nach Mailand, wo er von Bernabö die Ratifikation des 
Friedensvertrages von Avignon erwirkte,‘) ihn von allen Kirchen- 
strafen absolvirte‘) und über einige Zusätze zu diesem Vertrage mit 
ihm verhandelte. Dieselben betrafen die von Bernabd so sehr miss- 
achtete Kirchenfreiheit. Gerade die drückende und eigenmächtige 
Besteuerung der Geistlichkeit seiner Lande hatte ihm die Aufbrin- 
gung immer neuer Söldnerheere ermöglicht. Wenn er jetzt ein Ver- 
sprechen abgab, sich aller Eingriffe in die Kirchenfreiheit und die 
Besteuerung der Geistlichkeit in Zukunft zu enthalten, so that er 
dies nur, weil ihm gleichzeitig der Legat Andruin verhiess, Papst: 
und Kardinäle würden sich bei Kaiser Karl IV. verwenden, dass ihn 
derselbe in die Titel, Ehren und Rechte des Vikariates von Mailand 
und aller übrigen von ihm besessenen Städte wieder einsetze.5) 

Als Legat von Oberitalien hatte Andruin auch die Aufgabe, die 
einander aufs heftigste bekämpfenden Machthaber Piemonts zum 
Frieden zu bewegen. Mit Hilfe der „weissen Kompagnie* (wohl so 
genannt von ihren Panzern aus weissglänzendem Stahlblech), welche, 
obgleich von dem Deutschen Albert Sterz befehligt, doch zumeist 
aus Engländern bestand, hatte der Markgraf Jolann von Montferrat 
seit dem Sommer 1361 seine früheren Eroberungen in Piemont gegen 


4) Theiner, Codex demini M, 411 f, n. 887. Vol. Seer. Urbani TV. n. 246 1. 
AKKU v. und RERXL. 

3) Tneiner, Codex II, 411 n. 186. 

#) Teiner, Codex ebenda. 

4) Archiv den Collepie Ai Spagns fans. VII, p- BE1 n. 220, ron di Bologna 478: 
Addit. I. ad chron. Cortuslerum 974. 

) Theiner Codex I, 414 nd Raynaldıs a. a. 1854 m. 5. Dass übor die Achtung 
dor Kirchonfreibait baroits in Mailand vorhandalt worden sein muss, erhellt ans Saar. 
Vrbani Y m. 246 1. CI 7. umd Addit. 1. ad chrom. Cortusiorum 914. 
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Galeazzo Visconi vertheidigt‘) and, als ihm auch der Doge von 
Genua beträchtliche Hilfstrappen schickte, sogar neue Eroberungen 
in den Gebieten von Tortona und Pavia gemacht. Zu Ende des 
Jahres. 1362 wandte sich aber sein Schwestersohn, der Graf Amadeus 
von Savoyen, der sich und sein Land um 180.000 Gulden von der 
Plünderung durch die Engländer hatte loskaufen müssen, von ihm ab 
und schloss mit seinem Schwager Galeazzo Visconti ein Bündniss zur 
Verjagung der englischen Soldbande aus Piemont und behufs Thei- 
lung der Markgrafschaft Montferrat (26. Dezember 1362). Der Ge- 
neralkapitän der viscontischen Söldner, die aus Deutschen und Ungam 
bestanden, der Graf Konrad Landau, führte jedoch den Krieg so 
emergielos, dass an Verjagung der Engländer aus Piemont, welches 
sie zu einer Wüste gemacht hatten, nicht zu denken war; im April 
1363 fand Landau überdies seinen Tod in einem Gefechte bei Roma- 
‚gnano im Gebiete von Novara. Erst als der Markgraf von Mont- 
ferrat die englische Soldbande nicht mehr bezahlen konnte, und die- 
selbe im Juli d. J. in die Dienste der Pisaner trat, gelang es Ga- 
leazzo’s Kriegskapitän Luchino del Verme, dem Markgrafen seine 
neuen Eroberungen wieder abzunehmen. Papst Urban V., welchem 
wegen des geplanten Kreuzzuges sehr daran lag, dass alle christlichen 
Machthaber ihre Kriege beenden und sich dem Kreuzheer anschlössen, 
hatte schon am 1. Juli d. J. den Minoritengeneral Markus von Vi- 
terbo als apostolischen Nuntius zunächst an den Grafen Amadeus von 
Savoyen und den Markgrafen Johann von Montferrat entsendet, um 
zwischen beiden Frieden zu vermitteln. In der That gelang es dem 
Nuntius, beide Fürsten zu bewegen, dass sie den Papst zum Schieds- 
richter erwählten, in dessen Namen Markus am 17. September ihre 
Zwistigkeiten beilegte. Am 23. d. M. erhielt er von Urban V. den 
weit schwierigeren Auftrag, den Frieden zwischen dem Markgrafen 
von Montferrat und Galeazzo Visconti zu bewerkstelligen und sich 
dabei der Vermittlung des Beiden nahe verwandten Grafen Amadeus 
von Savoyen zu bedienen. Da Markus von Viterbo jedoch nichts 


') Aus den Briefen dos Galoneso Vinsonti an Ugoliso Gonzags vom 19. Dezembor 
1159 und am Guido Gonzags vom 7. Juli 1360 hei Magenta, 1 Visconti © gli Sfarza mol 
enstello di Paria II, 19 und 2% ergibt sich, dass bereits in diesen Jahren, also vor Au- 
kunft der »weicsn Kompapnio«, im Gebiete von Asti zwischen Galoısz Visconti und dem. 
von Genua anterstützien Markgrafen von Montferrat Krieg geführt worden ist, 
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auszurichten vermocht hatte, so nahm jetzt der Kärdinallegat An- 
druin die Angelegenheit in die Hand, Da Galeazıo jetzt ebenso wie 
sein Bruder Bernabd den Friedensschluss in seinem Interesse fand, 
und der Markgraf aufs äusserste erschöpft war, so hatten die Be- 
mühungen des Legaten auch wirklich Erfolg Am 27. Januar 1364 
brachte er einen Frieden zustande, demzufolge Galeazzo Pavia, No- 
vara und Alba, dem Markgrafen von Montferrat aber Asti zuge- 
‚sprochen wurde. Alle Ortschaften, die der Markgraf im Gebiete 
von Pavia erobert hatte, sollte er an Galeazzo, und dieser alle im 
‚Gebiete von Asti eroberten Orte an den Markgrafen herausgeben. ') 
Gleich darauf begab sich Andruin über Ferrara, wo er mit den 
Markgrafen von Este, sowie mit Francesco da Carrara, Feltrino und 
Lodorico da Gonzaga verhandelte,*) nach Bologna, wo er am 7. Fo- 
bruar anlangte und von den um ihren reichgeschmückten Fahnen- 
wagen (Carroceic) gescharten Bolognesen mit heller Festesfreude em- 
pfangen ward.‘) Ausser den Esta, Carrara und Gonzage schiekten 
auch die dalla Scala Bevollmächtigte nach Bologna, wo dieselben mit 
den Prokuratoren Bemabö's über einen allgemeinen Frieden unter- 
handelten,°) nachdem die Kirche bereits ihren Separatfrieden mit 
Bernabd geschlossen hatte, Nach Ueberwindung von mancherlei 
Schwierigkeiten?) kam am 3. März dieser allgemeine Friedensvertrag 
wirklich zustande, demzufolge alle gegenseitigen Beleidigungen und 
Beschädigungen vergessen seien, alle Konfiskationen und Prozesse, 
welche beide Theile während des Krieges gegen einander verhängt hatten, 
rückgängig gemacht, und den Unterthanen der vertragsschliessenden 
Theile wegen Rebellionen, die sie seit Beginn des letzten Krieges 
(September 1359) gegen ihre Herren verübt hatten, Straflosigkeit 


') M. Villani IX, 109; X, 48, 47, 55, 64, 92, 94; XL, 4, 14, 43, 48. Potrus 
Ararius 869 f., 880 f., 404 f, 414 1; Chron. Placentin. 506 f. Cron, di Bologna 47%. 
Benvonato U San Giorgio, Uistorla Munlisferrat, in Muratorl Seriptores rer, Tal, XXIE, 
549 f. Ygl. Templ-Lender » Marcokti, Giovanni Acuto, Firenze 1889, p- 10-17 und 
Tao, Geschichte der Halienischen Stanten HIT, 811 und 569. 

*) Thsiner, Codex Il, 414; Chron. Bakense 480, 

) Cron. di Bologna 475 f. Archiv des Callopio di Spagun zu Bolopam VIL, p- 321 
m. 320. 

©) Theiner, Codex Al, 414 und Vorei, Storia dell« Marcı Teivigina XIV, doen- 
montl 15. 

%) Sosr. Urbani V. n. 246 f. CXKXV 2; Adi. I. ad chron. Cortasiorum 974. 
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zugesichert wurde. Ebenso wurde allen aus den einzelnen Städten 
wegen politischer Verbrechen Verbannten die Rückkehr in ihre Heimat 
gestattet und ihnen ihre Güter zurückgestellt, Die Signoren dalla 
Scala wurden zur Rückgabe der Bernabd Visconti im Gebiete von 
Breseia und am Gardasee entrissenen Kastelle verpflichtet. Endlich 
wurde das Schiedsrichteramt in allen Streitigkeiten, die bei Ausfüh- 
rung des Friedens entstehen könnten, dem Legaten Andruin über- 
tragen. Diesem allgemeinen Frielensvertrage von Bologna wurden 
auch die wesentlichsten Bestimmungen des Separatvertrages von 
Avignon zwischen der Kirche und Bernabd sammt den in Mailand 
gemachten Zusätzen eingefügt; namentlich schwuren Bernabd’s Bevoll- 
mächtigte, dass ihr Herr die vom Papste eingesetzten und noch ein- 
zusetzenden Prälaten und sonstigen Kleriker in Besitznahme ihrer 
Kirchen und Pfründen in keiner Weise hindern, sie nicht mit Steuern 
bedrücken und nicht einkerkern, endlich den päpstlichen Nuntien die 
freie Ausübung ihres Amtes in seinen Landen gestatten werde, wo- 
gegen Papst und Kardinäle, wie bereits erwähnt, Bernabö's Wieder- 
einsetzung ins Vikariat zu bewirken versprechen.!) Da Bernabd gleich 
nach der Ankunft des Legaten Andruin zu Bologna die von ihm im 
Gebiete dieser Stadt und in dem von Modena!) besetzt gehaltenen 
Kastelle und Basteien zurückgestellt hatte,®) so wurde am 13. März 


) Dar verkärzte Tert des Friedensrertrages zwischen Bermab? und der Ligs bei 
Vorci ne a. 0. XIV, dor 15 ist in Raynaldus a. a 1864 m. 4 und 5 deutlich zu er- 
kennen. Stoy, die politischen Berichungen zwischen Kaiser und Papst 11601464, 9, 86 
Nisst dio datumiose Urkunde Dei Haymaldus a a. O. erst mach dem 13. März auspastallt 
Wein, wofür er u. a. auch die Thatsache anführt, dass Bermbö darin zelobte, von Be- 
drtckungen du Klerus abstahon zu wollon. Dass dies auf seinen zinlich späten Zeit 
punkt der Verhsudlungen+ Ainweise, $st durchaus irrig, weil bereits au 20. Fobruar der 
Farst im fernen Avignon von jenem Versprechen Bermbö's Konntniss besass (Sser. Ur- 
bani T.n 268 8. CI. v.), Anssoibe alao bereits im Januar zu Mailand erfolgt nein muss 
und wicht aber erst im Mäzs zu Bolopus. Irrig ist os ferner, wonn Stoy a. a. 0. 8. 87 
und Morzel, Italienische Politik Karls IV. 1947-1168, 3. 26 den Legatan Andruin von 
Bologna nach Mailand zurlekreisen lassen wegen des bevorsichenden Friadansschlusses der 
Verbündeten, wie Monzel will, oder um Berrabd zu absolriren, was or boreita im Januar 
gottan hatse. 

#) Fülschlich heisst es in Thsiner, Codex II, 414 »in districtn Mantuo« statt »Mu- 
tino«, wo He Basteien Formigins und Cosi gelogen waren (rgl- Chron. Mutinonso 6U4 
und Addit, I. ad hist. Cortus, 910) 

®) Seer. Urbani Y. n. 246 £. CVIL. 
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eine Neuausfertigung des Avignoner Friedensvertrages vorgenommen, 
in welcher alle dem Legaten übergebenen Kastelle und Basteion 
namentlich angeführt und ein neuer Zusatz beigefügt wurde, worin 
die Bevollmächtigten Bernabd’s im Namen ihres Herm allen An- 
sprüehen auf Stadt, Distrikt und Grafschaft Bologna entsagten und 
die auf das Vikariat von Bologna bezüglichen päpstlichen Urkunden 
dem Legaten Andruin auszuliefern versprachen. Doch sollte dieser 
Verzicht erst nach vollständiger Abzahlung der Entschädigungssumme 
von 500.000 Gulden seitens der Kirche an Bernabd in Kraft treten, 
und die Auslieferung der Vikariatsurkunden gleichfalls erst nach 
diesem Zeitpunkt erfolgen.:) 

Kaiser Karl IV. hatte sich, wie wir gesehen, um die Beilegung des 
Streites wegen Bologna nach der Acchtung und Entsetzung Bernabö"s 
wenig gekümmert; die Nichterfüllung der Bitten des Papstes unı bewaff- 
netes Einschreiten hatte er mit dem Hinweis auf seine friedlichen Be- 
ziehungen zu Ungarn und Oesterreich gerechtfertigt und sich erst ganz 
zuletzt, als bereits der Friede in Avignon vereinbart war, erhoten, ein 
Fähnlein gegen die Feinde der Kirche nach Italien zu schicken. Dafür 
nahm nun auch der Papst bei dem Friedensschluss mit Bernabö keinerlei 
Rüeksicht auf den Kaiser und machte ihm erst am 16. Februar von dem 
Frieden als einer vollendeten Thatsache Mittheilung.‘) Ungefähr 
gleichzeitig mit Kaiser Karl hatte auch König Ludwig von Ungarn 
dem Papste durch den Bischof Johann von Waitzen den Antrag 
machen lassen, ein grosses Heer gegen Bernabd auf eigene Kosten 
nach Italien zu schicken, doch konnte Urban nur mehr in über- 
schwänglichen Worten dem Könige Dank dafür sagen (26. Februar) ; 
er brauchte es nicht mehr, der Friede war bereits geschlossen.3) 


3) Theiner, Codex 11, 415. 

®) Theiner, Codex II, 411 n. 886 (irrie im Index vom 15. Februar datirt statt 
vom 16) ist identisch mit R. P. 888. Vel. auch Soer. Urbani V. m. ME RC, v. Ganz 
irrig ist, was Menzel, Italienische Politik Karls IV., $, 28 behauptst: bei dem Friedens. 
schluss zu Belogns am 8. März sei auch der Erzbischof von Köln, mit Vollmschten von 
Karl IV. verschon, gegenwärtig gewesen: dar »cardinalie Colonia» des Chren. Estense 480 
ist ja doch niemand andoror als der Legut Andruln, welcher zufüige der damals herrschende 
Sitte, die Kardinäle nach dem status anterior zu bezeichnen, eigentlich »cardinalis Cluni 
cemis» hiess, welche Hezeichnung ron besagtem Chronisten in »eardinalis Colonie« ver- 
derbt warde »Lo cardinal di Cologni nennt ihn das Addit. 1. ad chron. Cortus. 972. 

®) Theiner, Vetera monumenta Hungarlam sucranı ustrantia 11, 59 m. 107. Irrig 
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Die öffentliche Meinung Italiens wunderte sich über diesen Frie- 
densschluss des Papstes mit dem „Feinde Gottes und der Kirche“ 
um so mehr, als derselbe noch vor kurzem von den Kanzeln Italiens 
herab verflucht und gegen ihn das Kreuz gepredigt worden war. 
Auch fand man es gar schmählich, dass der Papst auf Wunsch des 
„Tyrannen“ dem Kardinal Egidius Albornoz, welcher Bologna mit 
so viel Mühe und Ausdauer für die Kirche zurückerworben, die Le- 
gatengewalt über diese Stadt und Oberitalien entzogen habe.!) Bitter 
empfand Kardinal Egidius selbst die Zurückseizung hinter seinem 
jingern Kollegen Andruin;®) von gewissen Verdächtigungen seiner 
neidischen Kollegen fühlte er sich „angeeckelt*,*) und auf den, wie 
&& scheint, ganz besonders beliebten Vorwurf, er habe die päpstlichen 
Provinzen zu sehr bedrückt, antwortete er dem Kardinalbischof von 
Tusculum, Nikolaus Capocei, mit dem Hinweis auf das gleiche Ge- 
bahren seines Kollegen Andruin zur Zeit, als derselbe das erstemal 
Legat in Italien gewesen, sowie auf die bereits verfügte oder wenig- 
stens in Aussicht genommene Abschaffung der ausserordentlichen 
Geld- und Blutsteuern, die übrigens des Krieges wegen durchaus 
notwendig gewesen seien, während die päpstlichen Schatzbeamten die 
Bewohner der päpstlichen Provinzen in Friedenszeiten mit „wahrhaft 
tyrannischer Grausamkeit“ bedräcken und auf unverantwortliche Weise 


ist die Meinung von Steinherz, die Beziehungen Ludwigs 1. zu Karl IV. (Mittheilingen des 
Hastituts IX, 554), der Popst habe das Ansrbieten König Ludwigs abgelehnt, weil man 
die ungarischen Reiter in Italien in zu schlimmer Erinnerung hatte«. Irrig ist os auch, 
wenn $teinherz obige Mission des Bischofs von Waitzen, bei der er das Anerbieten zu machen 
hatto, in dus Frühjahr 1968 setzt, während dor Bischof frühostons im Januar, wahrschein- 
Hch sogar erst Im Februar 1864, am päpstlichen Hofe eingetroffen sein kanı, wie schon 
as den Worten Urbans V. in besagtem Schreiben hervorgeht, wo ar vom Bischof met: 
»nostro spostelatui obtulit, quod complota nogotio eoncordie dudum inter te ac Caralm 
imperatorem teaetate, quo Anom debitum orat de prasino habltura, parstus eras« ol. 
Allerdings war dor Bischof auch im Frihjahr 1868 in Arignon, damals aber hatte er jenes. 
Anerbisten noch nicht zu machen, 

) Flippo Villani Xl, 64. Mit Epidius Alboraos musste auch nein Nopot Gemss 
als Rektor von Bologna abtreten, obgleich er die Zuneigung der Bolognesn in hohem 
Grade besass und von ihnen beim Abschied reich beschenkt ward (Cron. di Bolopna 971). 

9) Archiv des Collegio di Spagna fasc. VII, p. 097 m. 220. 

?) Archiv des Collegio di Spagm fasc. VII, p- 915 2. 809 (Brief des Kurdinals 
an Nikolaus Spivelli vom 14, Jamar). 5 


vau=os GOOglE 


300 Karis IV, Politik vom April 1567 Vis Mara 1ü64. 


quälen.‘) Kardinal Egidius fand es schr verdriesslich, dass der Papst 
forderte, er solle die ihm belassene, Mittelitalien umfassende Legation, 
die minder wichtig war, als die von Oberitalien sammt Bologna, 
weiter verwalten, und beschwor daher seinen Prokurator am päpst- 
lichen Hofe, den Doktor Nikolaus Spinelli, in einem Schreiben vom 
19. März, das äusserste aufzubieten, damit der Papst ihm die Ent- 
hebung von der Legation und die Erlaubnis zur Rückkehr nach 
Avignon gewähre.®) Der Papst aber verweigerte Egidius die nach- 
gesuchte Enthebung mit dem Hinweis auf die unsichere Lage der 
za seiner Legation gehörigen Provinzen der Kirche, welche durch die 
in der Nähe herumschweifenden Soldbanden gar sehr gefährdet seien, 
und übertrug ihm zur Entschädigung für seine so schr geschmälerte 
Legation noch überdies eine neue, nämlich im ganzen Königreich Si- 
zilien diesseits und jenseits des Faro (18. April).?) 


3) Ebenda VL, p. 321 2. ©20 (rom 29. Februan)- 

9) Ebenda VII, p. 327 2. 080 (rom 19. Mira). 

9) Theiner, Codex I, 415 n. 260. In dem obonerwähnten Brisfe an Nikolaus 
Spinelli hatte Kgidius es als »inhumanum et implum« bezeichnet, wonm ihm der Papst 
die Erlaubnis zur Rückkehr nach Arignon verneigern würde; für den Fall aber, dass dies 
och goschohen wollte, und er dann seine Lagation behalten mösste, machte or Spineli 
darauf aufmerksam, dass die Leguton Tusclens, welches zu solnem bisherigen Sprengel 
gehörte, soweit seine Krinmerung reiche, stets mit der im Königreich Siilien. vereinigt, 
gewssen sel. Offenbar hat Spinlli die Aufmerksankeit des Papstes auf dieses Herkommen 
gelenkt, dem dieser Hinweis ganz gelogen kam, um den 10 schr vorstimnten Bgidius zu 
versöhnen. 
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Karls IV. Politik vom Frühjahr 1364 bis zum Antritt des zweiten 
Zuges nach Italien (April 1368). 


Seit der Erbverbrüderung mit den Markgrafen von Branden- 
burg im Jahre 1363 war des Kaisers Aufmerksamkeit in erhöhtem 
Masse den märkischen Verhältnissen zugewandt, Die landesherrliche 
Gewalt in der Mark befand sich seit dem waldemarisehen Krieg in 
sehr trostloser Lage. Markgraf Ludwig der Römer hatte im Früh- 
jahr 1855 die Verzichtleistung des falschen Waldemar, ) der Herzoge 
von Sachsen-Wittenberg und der Grafen vom Anhalt um ungeheure 
Summen erkaufen und, da er sie nicht erschwingen konnte, viele 
Städte und Vogteien verpfänden müssen;%) aber auch in den unver- 
pfindeten Gebieten waren alle wichtigen Binnahmequellen des Mark- 
grafen versetzt, letzterer hatte auf Andringen des Adels jahrelang die 
Regierung der ganzen Mark dem Herrn Hasso von Wedell überlassen 
müssen, welcher dieselbe mit den angesehensten Adeligen in einseitigem 
Standesinteresse führte. Um sich dieser höchst lästigen Vormund- 


*) Dorselbe stard aın aahalüinischen Hofe zu Dessau, wahrschellich In Jahre 1857 
(Kiöden, Dipiomatische Geschichte des Markgrafen Waldemar IV, 277). 

9) An den Herzog von Pommern-Stattin Angermünde, Schwedt, Brüssom, Stalp u.a. 
ükermärkische Städte und Dörfer {R. K. 2187), an die Herzoge von Pommorn-Wolgnst 
Fosowalk und beide Torgelow (Rs. 295), an die Horzoge von Mecklenburg Stargart, Fürsten- 
berg, Arensborg, Lenzen und Putlitz, an die Herzoge von Suchsen-Wittenberg Zossen und 
Vogtei Sarmund, an die Örafen von Anhalt die Vogteien und Stkdts Prenzlau und Tampiin, 
die Altstadt ud Neustadt Brandenburg und Gorzke (Klöden IV, 247 f.), endlich an den 
Eribischof yon Magdeburg die Stadt Sandom und die Lande Kamern, Klitz, Schallene, 
Jerichow, Plotbe und Plane (sel. I. Band dieses Workes S. 372) 
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schaft des Adels zu entziehen, hatten die Markgrafen Ludwig und 
Otto im Dezember 1362 dem in Finanzsachen bewährten Erzbischof 
Dietrich von Magdeburg in Gemeinschaft mit dem Bischof Heinrich 
von Lebus und dem Ritter Kristan Bösel die Regierung der Mark 
übertragen.‘) Was die Herrschaft über die Mark trotz der jammer- 
lichen Finanzlage der dortigen landesherrlichen Gewalt dem Kaiser 
Karl doch sehr begehrenswert machte, war wohl hauptsächlich die 
an diesem Kurlande haftende Kurstimme. 

Ende März 1364 kam Kaiser Karl einer Verabredung zufolge 
mit den Markgrafen Ludwig und Otto von Brandenburg und Lausitz, 
sowie mit Friedrich, Balthasar und Wilhelm, den Landgrafen von 
Thüringen und Markgrafen von Meissen, iu Pirna zusammen, Zweck 
dieser Zusammenkunft war zunächst, nähere Bestimmungen über die 
bereits am 18. März 1363 von den brandenburger Markgrafen dem 
Kaiser gestatteto Einlösung der Markgrafschaft Lausitz zu treffen. 
Am 12. April 1364 schloss der Kaiser mit dem Landgrafen von 
Thüringen einen Vertrag, demzufolge Karl IV. die Hälfte der Pfand- 
summe von 21.000 Mark Silber und 10.000 Schock Grosehen binnen 
eines Jahres bezahlen sollte, die Frist für Abtragung der anderen 
Hälfte wurde noch unbestimmt gelassen.) Für 1000 Schock, die 
der Kaiser an den Markgrafen Ludwig yon Brandenburg zahlte, ge- 
stattete dieser sammt seinem Bruder Otte, dass dem Willen des 
Kaisers gemäss Herzog Bolko von Schweidnitz die Lausitz lebens- 
länglich besitze.®) Am selben 12. April kam zu Pirna mit Rat und 
Wissen Kaiser Karls zwischen beiden Markgrafen von Brandenburg 
ein Theilungsvertrag zustande, demzufolge Otto alle Länder jenseits 
der Oder, dann die Lande Sternberg, Lebus, Bamim, Teltow, die 
Lausitz, sowie die Stadt Köln, Ludwig aber alle übrigen Gebiete 
besitzen sollte. Obgleich dieser Theilungsvertrag aufs schroffste der 
sowohl im Nürnberger, als auch im Metzer Reichsgesetz von 1856 ver=- 
ordneten Untheilbarkeit: der Kurlande widersprach,*) so bestätigte der 
Kaiser denselben doch wit der Bestimmung, dass wenn der eine Bruder 
ohne männliche Leibeserben sterbe, dessen Gebiete an den anderen 

') Rs. 882 und 888. 

2) Ra. 404 

PR. K 7117. Bo 408. 

+) Vgl. oben 8. 184 und 156. 
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fallen sollen (14. April).‘) Wenn hier der Kaiser sein eigenes Gesetz, 
übertrat, so erhoffte er natürlich einen Vortheil davon. Dies erhellt 
aus dem am selben Tage geschlossenen Tauschvertrag, demzufolge, 
wenn sein Sohn, König Wenzel von Böhmen, ohne Kinder stürbe, der 
Markgraf Otto von Brandenburg und dessen präsumtire Gemahlin 
Elisabeth, seine Tochter, die Herzogtümer Schweidnit und Jauer 
nach dem Tode des Herzogs Bolko und seiner Gemahlin erben, da- 
für aber Otto's Lande über der Oder, sowie desselben Lande Barnim 
und Lebus an den Kaiser als König von Böhmen fallen sollten. 
Dieser Tauschvertrag eröffnete dem Kaiser und seinem Hause selbst 
für den Fall des unbeerbten Todes seines Sohnes Wenzel die Aus- 
sicht auf Alleinbesitz der Hälfte der Mark Brandenburg, welchen der 
sich mit weitreichenden Plänen tragende Kaiser sogar dem Erwerb 
der in Böhmens Nähe gelegenen Herzogtümer wohl deshalb vorzog,, 
weil der Besitz der brandenburgischen Kurstimme für eine künftige 
römische Königswahl grosse Bedeutung hatte. Schon jetzt verlangte 
der Kaiser von den Mannen und Städten des Landes über der Oder 
und der übrigen im Tauschvertrage genannten Länder binnen sechs 
Wochen die Eventualhuldigung, welchem Befehle dieselben auch 
wirklich nachkamen.?) 

Von Pirna begab sich der Kaiser mit dem jungen Markgrafen 
Otto von Brandenburg nach Budissin, wo am 30. April die Ver- 
lobung des letzteren mit Elisabeth, dem sechsjührigen Töchterchen 
des Kaisers, gefeiert ward,°) nachdem bereits am 11. Mai 1363 Papst 
Urban V. auf Bitten Kaiser Karls Dispens wegen zu naher Ver- 
wandtschaft ertheilt hatte.‘) In Budissin traf Anfang Mai auch 
Herzog Rudolf von Oesterreich ein und erreichte mit Hilfe des Kaisers, 
dass die Markgrafen von Brandenburg als Oheime des verstorbenen 
Grafen Meinhart allen Ansprüchen auf Tirol entsagten und den Her- 
zogen von Oesterreich wider ihren Bruder, Herzog Stefan von Nieder- 
baiern, und dessen Söhne beizustehen sich verpflichteten (8. Mai).*) 
Letzteres versprachen auch der Kaiser mit Nichtachtung seiner dem 
Herzog Stefan von Baiern vor vier Monaten gemachten Zusage und 


)R. K. 4097. 
RE. 4020, 7128, 3180. 
RK. 1064 YR.?. 90. 


®) Rs. 408 und 409. 
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ebenso die in Budissin anwesenden Fürsten: der Markgraf von Mähren, 
der Herzog von Schweidnitz, Herzog Rudolf von Sachsen und Graf 
Ulrich von Helfenstein. Am 9. Mai übertrug der Kaiser überdies 
auf Begehren Herzog Rudolfs ihm und seiner Gemahlin Katharina 
die Pflege der Städte Feltre und Belluno sammt allem Zubehör; 1) 
dieselben Städte hatte Karl im Mai 1360 König Ludwig von Ungarn 
überlassen, und dieser sie bald darauf mit Zustimmung des Kaisers 
seinem Verbündeten Francesco da Carrars, Reichsrikar vom Padua, 
übergeben.) Es war vorauszuschen, dass die Erwerbung von Feltre 
und Belluno Rudolf mit Francesco da Carrara aufs ärgste verfeinden 
werde, nichtsdestoweniger war der Herzog sehr erfreut, weil er an ge- 
nannten Städten erwünschte Stützpunkte für seinen Kampf gegen den 
feindlichen Patriarchen von Aquileja zu gewinnen hoffte, welch letzterer 
„den Friedensvertrag vom Frühjahr 1362, gestützt auf dessen Ungil- 
tigkeitserklärung durch Kaiser Karl IV., nicht zur Ausführung ge- 
bracht hatte. Um den Patriarchen hiezu zu zwingen, sandte Herzog 
Rudolf im September 1363 400 Reiter nach Friaul, welche in Ver- 
bindung mit den dem Patriarchen feindlichen Adeligen Friauls, den 
Herren von Spilimbergo, Prata, Pulcenigo, Strasoldo und Villalta- 
Urusbergo im Herzen des Friaul, am rechten Ufer des Tagliamento, 
brandschatzend hausten. Dadurch wurde der Waftenstillstand, den 
der Kaiser im Mai 1363 mit Herzog Rudolf geschlossen und in 
welchen er das Patriarchat Aquileja einbezogen hatte, arg verletzt, 
und der Patriarch klagte darüber eindringlich bei Kaiser Karl IV., 
welcher zu Ende desselben Jahres den erwählten Schiedsrichter, König 
Kasimir von Polen, ersuchte, den Herzog Rudolf zum Schadenersatz 
und zur Ruhe zu bewegen, widrigenfülls er die Gewaltthaten des 
Herzogs zur Kenntnis der Kurfürsten bringen würde, damit diese 
mit den anderen Fürsten und Herren gegen denselben entsprechende 
Mittel ergreifen.®) 

Wenn es in der nächsten Zeit nicht zu neuerlichen Kämpfen 
zwischen Herzog Rudolf und dem Patriarchen kam, so war der Grund 
hievon die Wiedereröffnung des Krieges gegen Herzog Rudolf von 


) Rs. 410 und R. R. 4087. 
9) Steinhorz, Beziehungen Ludwigs 1. zu Karl IV, (Mittheilungen dos Instituts IX, 558). 
®) Huber, Rudolf IV., 8 140 1.; Zahn, Austro-Friulana 3. 171 und 100--222. 
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Seiten der Herzoge Albrecht und Stefan von Niederbaiern, welche, 
unterstützt vom Rheinpfalzgrafen Ruprecht: und dem Burggrafen von 
Nürnberg, diesmal nicht in Tirol einbrachen, sondern aus Furcht vor 
einem Angriff ihrer feindlichen Brüder, der Markgrafen von Branden- 
burg, im Prühjähre 1964 zunächst die Grenzgebiete des mit Herzog 
Rudolf verbündeten Erzbischofs von Salzburg furchtbar verheeren 
liessen, Seit Anfang Juni belagerte Herzog Albrecht von Baiern- 
Straubing das von ihm früher an Oesterreich verpfändete Schärding, 
Herzog Stefan das salzburgische Mühldorf am Inn. Doch richteten 
sie niehte aus, und beide hoben die Belagerungen auf, als Herzog 
Rudolf mit einem zu Enns gesammelten Heere und Hilfstruppen, die 
ibm die Herzoge Wenzel von Sachsen-Wittenberg und Balthasar von 
Braunschweig-Grubenhagen zugeführt, in der zweiten Hälfte des 
August vor Ried erschien und die dortige Burg zerstörte. Die Baiorn 
kamen zum Entsatz von Ried zu spät, und Herzog Rudolf trat, ohne 
sich mit ihnen in einen Kampf einzulassen, den Rückzug an, zumal 
er damals Kunde erhielt von dem bedrohlichen Bündnis, welches am 
13. August d. J. der Patriarch und Francesco da Carrara, ‚Reichs- 
vikar von Padua, auf drei Jahre gegen Oesterreich geschlossen hatten. 1) 
Anfang Septeinber legte sich Papst Urban V., welcher wegen seines 
Kreurzugsplanes Kriege zwischen den christlichen Fürsten möglichst 
bald beigelegt sehen wollte, selbst ins Mittel und sandte den Bischof 
Agapitus von Ascoli als apostolischen Nuntius an die Herzoge von 
Niederbaiern und Oesterreich sowie an den Erzbischof Ortolf von 
Salzburg, um dieselben zum Friedensschluss zu bewegen. Derselbe 
Nuntius hatte auch dem Kaiser Karl, dem König von Ungam und 
den angesehensten deutschen Fürsten sowie den obersten Hofbeamten 
des Kaisers und König Ludwigs Briefe zu überbringen, in denen sie 
der Papst ersuchte, ihren Einfluss für das Zustandekommen des 
Friedens geltend zu machen.2) Aber noch bevor der Nuntius in 
Deutschland anlangte, bereits am 12. September schlossen auf Bitten 
König Ludwigs von Ungarn die Bevollmächtigten der Herzoge von 
Niederbaiern mit Herzog Rudolf von Oesterreich zu Passau einen 
Waffenstillstand bis nächsten Georgentag (24. April 1365); beide Theile 


') Zahn, Austro-Friulana, S. 286 f. 
®) Seer. Urban V.n. 248 f. COCKNVI und RP. 94. 
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verpflichteten sich, einen vom Körig behufs Herstellung des Friedens 
anzuberaumenden Tag zu beschicken.') 

Der eben genannte Nuntins hatte ausserdem vom Papste den 
Auftrag erhalten, Herzog Rudolf von Oesterreich vom Kriege gegen 
den Patriarchen von Aquileja und dessen Bundesgenossen Franseseo 
da Carrara abzuhalten; die gleiche Bitte richtete der Papst an den 
Kaiser Karl und den König von Ungarn, indem er zugleich darauf 
hinwies, dass Francesco da Carrara, ein besonders ergebener Schn 
der Kirche, durch einen solchen Krieg geschwächt und zur Verthei- 
digung der Kirche geeigneten Falles weniger befähigt gemacht werde.) 
Aber noch bevor der Papst den Nuntius entsendete, hatte nicht Herzog 
Rudolf von Oesterreich, wie Urban befürchtete, sondern der rache- 
begierige Patriarch von Aquileja die Feindseligkeiten mit Belagerung 
der den Herren von Villalta gehörigen und mit einer österreichischen 
Besatzung versehenen Burg Uruspergo (bei Cividale) wiedereröffnet®). 

Eben damals, im August 1364, erhielt Kaiser Karl in Prag den 
Besuch des Königs Peter von Cypern, welcher seit Juni 1363 die 
Höfe der Könige von England und Frankreich sowie auch einiger 
deutscher Fürsten bereist hatte, um dieselben zur Theilnahme am 
Kreuzzuge zu bewegen. Aber nur eine Anzihl französischer Herren 
und Ritter nahm, dem Beispiele ihres Königs folgend, das Kreuz, 
an den übrigen Höfen richtete er so gut wie nichts aus; man lobte 
den Kreuzzugsplan, versprach dessen Förderung mit schönen Worten, 
denen aber keine Thaten folgten, und veranstaltete Peter zu Ehren 
grosse Feste sowie glänzende Tourniere, bei welchen der waflen- 
gewandte junge König regelmässig den Siegespreis von den Händen 
schöner Damen gereicht erhielt.) Die Zeit war für den Kreuzzugs- 
gedanken selbst schon zu fortgeschritten; den Machthabern sowie 
den Völkern des Abendlandes war die Begeisterung für Glaubens- 
kämpfe längst abhanden gekommen, die Machthaber waren überzeugt, 
dass im fernen Orient keine dauernden Broberungen mehr gemacht 


) Huber, Rudolf IV. 8. 118 f., Ricaler, Geschichte Baierns III, 80 f- 

?) Seer. Urbeni W. u. 248 £. COOXXX—OCCXANY, R, P. 95. 

%) Zahn, Austro-Friulam 8. 235 f. Vel. Zahn, Usber das Additumentam I. chronieh 
Oertusiorum im Archiv für Österreichische Geschichte, 54. Band, 8. 4 f 

*) Guillaume de Machaut, La prise d’Alexandrie, publite pur Mas Latrie, Gendvo 
187%, p. 97 £. (Publications de Ia socidtd de l'oriont Iatin, serie histerique 1. vol). 
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werden könnten, und auch die Denkweise der Völker war im grossen 
und ganzen realistisch geworden, für phantastische Zwecke vermochten 
sich nur Wenige mehr zu erwärmen. Als überdies König Johann 
von Frankreich, der einzige noch romantisch denkende Monarch, am 
8. April 1364 starb, war der Plan, ein grosses abandländisches Kreuz- 
heer zustande zu bringen, schon so gut wie gescheitert. Auch Kaiser 
Karl liess dem König von Cypern die freundlichste Aufnahme zu- 
theil werden, veranstaltete ihm zu Ehren in der Burg auf dem 
Hradschin rauschende Feste, wollte aber in der Kreuzzugsangelegen- 
heit nieht allein vorgehen, sondern meinte, dass es besser sei, wenn 
man darüber auch die Ansichten der Könige von Polen und Ungarn, 
die über eine sehr grosse Macht verfügten, vernehme. Zu diesem 
Zwecke schlug er den letzteren eine Zusammenkunft in Krakau vor, 
wohin er sich mit dem König vom Cypern im September über Breslau 
und Oppeln begab.t) Bei den Verhandlungen über den Kreuzzugs- 
plan des Königs von Cypern bewies ganz natürlich der König von 
Ungarn den meisten Eifer, da sein Reich durch die osmanischen 
Türken in erster Linie bedroht war, und diese im letztvergangenen 
Jahre (1363) auf der Balkanhalbinsel die Maritza aufwärts noch be- 
deutend weiter vorgedrungen waren, indem sie unter ihrem neuen 
Sultan Murad I., dem Sohne Urchans, Adrianopel, die zweite Haupt- 
stadt des byzantinischen Reiches, und das seit 1344 bulgarische 
Philippopel erobert hatten.2) Kaiser Karl dagegen beschränkte sich 
darauf, zu versprechen, er werde das Kreuzzugsunternehmen nach 
Kräften fördern, indem er sich darüber mit dem Papste ins Einver- 
nehmen setzen und die Kurfürsten, Fürsten, Herren und Städte auf- 
fordern werde, entweder selbst mit Heoresmacht den Kreuzzug zu 
unternehmen oder Geldbeiträge für die Kreuzfahrer zu leisten.) Zu 
bestimmten Abmachungen betreffs des Kreuzzuges selbst kam es aber 
in Krakau nicht, es wurde weder über die zu leistenden Geldbeiträge 
noch über die zu stellenden Streitkräfte etwas festgesetzt und auch 
kein genauer Angriflsplan gegen die Türken entworfen, Kaiser Karl 


') Michaut a. a. 0. 8. 30 1. 
®) Zinkeisen, Geschichte des osmanischen Reichs I, 918 f. Jiredick, Geschichte 


der Bulgaron, 8. 021 Ann. 10. 
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benütate die Gelegenheit des Beisammenseins mit König Ludwig, sich 
von ihm den Brünner Frieden vom 10. Februar 1364 bestätigen zu 
lassen, und emeuerte die durch diesen Vertrag wiederhergestellte 
Freundschaft mit Ungarn.) Der König von Cypern zog von Krakau 
an den Wiener Hof, wo ihm Herzog Rudolf ähnliche Förderung ver- 
sprach wie der König von Ungarn, und von da durch Kärnten und 
das Patriorchat Aquileje nach Venedig, wo er am 11. Norember 
anlangte.*) 

Kaiser Karl begab sich Anfang Oktober über Breslau, Glatz und 
Königgrätz nach Prag zurück; von hier eilte er schon nach wenigen 
Tagen über Pirna und Budissin in die Lausitz, wo er im November 
zu Luckan und Guben die Pfandhuldigung von den Mannen und 
Stüdten dieses Landes sich leisten liess;”) wahrscheinlich hatte er 
damals die Hälfte der Pfandsumme an die Markgrafen von Meissen 
bezahlt. Zu Luckau in der Lausitz stellte der Kaiser am 11. No- 
veniber dem Markgrafen Ludwig von Brandenburg die urkundliche 
Erklärung aus, dass alles, was sein Bruder, Markgraf Otto, mit selnem, 
des Kaisers, Rat und Hilfe oder sonst in Oberbaiern von dem wäter- 
lichen Erbe gewinne, Ludwig und seinen männlichen Leiheserben in 
‚gleicher Weise zugute kommen solle.) Daraus scheint hervorzu- 
gehen, dass Otto damals einen Krieg gegen seinen Halbbruder, Herzog 
Stefan von Niederbaiern-Landshut, plante. Da aber der Kaiser an 
‚nichts weniger dachte, als an die Gewährung von Waffenhilfe zu be- 
sagtem Zwecke, und die Markgrafen über und über in Schulden 
staken, mussten dieselben auch darauf verzichten, an Herzog Stefan 
wegen seiner Uebervortheilung die ersehnte Rache zu nehmen. 

Im Dezember nach Prag zurückgekehrt hatte der Kaiser den Streit 
‚des neuen Erzbischofs Kuno von Trier mit der gleichnamigen Stadt als von 
beiden streitenden Theilen erwählter Schiedsrichter zu entscheiden. Kuno 
von Falkenstein, geboren im Jahre 1320, uns bereits bekannt durch die 
‚rücksichtslose Entschiedenheit, womit er als „Vormünder* des Erzstiftes 
‚Mainz von 1347—1353 den abgesetzten Erzbischof Heinrich von Virne- 
burg vertheidigt hatte,°) war vom Trierer Erzbischof Boemund im 


Y) Re. All. 
2) Nachaut a, 0 0,8. 40 1. 
YRK. 7186. )R.K. 4098. 
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April 1360 zum Condjutor bestellt und nach Boemunds Resignation, 
obgleich bisher nur Diakon, von Innocenz VI. zum Erzbischof von 
* Trier ernannt worden (Mai 1362).1) Am 15. Januar 1363 hatte ihm 
Kaiser Karl auf der Rückreise von einer Zusammenkunft mit dem 
Dauphin Karl zu Kirchberg am Hunsrück die Regalien verlichen.?), 
Kuno’s herrische Natur ertrug es nieht, dass die Stadt Trier in einer 
ziemlich losen Unterordnung zu dem Erzbischof stand, sondern strebte 
ebenso wie einst Erzbischof Baldewin der Luxemburger®) darnach, 
die Stadt Trier zu einer bischöflichen Landstadt herabzudrücken. Im 
September 1364 einigten sich der Erzbischof und die Stadt, ihre 
Streitigkeiten der Entscheidung Kaiser Karls anheimzustellen, und 
überreichten demselben ihre beidarseitigen Klgepunkte.) Die Ver- 
treter, welche die Stadt Trier nach Prag gesandt hatte, merkten 
jedoch bald, dass der Kaiser sich ganz auf Seite des Erzbischofs 
neigte, und zogen deshalb die Klagen der Stadt zurück, woranf der 
Kaiser den Grafen Johann von Leuchtenberg beauftragte, ein Urtheil 
zu f#tmuliren. Dieser Günstling des Kaisers sprach natürlich den 
Erzbischof von allen seitens der Stadt erhobenen Klagen und An- 
sprüchen völlig frei, und der Kaiser verkündete dieses Urtheil als 
seinen Schiedspruch (30. Dezember 1364).°) Derselbe lautete dahin, 
dass die Stadt Trier sammt der Vogtei und aller Gerichtsgewalt dem 
Erzbischof von Trier gehöre, ebenso das Geleitsrecht und dieGerichts- 
barkeit über das Bett der Mosel und die Strassen an ihren Ufern, 
die sog. „Leinpfade*, vom Dilmerbach bei Remich an bis zur Mün- 
dung der Mosel in den Rhein. Ferner wurden alle Gemeinschaften, 
Gesellschaften und Bruderschaften sowie alle Gebote und Verord- 
nungen, welche der Schöffenmeister, die Schöffen und die Bürger yon 
Trier ohne Willen der jeweiligen Erzbischöfe gemacht hatten, abge- 
{han und vernichtet und ihnen die Befugnis, dergleichen in Zukunft 
ohne Willen ihres Erzbischofs zu machen, gänzlich genommen.®) Die 


%) Boemund zog sich mach Saarbarg zurück, wo er am 10. Februar 1967 starb 
(Gerz, Kegesten der Erzbischöfe von Trier, Trier 1859, 8. 96 f). 

H2.K 7091. 

4) Schoop, Vorfassungngsschichte der Stadt Trier (in Wostdoulache Zeitschrift, Er- 
(Auzungahett I, Trier 1864, 8. 102 f.) 
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Erzbischöfe von Mainz und Köln, die Rheinpfalzgrafen, die Herzoge 
von Jalich und Luxemburg, der Wilägraf von Kirburg, die Grafen 
von Leiningen, Saarbrücken, Spanheim, Veldenz, Virneburg, Zwei- 
brücken, sowie die hervorragendsten freien Herren jener Gegenden 
erhielten den kaiserlichen Auftrag, dem Erzbischof von Trier eventuell 
bei Ausführung dieses Urtheiles gegen die Stadt beizustehen. ) Durch 
diesen keiserlichen Schiedspruch, der ganz im Geiste des Nürnberger 
Reichsgesetzes von 1356 gefällt war, wurde Trier wie vor sieben 
Jahren Würzburg zu einer bischöflichen Landstadt herabgedrückt. 
Mit dem selbst nach Prag gekommenen Erzbischof Kuno schloss der 
Kaiser noch überdies einen Vertrag, durch den sie sich verpflichteten, 
sich gegengeitig ihre Festen in ihren Ländern zu öffnen.2) 
Unterdessen hatte der Krieg im Friaul eine für Herzog Rudolf von 
Oesterreich ungünstige Wendung genommen. Francesco du Carranı 
schickte dem Patriarchen von Aquileja Geld und Truppen, mit deren 
Hilfe die Burg Urusbergo zur Uebergabe gezwungen und zerstört ward 
(22. September). Dasselbe geschah am 2. November mit der gleich- 
falls bei Cividale gelegenen und den Herren von Spilimbergo gehörigen 
Burg Zuecola. 800 österreichische Reiter, welche hierauf Herzog 
Rudolf unter Walter Berthold von Spilimberge nach Friaul schickte, 
wurden Ende Dezember hei Fagagna zwischen Ddine und San Da- 
niele geschlagen, ebenso eine kleinere österreichische Schaar am 10. Ja- 
nuar 1365 bei San Pellegrino unweit San Daniele. Um einen mäch- 
tigen Bundesgenossen in Oberitalien zu gewinnen, hatte Herzog Rudolf 
eine Familienverbindung mit den Viseonti zustande gebracht: am 
23. Februar 1365 fand zu Mailand die feierliche Vermählung seines 
jingsten, kaum vierzehnjührigen Bruders Leupolt mit Viridis, der 
Toehter Bernabd Visconti's, statt. Herzog Rudolf veranlasste Bernabd, 
einige Streitkräfte nach dem untern, an die Gebiete der Städte Feltre 
und Belluno angrenzenden Val Sugana zu schicken, um dasselbe der 
Herrschaft des Francesco da Carrara zu entreissen. Damals, im März, 
waren auch die Bemühungen des Königs von Ungarn, der auf Bitten 
Herzog Rudolfs zunächst einen Waffenstillstand bis 11. Norember 
und sodann einen Frieden zwischen ihm und dem Patriarchen sowie 
Francesco da Carrara vermitteln wollte, an der Weigerung der beiden 
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letzteren gescheitert, da dieselben mit Grund befürchteten, dass die 
Walfenruhe dem Herzog die Verproviantirung seiner belagerten Burgen 
im Friaul ermöglichen würde. Von den letzteren ergab sich daher 
im Laufe des April eine nach der andern, zuerst Truso, die Burg 
der Herren von Spilimbergo, dann Cordenone, Cusano und Zoppola, 
so dass die nahe österreichische Stadt Pordenone, isolirt wie sie war, 
in grosse Gefahr gerieth. Damals schloss sich auch Graf Meinhart 
von Görz, erbittert über die Rückgängigmachung der Verlobung seiner 
Tochter Katharina mit dem jungen Herzog Leupolt von Oesterreich, 
dem Patriarchen und Francesco da Carrara an.!) 

Kaiser Karl, welcher trotz der nachdrücklichen Aufforderung des 
Papstes in die friaulischen Wirren nicht eingegriffen hatte, rüstete 
sich damals zu einer Reise nach Avignon, um mit dem Papste über 
die Beseitigung der Hindernisse, welche dem geplanten Kreuzzuge 
entgegenstanden, zu beraten. Das ärgste Hindernis bildeten die 
namentlich in Italien, dem Arelat und Frankreich schrecklich hau- 
senden Söldnerbanden oder „bösen Gesellschaften‘, wie man sie zu- 
meist nannte, denn dieselben. störten den Frieden und die Ruhe der 
Christenheit dergestalt, dass ohne ihre Vernichtung eine allgemeinere 
Betheiligung der Machthaber jener Länder am Kreuzzugsunternehmen 
unmöglich war. Eine zweite Angelegenheit, welche der Kaiser in 
persönlicher Unterredung mit Urban V. betreibon wollte, war die 
Rückverlegung des päpstlichen Stuhles nach Rom, der durch die 
kirchliche Tradition geheiligten Stadt. Die Beeinflussung des Papst- 
tums und des zumeist aus Franzosen bestehenden Kardinalkollegiums 
durch die französischen Könige, welche die päpstliche Macht in ihrem 
Interesse auszubeuten bemüht: waren, konnte in der That nur durch 
Rückverlegung der päpstlichen Residenz nach Rom gebrochen werden. 
Schon vor vier Jahren hatte Kaiser Karl auf das damals verhreitete 
Gerücht hin, dass Innocenz VI. Rom besuchen wolle, denselben zur 
Verlegung des päpstlichen Stuhles nach der ewigen Stadt ermuntert 
und ihm dazu seine Begleitung und den Schutz des kaiserlichen 
Armes angeboten; Innoeenz aber hatte geantwortet, dass der Aus- 
führung seines Wunsches seine körperliche Schwäche und viele andere 


') Zahn, AustroFriulana, $. 968 f.+ Archir für sterreichlache Goackichte, 54. Band, 
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Gründe hindernd entgegenständen, dass er aber nach Beseitigung 
dieser Hindernisse die Unterstützung des Kaisers in Anspruch nehmen 
werde.‘) Auch Urban V. machte Karl IV. wiederholt den Antrag, 
ihn nach Rom oder nach einem anderen Theile Italiens zu geleiten, 
Urban aber antwortete ihm am 23. Mai 1364, dass er diesen Wunsch 
jetzt wegen der Nähe und feindseligen Haltung der bösen Gesell- 
schaften, wegen der Gefahr, der Avignon und Venaissin durch seine 
plötzliche Abreise ausgesetzt würden, und wogen der Wirren in 
Tuseien noch nicht ausführen könne.2) 

Florentiner und Pisaner waren in der That schon seit dem Jahre 
1356 miteinander aufs heftigste entzweit. Die Veranlassung zu diesem 
Zwist lag in der Handelseifersucht dieser Städte. Da Florenz eine 
Binnenstadt war und keinen Seehafen besass, so hatten sich seine 
Kaufleute bis zum Jahre 1356 zumeist pisanischer Schiffe zur Ueber- 
mittlung ihrer Waren und des nahen Porto pisano als Ausfuhrhafens 
bedient, wo ihnen auch Abgabenfreiheit kraft alter Verträge zuge- 
sichert war.) Da rüstete Bischof Markwart von Augsburg, der kai- 
serliehe Generalkapitin von Pisa und Tuseien, im Juli 1356 eine 
Anzahl Galeeren gegen die Seeräuber aus und führte zu diesem Zwecke 
eine Abgabe von allen jenen Hafen passirenden Waren ein, welche 
auch von den florentinischen Kaufleuten verlangt wurde.‘) Die Kom- 
mune Florenz beklagte sich darüber bei Kaiser Karl IV., welcher 
dem Generalkapitän auftrug, falls er die Florentiner nicht zur Zah- 
lung der Abgabe zu bestimmen vermöchte, sie von ihnen nicht: ein- 
zuheben.?) Da die Pisaner trotzdem auf Erhebung der Abgabe be- 
standen, so verliessen die Florentiner Porto pisano und verlegten ihren 
Stapel ganz nach dem auf dem Gebiete der Stadt Siena gelegenen 
Hafen von Talamone, acht Miglien nördlich vom Vorgebirge Argen- 
taro; dem Beispiel der Florentiner folgten die Genovesen, Provengalon 
und Katalonier, so dass Pisa verödete und sehr bedeutenden Schaden 
erlitt.) Vergebens bemühten sich die Pisaner, den Schifffahrtsverkehr 


RP. 
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im Hafen von Talamone zu stören,‘) da die Florentiner durch ge- 
miethete provergalische Galeeren gute Wacht halten liessen.) Im 
Sommer des Jahres 1362 brach der Krieg zwischen Pisa und Florenz 
mit vermehrter Heftigkeit wieder aus und ward sowohl zu Lande, beson- 
ders im Val d’Era, als auch zur See, an der pisanischen Küste, durch 
von den Florentinern gemiethete genuesische Galeeren geführt, welchen 
die Wegnahme von Porto pisano gelang. Die Pisaner errangen erst einige 
Vortheile, besonders im obern Amnothal, nachdem sie im Sommer 1363 
die bereits erwähnte „weisse Kompagnie“, zumeist aus Iingländern 
bestehend, aber von dem Deutschen Albert Sterz befehligt, und später 
auch die Kompagnie des Anichino Bongarden in Sold genommen hatten. 
Urban V, entsendete einen Nuntius nach dem andern mit dem Auf- 
trag, zwischen Florenz und Pisa Frieden zu stiften: den Erzbischof 
Petrocino von Ravenna, den päpstlichen Kaplan Doktor Jakob Muti 
von Rom, den Minoritengeneral Markus von Viterbo;#) aber erst am 
30. August 1364 wärd zwischen beiden Städten Frieden geschlossen, 
in welchem sich die Pisaner verpflichteten, den Florentinern 100.000 
Gulden Kriegskosten zu zahlen und ihnen alle Freiheiten, die sie 
jemals in Pisa gehabt hatten, wieder einzuräumen.‘) Doch dauerte 
es noch einige Zeit, bevor der Handelsverkehr zwischen Pisa und 
Florenz in der alten Weise wiederhergestellt ward.°) 

Mit diesem Friedensschluss war wohl das eine Hindernis der 
Rüekverlegung des päpstlichen Stuhles nach Rom beseitigt, aber ein 
anderes, schr bedeutendes blieb bestehen: die feindselige Haltung der 
bösen Gesellschaften, welche ganz Italien unsicher machten, Schon 
im April 1364 hatte Urban V. seinen Nuntius in Toscana, den Mi- 
noritengeneral Markus von Viterbo, beauftragt, die beiden Kardinal- 
legaten in Italien, Egidius und Andruin, sowie die italienischen Macht- 


'y x. Vil. WI, 68; Vin, 11. 

») N. Vil. VII, 87. 

%) Secr. Urbani V. m. 245 f. IRKRY, OVI, CIXXXKIN CCIXX; m. 246 1. I, 
LAKXRV, OXKRXVUN, COVIE, GCLXKAV, COCXI. 

9 N. um Filppo Vilaul (fast dus gauze XI. Buch). Raulerl Surde (Archlrlo siorleo 
italiano VI, %, 148 f.), Crom. di Pisa (Muratori, Seriptores XY, 1057 f). Arch star 
ital. XV, 81. Vel. Leo, Geschichte der alienischen Staaten IV, 166 1. Tomple-Tandor 
6 Marcotti, Gioranni Acuto 16 f. Parrons, Histeire do Floronee Y, 17 f. 
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haber und Republiken zu einem Bunde gegen die bösen Gesellschaften 
zu bewegen.t) Gleichzeitig setzte sich der Papst mit der in pisa- 
nischen Diensten stehenden Gesellschaft der Engländer in Verbin- 
dung und erreichte, dass dieselbe erklärte, behufs Wiedergewin- 
nung des heiligen Landes die Meerfahrt antreten zu wollen, wo- 
fern sie von den italienischen Machthabern und Städten eine Geld- 
unterstützung erhalten würde. Die Kardinallegaten erhielten den Auf- 
trag, über diese Angelegenheit mit den Edlen und Städten Italiens 
zu verhandeln,‘) und Ende Juni schickte Urban V. den Patriarchen 
Peter von Konstantinopel®) mit einem Schreiben an Bernabd Visconti, 
worin er seinen Wunsch aussprach, dass mit allen Söldnergesell- 
schaften in Italien unterhandelt werden solle, damit sie gegen Geld- 
unterstützung die Kreuzfahrt antreten.*) Doch scheint sich der 
Papst solbst wenig Hoffnung gemacht zu haben, dass man auf güt- 
lichem Wege die Freibeuterkompagnien los werden würde, denn im 
September gab er seinen Nuntien in Toscana, dem Erzbischof Petro- 
eino von Ravenna und dem Minoritengeneral Markus von Viterbo, von 
neuem den Auftrag, alle Machthaber und Völker Italiens zur Bildung 
einer Liga gegen die bösen Gesellschaften zu hewegen.5) Doch kam 
nur ein Bündnis zwischen dem Kardinallegaten Fgidiis und der 
Königin Johonna von Sirilien zustande (14. Januar 1365), welche 
beiden Machthaber gegen die seit September 1364 im tuseischen 
Patrimenium und der Sabina hausende Gesellschaft des Anichino Bon- 
garden®) die „weisse Gesellschaft“, welche damals unter dem Befehle 
des Ritters Hugo Mortimer stand und 5000 Reiter sowie 1000 Fuss- 
knechte zählte, gegen Zahlung von 160.000 Goldgulden auf sechs 
Monate mietheten. Die weisse Gesellschaft sollte nahe bei der des 
Aniehino lagern und diese dazu bringen,dass sie schwöre, binnen der 
nächsten fünf Jahre die Lande der Kirche und das Königreich Sizi- 
lien nicht zu helästigen, falls sie sich aber nicht dazu bewegen lasse, 
sie durch kriegerische Feindseligkeiten hiezu zwingen.) Trotzdem 


") Ser. Urbani V. m. 246 f. CL. 

) Theiner, Codex Ih m. 568; Socr. Urbani Ve m. 246 f. CIY, CIYI. 

5) Als Erzbischof von Kreta hatte sich Pete, ein französischer Karmalitor 
Diözese Sarlat, um das Zustandekommen des Friedens der Kirche mit Bernabö 
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gab der Papst die Hoffnung auf das Zustandekommen einer Liga 
aller itelienischem Mächte gegen die bösen Gesellschaften nicht auf, 
sondern emannte am 28. April 1365 den Bischof Buceio von Cittä 
di Castello zum apostolischen Nuntius in Italien mit dem Auftrag, 
mit den Kommunen Toscana’s, den Legaten Egidius und Andruin, 
der Königin von Sizilien, der Stadt Rom und sonstigen italienischen 
Mächten eine solche allgemeine Liga zu schliessen.!) 

Mit seiner Reise an den päpstlichen Hof wollte Kaiser Karl 
ausser den bereits erwähnten noch einen andern Zweck verbinden, 
nämlich die Befestigung seiner Autorität im Königreich Arelat, welche 
or auch äusserlich durch die feierliche Krönung mit der arelatischen 
Krone zum Ausdruck bringen wollte, So wenig Aufmerksamkeit auch 
der Kaiser in den letzten Jahren den arelatischen Verhältnissen 
widmen konnte, so hatte er doch an der von ihm i. J. 1356 einge- 
schlagenen Politik festgehalten, die darauf hinauslief, den Grafen von 
Savoyen im eigenen Interesse zu begünstigen und dem nach Erwer- 
bung des ganzen Arelat strebenden Nachbarn, dem Dauphin, gegen- 
über widerstandsfähig zu machen. Als der Graf Amadeus von Sa- 
voyen aus dem Verband des Königreichs Arelat losgelöst zu werden 
verlangte, um bei etwaiger Abtretung des Arelat durch Karl IV. 
oder einen Nachfolger desselben seine Unabhängigkeit behaupten zu 
können, war der Kaiser gern auf den Wunsch des Grafen eingegangen, 
hatte die Grafschaft Savoyen aus allem Verband mit dem König- 
reich Arelat eximirt und dieselbe unmittelbar dem römischen Reiche 
ineorporirt (17. Mai 1361),2) 

Im übrigen hatte der Kaiser dem seit Ende des Jahres 1359 
wiederausgebrochenen Kampfe der Valois mit König Eduard IM. 
gegenüber eine völlig neutrale Haltung beobachtet, Im Januar 1360, 
als König Bduard nach Verwüstung der Champagne ins Herzogtum 
Burgund zog, beauftragte Karl IV. zwar den Erzbischof Wilhelm von 
Köln, in seinem Namen einen längeren Waffenstillstand zwischen den 
Königen von Frankreich und England zu erwirken, damit während 
desselben ein schliesslicher Friede unterhandelt werden könne.*) Letz- 
terer, einer der unglücklichsten Friedensschlüsse der französischen 


4) Socr. Urbani V. m. 947 f. COLUN-COLVI. 
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Geschichte, kam nichsdestoweniger ohne Einflussnahme des Kaisers 
‚oder seines Bevollmächtigten nur durch Vermittlung päpstlicher Le- 
gaten zu Bretigny bei Chartres zustande (8. Mai 1360): der König 
von England gewann ausser Gascogne und Guienne noch ganz Poitou 
als volles, vom Lehensverband mit der französischen Krone befreites 
Eigentum, überdies die Stadt Calais u. a.; König Johann aber erhielt 
für drei Millionen Goldfranken seine Freiheit.') Der Tod des jugend- 
lichen, noch unvermälten Philipp, Herzogs und Grafen von Burgund 
(21. November 1361), machte die Könige von Frankreich und England 
neuerdings zu gefährlichen Rivalen. Nach dem auch in jenen Ge- 
genden geltenden sogenannten „Fallrechte*, welches eine getrennte 
Vererbung eintreten lässt, erbte König Johann von Frankreich als 
nächster Abstämmling aus der Parentel des Urgrossvaters des ver- 
storbenen Herzogs Philipp das von väterlicher Seite herrührende Her- 
zogtum Burgund,®) während die von Philipps Grossmutter herrührende 
Grafschaft Burgund an deren noch lebende Schwester Margareta, ver- 
wittwete Gräfin von Flandern, Artois und Nevers, fiel. Mit Unrecht; 
bestritt König Johann das Erbrecht Margarsta’s, da in Burgund schon 
seit langeher die weibliche Erbfolge anerkannt war, und bewog Kaiser 
Karl IV., seinem jüngsten Sohne Philipp, Herzog von Tours, zu Nürn- 
berg am 15. Januar 1362 die Grafschaft Burgund als ein wegen 
Mangels männlicher Erben heimgefallenes Reichslehen mit Zustim- 
mung der Kurfürsten zu verleihen, nachdem Philipps Bevollmächtigte, 
der kaiserliche Hofmeister Burggraf Burchart von Magdeburg und 
der Ritter Egid vom Syreyeort, dem Kaiser die Huldigung und den 
Treueid geleistet hatten.) Wenn Karl IV. auf diese Weise die In- 
teressen der Dynastie Valois unterstützte, so that er dies wohl nur 
aus dem Grunde, weil er sich sagen musste, dass König Johann auch 
ohne kaiserliche Belehnung auf die Grafschaft Burgund nicht ver- 
ziehten, vielmehr seinem Anspruch mit Waffengewalt Nachdruck 
geben werde. Das Reichsinteresse hätte allerdings gefordert, dass 
der Kaiser für das Erbrecht der Gräfin Margareta mit aller Ent- 
schiedenheit eingetreten wäre, selbst auf die Gefahr hin, dass es zum 


) Paoli, Geschichte von England IV, 448. Martin, histoire de France V, 928 - 
*) Winkelmann’s (1. a. 0. 8. 114) Austrucksweise entbehrt der nötigen Prücsion. 
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Kriege mit Frankreich käme; aber Karl IV. war nieht so selbstlos, 
die Reichsinteressen auch danu mit Waffeugewalt zu wahren, wenn 
mit ihnen Interessen seiner eigenen Dynastie nicht verknäpft waren, 
Trotz der kaiserlichen Belehnung mit der Grafschaft Burgund, welche 
der französische Königssohn erlangt hatte, knüpfte König Eduard 111. 
von England Unterhandlungen mit dem Sohne der Gräfin Margareta, 
dem Grafen Ludwig Il, von Flandern an, um eine Ehe zwischen 
seinem Sohne Edmund und Ludwigs Tochter Margareta, der präsum- 
tiven Erbin von Flandern, Artois, Nevers und Burgund, zu vereinbaren. 
Aber König Johann vereitelte diesen Plan, indem er den Papst be- 
wog, den wegen zü naher Verwandtschaft nachgesuchten Ehedispens 
au verweigern. Im Sommer 1362 änderte auch Kaiser Karl seine 
dem König von Frankreich wohlwollende Haltung in der burgun- 
dischen Frage. Am 3. August 1362 erneuerte er nämlich dem Grafen 
Heinrich von Mömpelgard, einem eifrigen Anhänger der Gräfin Mar- 
gareta von Flandern, das ihm bereits im Jahre 1355 übertragene 
‚Reichsvikariat in der Grafschaft Burgund. Der Grund des Umschwungs 
der kaiserlichen Politik scheint in der um seine Selbständigkeit be- 
sorgten und deshalb für das Erbrecht der Gräfin Margareta eintre- 
tenden Haltung des Adels der Grafschaft Burgund gelegen zu haben, 
sowie in dem traurigen Zustand, in welchem sich damals der französische 
Einfluss in der Grafschaft-Burgund befand: am 6. April 1362 hatte 
die mit dem burgundischen Adel verbündete grosse Freibeuterkom- 
pagnie des Bandenführers Pitetto Meschino dem königlich franzö- 
sischen Heere bei Brignais (südlich von Lyon) eine entschiedene 
‚Niedeilage beigebracht, welche die Hoffnungen aller Feinde der Valeis 
in jenen Gegenden wiederaufleben machte und wohl auch den Kaiser, 
der stets mit dem Erfolge rechnete, zur erwähnten Schwenkung in 
seiner Politik veranlasste,!) 

Gegen Ende 1362 hatte sich der Kaiser von Nürnberg aus m 
einer Zusammenkunft mit dem Dauphin Karl an die französische 
Grenze begeben und in den ersten Tagen des Januar 1363 mit seinem 
-Neffen zu Mouzon an der Maas (oberhalb Sedan)*) verhandelt, 


‘) Winkelmman a, a 0. 115 £, Foumior, Jo ropaume d' Arlos et de Vionne, Paris 
1891, p- 482 £., Marlin, hisolre de France V, 24 f., Pauli, Geschichte von England 
I, 459, MARK. za00e, 
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worüber, erfahren wir zwar nicht, doch kann es keinem Zweifel unterliegen, 
dass der Hauptverhandlungspunkt die Abwehr der in der Grafschaft 
Burgund und im Herzogtum Lofringen aufs übelste hausenden 
Soldnerbanden betraf.) Die nächst bedrohten deutschen Reichsstände 
hatten schon im Vorjahre Bündnisse geschlossen zur Abwehr dor 
bösen Gesellschaften oder der „Engländer“, wie man die Freibeuter 
auch dann hiess, wenn sie nur zum geringen Theil aus solchen be- 
standen. So hatten sich am Oberrhein mit einander verbündet die 
Bischöfe von Strassburg und Basel, der Bischof von Gurk als Ver- 
weser der Herzoge von Oesterreich in Schwaben und Elsass, der Abt 
von Murbach, die Grafen Johann von Habsburg, Johann und Hugo 
von Fürstenberg, die Herren von Lichtenberg, Ochsenstein und Ge- 
roldseck, die Städte Strassburg, Basel und Freiburg und die Reichs- 
städte des Elsasses.®) Ebenso hatten am Mittelrhein die Rheinpfalz- 
grafen, die Bischöfe von Worms und Speier, die Grafen von Spon- 
heim, Veldenz, Leiningen, Katzenellenbogen, der Herr von Bolanden, 
sowie die Städle Mainz, Worms, Speier und Oppenheim mit ihren 
Landen von der Lauter bis zur Mosel, und vom Rhein zehn Stunden 
westlich landeinwärts ein solches Bündnis aufgerichtet, welches sie 
aufzulösen sich erboten, wenn es der Kaiser nicht wolle.®) Doch 
kam es bei den Verhandlungen in Mouzon nicht zur Verabredung 
durchgreifender Massregeln, die deutschen Grenzlandschaften blieben 
darauf angewiesen, selbst Vorsorge zu ihrem Schutze zu treffen, und 
die oberrheinischen Reichsstände erneuerten denn auch am 28. Fe- 
bruar 1363 zu Kolmar ihr vorjähriges Bündnis und erstreckten das- 
selbe bis Weihnachten 1364.*). Kaiser Karl beschränkte sich darauf, 
der Stadt Strassburg anzukündigen, dass er mit Hilfe und Rat der 
Fürsten, Herren und Städte des Reiches die im Lande des Herzogs 
Johann von Lotringen so übel hausende „böse Gesellschaft“ ver- 
treiben werde, und ermalnte diese mächtigste Stadt des Oberrhein- 
gebietes, zu diesem Zwecke mit ihrer ganzen Macht Zuzug zu leisten.) 

Dem am 8. April 1364 verstorbenen König Johann von Frank- 
reich folgte sein Sohn, der Dauphin, als Karl Y., so dass die fran- 


4) Huguenin, Chroniquss de Metz, pı 104. 

2) Ks, 376. >) Rs 376, 38 16 

)R. X. 2925. Wahrscheinlich ergiegen ähnliche Rundschreiben auch an die 
anderen Reichsstädte der westlichen Gronzlande. 
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zösische Krone und das Dauphind in einer Hand vereinigt wurden, 
Karl V. schlug gleich nach seinem Regierungsantritt in der burgun- 
dischen Frage einen ganz anderen Weg ein als sein Vater. Einer- 
seits sah er sich genötigt, den Selbständigkeitsbestrebungen des Adels 
der Grafschaft Burgund Rechnung zu tragen, anderseits war er nicht 
gewillt, den Kaiser als Oberlehensherrn der Grafschaft Burgund an- 
uerkennen, und verlangte deshalb von seinem Bruder Philipp die 
Auslieferung der Belehnungsurkunde Karls IV. Es war ein arger 
Eingriff in die oberlehensherrlichen Rechte des Kaisers, wenn Karl V. 
den Streit um die Grafschaft Burgund selbst entschied, indem er 
das Erbrecht der Gräfin Margareta von Flandern auf die Grafschaft 
Burgund anerkannte, wogegen sich letztere höchst wahrscheinlich vor- 
pflichten musste, die Heirat ihrer gleichnamigen Enkelin und Erbin 
mit Karls V. jüngstem Bruder Philipp zu betreiben, welchen sein 
Vater zu Ende des Jahres 1363, den Selbständigkeitsbestrebungen 
der Stände des Herzogtums Burgund nachgebend, zum Herzog dieses 
Landes eingesetzt hatte‘). 

So war denn überall im ganzen Arelat der französische Einfluss 
in gewaltigem Vordringen begriffen; es hätte des Aufgebotes grosser 
Waffenmacht bedurft, denselben auf allen Punkten zurückzudrängen ; 
einen solchen Kraftaufwand aber scheute der Kaiser, und so liess 
sich denn unschwer vorhersehen, dass seine Reise ins Arelat und die 
Zeremonie der Königskrönung an dem Stand der Dinge nichts ändern 
und die tiefgesunkene Reichsautorität keineswegs wiederzubeleben im- 
stande sein würden. 

In der Charwoche des Jahres 1365 verliess Kaiser Karl mit 
grossem Gefolge Prag, feierte Ostern (13. April) zu Nürnberg und 
begab sich gleich darauf über Windsheim, Mergentheim, Heilbronn, 
Brackenheim, Vaihingen und Hagenau mach Strassburg, wo er am 
24. April verweilte. Auf seiner Weiterreise berührte er am 30. April 
Basel, am 1. Mai Solothurn, am 3. Bern und rastete vom 6. bis 8. 
in Lausanne, wo er dem Erzbischof Aimo von Besangon die Regalien 
verlieh.) Am 12, Mai finden wir den Kaiser in Chambery, der 
Hauptstadt Savoyens, wo or den Grafen Amadeus und dessen Erben 
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‚zu Generalvikaren in der Grafschaft Savoyen und den Diözesen Tarantaise, 
Aosta, Maurienne, Belley, Ivrea, Turin, Sitten, Lausanne, Genf und in 
den zum Reiche und zur Grafschaft gehörenden Theilen der Diözesen 
Lyon, Mäcon und Grenoble ernannte und ihnen alle Rechte des Kaisers 
in diesen Gebieten, besonders das Recht, von den Reichslehenbesitzern 
im Namen des Kaisers Huldigung und Treueid zu fordern, übertrug.*) 
Die ersten sechs Bischöfe erhielten ihre Investitur schon seit lange- 
her durch die Grafen von Savoyen und waren daher bereits land- 
sässige Prälaten, die übrigen aber, welche bisher doch noch als reichs- 
unmittelbar gegolten hatten,®) sollten mun infolge des dem Grafen 
von Sayoyen eingeräumten Investiturrechtes gleichfalls landsässig wer- 
den. Ferner bestätigte der Kaiser die in den Jahren 1363 und 1364 
wischen dem Grafen von Savoyen und dem Markgrafen Friedrich 
von Saluzzo geschlossenen Verträge, nach welchen Iotzterer für seine 
Hauptbesitzungen dem Grafen von Savoyen als Vasall verpflichtet 
war.2) In Chamböry erschien auch Hugo von Chalon, Herr von 
Arlay, einer der reichsunmittelbaren Edlen der Grafschaft Burgund, 
vor Karl IV. und setzte es durch, dass ihm derselbe am 12. Mai 
die gesammte, dem Kaiser in Besangon zustehende Gerichtsbarkeit 
übertrug.‘) Diese Verfügung Karls IV, stand aber im Widerspruch 
mit der vier Tage vorher dem Erzbischof vom Besangon ertheilten 
Investitur mit den Regalien, da hiezu von altersher auch die oberste 
oder Appellationsgerichtsbarkeit in der Stadt Besangon gehörte, und 
nur die vom Erzbischof als Regalienrichter zu Lehen rührenden Aemter 
des Maire und Vieomte seit Ende des 13. Jahrhunderts sich im Be- 
sitze der Herren von Chalon befanden.’) Im der That kam es gleich 
darauf zu hefigem Streit zwischen dem Erzbischof und Hugo von 
Chalon über die oberste Gerichtsbarkeit in Besangon, der nach des 


Yn. K. 4170. 

?) Auch don Bischof vom Sitten botrachtote Kaiser Karl als reichsunnittelber 
(&. oben S. 146). 

Sn K Tı66. YR.K. Mi6h 

©) Weitengeberdle Rechte der Herren vom Chalom, wie z.B. das Besatzungsrecht 
in Besangon sowie das Recht, von den Bürgern dieser Stult Heeresfolge zu verlangen, 
zu deron Einrhumung die letzteren nach dem missgläckten Aufstand dee Jahres 1807 
gezwungen worden waren, hatte der Kaiser in einem Priväeg für die Stadt Besangen vom 
6. März 1864 annullirt (Winkelnaun, Beziehungen Kasls IV. zum Königreich Ardat, S. 125). 
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erstem Vorschlag in Avignon vor Papst und Kaiser zum Austrag 
‚gebracht werden sollte.) 

Von Chamböry begab sich der Kaiser, "geleitet vom Grafen Ama- 
deus von Savoyen, nach Grenoble, wo ihm der Statthalter des 
Dauphind, Raoul de Loupy, aufs shrenvollste empfing und sein zahl- 
reiches Gefolge mit allem Nötigen reichlich versah, aber zugleich 
im Namen Karls V., Königs von Frankreich und Dauphins von 
Vienne, weitgehende Forderangen erhob. Er verlangte Bestätigung 
der Privilegien für den Dauphin, die einst dem Erzbischof von Vienne 
eingeräumte Herrschaft über die Stadt Vienne sammt dem Besatzungs- 
recht in der Burg Pipet und der Pfalz Chaneaux, die Oberherrschaft 
über alle Allodialbesitzungen in den Diözesen Vienne, Die, Valence, 
Embrun und Grenoble, die Lehenshoheit üher die Herrschaften Rous- 
sillon und Saint-Vallier, die Besitzungen des Grafen sowie die des 
Bischofs von Valenee und Die, über das Fürstentum Orenge, die Herr- 
schaften Montelimar, Garde, Corteyson, die Vieomts Tallard, die 
Grafschaften Provence, Montfort, Savoyen und Genf, über den Mark- 
grafen (Friedrich) von Saluzze, dessen Verträge mit dem Dauphin der 
Kaiser bestätigen sollte,®) endlich die Lehenshoheit über die öffent- 
lichen Strassen und Mauten von Romans bis Chäteauroux, Die letzte 
Forderung betraf die Aufhebung der in der Dauphind von Seiten 
Adeliger ohne kaiserliche Bewilligung erhobenen Zölle, die Nichtge- 
währung neuer, die Festsetzung der Höhe derselben und Ueberlassung 
der Gerichtsbarkeit hierüber an den Dauphin.®) Von allen diesen 
Forderungen, die einor Veberlassung des ganzen Arolat gleichkamen, 
gewährte der Kaiser niehts als die Bestätigung der alten Privilegien 
des Dauphins.*) 

Von Grenoble reiste der Kaiser weiter nach Valence, wo ihn die 
päpstlichen Gesandten, Bischof Anglicus von Arignon, Bruder Urbans V.., 
und Gancelin, Bischof von Nismes, im Namen des Papstes begrüssten.2) 


) Winkelmann a. a. 0. 5. 191 1. 

*) Markgraf Friedrich von Saluzzo haste sich Im Jahre 1563 In Lchensabhangigkelt 
vom Dauphin begeben, um an demselben eine Stütze gogen seinen angrstanmten Lehans- 
herrn, den Grafon von Saroyen, mit dem or meist in Fohds las, zu gewinnen (Winkel- 
mann, 00.0.8. 50, ®) Ro. 710. 4) Foumior, m. m 0. pı 47 u. %. 

®) Vol. die Auszdge aus dem »Liber introitus ek exitus camer» apastalice« m. 310 
bei Norädek, Karla IV. pobyt pi drofo papeskim r. 1965, $. 2. 
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Ueber Orenge geleiteten dieselben den Kaiser nach Pont: de Sorgue. 
Auf dem Wege dahin bewillkommneten ihn der Kardinalbischof Guido 
von Porto und Santa Rufina, Wilhelm de la Jugde, Nepot weiland 
Papst Klemens VI., Kardinaldiakon von Santa Maria in Cosmedin, 
der päpstliche Kämmerer Erzischof Amald von Auch und der Herzog 
Ludwig von Anjou, zweilgeborener Sohn des Königs Johanı von 
Frankreich, an der Spitze einer grossen Schar von Herren und Rittern. 
Bei der Ankunft in Pont de Sorgues ward der Kaiser vom ganzen 
Kardinalskollegium begrüsst und nahm sodann im dortigen päpstlichen 
Schlosse Herberge. Am folgenden Tage (23. Mai) ritt Karl an der 
Spitze eines Gefolges von 800 Reitern unter einem golddurehwirkten 
Baldachin, den die angesehensten Barone des Königreichs Arelat 
trugen, feierlich in Avignon ein, mit der Kaiserkrone auf dem Haupte, 
vor ihm der Graf Amadeus von Savoyen mit dem Reichsschwert, der 
Rheinpfalzgraf Ruprecht d. j. mit dem Reichsapfel und Herzog Bar- 
nim von Pommern-Stettin mit dem Scepter. Unier den Fürsten und 
Herren, die mit dem Kaiser einritten, waren Bischof Berthold von 
Eichstädt, der neue kaiserliche Hofkanzler,') die Bischöfe Markwart 
von Augsburg, Johann von Strassburg, Johann von Basel, Dietrich 
von Worms und Lamprecht von Speier, die Herzoge Heinrich von 
Brieg, Ruprecht von Liegnitz, Bolko von Oppeln und Primislaus von 
Teschen, Burggraf Burchart von Magdeburg, der kaiserliche Hofmeister, 
Ländgraf Johann von Leuchtenberg, die Grafen Friedrich d. 8. von Lei- 
ningen, Ludwig d. j. von Oettingen und Heinrich von Schwarzburg, der 
Reichsküchenmeister Leupolt von Nortenberg, die Reichsmarschälle Kon- 
rad und Johann von Pappenheim, der Hofmarschall Jesko von Wilbartitz, 
der kaiserliche Kammermeister Potho von Czastalowitz, die böhmischen 
Barone Johann, Benesch und Peter von Wartenberg, Boresch von Riesen- 
burg u. a. m. Der festliche Zug bewegte sich bis zu den Stufen der 
gewaltigen Papstburg, wo Urban Y. mit allen Kardinälen den Kaiser 
empfing und nach Absingung des ambrosianischen Lobgesanges ihn 
„zum Friedenskuss zuliess*.*) 


') Berthold, ein Ohelm des Burggrafon Friedrich V. von Nüruberg, war Kanzler 
geworden, nachdem der bisherige Kanzler Bischof Johann von Leitomyschl durch Urban V. 
am 20. August 1264 nach Olmttz übersetzt worden war (Rog. Avinion. a. IL p IL f. 
AUXERT). 

>). X. 41700 und b.; 71550; vgl. die Croniea des Abtes Neplach von Opato- 
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Gleich nach dem Festmal zogen sich Kaiser und Papst zur Be- 
ratung zurück. Vor allem handelte es sich dem Kaiser darum, den 
Papst zu bewogen, dass derselbe seine ganze Autorität aufbiete, um 
die den dynastischen Interessen der Luxemburger so nachtheilige Ver- 
mählung des jungen Herzogs Albrecht von Oesterreich mit Elisabeth, 
der Nichte König Ludwigs von Ungarn, durchaus zu vereiteln.‘) Der 
Papst hatte zwar schon in Schreiben vom 24. Februar 1365 an 
Kaiser Karl und König Ludwig den für diese Ehe wegen Blutsver- 
wandtschaft im dritten, beziehungsweise vierten Grade nachgesuchten 
Dispens nicht ertheilen zu wollen erklärt, weil Albrecht schon im 
Jahre 1353 mit Katharina, der Tochter des Markgrafen Johann von 
Mähren, verlobt worden sei,®) und Kaiser Karl eidlich versprochen 
babe, für das Zustandekommen dieser Ehe zu sorgen.*) Da aber 
König Ludwig, der Herzog Rudolf IV. von Oesterreich gegenüher 
eidlich gebunden war, seine Bitte um den Dispens erneuert hatte, 
so drang jetzt Kaiser Karl in den Papst, König Ludwig durch An- 
drohung von Kirchenstrafen zum Aufgeben seines Wunsches zu be- 
wogen. Wirklich wurden noch am Tage der Ankunft des Kaisers 
päpstliche Schreiben an König Ludwig und seine Mutter, die Königin- 
wittwe Elisabeth, ausgefertigt, worin denselben aufs strengste ver- 
boten ward, direkt oder indirekt, Öffentlich oder geheim zuzulassen, 
dass die Prinzessin Elisabeth mit Herzog Albrecht vermählt werde, 
widrigenfalls der König und seine Mutter ohne weiteres der Exkom- 
munikation und Ungarn dem Interdikte verfalle.*) Gleichzeitig er- 
hielten der Erzbischof von Gran und seine Suffragane den Befehl, 
alle Räte des Königs unter Androhung der Erkommunikation für 
ihre Personen und des Interdiktes für ihre Besitzıngen zu warnen, 


witz in Fontas rerum Bohemicarım III, 482 f., sowie die oben erwähnten Anszäge von 
Noriöck 9. 20 f. 

') Vgl. 8. 266 dioses Bandıs. 

9) Val. IL Band, $. 850 dieses Workes. 

9) Seer. Urani V. m. 247 1 LIE; RP. 97. Dass auch die Prinzessin Elisaboth 
seit dem Jahre 1856 mit Jodok, dom Sohne des Markgrafen vom Mähren, vorlobt war, 
daron sagte der Papst nichts. Es scheint ihm dies vom Kaisor Karl verschwiegen worden 
zu sein, weil derselbe wohl schon damals Elisabeth, die Erbin des ungarischen Thrones, 
mar Braut seines Schns Wonrel auserschen hatte, 

)R. P. 91. 
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zur Abschliessung der verpönten Ehe behilflich zu sein.!) Unbeein- 
flusst durch den Kaiser warb der Papst sodann in andern Schreiben 
vom 2. Juni bei König Ludwig und dessen Mutter um die Hand der 
Prinzessin Elisabeth für Herzog Philipp von Burgund, den jüngsten 
Bruder des französischen Königs Karl V., und forderte die Bischöfe, 
sowie die obersten Reichsbeamten Ungarns auf, ihren Einfluss geltend 
zu machen, dass Elisabeth mit Philipp wirklich vermählt werde.®) 
Erst nachdem diese dringende Angelegenheit abgethan war, be- 
gannen die Beratungen über jene Verhandlungsgegenstände, derent- 
wegen der Kaiser die Reise an den päpstlichen Hof angetreten hatte. 
Dieselben bezogen sich auf die Rückverlegung des päpstlichen Stuhles 
nach Rom, zu welchem Zwecke Karl IV. seine Begleitung Urban V. 
anbot, ferner auf den Kreuzzug gegen die Ungläubigen und die 
Wiedergewinnung des heiligen Landes. Eine der Hanptbedingungen 
zur Erreichung des einen wie des anderen Zweckes war die Befreiung 
Italiens und Frankreichs von den daselbst so fürchterlich hausenden 
Söldnerbanden oder „bösen Gesellschaften“, denn nur auf diese Weise 
konnte die gefahrlose Existenz des päpstlichen Hofes in Rom er- 
möglicht und der Friede in der ganzen Christenheit hergestellt werden. 
Urban V., überzeugt von der Notwendigkeit, der kirchlichen Tradition 
endlich Rechnung zu tragen, wollte vorerst wenigstens die Veran- 
staltungen zur Befreiung Italiens von den Soldbanden recht in Gang 
gebracht sehen, hevor ar es für angezeigt hielt, Massregeln zur Ueber- 
siedlung des päpstlichen Hofes nach Rom zu ergreifen. Kaiser und 
Papst beschlossen daher, vor allem darauf hinzuwirken, dass die bösen 
Gesellschaften in Frankreich und Italien entweder freiwillig oder ge- 
zwungen gegen die Türken oder andere Ungläubige ziehen; falls der 
König von Ungarn ihnen den Durchzug durch sein Reich gestatte, 
erbot sich der Kaiser, ihre Verpflegung von den Grenzen Frankreichs 
bis zum Eintritt ins Königreich Ungarn zu übernehmen; für den Fall 
aber, dass der ungarische König den Durchzug verweigern würde, 
kamen Papst und Kaiser überein, die Leute der bösen Gesellschaften 
auf venetianischen und anderen italienischen Schiffen über das Meer 
zu führen, und zwar bot der Kaiser zur Bestreitung der Kosten der 


) Theiner, Mon. hist. Hung. IL, n. 181. 
YA. 0.0.0 18-184. 
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Fahrt für die nächsten drei Jahre die Hälfte der Einkünfte des König- 
reichs Böhmen an.) Für den Fall endlich, dass die bösen Gesell- 
schaften zum Zug gegen die Türken gezwungen werden müssten, vor- 
sprach Karl IV., einen Bund der deutschen Fürsten und Städte gegen 
dieselben zustande zu bringen.®2) Papst und Kaiser sandten den 
Marschall von Frankreich, Arnoul d’ Audrehem, an den König von 
Ungarn mit der Bitte, den bösen Gesellschaften den Durchzug durch 
sein Reich zu gestatten. Von dieser mit dem Kaiser geschlossenen 
Uebereinkunft gab der Papst am 9. Juni dem König Karl V. von 
Frankreich Nachricht und ersuchte ihn, mit den bösen Gesellschaften 
in seinem Reiche bis zur Rückkehr des erwähnten Marschalls ein 
Abkommen zustande zu bringen, dass sie entweder durch Ungarn 
oder auf Schiffen nach den Ländern der Türken ziehen,®) Ferner 
schrieben sowohl der Papst als auch der Kaiser an den Kardinal- 
legaten Andruin und forderten ihn auf, in ihrer beiden Namen alle 
Machthaber und Kommunen Italiens zu einer Versammlung nach 
Bologna zu berufen, dieselben zum Abschluss einer Liga gegen die 
bösen Gesellschaften zu bewegen, zugleich aber auch mit den Gesell- 
schaften in Italien selbst zu verhandeln, dass sie auf einem der be- 
sagten Wege nach den Ländern der Türken ziehen; im Weigerungs- 
falle sollte sie die Liga bekämpfen und namentlich verhüten, dass 
die mit der Kirche verbändete Gesellschaft der Engländer von der- 
selben abfalle und sich mit der Gesellschaft des Anichino Bongarden 
vereinige.‘) An alle Machthaber Italiens ergingen päpstliche und 
kaiserliche Aufforderungen, zur Versammlung in Bologna bevollmäch- 
tigte Boten zu schicken.°) 

Keinem Zweifel kann es unterliegen, dass sich Papst Urban dem 
Friedensvertrag von Bologna gemäss damals bei Karl IV. auch um 
die Wiedereinsetzung des Bernabd Visconti in das Reichsvikariat von 
Mailand verwendet und dass der Kaiser den Wunsch des Papstes 


IR. P. 100, 1015 Ser. Urhanl V. m. BTL. CKIIN. 
Y m. P. 102. 
) RP, 100. Bu K, TI68. 
‘) Soer. Urban V. a. 247 f. CXV. vom 10. Juni and R- P. 101 vom 18. Juni. 
Vol. IR. 106. 
*) Seer, Urbani Y. m. 247 f. CXIIIL. Arch, sta. ital. XV, 85. 
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im Juli oder August dieses Jahres wirklich erfüllt hat.) Kaiser Karı 
hingegen trug bei seiner Anwesenheit in Avignon Urban V. einen 
Wunsch in Bezug auf die Aenderung der kirchlichen Organisation in 
den Nachbarländern Böhmens vor, die auch in politischer Beziehung 
von Wichtigkeit war; der Kaiser stellte nämlich dem Papste vor, 
dass in der exemten Dizese Bamberg, in der zur Salzburger Kirchen- 
provinz gehörigen Diözese Regensburg, sowie in der zur Magdeburger 
Metropolie gehörigen Diözese Meissen schr viele Gebiete unter ver- 
schiedenen Rechtstiteln sich im Besitze des Königs von Böhmen be- 
finden und der Klerus dieser Diözesen einer durchgreifenden Sitten- 
verbesserung bedürfe, weshalb dem Erzbischof von Prag in seiner 
Kirchenprovinz und den genannten drei Diözesen die umfassendste 
kirchliche Gewalt, nämlich die eines „beständigen Legaten des apo- 
stolischen Stuhles“ verliehen werden solle. Obgleich die Begründung 
dieser Bitte keineswegs einleuchtend und namentlich der Beweis nicht 
erbracht war, warım der Klerus der Suffraganbistüämer Regensburg 
und Meissen durch seine eigenen Metropoliten von Salzburg und 
Magdeburg nicht wenigstens ebenso gut reformirt werden könne, wie 
durch den Prager Erzbischof, der den Verhältnissen jener deutschen 
Diözesen fremd gegenüberstand, so ging doch der Papst, der sich 
damals mit dem Kaiser aufs beste verständigt hatte und für die 
nächste Zukunft viel von ihm erwartete,2) ohne weiteres auf den 
Wunsch desselben ein und ernannte am 28. Mai den Prager Erz- 
bischof Johann, der nach dem Tode seines Vorgängers Arnest (30. Juni 
1364) vom Prager Domkapitel postulirt und von Urban V. am 


') Während in Seer Urbani V. a 247 1. CKXII vom 27. Juli 1865 Bomabos 
de Vieeeomitibus nur »miles Mediclanensis« titalirt wird, erhält er in Ser. Urbani V. 
2. 2471. CXXXKIIE den Titel: »in eivitate Modiclansnei imperialis vicarluse. — Ganz un- 
Hicktig ist, was Nonädak a. a 0. 8. 10 über ein damals za Arignon von Kalter und 
Papst gegen die Yiscontk geschlossenes Bünduls behauptet, Indem or hiebel viel späteren 
Geschichtschreibern folgt. 

?) Die innige Fretmdschaft, die damals zwischen Kaiser und Papst hermchte, zeigte 
sich auch in der Boschonkung des Bruders Urban V., des Bischofs Anglicus von Avignon, 
mit einer Keihe keiserlicher Privilegien. Dieselben verliehen ihm einen abpabenfreien 
Salıstapelplats an der Rhone bei dem bischöfichen Kastell Nore, ferner einen Jahrmarkt 
für dussolbe, oin schr ausgedohntes Mönzrocht und ondlich die Befrolung aller Boımten 
und Untergebenen des Bischofs ron Jeder weltlichen Gerichtsbarkeit (R. K. 7156-1159, 
18) 
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23. August d. J. von Olmütz nach Prag transferirt worden war,') 
sammt seinen Nachfolgem zu ständigen Legaten des apostolischen 
Stuhles in der Prager Kirchenprovinz und den drei genannten deutschen 
Nachbardiözesen, indem er zugleich die Diözesen Regensburg und 
Meissen von der ‚Jurisdiktion apostolischer Legaten, welche bisher die 
Erabischöfe von Salzburg und Magdeburg in diesen Diözesen ausgeübt, 
eximirte.2) Durch diese Ausdehnung der geistlichen Autorität des 
Prager Erzbischofs auf die Böhmen benachbarten deutschen Diözesen 
sollten die bereits politisch zur böhmischen Krone gehörigen Theile 
derselben nun auch in Abhängigkeit von der kirchlichen Metropole 
Böhmens gebracht und die politische Angliederung der noch nicht zur 
böhmischen Krone gehörigen Theile dieser Diözesen durch deren 
kirchliche Unterwerfung unter die Metropole Prag vorbereitet werden. 

Von Avignon begab sich der Kaiser nach Arles, wo er sich nach 
dem Vorbilde Kaiser Friedrichs 1.°) am 4. Juni in der Domkirche 
Saint Trophime in Gegenwart des Grafen von Savoyen, dessen 
Schwagers, des Herzogs von Bourbon, der Erzbischöfe von Nar- 
bonne und Sens, des Kanzlers des Dauphine, Guillaume de Dor- 
mans,‘) und des Seneschalls der Provence, Raymond d’ Agout, 
durch den dortigen Erzbischof, Guillaume de la Garde, zum König 
von Arelat krönen liess, *) wodurch er zu erkennen gab, dass 
er keineswegs gesonnen sei, sein legitimes Recht auf das König- 
reich Arelat zu Gunsten der Valois aufzugeben. Nach Avignon 
zurückgekehrt erliess der Kaiser anbetrachts der in der Provence, 


*) Rag. Arin. a. II. p. IL f. CIXRIIET. 

RP. 08 und 9. 

®) Derselde war ebenfalls in Arles am 30, Juli 1178 zum König gekrönt worden. 

#) Der Erzbischof von Sans, der Bischof von Nerors and der Kanzler des Dauphind 
waren von König Karl V. an don Kaisor gesandt worden, um mit ihm über die Hoirat 
Borzog Phlipps von Burgand und andere Angelogenheiten zu verhandeln (Prou, Relations 
politigues du papo Urbain V, avec le reis de Franco Jonm IL ot Charles V. in Biblio- 
thögue do Pole des hautes indes, sciences philologiqus et histariquns, 76. fascicul, 
Paris 1888, p. 47). 

%) &. K. 41718, TITI. Die Könipin Johsnne ron Sizilien und Gräfin der Provence, 
welcher die Krönung Karls IV. in ihrer Landeshsuptstadt Arles als Vorlstzung ihrer Jandes- 
herrlichen Rechte orschior, berahigte der Kaiser durch Ausstellang einer Erklärung des 
Ynhalts, ass or durch sein Verbalten in Arles Ihron Rechten als Gräfin der Provence nicht, 
abe zu nahe treten wollen (R. K. TITI). 
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Dauphing und Sayoyen vernommenen Klagen über Umlauf schlechter 
Münzen mit Beirat des Papstes, sowie seiner Fürsten und Herren 
eine Verordnung, worin er für die Zukunft die Prägung zweier, mit 
seinem Bilde und der Umschrift „Imp. Rom. Boem. et Arelatensis 
Rex“ versehenen Goldmünzen und einer Silbermünze von bestimmten 
Gehalte festsetzte. Die Ausführung dieser Verordnung übertrug Karl 
dem Statthalter des Dauphind, Raoul de Loupy.!) Im ührigen be- 
standen Karls IV. Regierungshandlungen im Arelat fast nur in Be- 
stätigungen alter Privilegien, weit seltener in Gewährung neuer Bitten ; 
letzterer Art waren die Errichtung von Generalstudien zu Orenge auf 
Bitten des Fürsten de Baur, Herrn von Orenge, und zu Genf auf 
Bitten des Grafen Amadeus von Savoyen,?) 

Schon am 9. Juni verliess der Kaiser Avignon®) und begab sich 
durch Dauphind und Savoyen, über Genf und Lausanne nach Bern, bis wo- 
hin ihn der Graf Amadeus von Savoyen begleitete. Ungeachtet der Klagen, 
die Bischof Alamand von Genf vorgehracht, und der alten Kaiser- 
diplome, die derselbe vorgezeigt hatte, bestätigte der Kaiser dem Grafen 
von Savoyen als Reichsvikar mündlich die kaiserliche Gerichtsbarkeit in 
der Stadt Genf.‘) Von Bern reiste der Kaiser weiter nach Strass- 
burg, wo er am 20. Juni anlangte.) Als er auf der Weiterreise 
nach Selz kam, brach am 4. Juli die böse Gesellschaft: der „Eng- 
länder“, geführt von dem. schrecklichen Erzpriester Arnaud de Cor- 
volles, aus Lotringen kommend, wo Metz mit 18.000 Goldgulden 
sich von der Plünderung hatte loskaufen müssen,‘) verwüstend ins 
Elsass ein und drang am folgenden Tage bis unter die Mauern von 
Strassburg vor. Man schätzte ihre Stärke auf 6000 Helme, ahge- 
sehen von dem weit zahlreicheren Fussvolk und dem unabsehbaren Ge- 
sindel, das ihnen als Tross nachfolgte.?) Die Bewohner aller offenen Ort- 


ME. X. 4170. Ts ist nicht nötig, anzunchmen, dass Kar) diese Verordnung erst 
mach der Rückkehr aus dem Arelat erlassen hat, or konnte sach in Avignon, welches nicht, 
mohr sum Imperium gohörte, sehr wohl sagen: scrm nuper in partibas imporit agebamun« eie. 

PR. K. ATI und T6l. 

®) Noriösk a. a. 0. 8. 26 m. 19. Am 15. Juni abends traf Karl mit dern ihm 
entregengereisten Herzog Philipp von Burgund zu Romans zusammen (Prou, p. 51). 

YRR. 10. 

) mn K. 41788, 

®) Hugaenin, Chronigues de Metz p. 105. 

7) Chron. Magunt, in Siädbachroniken XVII, 168. 
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schaften lüchteten vor dieser Mordbrennerbande in die festen Burgen und 
Städte. Der Erzpriester erklärte, er komme im Auftrage des Kaisers.!) 
In der That hatte der französische König Karl V. mit den bösen 
Gesellschaften im Auftrage des Papstes über dan Abzug derselben 
aus Frankreich und die Kriegsfahrt gegen die Türken. unterhandelt;‘) 
der Erzpriester ergriff gern die Gelegenheit, mit seiner Bande aus 
‚dem schon seit mehr als zwei Jahren verwüsteten Lotringen heraus- 
zukommen und auf einem vorgeblichen Zuge gegen die Türken die 
reichen süddeutschen Lande auszuplündern. Dass es ihm mit dem 
Türkenkrieg kein Emst war, zeigte sich sehr bald. Der Kaiser sandte 
an den Erzpriester den Grafen von Leiningen, welchen ein Bote des 
Rates der Stadt Strassburg begleitete.°) Dieselben forderten ihn auf, 
zum Kaiser zu kommen, der sich herbeilassen wollte, mit dem Banden- 
führer über den Zug gegen die Türken zu verhandeln. Der Rat 
der Stadt Strassburg bot dem Erzpriester für seine Person, sowie für 
hundert: Lanzenreiter und zwanzig Bogenschützen auf dem Wege zum 
Kaiser und zurück sicheres Geleit an (12. Juli),*) der Bandenführer 
aber mwissachtete dieses Anerbieten und setzte die Verwüstung und 
Plünderung des Landes fort. Der Kaiser, dem es die Elsässer sehr 
verübelten, dass er ihnen infolge seiner Verabredungen mit dem Papste 
und dem König von Frankreich diese Mordbrenner auf den Hals geladen, 
botsofort dieKriegsmacht der elsässischen Reichsstädte, sowie der Reichs- 
stadt Augsburg auf und erhielt überdies von den Städten Strassburg, 
Freiburg, Basel, Mainz, Worms und Speier, sowie von den zunächst 
bedrohten Nachbarfürsten, den Erzbischöfen von Trier und Mainz, den 
Bischöfen von Strassburg und Augsburg, den Rheinpfalzgrafen Rup- 
recht d. 3. und d.j. und einigen freien Herren ausgiebige Hilfstruppen. ) 


') Continnatio der Chronik des Albrecht von Hohanburg (Böhmer, Fontes IV, 298). 

2) Am 20. Juni 1385 hatte Urban V. König Karl V- ermächtigt, Amnad de Car- 
volles, Ritter der Diözese Sarlat, wenn er seinem Versprechen gemäss seine Banden gegen 
dio Ungläubigen führe, inon Theil des dem König vom Papsto behufs Vertreibung der 
Kompagniecn rorlichenen Zehnten von den Kirchengütern Frankreichs zu überweisen (Pron, 
p. 188 n. LM). 

RK. 4191, 

9 Ba 481. 

RR. 41898, A104, 4208, 7178, 7174: Chron. Megunt. a a. 0.8. 169. 
Yol« Schüter im Anhang zur Chranik des Jakob Tminger von Konigshoren, 3. 887 f. 
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In eigener Person brach der Kaiser mit dem Reichsheer am 22. Juli 
von Selz zunächst gegen Hagenau auf und vereinigte sich zwischen 
letzterer Stadt und Strassburg mit den Hilfstruppen der genannten 
Fürsten,‘) um die Kompagnie des Erzpriesters zu vertreiben, was 
ihm aueh ohne Schwierigkeit gelang. Dieselbe entwich in die Gegend 
ron Kolmar, bis wohin sie vom Kaiser verfolgt wurde, und von da 
weiter bis gegen Basel,*) von wo sie endlich nach Burgund zurück- 
zog. Die Kosten der Heerfahrt mussten die elsässischen Reichsstädte 
auf Befehl des Kaisers unter sich vertheilen, wofür er ihnen das vom 
Nürnberger Reichsgesetz des Jahres 1356 entzogene Recht der Auf- 
nahme von Pfahlbürgern zurückgab.®) Ueber Speier, Nürnberg, Sulz- 
bach und Pilsen begab sich Karl sodann nach Prag zurück, wo er 
am 23. August anlangfe, 

Kaiser Karl hatte durch die mit der Söldnerbande des Erz- 
priesters gemachten Erfahrungen die Ueberzeugung gewonnen, dass 
der Plan, der Freibeuterscharen los zu werden, indem man sie gegen 
die Türken schicke, unausführbar sei, und liess denselben daher gänz- 
lich fallen.t) Auch König Peter von Cypern war des langen Wartens 
auf die Hilfe der abendländischen Machthaber satt geworden und hatte 
Ende Juni von Venedig aus mit 2000 meist französischen Rittern 
auf Schiffen, die ihm die Republik gegen Zahlung überliess, die 
Meerfahrt angetreten. Nachdem er im August die cyprische Flotte 
und die der Johanniter von Rhodus an sich gezogen, segelte er nach 
Alexandrien, um durch die Eroberung dieses Haupthandelsplatzes die 
Macht des Sultans Schaban von Aegypten ins Herz zu treffen. "Wirk- 
lich gelang es den etwa 8000 Kreuzfahrern, Alexandrien am 10. Ok- 
tober zu erstürmen und zu plündern. Aber schon am folgenden Tage 
ergriffen dieselben vor dem heranrückenden, weit überlegenen Heere 
des Sultans von Aegypten die Flucht, nicht achtend der eindring- 


3) R..K 4200, 4201, 4908. 

4) Dagegen verfolgte König Karl V. den Plan, Frankreich von den Freibeutern zu 
säubern, eifriget weiter; in seinem Auftrage führte Bertrand Duguesclin, Graf von Longue- 
File, oinigo Soldbanden im Oktober 1965 gegen König Podro den Grauamen von Kasti- 
ion, welchem Konig Kar) Y, die Vergiflung seiner Gemahlin, der franztsischen Prinzessin 
Blıncho von Bourbon, Schuld gab (rel. Prou, p. 57-88). 
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lichen Mahnungen des Königs von Cypern und des Patriarchen Peter 
von Konstantinopel, welcher an Stelle des am 17. Januar 1364 ver- 
storbenen Kardinalbischofs Taleyrand zum apostolischen Legaten er- 
nannt worden war und als solcher das Kreuzheer begleitete. Nach- 
dem letzteres nach Cypern zurückgekehrt war, liess der Sultan alle 
christlichen Kaufleute in Aegypten und Syrien einkerkern und ihrer 
Güter berauben. Die Besorgnisse der beiden Seemächte Venedig und 
Genua, welche dem Kreuzzugsunternehmen entgegengearbeitet hatten, 
weil sie von demselben eine Störung ihrer Handelsinteressen befürch- 
teten, waren nur zu gerechtfertigt gewesen, So jümmerlich endete 
der Kreuzzug des kampflustigen Königs von Cypern, zu dessen Unter- 
stützung er so viele europäische Höfe fruchtlos bearbeitet hatte.') 

Kaiser Karl war gewiss froh, an ein Unternehmen, wie es dieser 
kläglich gescheiterte Kreuzzug war, keinerlei Kräfte verschwendet zu 
haben, obgleich ihn der Papst hiezu wiederholt nachdrücklichst auf- 
gefordert hatte. Der Kaiser verfolgte um diese Zeit wieder sehr 
greifbare und naheliegende Interessen mit solchem Eifer, dass er auf 
die Ausführung der mit dem Papste zur Bekämpfung der Soldhanden 
vereinbarten Massregeln ganz vergessen zu haben schien. 

Nach seiner Rückkehr aus dem Arelat hatte der Kaiser die 
Nachricht vom Tode seines Schwiegersohnes, des Herzogs Rudolf von 
Oesterreich, erhalten, derselbe war im Juni d. J. nach Mailand ge- 
kommen, um den Signoren Bernabd Viseonti zur Hilfsleistung gegen 
Francesco da Carrara zu bewegen, aber dort nach längerer Krank- 
heit, die er sich auf der Reise durch die Alpen geholt haben dürfte, 
am 27. Juli, noch nicht 26 Jahre alt, gestorben.) Nach dem Tode 
dieses rastlosen Kämpfers für die Machterweiterung des Hauses Habs- 
burg bemühte sich der Kaiser, das von demselben mit dem unga- 
rischen Königshanse geschlossene Bündnis sammt der Erbverbräderung 
vollständig zu vernichten und die Erwerbung Ungarns seiner eigenen 
Nachkommenschaft zu sichern. Zu diesem Zwecke hatte er bereits das 
strenge päpstliche Verbot der Heirat Herzog Albrechts IEL von Oesterreich 


') Machnat, La prive d’Alsxundrie, 9. 50-110; 1. rita Urbani V. (Balız. Vitae I, 
371). Deisville Le Konls, La Franc en Orient au XIV. aidele, 8. 125 f.; Heyd, 0e- 
schichte des Lorantehandels II, 55 # 
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und der Prinzessin Elisabeth von Ungarn erwirkt, welches zur Folge hatte, 
dass dieselbe wirklich unterblieb. Anfang November begab sich der 
Kaiser selbst nach Ofen zu König Ludwig, begleitet vom Prager Erz- 
bischof, den Bischöfen von Olmütz, Leitomysehl, Chur und Auxerre, ') 
den Herzogen von Brieg, Liegnitz, Oppeln, Falkenberg und Stettin, von 
seinem Hofmeister, dem Burggrafen Burchart, vom Landgrafen von 
Leuchtenberg, den Grafen von Würtemberg und Helfenstein und 
einigen böhmischen Baronen. Obgleich sein Sshnlein Wenzel bereits 
drei Monate nach seiner Geburt mit Elisabeth, dem Töchterchen des 
Burggrafen Friedrich V. von Nürnberg, verlobt worden war (3. Juni 
1361), und der Kaiser sowohl als der Burggraf sich für das Zustande- 
kommen dieser Ehe eidlich verpflichtet hatten, warb Karl IV. jetzt 
ohne weiteres für Wenzel um die Hand der Prinzessin Elisabeth, 
der Nichte und voraussichtlichen Thronerbin König Ludwigs. Letzterer 
erklärte seine Geneigtheit, der Werbung zu willfahren, und ersuchte 
den Kaiser am 5. Dezember, zur schiedsrichterlichen Entscheidung 
seiner Streitigkeit mit den Horzogen von Oesterreich wegen der 
Tochter seines seligen Bruders die Kurfürsten, den König von Polen, 
die Herzoge von Bniern, die Markgrafen von Meissen u. a. zu einer 
Versammlung zu berufen, wozu er seinen Oheim, den Herzog von 
Oppeln, und ein oder zwei Landherren senden werde, wenn der Kaiser 
ihn nicht früher mit den Herzogen gitlich auszugleichen vormöchte.®) 
Mitte Dezember kehrte Karl IV., hochbefriedigt von dem gewonnenen 
Erfolg, nach Prag zurück. Gleich darauf (20. Dezember) bevoll- 
mächtigte König Ludwig den Herzog Wiadislaus von Oppeln zum 
Abschluss eines Ehevertrags zwischen Wenzel und Elisabeth.?) Weder 
sein Bruder, Markgraf Johann, noch der Burggraf von Nürnberg 


*) Pierre Aymen, Bischof von Auzerre, war mit dem burgundischen Horm Eudes do 
Grances, von König Karl V. und Herzog Philipp von Bursund an den Kinig von Unsam 
gesandt worden, offenbar zu dem Zwecke, für Herzog Philipp um die Hand der Prinzessin 
Fitsabeth zu werben, was auch der Papst schon Im Juni d. 3. geihan hatte, Letzterer 
trug damals noch Bedenken, zur Vermählung Philipps mit Margareta von Flandern den 
wogun Verwandtschaft im dritten Grade notwandigen Dispans zu ortheilen, da er am 
18. Dezember 1904 dem englischen Prinzen Bämund den Dispens zu domsclben Zwocke 
vorweigert hatte (nl. Pro, relations etc. D- #7). 

RK. 4985. 
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machten wegen Auflösung der früheren Verlobungen Elisabeths und 
Wenzels Schwierigkeiten, wofür der Kaiser am 24. Dezember dem 
Burggrafen die Reichslandvogtei im Elsass verlieh, die kaiserliche 
Burg zu Nürnberg nebst einer Jahresrente von 700 Gulden ihm auf 
Lebzeit verschrieb und die Gnade gewährte, seine Burggrafschaft in 
Ermanglung ehelicher Leibeserben männlichen Geschlechtes seinen 
Töchtern oder seinen Blutsfreunden zu vermachen.‘) Das Wichtigste 
aber war, dass der junge, unerfahrene Herzog Albrecht TIL. von Oester- 
reich, ein wenig widerstandsfähiger Charakter, sich bereits im Januar 
1366 den Wünschen des Kaisers anbequemte, indem er das Bündnis 
mit, dem König von Ungarn aufzugeben sich bereit. erklärte, seinen 
Ansprüchen auf die ungarische Thronerbin entsagte und auf Karls 
Vorschlag, seine Tochter Elisabeth zu heiraten, einging. Allerdings 
war auch Elisabeth bereits dem Markgrafen Otto von Brandenburg ver- 
lobt; der Kaiser aber versprach letzterem am 30. Januar als Ersatz für 
Elisabeth Katharina, die schöne Wittwe Herzog Rudolfs von Oester- 
reich, welche dessen Bruder Herzog Albrecht nicht heiraten durfte.?) 
Otto, der durch den am 17. Mai 1365 erfolgten Tod seines kinderlosen 
Bruders Ludwig des „Römers“ Kurfürst von Brandenburg geworden 
war und dem Kaiser im Oktober 1965 die Regierung der Mark auf 
sechs Jabre übertragen hatte, °), gabssich mit dem Brauttausch zufrieden, 
war ihm doch Katharina ungefähr gleichaltrig, während Elisabeth noch 
nicht ganz acht Jahre zählte. Bereits am 23. Februar 1366 gewährte 
der Papst auf Bitten des Kaisers für alle drei Paare den wegen 
Blutsverwandtschaft im dritten, beziehungsweise vierten Grade nötigen 
Dispens.‘) Nachdem diese päpstlichen Dispensbriefe in Prag einge- 
langt waren, fand hier am 19. März die Hochzeit des Markgrafen 
Otto von Brandenburg mit Katharina und die Verlobung des Herzogs 
Albrecht von Oesterreich mit Elisabeth statt.ö) 

Um dieselbe Zeit war auch der Gesandte König Ludwigs von 
Ungarn, Herzog Wladislaus von Oppeln, in Prag eingetroffen und 


RK. 402-4285. 

2) RK. 4068. 

")R, K. 4219, Re, 425, 428. 

*) Reg. Arin. Urb. V, a III; p- I, f. OOXKIN und COXXIT. Riedel, Codex 
Aipl. Brandenburg. II, 2, 477. 
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hatte zwei Urkunden mitgebracht, eine vom 25. Februar, kraft deren 
König Ludwig die Herzoge Albrecht und Leupolt von Oesterreich 
aller Verpflichtungen gegen ihn entband, und eine zweite vom 27. Fe- 
bruar, in welcher König Ludwig sammt seiner Mutter, der Königin- 
wittwe Elisabeth, dem Kaiser Karl versprach, dessen Sohne, König 
Wenzel, Elisabeth, Tochter seines verstorbenen Bruders Stephan, zur 
Ehe zu geben.!) Am 20. März sagte der Kuiser anf Grund der ihm 
von König Ludwig übermittelten Vollmacht die Herzoge von Oester- 
reich aller in der,Bündnisurkunde mit Ungarn (vom 31. Dezember 
1361) enthaltenen Eide und Gelübde los und ledig,”) die Herzoge 
lieferten dem Kaiser die ihnen von König Ludwig und dessen Ständen 
gegebene Bündnisurkunde aus und erhielten von ihm das Versprechen, 
dass er ihnen ihre im Besitze König Ludwigs befindliche Gegen- 
urkunde bis zum 24. Juni beschaffen wolle.®) Endlich liess der _ 
Kaiser durch einen Rechtsspruch der in Prag anwesenden Fürsten 
und Herrent) das Bündnis zwischen Ungarn und Oesterreich für auf- 
gehoben erklären, weil dasselbe von den Herzogen ohne Erlaubnis 
des Kaisers und Reiches eingegangen worden sei.®) In einem Ver- 
trage vom 26. März schlossen sodann der Kaiser, sein Sohn Wenzel 
und sein Bruder Johann mit den Herzogen von Oesterreich eine aber- 
malige Erbverbrüderung in Verbindung mit einer Vereinigung aller 
ihrer gegenwärtigen und känftig noch zu erwerbenden Lande und 
unbeweglichen Güter zu gesammter Hand. Beide Theile verpflichteten 
sich, einander gegen alle Angreifer mit ganzer Macht Hilfe zu leisten; 
die Herzoge Albrecht und Leupolt von Oesterreich nahmen nur Ber- 
mabd Visconti, den Reichsvikar von Mailand, und dessen Erben aus, 
der Herzog Leupolts II. Schwiegervater war. In diesem Vertrage 
war natürlich die Bestimmung der Brünner Erbeinigung vom 10. Fe- 
bruar 1364, dass die österreichischen Länder erst nach dem Aus- 


') Rs. 48%, 488. 

DR. K. 4278, 

MR. K. 4236 vom 26. Mir. 

4) Als solche werden genannt König Wenzel, die Kurfürsten von Sachsen und Bran- 
denburg, die Bischöfe vom Metz, Speier, Brixen, Chur, Naamburg und Vorden, Herzog 
Albrecht von Mecklenbure, die Tandgrafen von Hessen und Leuchtenberg, der k, Hofmeister 
Burggraf Burchart, dio Grafen Johann von Anhalt und Heinrich von Schwarzburg u. &- 
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sterben der Habsburger und der ungarischen Anjou's an die Luxem- 
hurger fallen sollten, dahin geändert, dass dies schon nach dem Er- 
löschen der Habsburger geschehen solle. Von den in die Prager Erb- 
einigung aufgenommenen, künftig zu erwerbenden Ländern wurde nur 
das Königreich Ungarn ausdrücklich ausgenommen und bestimmt, 
‚dass es jenem verbleiben solle, dem es von König Ludwig vermacht 
würde, und den rechten Erben desselben.‘) Dass dieser sein Sohn 
Wenzel sein werde, konnte der Kaiser damals mit gutem Grunde 
hoffen und wollte auf diese Weise den Anfall Ungarns seinem Hause 
ganz allein sichern. Dass die Herzoge von Oesterreich durch ihr 
rückhaltloses Eingehen auf die Wünsche des Kaisers ihre eigenen 
Interessen derart preisgeben konnten, lässt sich nur begreifen, wenn 
man bedenkt, dass sie beide kaum dem Knabenalter entwachsen 
waren, indem Albrecht damals 16, Leupolt gar erst 14 Jahre zählte; 
sie vermochten die Tragweite ihrer Nachgiebigkeit nicht zu ormessen, 
sondern glaubten sich des bei ihrer Jugend doppelt nötigen kaiser- 
lichen Schutzes durch engen Anschluss an Karl IV. am besten ver- 
sichern zu können. Damit gegen die allseitige rechtliche Giltigkeit 
‚der Erbverbrüderung mit Oesterreich keinerlei Einspruch erhoben 
werden könne, richtete der Kaiser an die in Prag anwesenden Fürsten 
und Herren des heiligen Reiches die Urtheilsfrage, ob er auf Grund 
jenes Vertrages die Eventualbelehnung seines Sohnes und Bruders, 
sowie der Habsburger vornehmen dürfe; dieselbe wurde einstimmig 
bejaht. Femer wählten auf Antrieb des Markgrafen Johann von 
Mähren die böhmischen Prälaten und Herren schon jetzt die Habs- 
burger für den Fall des Aussterbens der Luxemburger zu Königen 
von Böhmen.) Dem Kaiser war gar sehr daran gelegen, dass die 
Verlobung seines Söhnleins mit dor Thronerhin Ungarns baldmög- 
lichst vollzogen werde. Man kam daher überein, dass dieselbe im 
Juni zu Pressburg stattfinden solle. 

Auf der Reise dahin hielt sich der Kaiser vom 6. bis 13, Mai 
bei den Herzogen von Oesterreich in Wien auf, bestätigte ihnen alle 
ihre Rechte und Freiheiten, belehnte sie mit allen ihren Reichslehen®) 


AR. K. 4984, 1997. 
HR. K. 4820. 
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und verpfändete Albrecht III. für die seiner Tochter Elisabeth, 
Verlobten des Herzogs, zur Heimsteuer gegebenen 10,000 Schock 
Prager Groschen die Festen Achalm und Hohenstaufen.t) Auch die 
in Wien anwesenden Fürsten und Herren®) fragte der Kaiser um ein 
Urtheil über die Zulässigkeit der Eventualbelehnung für seinen Sohn 
und Bruder sowie die Habsburger und erlangte von ihnen den Spruch, 
dass er dieselbe mit Recht vornehmen könne. Am 14. Mai begab 
sich Karl nach Znaim, wohin wahrscheinlich auch Markgraf Johann 
von Mähren kam, und ertheilte hier seinem Sohne und Bruder die 
Eventualbelehnung mit den Ländern der österreichischen Herzoge, den 
letzteren dagegen die Eventualbelehnung mit den Ländern der böh- 
mischen Krone.?) Nachdem er sich dann nochmals in Wien aufge- 
halten, begab sich der Kaiser mit seinem Söhnlein um Mitte Juni 
nach Pressburg, wohin die Königin Elisabeth von Ungam, König 
Ludwigs Gemahlin, mit ihrer gleichnamigen Nichte kam. Hier wurde 
die formelle Verlobung des erst fünfjührigen Wenzel mit der drei- 
zehnjährigen Elisabeth gefeiert; für das Zustandekommen der Ehe 
verbürgten sich eidlich Kaiser Karl und König Ludwig, sowie die 
Fürsten, Prälaten und Barone der ungarischen und böhmischen Kron- 
länder.) Ueber Brünn kehrte der Kaiser anfıng Juli nach Prag 
zurück, wo ihn seine jugendliche Gemalin am 11. d. M. mit einer 
Tochter, die den Namen Anna erhielt, beschenkte.®) 

Papst Urban V. hatte unterdessen seine Bemühungen um das 
Zustandekommen einer allgemeinen Liga der italienischen Mächte 
behufs Bekämpfung der Soldbanden mit grosser Ausdauer fortgesetzt. 
Seinem hiemit beauftragten Nuntius in Italien, dem Bischof Buceio 
von Cittä di Castello, hatte er bereits Ende Mai 1365 den Bischof 


YR.K. aan. 

®) In Wien weilten damals: die Kurfürsten von Sachsen und Brandenburg, die Erz- 
hischöfe von Prag und Salzburg, die Bischöfe von Olmütz, Passau, Freising, Chur, Brixen 
und Verden, die Horzoge Kasinir von Stettin, Friedrich von Teck, Bolko von Schwoidnitz, 
Heinrich und Raprecht won Liegnike, Balko von Oppeln und Johann von Troppan, der 
kaiserliche Hofmeister, Burggraf Burghart, Johann Landgraf won Leuchtenbers, die Grafen 
Ulrich von Helfenstein, Jchean und Burchart von Reiz, Ulrich von Schauenburg, Hormann 
und Friedrich von Ortenbarg, Ulrich von Cily und viele Kälo- 

®) R. E. 4320. 4) 2. K. 7208, Ri. 508. 
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Peter von Florenz und den Minoritengeneral Markus von Viterbo zur 
Unterstützung beigegeben.‘) Diese drei Nuntien wandten sich zu- 
nächst an die Republik Florenz, welche sich wohl zur Beisteuer von 
Geldmitteln behufs Vertreibung der Söldnerkompagnien bereit erklärte, 
aber vom Beitritt zu einer Liga gegen die letzteren nichts wissen 
wollte. Florenz hatte erst im Vorjahre mit den beiden Kompagnien 
des Anichino Bongarden und des Albert Sterz Abkommen geschlossen 
und ihnen ungeheure Geldsummen gezahlt, wogegen sich die beiden 
Kompagnien verpflichteten, Florenz und die ihm anhängenden Kom- 
munen Toscana’s, darunter Arezzo, binnen fünf Jahren nicht anzu- 
greifen.) Einer Liga gegen die hösen Gesellschaften beizutreten 
schien daher den Florentinern nicht räthlich, sie hatten sich und ihre 
Anhänger von Plünderung losgekauft und befürchteten im Falle eines 
Beitrittes zur Liga, die beiden Gesellschaften, mit denen sie Verträge 
geschlossen hatten, könnten sich wegen Vertragsbruches durch einen 
feindlichen Einfall in ihr Gebiet rächen.®) Die Nuntien forderten 
hierauf die Städte Pisa, Perugia und Arezzo auf, zum 10. August 
nach Siena Gesandte zu schicken, um wegen Bildung einer Liga zur 
Vertreibung der Kompagnien aus Italien zu verhandeln. Siena wurde 
zum Ort der Versammlung gewählt, weil diese Stadt in jüngster Zeit 
mehr als alle anderen Städte von den Feindseligkeiten der Soldbanden 
gelitten hatte,4) so dass sich von ihr auch am meisten Geneigtheit 
betreffs des Beitritts zur Liga erwarten liess, Die genannten Kom- 
munen kamen jedoch dieser Aufforderung nicht nach, das einzige 


'y Secr. Urbani V. n. 347 f. CULKU v. 

?) Perrens, histolre de Florence Y, 46. 

9) Archirio storico allano, Appendico VIL, 481. Vol. Sasr. Urb. V. n. 248 £. OXL. 

+) Au 25. August 1594 hatta sich Slona rom Plünderung seines Gebietes darch 
Zahlung von 19.250 Geldgulden au die Kompagnicon des Albert Sterz und des Anichino 
Bongardon loskaufen mössen. Dafür vorsprachon dieselben urkundlich, Siena drei Jahre 
lang nicht anfeinden zu wollen. Aber schon am 5. Oktober kam Albort Sters akermals 
ins Gebiet von Siena mit seiner Kompagnio und zwang die Senesen zur adermaligen Er- 
Iegung einer Laskaufsumme ven 26.000 Goldgulden, wofür neuerdings dus Versprechen 
enleistet wurde, drei Jahre Yang keine Feindsclikeiten sogen die Stadt zu vordben. Trote- 
Am kam Albert Sterz im Mal 1865 cin dritesmal In das Gebiet. von Siena mit der 
Kompanie »della stela« (rom Stern), an deren Spitze neben Ihm noch der Graf Johann 
von Tabsburg stand; auch jetzt wurden von Sions wieder 8000 Goldgulden erpresst 
(Gronica Sancıo des Werl di Donate, Murateri Seript, RY, 160 f)- 
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Arezzo ausgenommen. ) Ueber diesen Misserfolg berichteten die 
Nuntien dem Papste und müssen als Hauptursache desselben die Wei- 
gerung der Florentiner, der Liga beizutreten, angeführt haben, 
was den Papst s0 aufbrachte, dass er sich über die Florentiner sehr 
abfällig aussprach, „Die Florentiner,* sagte er, „bezeugen ihre Er- 
gebenheit gegen die Kirche nur mit Worten, ihr wirkliche Dienste 
leisten wollen sie nicht, ja sie hindern sogar andere, der Kirche zu 
dienen.“ Mit diesem Vorwurf spielte Urban V. auf die Weigerung 
der Florentiner und der von diesen beeinflussten Aretiner an, die 
Bitte des Kardinallegaten Egidius um Hilfe gegen die Kompagnie 
des Anichino Bongarden zu erfüllen.2) So erzürnt war der Papst 
über die Florentiner, dass er sich vornabm, keinen Bürger von Flo- 
renz mehr zu einem kirchlichen Benefieium zu befördern.) Der Gon- 
faloniere und die Prioren von Florenz schickten Ende August: 1365 
ihren berühmten Mitbürger Gievanni Bocaceio als Orator ihrer Ko- 
mune an den Papst, um sich wegen der gegen sie erhobenen Be- 
schuldigungen zu rechtfertigen. Bocaceio überbrachte Urban V. einen 
Brief der Aretiner, in welchem dieselben bezeugten, sie hätten, ohne 
dass ihnen die Florentiner oder sonst Jemand abgeraten, die Hilfs- 
leistung gegen die Kompagnie des Anichino Bongarden verweigern 
müssen wegen der mit dieser Kompaguie sowie mit der der Eng- 
länder im Vorjahre geschlossenen Verträge; die Verweigerung sei 
ungern geschehen, doch müsse ınan auch dem Feinde gegenüber die 
Vertragstreue bewahren.) Bocaccio hatte dem Papste ferner vorzu- 
stellen, wie unberechtigt der Vorwurf sei, Florenz diene der Kirche 
nur mit Worten, nicht mit Thaten. Er sollte zum Beweise dessen 
darauf hindeuten, dass Florenz von jeher der Kirche und ihren Le- 
gaten in Italien mit Wort und That eifrigst gegen alle ihre Feinde 
gedient habe; dem Kardinallegaten Egidius seien von Florenz wieder- 
holt Hilfstruppen gestellt worden, ebenso dem Abte Androin von 
Clugny, als derselbe das erstemal Legat in Italien gewesen; zur 
Loskaufsumme, die der Legat Egidius dem Grafen Landau gegelen, 


?) Archivin stories Italiano, Appondioo a a. 0. Val. Donato Valluti, Cronien di 
Firenze 111 1. 

2) 0. a. 0. Appendico VII, 415. 
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seien von den Florentinem 16.000 Gulden beigesteuert worden. Dass 
Florenz der Liga gegen die Kompagnien nicht beigetreten sei, sollte 
‚der Gesandte damit rechtfertigen, dass man die letzteren nicht hahe 
erbittern wollen; es sei unerhört, dass Jemand Verträge, die er mit 
einer solchen Gesellschaft geschlossen, zu verletzen wage. Auch sollte 
der Gesandte der Meinung Ausdruck geben, dass die Italiener allein 
‚den Gesellschaften kaum gewachsen seien, von neuen, fremden Söldner- 
scharen aber, die man gegen dieselben miethen würde, sei nach den 
gemachten Erfahrungen nicht zu erwarten, dass sie behilflich sein 
würden, die bisherigen (Gesellschaften zu besiegen. Dieses Gutachten 
der Florentiner sei von den apostolischen Legaten gebilligt worden; 
‚Abschriften ihrer diesbezüglichen Briefe hatte Bocaeeio Urban V. vor- 
zuzeigen. Um den erzürnten Papst zu besänftigen, hatte der Ge- 
sandte für den Fall, dass derselbe behufs der bereits beschlossenen 
Vebersiedlung nach Italien den Seeveg nehmen würde, im Namen 
des Kommune Plorenz fünf wohlsusgerüstete Galeeren anzubieten und 
überdies, sobald der Papst den Boden Italiens beträte, ein Geleite 
von 500 Barbuten unter dem Banner von Florenz.!) 

Musste der Papst wegen der den Beitritt: weigernden Florentiner 
vorläufig auf die Bildung einer allgemeinen Liga verzichten, so wies 
er doch seine Nuntien in Toscana an (23. September), wenigstens 
mit einigen italienischen Mächten eine solche Liga gegen die Gesell- 
schaften zu bilden.®) Die Nuntien veranstalteten daher gleich darauf 
eine abermalige Versammlung zu Siena, auf welcher Gesandte des 
Kardinallegaten Andruin, der Republik Florenz und einiger anderen 
Städte erschienen, während der Kardinallegat Egidius, die Königin von 
Sizilien und andere Mächte der Aufforderung, Bevollmächtigte zu schicken, 
nieht nachkamen, weshalb der Papst die Nuntien ermächtigte, statt 
des Kardinallegaten Egidius die Liga abauschliessen (6. Dezember).*) 
Egidius trug gegen Andruin, den Günstling des Papstes, solchen Groll 
im Herzen, *) dass er mit ihm nicht gemeinsame Sache machen wollte. 
Neben der ablehnenden Haltung von Florenz war dies ein Haupt- 


Yun 0.5. 419-421. 
9) Soer. Urbani V. n. 947 f. COCKIH v. 
®) Secr. Urbanl Von. 248 £. MV vo 

*) Cron. di Bologna 479. 
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grund, weshalb die Versammlung, welche Andruin auf Wunsch des 
Papstes wie des Kaisers behufs Bildung einer Liga in Bologna hatte 
veranstalten sollen,‘) nicht zustande gekommen war. Auch die Ver- 
handlungen in Siens blieben vorläufig erfolglos. Da auch Kaiser 
Karl IV., damals ganz der Verwirklichung des ungarischen Heirats- 
projektes hingegeben, die Erfüllung seines in Avignon gemachten 
Versprechens, einen Bund der deutschen Fürsten und Städte gegen 
die bösen Gesellschaften zustande zu bringen, verschob, so bat ihn 
der Papst aufs neue, seine Macht zur Vertreibung dieser ruchlosen 
Banden aus Italien aufzubieten, und forderte zugleich alle deutschen 
Kurfürsten auf, dem Kaiser zu diesem Zwecke ausgiebige Hilfe zu 
leisten (22. Dezember).®) 

Aufs eifrigste war Urban ferner bemüht, der zu bildenden Liga 
Mitglieder zuzuführen. Am 21. Januar 1366 befahl er seinen drei 
Nuntien, den zu einer Liga Zusammentretenden zu raten, dass sie 
die Genuesen mitaufnelimen und ihnen „gegen die böse Gesellschaft, 
von der sie so viel zu leiden haben,* Hilfe leisten möchten.) Genua 
befand sich nämlich damals in grosser Bedrängnis, es führte Krieg 
mit den Markgrafen von Carreto, welche die Bedingungen, unter denen 
sie sich der Stadt unterworfen hatten, nicht einhielten und hiebei von 
den Viseonti, die sieh an den Genuesen wegen Abschüttelung ihrer 
Herrschaft rächen wollten, unterstützt wurden. Im Auftrag derselben 
hatte Ambrosio, natürlicher Sohn des Bernabd, mit der vorwiegend 
aus Italienern bestehenden Freibeuterkompagnie San Giorgio einen 
Einfall in genussisches Gebiet gemacht, Spezuia geplündert und war 
im Januar 1366 bis an die Thore Genua's herangerückt. In der 
Stadt bemühten sich guelfische Popolanen durch Aufstandsversuche 
den Sturz des ghibellinischen Dogen Gabriele Adorno herbeizuführen, 
und endlich verübten die von jedem Antheil an der Regierung der 
Republik ausgeschlossenen Adelsgeschlechter der Doria, Spinola u. a. 
gleichfalls mit Unterstützung der Visconti fortwährende Feindselig- 
keiten gegen Genua) Der Bischof Agspit von Brescia, welcher vom 
Papste mit dem Auftrag, allseitig Frieden zu stiften, nach Genua 


1) 8. oben 8, 208. 
#) Soer, Urbani V. n. 248 1. AVII und IX. 

9) Beer. Urbani V. n. 248 f, IXXI v, XRK, AKIX v. und XXIRL 
+) Stlla, Annalen Geauensos (Nuratarl, Seritares KVIT, 1098 1) 
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entsandt worden war,t) hatte nichts ausgerichtet, weshalb Urban V. 
den Grafen Amadeus von Savoyen ersuchte, einen Ausgleich zwischen 
der Republik und ihren Feinden, besonders Bernabd Visconti, zu ver- 
mitteln.®) Der Papst war in grosser Besorgnis, Genua könnte aber- 
mals von den Viseonti unterjocht und dadurch die Macht dieses so 
überaus gefährlichen Herrscherhauses aufs neue gewaltig vergrössert 
werden. Urbans Wunsch hetreffs Aufnahme der Genuesen in die 
Liga wurde jedoch von den in Siena versammelten Bevollmächtigten 
toseanischer Städte nicht erfüllt, letztere kümmerten sich nur um 
ihre nächsten Angelegenheiten, seufzten selbst unter den endlosen 
Brandschatzungen der Soldbanden und waren taub für die Leiden 
entfernterer oberitalienischer Kommunen. Es kam überhaupt bei den 
Verhandlungen in Siena nicht zur Bildung einer Liga, weil man die 
grossen, namentlich in Mittelitalien herumziehenden Söldnerkompa- 
gnien nicht zu neuen unmenschlichen Greueln reizen wollte. 
Abermals machte jetzt der Papst in einem Schreiben vom 10. April 
die Aorentinische Regierung für die Erfolglosigkeit der Verhandlungen 
in Siena verantwortlich und bezeichnete die von ihr angeführten Wei- 
gerungsgründe als kraftlos.®) Gleich darauf (13. April) erliess Urban 
eine grosse Strafbulle gegen die in Italien hausenden Gesellschaften, 
in der er ihre Greuelthaten weitläufig schilderte: ihre Räubereien, 
Verwüstungen, Feindseligkeiten gegen Städte und Orte der römischen 
Kirche, des römischen Reiches und des Königreiches Sizilien, sowie 
ihr Bestreben, den Machthabern dieser Reiche ihre Länder zu ent- 
reisgen und selbst darin ihren bleibenden Sitz zu nehmen. „Blut- 
triefende Bestien* nannte der Papst die Theilnehmer der Gesell- 
schaften, welche durch Grausamkeiten aller Art Schrecken zu vor- 
breiten suchen, die Leute gefangen wegführen und allen Martern 
unterwerfen, um von ihnen Lösegeld zu erpressen, bei Einnahme von 
Ortschaften die Bewohner ohne Unterschied des Alters oder Geschlechtes 
niedermetzeln, die Jungfrauen, selbst die gottgeweihten, schänden, die 
Gattinnen entehren und diese Opfer ihrer Lüste als Mägde mit sich 
fortschleppen. Er schilderte weiter, wie die Gesellschaften in Kirchen 


d Beer. Urbani Y. ». 248 f. XII v. und XXI. 
9020. 6. RATE r. und NERVI. 
') Ser. Urbani V. 0. 248 £. LEXIL. 
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und Klöster einbrechen, sie plündern, oft sogar einäschern, geistliche 
Personen fangen, fesseln, martern und tödten, wie sie den Landes- 
herren und Gemeinden, die wenigstens für kurze Zeit verschont 
bleiben wollen, dafür unerträgliche Loskaufsummen auferlegen, wie 
sie die päpstlichen Mahnungen, sich aufzulösen und behufs Vergebung 
ihrer Sünden die Kreuzfahrt zur Befreiung des heiligen Landes an- 
zutreten, verachtet, gleich darauf Städte und Dörfer des tuseischen 
Patrimoniums und der Sabina besetzt, geplündert, verbrannt und den 
wiederholten Versuch gemacht hätten, Rom selbst einzunehmen. ') 
Der Papst erklärte daher alle Mitglieder dieser fiuchwürdigen Gesell- 
schaften und besonders deren Kapitäne, Konstabeln und Kaporale 
wegen ihrer notorischen Verbrechen und Angriffe auf die Provinzen 
der Kirche sowie alle Personen und Gemeinden, die sie begünstigt 
und unterstützt hatten, der in den Konstitutionen Johanns XXIL. und 
Klemens VI. auf Besetzung kirchlichen Gebietes verhängten Exkom- 
munikation, beziehungsweise dem Interdikte, verfallen, sowie aller 
Rechte, Güter, Ehren, Aemter und Lehen, die sie von der römischen 
oder einer anderen Kirche erhalten, für immer beraubt, ihre Söhne 
und Enkel für unfähig, kirchliche Benefizien zu erlangen. Er setzte 
ihnen einen Monat als peremtorischen Termin, innerhalb dessen sie 
sich auflösen, alle von ihnen besetzten Ortschaften räumen und allen 
angerichteten Schaden gutmachen sollten, und verbot allen Königen, 
Bischöfen, Fürsten, Herren und Gemeinden, künftighin solch verruchte 
Gesellschaften zu sammeln oder eine Würde in denselben anzunehmen. 
Alle, welche nach Ablauf des angesetzten Termins im Ungehorsam 
verharten, verfallen — 30 verordnete Urban — eo ipso der Exkom- 
munikation, von der sie nur vom Papste selbst und nur in Todes- 
gefahr losgesprochen werden können; wenn sie aber wiedergenesen 
nicht sofort Schadenersatz leisten würden, fallen sie in die Exkom- 
munikation zurück; alle Städte und Orte aber, die Mitgliedern solcher 
Gesellschaften gehören oder sie begünstigen, verfallen wegen Ver- 
harrens im Ungehorsam dem Interdikt. Die ungehorsamen Personen 
und Gemeinden verlieren überdies alle Privilegien, Freiheiten, Rechte, 
Aemter und Lehen, die sie von Kirchen, vom Kaiser oder von Kö- 
nigen oder anderen niederen Gewalten erhalten haben, sie verlieren 


') 8. oben & #14. Vel. Cronaca di Porugin (Archivio stories Italiano XYI, 1, 105). 
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die Testir- und Erbfähigkeit, sowie die Ritterwürde und werden infam, 
ihre Söhne und Enkel bis zur vierten Generation unfähig, geistliche 
und weltliche Ehrenstellen zu bekleiden. Ihre Häuser befahl der 
Papst zu zerstören und niemals wieder aufzubauen, ihre bewegliche 
Habe gab er den Gläubigen zur Aneignung preis, ihr unbewogliches 
Gut erklärte er für ihren Herrn verfallen, und ihre Personen gab er 
denen, die sie gefangen nehmen würden, als Sklaren anheim. Bei 
Strafe der Exkommunikation und des Interdiktes, deren Aufhebung 
er sich allein vorbehielt, verbot Urban, den Gesellschaften Lebens- 
mittel, Waren oder gar Waffen zu liefern, sie in Sold zu nehmen, 
ihnen den Durchzug zu gestatten, sicheres Geleit zu geben oder mit 
ihnen Verträge zu schliessen, und annullirte alle mit ihnen von wem 
immer bisher vereinbarten. Endlich beschwor er alle Bischöfe, den 
Kaiser Karl, alle Könige, alle übrigen geistlichen und weltlichen Ge- 
walten, sowie alle Christgläubigen, die ruchlosen Gesellschaften zu 
bekämpfen, und verlich allen, die im Kampfe gegen sie das Leben 
verlieren würden, vollkommene Vergebung aller ihrer Sünden. Der 
Kardinallegat Egidius erhielt den Auftrag, diese Bulle innerhalb seiner 
Legationssprengel kundzumachen, dasselbe sollten alle Bischöfe Ita- 
liens in ihren Diözesen thun.!) Durch den Erlass dieser Strafbulle 
zeigte der Papst, dass er sich durch seine bisherigen Misserfolge von 
dem einmal gesteckten Ziele der Befreiung Italiens von den bösen 
Gesellschaften nicht abbringen lasse, sowie er auch die Hoffnung nicht 
aufgab, die Liga zu letzterem Zwecke doch zustande zu bringen. 
Damit das schlechte Einvernehmen, in welchem die beiden Kardinal- 
legaten in Italien mit einander standen, in dieser Beziehung nicht 
hindernd wirke, befahl er seinen Nuntien in Toscana (15. April), 
falls einer der Kardinallegaten der Liga nicht beitreten wolle, statt 
desselben und für die zu seinem Legationssprengel gehörigen Länder 
Verpflichtungen betreffs des Beitrittes zur Liga einzugehen.?) 
Kaiser Karl IV. hatte ursprünglich auf den 8. März 1366 einen 
Reichstag zu Nürnberg angesagt,?) auf welchem unter anderm wohl 


') 8. P. 100, Diese Bulle ist fast gleichlautend mit: der am 8. April 1865 gagen 
dio Lösen Gesellschaften in Frankreich erlassenen (Raynald a. a. 1365, m. 3 und 4). 
Vgl. Soor. Urbani V, m. 248 1. LINIE und Face. VII, p. 527 n. 451 dor Archiralion 
des Karlinallegaten Egläius im Archlr des Colloglo Al Spagma zı Bologna. 

9 Soer. Urbani V. m. 248 1. LXNII v. und LXRIIL 9) Ru. 490. 
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auch wegen des Vorgehens gegen die Soldbanden Beschluss gefasst 
werden sollte. Auf die Kunde hievon hatte der Papst bereits am 
23. Februar den Bischof Peter von Lissabon als apostolischen Nuntins 
an Kaiser und Reichstag entsendet und denselben allen geistlichen 
und weltlichen Kurfürsten, Fürsten, Prälaten und Herren empfohlen.!) 
Ds der Kaiser aber damals gänzlich durch die Verhandlungen mit 
Ungarn in Anspruch genommen war, so vertagte er den Reichstag 
Dis zu Johannis (24. Juni)®) und sandte Ende April seinen Vertrauten, 
den Bischof Lamprecht von Speier, nach Arignon mit der Bitte, der 
Papst möge die Auflegung eines einjährigen Zehnten der kirchlichen 
Einkünfte in Deutschland und Böhmen als Beitrag zur Bekämpfung 
der bösen Gesellschaften bewilligen. Urban aber brannte vor Unge- 
duld, den Kaiser doch endlich Massregeln gegen die Soldhanden er- 
greifen zu schen. Am 29. Mai forderte er den Kaiser unter gleich- 
zeitiger Zusendung einer Abschrift der Bulle vom 13. April auf, 
gleichfalls Strafurtheile gegen die Soldbanden zu erlassen und die- 
selben mit Thatkraft auszuführen.®) Zugleich schrieb er an alle 
deutschen Bischöfe und bat sie, den Kaiser auf dem kommenden 
Reichstage behufs Unterdrückung der bösen Gesellschaften zu unter- 
stützen.) Schon am 3. Juni, nachdem er den Bischof von Speier 
empfangen hatte, schrieb Urban abermals an den Kaiser und theilte 
ihm mit, Bernabd Visconti habe ihn ersucht, eine Liga gegen die 
bösen Gesellschaften zu veranstalten, worauf er ihm geantwortet: habe, 
dieser Plan habe den Beifall des apostolischen Stuhles, doch müssten 
sein Bruder Galeaızo und die Verbündeten der Kirche (die Este, 
Carrara und Gonzaga) beizutreten gewillt sein. Unter Hinweis auf 
die von italienischen Machthabern zu erwartende Hilfe ermahnte der 
Papst den Kaiser, die Bekämpfung der bösen Gesellschaften nicht 
aufzugeben, sondern dieses Vorhaben eifriger als bisher zu betreiben.s) 
Anbetrachts der bisherigen Zögerung des Kaisers hielt es auch der 
Papst für das klügste, die Bitte desselben um Gewährung des Zehnten, 
die der Bischof von Speier vorbrachte, nicht sofort zu bewilligen, 


3) Soer. Urbani V. n. 948 (Liv. und LI. Vgl. R. P. 402. 
DA. a 0.1. IRAXRVIN v. 

#) Thoiner, Codor dominii tomporalie Il, 497 n. dl. 

4) Geschichtsquellen der Provinz Sachsen XXI, 206, N. 747. 
®) Secr, Urbani V, m. 948 £ LXKKRVII. 
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sondern die Ausfertigung der Urkunden hierüber hinauszuschieben, 
bis durch den Kaiser und den deutschen Reichstag darüber berathen 
worden sei, ob und wann gegen die Gesellschaften vorgegangen 
werden solle. Diesen Bescheid theilte Urban in einem Schreiben vom 
7. Juni dem Kaiser mit,) um ihn dadurch zu baldiger Abhaltung 
des Reichstages anzutreiben. 

Mittlerweile hatten auch die Prioren von Florenz dem Andringen 
des Papstes nachgegeben und sich zur Wiederaufnahme der Ver- 
handlungen über Errichtung einer Liga in Florenz selbst bereit er- 
klärt.) Hocherfreut schrieb Urban am 16. Juni an die Regierungen 
von Florenz, Pisa, Siena, Arezzo und Perugia und theilte ihnen mit, 
dass seine Nuntien statt der entfernteren Kardinallegaten Vollmacht 
hätten, die Liga im Namen der Kirche zu schliessen; sobald dieselbe 
zustande gekommen, möge sie auch auf die Lombarden erstreckt 
werden, von denen einige beizutreten gewillt seien.) Anfang Juli 
trafen in der That zu Florenz die Bevollmächtigten simmtlicher un- 
abhängigen toscanischen Städte, sowie Perugia's und Todi's, der beiden 
Kardinallegaton und der Königin von Sizilien mit den drei päpst- 
lichen Nuntien zusammen und beriethen aufs neue über Bildung 
einer Liga‘) Als die Verhandlungen sich ihrem Ende näherten, 
machten die pisanischen. Bevollmächtigten verschiedene Schwierig- 
keiten, infolge deren der Beitritt Pisa’s zweifelhaft wurde.) In Pisa 
regierte nämlich damals Giovanni dell’ Agnello, ein ehemaliger Bankier, 
der sich im August 1364, gestützt auf die mit dem Gelde Bernabd 
Viseonti's bezahlte Soldbande des Engländers John Hawkwood,®) zum 
„Dogen* von Pisa und Lucca aufgeworfen hatte.”) So lange die 
Florentiner den Beitritt zur Liga geweigert hatten, war von Seiten 
des Degen von Pisa dem Papste gegenüber grosse Bereitwilligkeit 
betreffs der Theilnahme au der Liga zur Schau getragen worden, 


1) Seor. Urban! U. n. 248 1. Cr. 
®) Denato Velluti 112, MA 00.1. CVL 
+) Tioiner, Codex domindl I, m. 414 und Socr, Unaak V. n. 248 1. CXIXAUL 
®) Secr. Urbani V. n. 248 f. CLIL 
®) Er entstammte höchst wahrscheinlich einem adeligen Geschlecht aus der Nähe 
won Gocheer in der Orafschai Eier (Tomple-Lender 0 Mares, Flora Acıto D)- 
?) Ranieri Sardo (Arch, stor. Ital. VI, 2, 152 f.), Cronica di Pisa (Muratori XY, 
1046), Millppe Yilani XI, 101. 
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jetzt, da die Florentiner ihren Widerspruch fallen zu lassen Miene 
machten, war es derselbe Doge von Pisa, welcher sich aus Rücksicht 
auf den gefürchteten Bandenführer Hawkwood nicht zur Theilnahme 
an dem Vorgehen gegen die Soldbanden entschliessen konnte, da er 
nicht wusste, ob er Hawkwood’s und seiner Kompagnie nicht selbst 
noch bedürfen werde. Der Papst beschwor daher den Dogen von 
Pisa in einem Schreiben vom 7. September, seinen Widerstand auf- 
zugeben, damit dadurch der Abschluss der Liga nicht länger ver- 
zögert werde.) 

Der vom Kaiser Karl behufs Beschlussfassung über das Vor- 
gehen gegen die bösen Gesellschaften einberufene Reichstag kam 
endlich doch zustande, aber nicht zu Nürnberg, wohin er ursprüng- 
lich einberufen worden war, sondern zu Frankfurt, wohin sich Kaiser 
Karl im August über Nürnberg und Würzburg begab. Die Eröffnung 
des Reichstages fand Ende August oder Anfang September statt. 
Ausser dem päpstlichen Nuntins Bischof Peter von Lissabon waren 
erschienen die Kurfürsten von Mainz, Trier, Pfalz, Sachsen und Bran- 
denburg, der Patriarch Markwart von Aquileja,*) die Bischöfe von 
Olmütz, Speier, Worms, Strassburg, Basel, Chur, Brixen und Naum- 
burg, der Deutschordeusmeister Philipp von Bickenbach, Herzog 
Ruprecht von Brieg, die Markgrafen Wilhelm und Balthasar von 
Meissen, Rudolf von Baden, die Landgrafen Heinrich und Otto von 
Hessen, Ulrich und Johann von Leuehtenberg, die Burggrafen Friedrich 
von Nürnberg, Burchart von Magdeburg (kais. Hofmeister) nebst 
seinen Söhnen Burchart und Johann, die Grafen Adolf, Johann und 
‚Kuprecht von Nassau, Wilhelm und Eberhart von Katzenellenbogen, 
Gerhart und Johann von Diez, Salatin yon Sein, Walram und Johann 
von Spanheim, Eberhart, Rudolf und Johann von Wertheim, Heinrich 
von Schwarzburg, die beiden Ludwige von Oettingen, Ulrich und 
Indwig von Helfenstein, Simon von Thierstein und überdies viele 
freie Herren.®) Der Reichstag beschloss, dass der Kaiser in eigener 


) Seer. Ubani V. m 248 f. CLIL 

®) Bischof Markwart von Augsburg war bald nach dem am 50. Juli 1865 erfolgten 
Tode Lodorico's delle Torre durch päpstliche Provision zum Patriarchen won Aaniloin 
befördert worden. Vgl. Zahn, Austro-Priulann 9. 299, N. 220. Am 10. Norombor 1505 
nennt Urban Y. Mırkwart bereits >in patriarcham eloctus« (Ser. Urbani Ve n. 248 1, 
VL v) RK. 4851, 4054, 4856, 4061, 4461. 
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Person demnächst den Papst auf St. Peters Stuhl nach Rom ge- 
leiten und mit starker Mannschaft gegen die in Italien hausenden 
Gesellschaften ziehen solle, um dieselben aus diesem Lande zu 
vertreiben. Kaiser und Reichstag sandten den Bischof Lamprecht 
von Speier und den Domkantor Johann von Breslau sofort nach 
Avignon, welche zusammen mit dem päpstlichen Nuntius, Bischof 
Peter von Lissabon, dem Papste die Kunde von diesem Reichstags- 
beschlusse überbrachten und zugleich im Namen des Kaisers, sowie 
der deutschen Fürsten und Herren die Bitte stellten, der Papst möge 
die Einsammlung des Zehnten aller Früchte und Einkünfte des gegen- 
wärtigen Jahres in ganz Deutsehland und dem Königreich Böhmen 
als eines Beitrages zu den Kosten der Heerfahrt bewilligen.!) 

Um den Papst, dessen Geduld durch fünfvierteljühriges Zögern 
vom Kaiser auf die Probe gestellt worden war, zu entschädigen, will- 
fahrte Karl IV. damals noch anderen Wünschen desselben. So hatte 
der Papst dem Kaiser vorstellen lassen, dass in den Grafschaften 
Provence und Forcalquier Appellationen an den Kaiser wegen der 
Weite und Unsicherheit der Wege und der allzugrossen Kosten nicht 
durchgeführt werden können, und hatte deshalb verlangt, dass Karl IV. 
dem jeweiligen päpstlichen Kämmerer die Appellationsgerichtsbarkeit 
in den genannten Grafschaften übertrage, was Karl durch Urkunde 
vom 7. September wirklich bewilligte.?2) Eine zweite Bitte, die Urban 
durch den päpstlichen Auditor, Doktor Wilhelm Noellet, Kantor von 
Baieux, an Kaiser Karl hatte richten lassen, betraf die Abstellung 
der Uebergriffe, welche die Beamten des Grafen von Savoyen auf 
Grund des letzterem vom Kaiser am 12. Mai vorigen Jahres vor- 
liehenen Vikariates gegenüber den. Prälaten der Grafschaft Savoyen 
und der angrenzenden Diözesen sich zuschulden kommen liessen.®) 
Auch diesem Wunsche des Papstes kam der Kaiser bereitwillig nach, 
indem er am 13. September das dem Grafen von Savoyen verlichene 
Reichsvikariat als dem Reiche und der Kirchenfreiheit nachtheilig 
widerrief.‘) 

3) Theiner, Codes deminii Il, n- 494 p- 441. B.K. 4480 

7 RK. 7216. Die Königin von Sialien fühlte sich als Gräfn von Provence und 
Forcalquier durch diese Verfügung dos Kaisers verletzt und lies die Kraftlosigkeit der- 
selben durch den Licentintus Galterios in einer aigenen Stmätschrift nachwehen, 

9) Socr, Urbani Ve m, 948 f, CANKIL, 

9 MX. 4060, 4364. Dagegen loss Karl zwei andere Bitten Urbans unerfüllt, 
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Kaum hatte der Frankfurter Reichstag den Beschluss einer 
Reichsheerfahrt gegen die bösen Gesellschaften in Italien gefasst, so 
kam es auch auf dem Kongresse zu Florenz zum endlichen Abschluss 
einer Liga auf fünf Jahre (19. September), aber nur gegen „künf- 
tige“ böse Gesellschaften in Italien, zu welchem Zwecke die Auf- 
stellung eines Bundesheeres von 3000 Reitern und 3000 Fussgängern 
beschlossen wurde;*) gegen vier damals in Italien hausende &esell- 
schaften, nämlich die des Ambrogio Visconti, des John Hawkwood, 
des Anichino Bongarden und des Grafen Jchann von Habsburg sollte 
das Bündnis nicht gerichtet sein.) Aber gerade diese Gesellschaften, 
aus Engländern, Gaseognern, Deutschen, Ungam und Italienern bunt 
gemischt, waren die grössten und gefährlichsten, von ihnen hatte 
besonders Mittelitalien am meisten zu leiden. Ein Blick auf das 
"Treiben derselben seit dem Frieden zwischen Florenz und Pisa zeigt, 
wie sehr die toscanischen Städte durch die Furcht vor diesen zucht- 
losen Banden bereits eingeschüchtert waren. 

Der ärgste unter diesen Söldnerkapitänen oder Condottieri war 
‚John Hawkwood, von den Italienern Giovanni Acuto genannt, dessen 
häufige Besuche die mittelitalienischen Kommunen schier in Verzweif- 
lung setzten. Nachdem er Pisa im Kriege gegen Florenz gedient 
hatte, war er im November 1364 mit der Kompagnie der Engländer 
in die Grafschaft von Perugia eingefallen; die Stadt rief Anichino 


deren eine dahin ging, der Kalser möge urkumilich erklären, dass dio ron ihn am 5. Juli 
1265 den Bürgern von Grenoble und anı 25. Januar 1268 denen von Romans gewährte 
Zoltreiheit im garen ıömischen Reich den Rechten des Brabiskums Vienne sowie der 
unirten Bistamor Yalsnco und Die keinen Schaden bringen soll, wihrend die andere 
Widerruf des von Karl IV. den Bürgom von Romans am 14. Fobrusr 1366 ertheilten 
Ruchtes der Konsulonwahl und Bastauerung zu Gmeindezwacken verlangt hatta (Sser. Ur- 
bani Ya me 248 fı CRXKRVI und Chr). Die wine Hälfte von Romans Dosmss des dorr 
tige Kapitel von St. Bemard, dio andere der Dauphin von der römischen Kirche zu 
Toben. 

') Von den Mitgliedon der Ligs sollte der Papst 225 Reiter und obensoriel Fuss- 
gingor stellen, der Kardinalogab Kaidlus je 425, der Kardinaegat Androia. jo 200, dio 
Königin von Sizilien je 650, Florenz jo 480, der Dogo von Pisa en, 
Siona jo 240, Araso ju 45, Todi je 40, dor Sigrore von Cortona jo 15: Kom, dassen 
machträglicher Beitritt erwartet wurde, sollte wenigstens 100 Reiter und. ebensoviel Fuss- 
ginger stellen. Das ganze Fussheer dor Liga sets aus Talienern bestehen. 

DR 4a. 
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Bongarden und dessen Bande zu Hilfe, worauf Hawkwood ins Gebiet 
von Gubbio und dann weiter in die Abruzzen z0g.%) Im Januar 1385 
in den Sold des Kardinallegaten Egidius und der Königin von Sizi- 
lien getreten, sollte Hawkwood die Bande Anichino’s, welche sich 
Sutri's und Vetralla's im tuseischen Patrimonium bemächtigt hatte, 
bekämpfen,?) zeigte sich aber 0 unzuverlässig und so rücksichtslos 
gegen die Unterthanen der Kirche, die er wie Feinde ausraubte, dass 
sich der Befehlshaber des Heeres der Kirche, Gomez d’ Albornoz, 
Neffe des Kardinals Egidius, ihm den rückständigen Sold zu zahlen 
weigerte und den Abzug Anichino’s von Vetralla erkaufte (Juli 1365), 
um nur Hawkwood’s nicht weiter zu bedürfen. Mit Hilfe der Kom- 
Ppagnie „vom Stern“ (della Stella), deren Hauptleute Albert Sterz und 
Anichino Bongarden waren, gelang es, Hawkwood und dessen Bande 
zum Abzug aus der Grafschaft von Orvieto in die von Siena zu 
zwingen.®) Nachdem er dieselbe gebrandschatzt, zog er abermals 
ins Gebiet von Perugia, welche Stadt gegen ihn Anichino mit der 
Kompagnie „della Stella“ in Sold nahm. Anichino drängte einen 
Theil der englischen Bande ins Kastell San Marciano, wo sich der- 
selbe bald ergeben musste; der Marschall Andreas de Beaumont und 
viele Konstabler wanderten in die Kerker von Perugie, Hawkwood 
selbst foh mit dem andern Theil seiner Bande ins Gebiet von Siena, 
aus welchem ihn neuerdings Bongarden und Sterz, auch von den 
Senesen zu Hilfe gerufen, vertrieben (August 1865).1) Schon im 
Oktober erschien Hawkwood abermals in der unglücklichen Grafschaft 
von Siena, diesmal mit Ambrosio Visconti und der Kompagnie San 
Giorgio, welche von der Republik Florenz Durchzug durch ihr Gebiet 
und 6000 Goldgulden erpresst hatte.°) Ambrosio, von der Absicht 
geleitet, sich irgendwo in Italien eine Herrschaft zu erkämpfen, 
oder für seinen Vater in Toscana Eroberungen zu machen, hatte 
es besonders auf Siena abgesehen, welches, weniger mächtig als 


') Oronnca di Porugis (Arch. stor. la. XVI, 196 £). 

») 8. oben S. 814. 

%) Cron. d’Orvieto (Muratori, Scriptores XY, 688 f.), Francesco Montemarte, Cro- 
naca degli arvenimonti d’ Orvioto, sorredata di note dal Marchos Qusdtarie 1, 22 f. 

4) Cron. Qi Porugla 4. a. 0. 198 f. Cronlca Sanese des Neri di Donato (Mursteri, 
Seriptoras XV, 186 f. 

9) Arch. str. 


1. XV, 198. 
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Florenz, auch geringere Widerstandskraft zu besitzen schien. Mit 
Hilfe deutscher Söldner, die sie aus Orvieto beriefen, gelang es den 
Senesen auch diesmal, die Freibeutergesellschaft zu vertreiben, welche 
im Dezember durch Val d’Elsa gegen Spezzia und Genua zog.) 
Schon im März 1366 drangen die zu einer Gesellschaft vereinigten 
Banden Hawkwood's und des Grafen Johannn von Habsburg“) neuer- 
dings in das Gebiet von Siena ein, und im April kam dazu noch 
Ambrosio Visconti mit der Kompagnie San Giorgio. Wieder wurde 
zwanzig Miglien um Siena herum alles ausgepländert und verwüstet, 
überdies erpresste man 10.500 Goldgulden und Lieferung von Kriegs- 
bedürfnissen im Werte von 1000 Goldgulden.?) Im Mai zogen Am- 
brogio Visconti und Hawkwood mit ihren vereinten Räuberscharen ins 
Gebiet von Gubbio, im Juli in die Grafschaft von Orvieto und von 
da weiter in die Campagna di Roma, ans welcher sie im September 
ins Gebiet von Orrieto zurückkehrten.*) 

Indem nun die neugebildeto Liga die Bokimpfung gerade dieser 
frevelvollsten Freibeutergesellschaften ausschloss, anerkannte sie ein 
förmliches Monopol dieser Banden auf das Soldatenhandwerk; die 
alten reichen Kulturländer Italiens ungestraft durchziehen und plün- 
dern zu dürfen, schien ein, Privileg dieser stärksten und mächtigsten 
Banden, ein erworbenes Recht derselben zu sein, das man nicht an- 
zutasten wagte. Der Grund, weshalb die mittelitalienischen Kommunen, 
welche so furchtbar unter der Geissel der Soldbanden litten, die Ver- 
jagung und Ausrottung derselben vorläufig nicht anstreben konnten, 
war der Verfall der Wehrkraft ihrer dem Handel und Gewerbfleiss 
ergebenen Bürger, die es mit berufsmässigen Kriegern nicht mehr 


3) Nori di Donato a. a. 0. 187 f. Vgl. oben S. 340. 

*) Derselbo gehörte der Linie Habsburg-Lanffenburg an und war samt. seinem 
Bruder Rudolf mit & Fähulein Jokes zu 95 Haubon), also 200 Hauben, Anfang Januar 1264 
uf scchs Monate in den Scld der Republik Florenz getreten (Arch. stor. Til, XV, 58 1). 
Im November 1864 scheint or bei der Gesellschaft des Albert Sterz und Hans Bongarden 
gowenen zu sin und im Solde Parugia’s gestanden m haben (Cronsca di Porigia a. 1.0. 
198), im Mal 1865 z0g or mit der Gesellschaft rom Stern, deren Gencralkapilän Albert 
Storz war, ins Gebiet von Siena (Neri di Donate & a. 0. 180). 

®) Nori Ai Donate 188 1. 

4) Soer. Urbani Va m MS 1. OXIE und OKI. Crom A'Orriste 690, Monte- 
man it. 
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aufnehmen konnten; 30 oft es sich diesen Kommunen um den Schutz 
wichtiger Interessen handelte, sahen sie sich daher genötigt, Söldner 
zu miethen. Schon aus diesem Grunde konnten sie es mit dem 
grossen Freibeutergesellschaften nieht verderben; ward eine derselben 
zu gefährlich, so gab es kein anderes Mittel, als sie durch eine andere 
bekämpfen zu lassen. 

Obgleich also der durch den Abschluss einer Liga gegen die 
künftigen bösen Gesellschaften in Italien erzielte Erfolg unter den 
geschilderten Umständen schr bescheidener Art war, gab sich der 
Papst doch vorläufig damit zufrieden, dankte seinen Nuntien, dem 
am 18. September zum Kardinalpriester von Santa Prassede beför- 
derten Markus von Viterbo, sowie den Bischöfen von Florenz und 
Citta di Castello, für ihre Bemühungen und ermahnte sie, sich noch 
weiter für das Zustandekommen einer Liga auch gegen die jetzt in 
Italien bestehenden Söldnergesellschaften einzusetzen (10. Oktober).t) 
Je mehr Urban die Erfüllbarkeit des letzteren Wunsches bezweifeln 
musste, desto notwendiger wurde jetzt für ihn die Anlehnung an den 
Kaiser. Bereitwilligst erfüllte er die Bitten, welche die Gesandten 
Karls IV, und des Frankfurter Reichstages ihm vortrugen. Er be- 
willigte am 21. Oktober als Beitrag zu den Kosten der Reichsheer- 
fahrt nach Italien die Auflegung des Zehnten von allen diesjährigen 
Einkünften aller kirchlichen Personen in Deutschland und dem König- 
reich Böhmen mit Ausnahme der in diesen Ländern Pfründen be- 
sitzenden Kardinäle, der Johanniter, Deutschordensritter, sowie der 
wirklich Zahlungsunfähigen, und ernannte die Erzbischöfe von Mainz, 
Trier, Köln, Bremen, Magdeburg, Salzburg und Prag, deren Suffra- 
gane, ferner die exemten Bischöfe von Basel, Bamberg und Kammin, 
sowie den der böhmischen Krone unterworfenen Bischof von Breslau 
zu Einsammlern dieses Zehnten in ihren Diözesen; als Termin der 
Zahlung bestimmte Urban das Fest Mariä Lichtmess (2. Februar) 1367.%) 
Ueberdies ermächtigte der Papst die Beichtväter, allen Christgläu- 
bigen, die den Feldzug gegen die bösen Gesellschaften unter Füh- 
rung des Kaisers oder seiner Hauptleute sechs Monate lang, ununter- 


4) Theiner, Codex dominii II, 440. 1. 428. 
®) #. P. 109. Nur für die Bischöfe von Kammin und Breslau ward Üstern 
(08. April) 1867 als Zahlungstermin festgoseizt« 
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brochen oder in Zwischenräumen, mitmachen, selbst wenn sie unver- 
sehrt zurückkehren, und ebenso allen jenen, welche auf ihre Kosten 
Krieger zu dieser Heerfahrt stellen, in Todesgefahr vollkommenen 
Sündenablass zu gewähren.‘) In einem Schreiben an Kaiser Karl 
vom 30. Oktober antwortete der Papst auf die an ihn gerichtete Frage, 
ob er ihm nach Italien vorausziehen oder ihm erst folgen solle, dass 
ihm ersteres besser scheine, damit dadurch seine eigene Reise ga- 
sichert werde, die er im nächsten Mai zunächst nach Viterbo und 
dann nach Rom zu richten gedenke. Anbetrachts der fortwährenden 
schweren Schäden, womit die bösen Gesellschaften die Länder der 
Kirche und des Reiches und besonders die Stadt Genua heimsuchten, 
bat der Papst nicht blos Karl IV. selbst, den Zug nach Italien mög- 
lichst zu beschleunigen,) sondern ersuchte auch desen einflussreichste 
Rathgeber, in dieser Hinsicht auf den Kaiser einzuwirken.?) Anfang 
November entsandte Urban seinen Kaplan Bertrand de Macello, Ka- 
nonikus von Lodeve,*) als Generalkollektor mit dem Titel eines „apo- 
stolischen Nuntius* nach Deutschland und Böhmen) und ermächtigte 
ihn, behufs schnellerer Beschaffung des Geldes mit den Bischöfen, 
wenn diese statt des Zehnten eine angemessene Geldsubsidie anbieten, 
darüber Vergleiche zu schliessen®), nötigenfalls mit Zustimmung des 
Kaisers den Termin der Zahlung hinauszuschieben”) und auch den 
von Entriehtung des Zehnten ausgenommenen Johannitern und Deutsch- 
ordenstittern einen Geldbetrag oder Kriegsdienst aufzuerlegen.‘) Um 
Unterstützung der Reichsheerfahrt nach Italien ersuchte Urban end- 
lich den König von Ungam und dessen Mutter, die Königinwitwe 
Elisabeth; beide geneigt zu machen, ward der k. Kanzler, Erzbischof 
Nikolaus von Gran, beauftragt.®) 


') Rog. Arin. Urbani V. a Y. pe 1, 1. DXKIK. VB. Geschichtequellen der Pro- 
vinz Sachsen XXL, 8. 211, Y. 764. 

RP. 

®) Seer. Urban Y. u. 248 f. CLAYL. 

4) Lodovensis, nicht Todonensis, wie es Mlschlich in Geschichtsquellen der Provinz 
Sachsen XXIL, 215 n. 780 huiset, 

®) Rog. Aria. Urbani V. p I 1. DEXIN und DENKAT. 

®) Edenda f. DXXNIM. 7) Ebenda 1. DERKIL. 

®) Ebenda 1. DAKAVL. 

®) Archotypa (besser Minnta genannt) 244 In. 950 des vatikaniıchen Arch. 
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Kaiser Karl hatte sich Mitte September nach Nürnberg be- 
geben und daselbst am 27. Oktober mit Rath der an seinem Hofe 
weilenden Fürsten, Grafen und Herren ) seinen anwesenden Stiefbruder, 
Wenzel, Herzog von Luxemburg, Limburg und Brabant, zu „seinem 
und des h. Reichs gemeinem Vikar diesseits des lampartischen Ge- 
birgs* während der bevorstehenden Heerfahrt nach Italien ernannt.?) 
Anfang Januar 1367 fand eine Besprechung des Kaisers mit dem 
päpstlichen Nuntius Bertrand zu Würzburg statt, wo der Termin für 
die Zahlung des Zehnten bis zum Sonntag Lactare (28. März) hinaus- 
geschoben ward.®) Die Geistlichkeit vieler deutschen Diözesen war 
aber nicht gewillt, den vollen Zehnten zu zahlen, sondern erbot sich, 
mit dem Kaiser und dem Nuntius über eine statt des Zehnten zu 
entrichtende feste Geldsumme zu verhandeln, zu welchem Zwecke der 
Zahlungstermin nochmals bis acht Tage nach Ostern (25. April) ver- 
längert ward.‘) Die Absicht, dem Wunsche des Papstes gemäss mit 
Beginn des Frühjahrs 1367 nach Italien vorauszuziehen, musste der 
Kaiser bald aufgeben; selbst um Mitte Mai, zu welcher Zeit er schon 
in Padua hatte sein wollen,5) waren die Vorbereitungen für die Heer- 
fahrt noch nicht über die ersten Anfänge hinausgekommen. 

Genau hielt dagegen Urban die für seine Romfahrt bestimmte 
Frist ein. Schon im November 1365 hatte er seinem Vikar in Rom, 
dem Bischof Pietro von Orvieto, befohlen, den «ehemaligen vatika- 
nischen Garten, der im Laufe der Zeit theils Ackerfeld, theils Wild- 


%) Anwosond waren die Kurfürsten won der Pfılz, Sachsen und Brandenbarg, der 
Eirbischof won Prag, die Bischöfa von Olmdtz, Augsburg, Bamberg, Verden, Briten, Chur 
umd Corbavien, die Herzoge von Osstorreich (beide), Schweidnitz und Liegnitz, dio Burg“ 
grafen von Nürnterg und Magdeburg, die Landgrafon von Leuchtenberg, die Grafen von 
Helfenstein, Oektingdn, Wertheim (Jchann), Schwarzburg (Heinrich) und Nassau (Hohann), 
kowie einige Bälo (R. K. 7294, 6202, A449). 

9) Ru K. 441004424. Vol. Rs. 445—451. Ueberdios verlich der Kaiser Herzog 
Wenzel alle Heimfälle, die jenscits des Rheins Idig würden (fs. 445) und rerpfindete 
unterm und die Barg Wolfsstein um 11.009 Gulden, welche von den 
die der Kaisor Wenzeh verstorbene Schwiegervater, Herzog Johann 
von Brabant, schaldete, abgerechnet werden sollten (R. X. 4410). 

%) Reg. Avin. Urh. Y. a. V. p. 1. £. DXXKII und DIXKAVUIL Vol. Goschiehts- 
quellen der Provinz Sachsen KIN, 917 m. 787. 

) Rog. Ann. Um. Vom Vo 7. Lt DU 

9) Ebenda f. DENVIIL. 

Werunsky, Kal IV. IIL Bd. 23 
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nis geworden, wiederherzustellen,‘) und im Juli 1366 den Kardinal- 
legaten Egidius beauftragt, die von ihm erbaute Burg zu Viterbo als 
Absteigequartier auf der Reise nach Rom instand zu setzen.*) Um- 
sonst versuchte König Karl V. von Frankreich, der von Verlegung 
des päpstlichen Stuhles nach Rom eine Minderung seines Einflusses 
auf denselben befürchtete, durch Absendung einer Gesandtschaft Urban 
in Avignon zurückzuhalten, indem er ihm vorstellen liess, dass Rom, 
diese „von Räubern gegründete Stadt*, sich gar oft gegen die Päpste 
empört habe, während die Bewohner Frankreichs zu allen Zeiten treue 
Diener des apostolischen Stuhles gewesen, dass der passendste Sitz 
des Stellvertreters Christi der Mittelpunkt Buropa’s sei, als welchen 
die Geographen Marseille (in nächster Nähe von Avignon) betrachten, 
dass die monarchische Regierungsform Frankreichs weit besser sei, 
als das dem Klerus feindliche demokratische Regiment der italie- 
nischen Städte, endlich dass Urban als Franzose von Geburt gleich 
Christus in seiner jüdischen Heimat verbleiben und sich bemühen 
solle, seinem bedrängten Vaterlande Frieden zu verschaffen.®) Eben- 
sowenig hörte Urban auf den Widerspruch der französischen Kardi- 
näle, welche, an das Wohlleben in dem üppigen Aviguon gewöhnt, 
sich vor der Uebersiedlung nach dem verfallenen und unruhigen Rom 
scheuten.*) Nur der Altertumsschwärmer Petrarca ermalnte den 
Papst als Nachfolger des Apostels Petrus und als Bischof von Rom 
in einem höchst kühnen und freimüthigen Schreiben vom 29. Juni 1366 
zur Rückkehr nach der ewigen Stadt. „Wie kannst Du,* rief er 
Urban zu, „am Ufer der Rhone unter goldener Decke Schlaf finden, 
während der Lateran in Trümmer stürzt, die Mutter aller Kirchen 
ohne Dach Wind und Wetter preisgegeben ist und die heiligen Häuser 
von $t. Peter und Paul wanken! Wie willst Du Urbanus heissen, 
wenn Du die Stadt (Urbs) meidest?‘) Während der Christenglaube 


') Tneiner, Codex domini II, n. 408. 
®) RP. 105. 
) Proa, relations politig 
+) Urbans Pina biligten von deu in Avigvon resiälrenden Kardinäien kaum mehr 
als vior, nämlich die drei Italiener (Niecold Capoeci, Bischof von Tosenlam, Marco von 
Yitarbo, Kardinalprlastor von Santa Praksede, und Rogktaldo Orsini, Kardinldinkon von 
Sant Adriano) und dos Papstes Bruder Angelic, seit 18. Soptember 1906 Kardinaiprioster 
son San Pietro in vincoll. pl. Cron. di Bologna 481. 
%) In den päpstlichen Urkunden heisst Rom stets »Urhss. Schon der Annahme des 


ote., D. 65-67, 
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„im Orient der grössten Gefahr ausgesetzt ist, sitzest Du, oberster 
Priester und Führer unserer Seelen, müssig im Oceident, statt Dich 
in hehrer Pflichterfüllung dorthin aufzumachen, wo der ärgste Angriff 
des Peindes droht, nach Rom, ja selbst nach Konstantinopel! Usber- 
lege es Dir, ob Du die Spanne Zeit, die Dir noch zu leben übrig, 
im Sündenpfuhl Avignon bleiben oder ob Du nicht vielmehr nach 
Rom kommen willst, welches vom Blut und von den Gebeinen der 
Märtyrer erfüllt ist.“ Die verweichlichten Kardinäle, denen das 
„Leben ohne Burgunderwein unerträglich‘ war, suchte Petrarca für 
die Uebersiedlung nach Rom zu gewinnen, indem er ihnen vorstellte, 
dass sich in dem herrlichen, überaus fruchtbaren Italien die verschie- 
densten Naturerzeugnisse in reichster Fülle und auch die besten Weine 
vorfänden, und dass sie sich, wenn ihnen letztere nicht behagten, 
Burgunderwein mit leichter Mühe zuführen lassen könnten. !) 

In seinem schon früher feststehenden Entschlusse durch diese 
eindringliche Mahnung nur noch mehr bestärkt, verliess Urban am 
30. April 1367 Avignon und schiffte sich am 19. Mai sammt unge- 
führ der Hälfte der Kardinäle®) und seinem Hofstant auf 23 prüch- 


Namens Urban muss die Absicht einer dereinstigen Uebersiediung nach Rom zugrunde ge- 
legen haten, zumal Wilhelm Grimoard, als er kurz vor seiner Erwählung zum Papste als 
Nuntius Florenz paseirte, die Aouserung gethan haken soll, wenn ihm Gott die Gnade 
erzengs, einen Papst zu sahen, der ermstlich nach Kom zurückzukshren beabsichtigt, 50 
wolle er beruhigt tagsdarauf sterben (M. Yill. XI, 20). 

') Epist. sonil. VIL, 1. 

®) Sicher steht die Thellnahme an Urbans Romfahrt beireffs der Kardlnalbischöfe 
Gui de Boulogne von Porto und Santa Rufus (I. vita. Urbeni V. bei Balwze vitse 985), 
und Nieco!d de" Capocei von Tusenlum (I. vita 882), ebonso betreffs der Kardinlpriester 
Guillaume Bragoso wit dem Titel von San Lorenzo in Luc (IV. vita 419), Anglie On- 
moard von San Pietro in vincoll, Urbans Y. Braders (Theiner, Codex dominii Il, n. 481 
und Cron. di Bologna 484), Guillaume de la Sudrie von San Gioranmi e Paolo (I. vita 
385, 1. vita 409, vel. Baltzo, motao 961 £), Marco von Santa Prassede (I. vita 
MI. rita 408) und Gullsune d’Aigrefeuil (der jüngere) von Santo Stefano auf dem Colius, 
von dem die Theilnalme en der Romfahrt sicher anzunehmen ist, weil er kurz ver Antritt 
derselben, erst am 19. Mal, zo Marsille saltst kreirt worden war. Endlich machte dis Ron- 
fahrt mit der Kardinaldiakon Guillaume de In Jugse von Snnte Maria in Cosmedin (1. vita 084). 
Botref des Kardinalbischefs Rayınond de Canilhac von Falestrim, des Kardinelpriesters 
Ivan de Blandiac vou San Marco und das Kardinaldiskons Hurus de Saint Martial von 
Sanıa Maria in portieu sind bie jet koimo Bomsise weder für ihr Thellnahme an der 
Komfahrt noch für ihr Verbieiben In Avignon bekannt. Baluze I, 964 behauptet Huguss 
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tigen Galeeren, welche die Königin von Sizilien, die Republiken Ve- 
nedig, Genua, Pisa und Florenz, sowie der Kardinallegat Egidius 
gesendet hatten, in Marseille ein.) Etliche der Kardinäle sollen, als 
sie die Küste der Proveneo entschwinden sahen, in Klagen ausgo- 
brochen sein, ‚als ob sie in die Sklaverei der Sarazenen abgeführt 
würden“.®) Nach fünftägigem Aufenthalt in Genua (23. bis 28. Mai) 
landete Urban am 3. Juni im Hafen von Corneto, wo ihn der Kar- 
dinallegat Egidio d’Albornoz an der Spitze der Prälaten, Magnaten 
und städtischen Gesandten der kirchlichen Provinzen ehrfurchtsvoll 
empfing und nach dem Minoritenkloster dieser hochthürmigen Stadt 
geleitete.) In Corneto erschien eine feierliche Gesandtschaft: der 
Römer, welche Urban die volle Herrschaft über die Stadt und die 
Schlüssel der Engelsburg übergab.) 

In Rom waren seit dem Jahre 1358 wichtige Verfassungsände- 
rungen vor sich gegangen. Im genannten Jahre war das Regiment 
der zwei dem einheimischen Adel entnommenen Senatoren beseitigt 
und an die Spitze der Stadtregierung auf Begehren des römischen 
Volks vom Papst Innocenz VI. ein fremder Senator gestellt worden, 
dessen Amtsdauer sechs Monate betrug; das römische Volk hatte nar 
das Recht, sechs Kandidaten dem Papste vorzuschlagen, aus welchen 
derselbe einen erwählte. Dem päpstlichen Senator setzte das Volk 
einen demokratischen Stadtrath (eonsiglio spezinle) an die Seite, wo- 


Thelnnhme ohne jeden Boweis. Der einzige Kardinal, von dem sich ganz sicher behaupte 
st, dass or in Arigmon geblieben ist, ist Piore Tier, Bischof von Albano ; derselbe 
starb Im Sommer 1867 und wurde in Avignon bestattet (Behue I, 954). Dass demelbe 
zuletzt. Bischof von Albano gewesen (nicht Kardinalpriester von Quatiro Coronati, wie 
Souchon, die Papstwahle ven Bonifaz VIIL. bis Urban VI, 8.180 n. 118 angikt), erhellt 
aus einem in den Reg. Arin. Urbani V. a V. ?. I. f- DEXIT bofindlicben Verzeichnis 
der Kardinäle; ebanso ist Souchons Angabe, dass or bereits 1508 gestorben, Irrig. 

YR. P. 114 a und b. Ranieri Sardo 157. Cron. di Piss 1047, Cron. Sanese 192. 
Cron. di Bologmm 181. 

?) Petraren, epistol. sn. IX. 2. 

5) Irrig behaupten Magmun, histoire d’Urbain V., Paris 186%, p- #85, und Reu- 
mont, Geschichte der Stadt Rom II, 949, dass Albornez den Papst nicht in Corneto em- 
pfangen habe, sondern krank in Vilerbo gelogen seh, während doch die 1. vita Urbani V. 
hei Baluze 1, 877 und die Il, vita (ebenda I, 406) und der über Albornoz besonders gut 
unterrichtete Montaımarte, Cronaea d’Orristo p. 86 den Empfang Urbans durch den Le- 
gaten zu Cornoto ausdrücklich bezcugen. 

1, vita Urbanl Y. 378; II vita 400. 
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zu vor allem „sieben Keformatoren der römischen Republik" gehörten, 
die man nach dem Vorbild der fiorentinischen „Prioren der Zünfte* 
eingeführt hatte. Zum eonsiglio speziale, wie er zum Unterschied 
vom allgemeinen oder grossen Volksrath (consiglio generale) hiess, ge- 
hörten ferner in der Eigenschaft als Exekutoren der Justiz die zwei 
Hauptleute oder Bannerführer (banderenses) und vier Vorsteher (ante- 
positi) der gleichfalls nach dem Vorbilde von Florenz damals in Rom 
erriehteten demokratischen Miliz der „Armbrustschützen und Schild- 
träger.* Die von den städtischen Aemtern ausgeschlossenen und geit 
1362 sogar aus der Stadt vertriebenen römischen Barone, die sich 
auf ihre Schlösser in der Campagna hatten zurückziehen müssen, 
rächten sich, indem sie zuerst die Kompagnie vom Hut (del cappel- 
1ctto),‘) später (1364) die des Anichino Bongarden in Sold nahmen 
und durch dieselben die Umgegend der Stadt verwiüsten liessen.:) 
Urban V. hatte nach seinem Regierungsantritte diese demokratische 
Verfassung der Stadt anerkannt, welche durch Beseitigung der wilden 
Kämpfe zuchtloser Adelsparteien Rom jene Ruhe und Ordnung dau- 
ernd wieder verschafft hatte, welche von Cola di Rienzo vorübey- 
gehend hergestellt worden war.') 

Am 8. Juni brach Urban von Corneto nach Toscanella auf, wo 
er übernachtete, und erreichte tagsdarauf Yiterbe,‘) um in der dor- 
tigen Burg den Sommer, während dessen im heissen Rom die Malaria, 
zu herrschen pflegt, zuzubringen. Hier langten im Laufe des Juni 
und Juli noch sechs Kardinäle nacheinander an, die auf dem Land- 
wege über Piacenza, Bologna und Rimini gereist waren.®) Unter den 


?) Diesclbe hatto sich im August 136% ans dantschen, bargundischen und ialis- 
nischen Soldnern der Republik Florenz gebildet, welche doppelten Sol haben wollten, aber 
nicht erhielten ; alle, die den Dieust der Republik deshalb warlisssen, sammelten sich um 
oinen im Tager auf einer Lanze als Wahrzeichen nufgepflanzten But 

28. oben Selle B14. 

9) Grogororius, Geschichte der Stadt Rom VI, 390406; Koumont, Geschichte 
er Stadt Rom II, 989 £. ? 

RP UA. 

9 Es waren dies die Kandinalprioster Gullaume ' Aigrofuell (der tere) von Santa 
Marin, in Trasterere und Piorre de Monterns von Sant’ Ansstasia, sowie die Diskone Ni- 
alaı de Besse von Santa Marie in via tm, Pierre de Beaufort von Santa Maria nova, 
Rineldo Orini yon Sant’ Adriano und Stephan Aubert ron Santa Maria in Aguio. Val 
hierüber Chron. Placentin. 509, Cron- di Bologns 482, Cronnen Kiminese (Murat, Seriptores 
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zahlreichen Huldigungsgesandtschaften italienischer Städte, welche 
Urban in Viterbo begrüssten, waren die stattlichsten und glänzendsten 
die von Florenz, Siena, Perugia und Pisa; sie brachten reiche Ge- 
schenke und stellten prächtig gerüstete Reiterscharen als Ehrengeleite 
zu Urbans Romfahrt.t) 

Die dringendste Angelegenheit, mit der sich Urban zu Viterbo 
beschäftigte, war das Zustandekommen einer neuen Liga gegen Ber- 
nabd Visconti, denn die Beziehungen des päpstlichen Hofes zu dem- 
selben waren in letzter Zeit schr gespannt geworden. Schon bei Ge- 
legenheit der Ausführung des Friedensvertrages von Bologna vom 
3. März 1364 waren zunächst zwischen Bernabd und den Verbün- 
deten der Kirche Streitigkeiten entstanden, welche eine wachsende 
Verstimmung auf beiden Seiten bewirkten. Bereits im Sommer 1364 
hatte Bernabd Rückgabe der Kastelle Hirberia (jetzt Rubiera), San 
Martino, Borzano und Montericco im der Diözese Reggio auf Grund 
des Friedens verlangt, obgleich dieselben nicht sein Eigentum waren; 
er hatte während des Krieges mit der Liga Hirberia dem Adels- 
geschlechte der Boiardi, San Martino den Roberti und die beiden 
letzten Kastelle den Manfredi von Reggio weggenommen und eine 
Zeit lang besessen, sie aber dann wieder an die Verbündeten der 
Kirche verloren.) Die Eigenthümer dieser Kastelle, Anhänger der 
Verbündeten, weigerten die Herausgabe derselben aufs entschiedenste 
und wurden hierin von den Verbündeten unterstützt.) Der Kardinal- 
legat Andruin, der dem Friedensvertrag von Bologna zufolge alle 
Streitigkeiten, die bei Ausführung des Friedens entstehen könnten, 
schiedsrichterlich entscheiden sollte, befand sich in grosser Verlegen- 
heit, denn er fürchtete, dass Bernabd eine ihm ungünstige Entschei- 
dung mit Kriegserklärung beantworten würde. Papst Urban, an den 
er sich um Rath gewandt hatte,t) bewog Bernabd und die Verbün- 


XV. 910). Erst gogen Endo des Jahres 1867 trat der Kardinalpriester Gilse do Mon- 
tairu von San Martino ai monti, gensunt »dor Kardinal von Törounane« (Morinnsis) die 
Romreis» an (Cron. di Bologna 484). 

) Donato Yelluti 113. Nori di Donate 192 f. Cron. di Peragia (dreh. stor. ital. 
XV, 1, 209). 

9) Cronien Ai Bologna 465, Chron. Mutinene 68%, N. Vil. XI, 4. 

9) Socr. Urbmni Ve m. 246 1. COVIIL, COKIIL, 

) 2.4. 0.1. CCLX, COCHI v., OOCLTE. 
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deten (Mai 1365), zu gestatten, dass der Termin für den Schied- 
spruch des Legaten bis 1. Oktober 1365 hinausgeschoben wurde. !) 
Zugleich befahl Urban den Boiardi, Roberti und Manfredi, die strit- 
tigen Kastelle bis zur Fällung des Schiedspruches dem von ihm eigens 
hiezu entsandten Ritter Andreas de Moyris, Herrn ven Malhan, zu 
treuer Hand zu übergeben.2) Der Termin verging jedoch, ohne dass 
der Schiedspruch gefällt wurde, und auch später hören wir nichts 
von Entscheidung des Streites um die vier Kastelle durch den Legaten, 
Ebensowenig scheint derselbe die anderen Klagepunkte, welche die 
Verbündeten gegen Bernabö vorbrachten, erledigt zn haben. So ver- 
langte Feltrino da Gonzaga, dass ihm die im letzten Kriege von 
Anhängern Bermabd’s entrissenen Kastelle zurückgestellt würden, da 
die Verbündeten der Kirche die von ihnen früher besetzten Kastelle 
Bernabö's bereits zurückgegeben hätten.°) Feltrino warf Bemab» 
weiter vor, dass er auch die mit den Grafen da Panieo bei Ueber- 
gabe ihrer Kastelle im Distrikt von Bologna geschlossenen Verträge 
nicht einhalte.‘) Francesco da Carrara beklagte sich darüber, dass 
jene Bewohner der Gemeinden des Gebietes von Breseia, welche zur 
Zeit des letzten Krieges ihm und der Kirche angehangen hatten, und 
denen laut des Friedensvertrages Straflosigkeit zugesichert war, nichts- 
destoweniger aufs ärgste verfolgt würden.) Die Markgrafen von 
Est endlich waren äusserst ungehalten her die Schäden und Un- 
bilden, welche die Söhne des von Bernabd unterstützten Galasso de’ Pii, 
Herrn von Carpi (nördlich von Modena), in Ortschaften des Distriktes 
von Modena nach dem Frieden verübt hatten.‘ Anderseits beschwerte 
sich aber auch Bernabd beim Papste über Nichtausführung des Frie- 
densvertrages von Seiten der Kirche und ihrer Verbündeten,‘) und in 
der ‘That hatte der Kardinallegst Egidius Jahre lang gezögert, den 
Anhängern Bemabö’s ihre konfiseirten Güter zurückzustellen, wes- 
halb ihm Urban die sofortige Rückgabe im März 1366 anbefehlen 

') Seer. Urbani V, m. 247 1. LENKVILN v., LSANK, LXRKKIL. 

900.0. 0 247 1. ONXXRIIL n. 248 f. NAVI. 

9 1.0.0. n. 246 1. CCLXI, COXXERVIL. 

+) Theiner, Codex deminii Il, 416 m. 891. 

®) Beer. Urbani V. m. 247 1.87 r. 


Yun Om 7 L KR: m 848 f. KIN ve: vol. amch m. 947 8 INV ro 
’) Socr. Urbani V. m 947 f OXXII v. 
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musste.!) Schon im Jahre 1365 war es zu offenen Feindseligkeiten 
zwischen Bernabö und Francesco da Carrara gekommen, indem Hilfs- 
trappen Bernabö's an der Seite des Kriegsrolkes Herzog Rudalfs von 
Oesterreich im Valsugana gegen die Truppen Francesco's da Carrara 
kämpften.*) Als sich letzterer über diesen Friedensbruch Bernabd's 
beim Papste beklagte, rieth ihm Urban (Dezember 1365), davon kein 
Aufhebens zu machen, damit der Friede erhalten bleibe.°) Allerdings 
hatte der schlaue Bernabd im September desselben Jahres dem Papste 
100.000 Gulden von der ihm laut des Friedens von Bologna zu zah- 
lenden Entschädigungssumme nachgelassen“) und dadurch erreicht, 
dass seine fortwährenden Friedensverletzungen yon Papste mit grösserer 
Nachsicht beurtheilt wurden. Daher ging denn auch der Plan, eine 
neue Liga gegen Bernahd zu schliessen, nicht vom Papste, sondern 
von den Este, Carrara und Gonzaga aus, welche denselben im No- 
vembar 1365 Urban mittheilten.5) Aber schon im Lanfe des fol- 
genden Jahres trat in den Beziehungen Bernabd's zum Papste eine 
merkliche Verschlimmerung ein. Da der von Urban um seine Ver- 
mittlung zwischen der Republik Genua und den Visconti ersuchte 
Graf Amadeus von Savoyen nichts ausrichtete, bat der Papst sowohl 
die Republik Genua, als auch Bernabd und dessen Bruder Galeazzo, 
sowie deren Schützlinge, die Markgrafen von Carreto, in Schreiben 
vom 22. Juni 1366, behufs Abschluss des Friedens binnen zwanzier 
'Tagen an den apostolischen Stuhl Berollmächtigte zu senden.°) Die 
Vissonti kamen jedoch dem Begehren des Papstes nicht nur nicht 
nach, sondern Ambrosio Visconti, Bernabd’s natürlicher Sohn, Haupt- 
mann der im Solde des letzteren stehenden Kompagnie San Giorgio, 
brandschatzte sogar in Verbindung mit der Bande Hawkwood's vom 
Mai bis September 1366 die Gebiete von Gubbio und Orvieto, sowie 
die Campagna von Rom.’) Zwar erwirkte Urban im Oktober von 
Bernabd die Abberufung Ambrosio's von der Kompagnie,*) aber schon 


Yu 2.0.0 248 L1aV 
®) Huber, Geschichte Endolfs IV., 8. 150 

9) Soer. Urbani V. n. 248 1. XVI. 

*) Theiver, Codex dominii II, 429 n. 405. 

®) Seer. Urbani V. n. 248 £. II. und Theiner Il, 429 n. 407. 

®) Seer. Urbani V. n. 248 £. LXXKII und LKXKHIL, CIX v. und CK. 
7) Vgl. oben S. 150. ®) Theiner, Codex dominii Il, 440 n. 421. 


vau=es GOOgIE unn 


SCONS 


Karla IV. Politik vom Frühjahr 1964 bis April 1468. ss 


im Frühjahr 1367 erschien er wieder mit derselben Kompagnie brand- 
schatzend in der Gegend von Urbino, obgleich die Mitglieder der- 
selben im Oktober 1366 versprochen hatten, ein Jahr lang den Ge- 
bieten der Kirche nichts anzuhaben.!) Auch Galeazzo, Bernabö's 
Bruder, hatte den Zorn Urbans erregt, indem er sowohl das Bistum 
Vercelli,*) als die der Königin von Sizilien gehörige Grafschaft Pie- 
mont befehdete?) und den wiederholten Mahnungen des Papstes keinen 
Gehorsam leistete.*) Schon nach dem ersten feindlichen Einfall Am- 
brosio Visconti's in Gebiete der römischen Kirche hatte Urban den 
Kardinallegaten Egidius beauftragt (16. September 1366), die frühere 
Liga der Kirche mit den lombardischen Grossen zu erneuern und 
auch andere Herren und Städte in dieselbe aufzunehmen.) Doch 
kam eine solche vorläufig moch nicht zustande, und erst als Ambrosio 
das Gebiet der Kirche abermals heimsuchte, betrieb Urban selbst, 
um sich für den aller Wahrscheinlichkeit nach bevorstehenden Wieder- 
ausbruch des Krieges mit den Visconti durch Bundesgenossen zu 
stärken, die Neubegrändung der ehemaligen Liga. In seinem Namen 
schloss der päpstliche Kämmerer, Erzbischof Arnaud von Auch, am 
31. Juli zu Viterbo mit: den Bevollmächtigten der Markgrafen von 
Este, des Francesco da Carrara, sowie des Guido da Gonzaga und 
seiner Söhne Lodovico und Franceseo®) einen Bundesvertrag auf sieben 
Jahre, welchen Urban am 5. August bestätigte. Die Verbündeten 
verpflichteten sich, ihren Länderbesitz gemeinsam zu vertheidigen 
gegen Jedermann, besonders uber gegen die Visconti und deren An- 
hänger Consignorio dalla Seala von Verona. Da Bernabö mit den 


!) Cronaen Riminose (Muratori, Seriptores XV, 910). Originakırkunde in den Archi- 
valien dos Kardinals Albornes im Oollegio di Spagnn zu Bologna, fisc. VI, m. 40- 

”) Seen. Urbani Von. 476 XL vn XV v, KARO, LYEL, LXX, DRK Y, 
LXKUN: vol. Geschichtsanellen der Provina Sachson XXI, N. 757, 799, 798. 

9) Soer. Urbari Ve n. 947 1. CKERT r. 

+) Ob Kaiser Karl IY,, den Urban am &. Juni 1568 emucht hatte, Galeuzzo zu 
Wofehlon, die emberten Gebiste der Grafschaft Piemont herauszugeben (Secr. Urbani V. 
. 248 f. LXXKXVUN), Schritte in dieser Richtung unternommen hat, ist nicht bekannt. 

*) Ser. Urbanl V. m. 248 f. COLVIT r. 

®) Kaiser Karl IV. hatte Lodovico und Francesco im November 1365 vom Morde 
ähres Bradors Urolino absolvirt und ihrem Vater als Collogon im Reic 
eigosllt (R- R. 4237 und 4288). 
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Gonzaga, welche von ihm einst aus Furcht das sog. Serraglio") zu 
Lehen genommen, aber im November 1385 eine Annullirung dieser 
Lehensabhängigkeit von Kaiser Karl IV. erlangt hatten,?) eben des- 
wegen in heftigem Streite lag, und vorauszuschen war, dass Bernabd 
zunächst die Gonzaga und ihre Hauptstadt Mantua angreifen werde, 
so ward im Vertrage won Viterbo bestimmt, dass die Verbündeten 
dort eine ständige Besatzung von vier Fähnlein) Reiter unterhalten 
und im Falle eines Angriffes der feindlichen Flotte auf das durch 
seine Tage so wichtige Kastell Borgoforte am Po die Kosten der 
Aufbringung einer genügenden Anzahl Kriegsschiffe bestreiten sollten; 
den Gonzaga ward die Ausrüstung von wenigstens vier Galeeren 
auferlegt. Waffenstillstand oder Frieden mit dem Feinde sollten die 
Gonzaga nie ohne Zustimmung der Verbündeten schliessen und ebenso 
letztere in solche Verträge die Gonzaga einbeziehen.) Die Floren- 
tiner, welche der Papst gleichfalls zum Abschluss eines Bündnisses 
gegen Bernabd zu bewegen suchte, weigerten sich dessen, weil sie 
über Urban ungehalten waren, dass er einen abermaligen Zug Kaiser 
Karls IV. nach Italien betrieben hatte und noch betrieb. Urban hatte 
ihnen schon im September 1366 versichert, der Kaiser habe ihm 
schriftlich erklärt, die Verträge mit Florenz, Siena und Peragia und 
mit allen seinen Vikaren in Italien einhalten zu wollen, er hatte im 
Frühjahr 1367 den Nuntius Johann von Siena an den Kaiser ge- 
schiekt und ihm die Interessen der Florentiner besonders empfohlen, 
und Karl IV. hatte die Republik durch diesen Nuntius seines Wohl- 
wollens versichern lassen.®) Das alles aber genügte den Floren- 
tinern. nicht, sie hatten den Papst vielmehr zu bewegen gesucht, auf 
die Herbeirufung des Kaisers ganz zu verzichten.‘) Da er ihnen 
diesen Gefallen nicht gethan hatte, kamen sie jetzt gleichfalls seinem 
Wunsche nieht nach und lehnten das Bündnis gegen Bernabd ab 
mit dem formellen Hinweis auf den noch zu Recht bestehenden Frieden 


1) Die Gegend zwischen dem rom Mincio gehikdeten See und dem Pa. 
RR. K. 4290. 
*) Ein Pähnlein (vanderla) ward bald zu zwanzig, bald zu Mnfundswanzi Reitern 
gerechnet, 
RP. 118. 
MR. K. 4501, 4624. 
*) Archivio storico itallamo, appendice VII, 420. 


vau=es, GOOglE 


ONs 


Karls IV. Politik vom Frühjahr 1804 bis April 1508. 363 


von Sarzana von 1353, was Urban umsomehr verdross, weil die Kom- 
munen Siena und Perugia, seinem Wunsche willfahrend, wirklich eine 
Liga mit der Kirche gegen Bernabd abschlossen, kraft deren man 
sich gegenseitig zur Stellung von Hilfstruppen verpflichtete.‘) Aller- 
dings hatten Siena und Perugia weit mehr Grund, sich mit dem 
Papste gegen Bernabd zu verbünden, als Florenz, welches von der 
Soldbande seines Bastards Ambrosio fast ganz verschont geblieben 
war, während Siena und Perugia wiederholt furchtbar von den Ein- 
fällen derselben in ihre Gebiete gelitten hatten. 

Der Grund, weshalb die Verhandlungen über Abschluss der Liga 
mit den lombardischen Signoren nicht mehr wie früher der Kardinal- 
legat Egidius Albornoz geführt hatte, war die tötliche Krankheit, 
an welcher dieser hervorragendste der damaligen Kardinäle darnieder- 
lag. Am 22. August beschloss er im Schlosse Benriposto bei Viterbo 
sein thatenreiches Leben, welches er der Wiederanfrichtung der welt- 
lichen Herrschaft des Papsttums in Italien mit so grossem Erfolge 
gewidmet hatte.*) Jene Verdächtigungen seiner Verwaltung der 
kirchlichen Provinzen, über die er sich im Jahre 1364 so bitter be- 
klagt hatte, waren fortgesetzt worden, seine Feinde in Avignon sngten 
dem Papste, Egidius habe Verordnungen erlassen, die einen Bruch 
des Friedens von Bologna bedeuteten, er verwende die Einkünfte der 
kirchlichen Provinzen, ohne sich um die päpstlichen Provinzial-The- 
saurare (Zahlmeister) zu kümmern, rein nach Willkür, und sei dem 
Adel und den Städten jener Provinzen verhasst. Egidius bat daher 
gegen Ende des Jahres 1364 Urban V. abermals um Enthebung von 
seiner Logation. Der Papst überzeugte sich von der Grundlosigkeit 
dieser böswilligen Anschuldigungen, schrieb Egidins einen schönen 
Trostbrief über das gewöhnliche Loos aller durch Tüchtigkeit und 
Verdienst hervorragenden Menschen, dass sie von kleinlichen Neidern 
verfolgt werden, und bat ihn, zum Heil der kirchlichen Provinzen die 
Legation weiter zu verwalten.) Diese ihm vom Papste selbst ge- 


') Donato Yelluti 118, Neri di Donato 192; Tl. Secr. Urbanf Y. n. 249 f. LAXKII 
und LXXXUN 7. 

%) Die genanoro Angabe der Cronien d"Ürviole B01 Aher die Zeit des Todes (in 
dor Nacht vom Sonntag den 22. auf Montag den 25. August) Ist wohl der der Papsiriten 
(bei Baluz. II, 878 und 406), welche kurz den 24. August angeben, vorzuzichen. 

9) Ser. Urbani V. m. 947 1. XRRT. 
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gebene Genugthuung hatte Egidius befriedigt und er widmete sich 
seitdem mit neuem Eifer der Wiedererwerbung der noch übrigen, iu 
fremden Besitze befindlichen Güter und Rechte der römischen Kirche. 
In dieser Hinsicht hatte er noch wenige Monate vor seinem Tode 
durch geschickte Benützung der Notlage Perugia's bedeutenda Erfolge 
errungen. Die Prioren von Perugia hatten nämlich im Juli 13565 
Andreas Beaumont und die mit ihm gefangenen Söldner der eng- 
lischen Kompagnie freigelassen ; dieselben bildeten abermals eine Frei- 
beutergesellschaft, die sich mit der Bande John Hawkwood’s ver- 
einigte, im März 1367 in die Grafschaft von Siena einbrach und die 
Senesen zurückschlug. Für den gefangenen Kriegshauptnaun der- 
selben wurde ein Lösegeld von 10.000 Goldgulden verlangt. Von da 
aogen die vereinigten Freibeuter, aus Engländern, Italienern und 
Deutschen bestehend, in die Grafschaft Perugia und brachten auch 
den Peruginern bei Ponte San Giovanni eine gänzliche Niederlage 
bei (20. März).t) Wenige Tage später (5. April) besetzte der Legat 
Egidius, von den Bandenführern John Hawkwood und Johann Sterz, 
die er in Sold genommen, unterstützt, Assisi, bald darauf auch No- 
cera, Gualdo und andere Städte und Kastelle, im ganzen etwa zehn, 
über welche die Peruginer bisher die Schutzherrschaft geführt: hatten. 
Aus allen diesen Ortschaften wurden die peruginischen Besatzungen 
vertrieben und die unmittelbare Herrschaft der römischen Kirche über 
dieselben wiederhergestellt.%) Die letzte Rückerwerbung des Legaten 
Egidius war Todi. Diese kleine, aber freiheitslustige und selbst- 
bewusste Republik wollte von Unterwerfung unter die Kirche nichts 
wissen, weshalb sie Egidius vom Mai bis Ende Juli belagern liess, 
worauf sich die Stadt nicht Egidius, sondern dem Papste unter der 
Bedingung ergab, dass durch den Bruder desselben, den Kardinal 
Anglie, eine Untersuchung des Rechtsverhältnisses der Stadt Todi zur 


*) Das Gemach im Palazo pubblico zu Perugia, vo die Prioren die Freilassung der 
Söldner ron der englischen Kompagnie beschlossen hatten, heisst noch jetzt. »del mal 
omiglio. 

2) Die Peraginer beschuldipten Egidins, dass er os gowosen, dor ihnen die Kom- 
Dagnio der Engländer anf den Hals geschickt hatte. — Tel. Cron. d’Orrieta 690, Monta- 
mario 85, Neri di Donate 101, Oronnca di Poragia 204. Yel die Originalurkando vom 
28. Februar 1967 im fasc, VI. 0. #7 der Archiralien des Kardinals Allornoz im Collogio 
&i Spagns zu Belorar. 
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römischen Kirche vorgenommen werde.!) Aber nicht blos um die 
Wiederherstellung der weltlichen Herrschaft des Papsttums hat sich 
der Kardinallegat Egidius hochverdient gemacht, er gab auch den 
verschiedenen Provinzen des Kirchenstaates zuerst gemeinsame Ge- 
setze, indem er Verordnungen früherer Päpste, päpstlicher Legaten 
und Provinzialrektoren, sowie einzelne städtische Statuten mit eigenen 
Verordnungen zu einem das öffentliche und private Recht enthal- 
tenden Gesetzbuch vereinigte, welches von ihm bereits im Jahre 1357 
vor seiner Abreise nach Avignon dem damals zu Fano gehaltenen 
Generalparlament der kirchlichen Provinzen vorgelegt und von dem- 
selben angenommen worden war, im Jahre 1863 noch Ergänzungen 
erhielt und unter dem Titel der „Egidianischen Konstitutionen“ nach 
einer 1543 vorgenommenen Revision bis 1806 in Geltung geblieben 
ist.2) Die Leiche dieses „grossen Kardinals“, wie ihn die Zeitge- 
nossen hiessen, wurde seinem letzten Willen gemäss zuerst in der 
berühmten Grabkirche des hl. Franz zu Assisi beigesetzt, später 
aber nach dem Tode seines Erzfeindes, des Königs Pedro desGrausamen 
von Kastilien, nach Toledo gebracht, wo der Kardinal als ehemaliger 
Erzbischof dieser Stadt in der dortigen Kathedrale bestattet ward.?) 

Hatte schon der Tod des Kardinallegaten Egidius den Papst 
sehr verstimmt, da er sich der langjährigen Erfahrung desselben in 
der italienischen Politik zu bedienen gehofft hatte, so verbitterte ihn 
noch mehr der wilde Aufstand, den die Viterbesen ungeachtet seiner 
Anwesenheit in der Stadt erhoben. Am 5. September entstand Streit 
qwischen Dienern des päpstlichen Hofmarschalls, welche einen Hund 
in dem öffentlichen Brunnen auf der Piazza Piano di Scarlano wuschen, 
und einigen Viterbesen, die sie darob zur Rede stellten. Vom Wort- 


1) Cron. d’Orvieto 691; Nontemarte 26. 

9) Magnan, Histciro d’ Urbain V., p- 211218. Vgl. Brandi, Lo Constitutionen 
s. m. ecelesine del cardinale Kgidio Albornoz im Bullettioo deil’isituto storico Italiano, 
No. 6, Roma 1888, p. 87 f. — In Bologna stiftete Feidius 1865 das Kolleg Sanı Cle- 
heute moch das »Collegio di Spagna« genamt, und. vermickte 

juristischen Handschriften reiche Bibliothek. Es wäre sehr 
zu wünschen, dass die in sieben Faszikein dort aufheyahrten Archivalien des Kardinals 
Gil @’Albornoz von der r. Deputaziome sugli stud! di storia patrin kritisch herausgegeben 
würden. 

*) IE vits Urlani Y. bei Balız II, 406. ron. d’Orrieto 691, Cronaen Riminese 
910, Cronsen di Poragia 204, Raynald a. a. 1867 1. 15. 
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wechsel kam es zu Thätlichkeiten, ein Viterbese wurde getötet. Mit 
dem wilden Rufe „Viva il popolo, muoia la chiesa* erhob sich jetzt 
das erbitterte Volk, stürmte die Häuser der Kardinäle Bragose und 
Aubert, wohin die Schuldigen entkommen waren, und machte vier 
Leute vom Gesinde dieser Kirchenfürsten nieder. Alle Kardinäle, mit 
Ausnahme der italienischen, flüchteten sich in die Burg des Papstes, 
welcher die Nachbarstädte um Hilfe anrief. Erst am 7. September, 
als die Aufgebote von Orvieto, Montefiascone, Bagnorea, Todi, Orte, 
Soriano, Sutri, Vetralla und Corneto unter Führung des Grafen Ugo- 
lino Montemarte, langjährigen Feldhauptmannes des Kardinals Albornoz, 
in Viterbo eintrafen, legte sich der Aufruhr, und die Viterbesen unter- 
warfen sich der Gnade des Papstes, welcher die Hauptschuldigen an 
den Galgen hängen liess. 1) 

Einigen Trost gewährte dem Papste die bald hierauf eintreffende 
Kunde von dem vollständigen Siege, welchen damals Gomez d' Al- 
bornoz, der Nepot des verstorbenen Kardinallegaten Egidius, mit den 
Truppen der Kirche und der Königin Johanna von Sizilien über 
Ambrosio Visconti und die von ihm geführte Kompagnie San Giorgio 
bei Sacco del Tronto an der Nordgrenze Apuliens davongetragen hatte; 
nur ein kleiner Theil der Freibeuter entkam, die meisten fielen oder 
wurden gefangen und später enthauptet; Ambrosio selbst ward ver- 
wundet nach Neapel gebracht und dort im Castell muovo eingekerkert.2) 

Am 13. Oktober verliess der Papst Viterbo und zog am Morgen 
des 16. feierlich in das jubelnde Rom ein. Den Zug eröffnete Mark- 
graf Niccold d’Este mit dem Ehrengeleite, welches er als päpstlicher 
Vikar von Ferrara gestellt hatte, dann kam Malstesta Ungaro, Kriegs- 
hauptinann der Kirche, mit den päpstlichen Barbuten, hierauf ritten 
die Kardinäle mit ihren Hofleuten, ihnen folgte Galeotto Malatosta, 
päpstlicher Vikar von Rimini, mit seinen Fusstrappen. Nun kam der 
Papst; die Zügel seines Rosses hielten Graf Amadeus von Sayoyen®) 

WR. P. 115°. Ausser den hier angeführten Qusllen kommen noch in Betracht: 
Montemarte, Cronnca d'Orvieto 86 und Cron. di Bologna 483. 

%) Annal, Mediolan. (Murstori, Soriptöres XVI, 786), Nori di Domto 105, Cron. 
Riminese 910, Corn. Napolet, (Muratori, Seriptores XL, 1 

9) Amadeus war zum Papst gekommen, um demselben Bericht zu erstatten über 
den Kreuzzug, den er zu Gansten meinen Vetters, das ven den Osmanen. bedrängten gric- 
ehischen Kaisers Johannes V» Paliclogus mit seinen Vasen und geworlenen Solduern 
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und Fernan Blasco de Belviso, ein Verwandter des Kardinals Albornoz, 
von Urban zum Sonator Roms ernannt; hinter dem Papste trug Rodolfo 
da Camerino, päpstlicher Vikar von Tolentino, das Banner der Kirche. 
Hierauf folgten abermals Reiterscharen unter Führung Pandolfo Mala- 
testa’s, dann Barone, Ritter und städtische Gesandte, endlich mehr 
als 2000 Bischöfe, Aebte und Priester zu Pferde. Der Zug bewegte 
sich nach der auf Urbans Befehl wiederhergestellten Basilika San 
Pietro, wo derselbe nach verrichtetem Gebete von der Kathedra Be- 
sitz nahm, worauf 64 Jahre lang kein Papst gesessen hatte. Seine 
Residenz schlug Urban im verfallenen vatikanischen Palast auf, den 
er ebenso wie die ruinenhaften Basiliken San Giovanni in Laterano 
und San Paolo zuvor hatte eindecken lassen.!) 

Unterdessen hatte sich Kaiser Karl IV, bemüht, die versprochene 
Heerfahrt nach Italien zustande zu bringen, war aber auf bedeutende 
‚Schwierigkeiten gestossen, die ihn zwangen, den Antritt des Zuges 
auf weiteres zu verschieben. Zunächst war es der Widerstand der 
Geistlichkeit vieler deutschen Diözesen gegen die Entrichtung des 
Zehnten, der zur Bestreitung der Kosten des Zuges s0 nothwendig 
war. Heftige Widersetzlichkeit der deutschen Geistlichkeit gegen 
Besteuerung von Seiten der Päpste war seit jenem tumultnösen Wärz- 
burger Reichstag des Jahres 1287 öfters vorgekommen, zuletzt noch 
in den Jahren 1355—1359, wo allerdings ein dreijähriger Zehnt 
und zwar für die Zwecke der weltlichen Herrschaft des Papstes ver- 
langt worden war. Obgleich diesmal nur ein einjähriger Zehnt und 


untoruommon hatte, Amadeus’ Vater Aymon war nämlich Bruder der Kaiserin Anna, 
Mutter Johannes” V., gewosen. Letzterer hatto im Frühjhr 1346 in Ofen für den Full, 
nes ihm der König von Ungarn Hilfe Vriuge, zur römischen Kirche überzutieten ver- 
Aprochen, Urban V,, hiovon benachrichtigt, entsandte den apostolischen Palastanditor, 
Wilhelm von Noollet und den Augustinerorimiten Rudolf von Citta di Castello, Professor 
der h. Schrift, im Juli 1066 mit dom Auftrage, Kaiser Johaonse den Glaubomoid abeu- 
nehmen. Auf der Heimreise von Ofen warl der Kaiser von Johannes Siäman, Bulgarsncar 
von Truoyo, gefangen. Amadeus, welcher Ende Juni 1666 von Venedig abgesegolt war 
und am 23. August das die Dardanellonstrasse heherrachende Gallipoli den Osmanen ent- 
vissen Iatie, zwang Sißman durch Rroberung bulgasischer Städte an der Küste des 
schwarzen Meeres, den Kalser freizugoben (Dezeuber 1560). Vgl. Sesr, Urbani Yu 1. 248 1, 
CXKXZUN ; Delaville Le Houlx a. a. 0. 141157. 

) RP. 1155, wo unter den Quellen der Boricht dot Chronisten yon Rimini 
(&. a. 0. 910), der Augenzeuge wer, naehzutrugen ist- 
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awar nicht blos für Zwecke der Kirche, sondern auch des Reiches 
auferlegt worden war, schützten doch sehr viele Erzbischöfe, Bischöfe, 
Prälaten und geistliche Personen Armut und finanzielle Zerrüttung 
vor und wollten von der Zehntzahlung befreit werden.!) Im Sommer 
1367 war überdies der päpstliche Nuntius und Generalkollektor Ber- 
trand de Macello sammt seinen Gehilfen durch den Ritter Friedrich 
von Aufsetz. wie es scheint, im Bistum Bamberg gefangen genommen 
und erst auf Befehl des Bamberger Bischofs, Ludwig Markgrafen 
von Meissen, welcher Lehensherr jenes Ritters war, freigelassen worden.?) 
Wie bei früheren Ueberfällen und Gefangennahmen päpstlicher Kol- 
lektoren, dürften auch diesmal Geistliche, welche die Zehntzahlung 
weigerten, ihre Hand im Spiele gehabt haben. Dem Nuntius Bertrand 
war der weitere Aufenthalt in Deutschland verleidet, über die erlit- 
tenen Unbilden klagend ging er zunächst zum Kaiser, den er auf 
dem Schlosse Karlstein traf, und von da nach Viterbo zum Papst, 
der ihm eine Mission nach Kastilien übertrug,?) nach Deutschland 
aber und an den Kaiser an Bertrands Stelle Peter von Calais, Augu- 
stinerchorherrenprobst von Nimes, als Nuntius enisandte, welcher 
Karl IV. Anfang November 1367 zu Wien am Hofe der Herzoge 
von Oesterreich antraf,*) und sich gleich darauf zu Urban V. nach 
Rom zurückbegab, dem er die Kunde von dem Entschlusse des Kai- 
sers überbrachte, im März 1368 die Heerfahrt nach Italien anzu- 
treten.d) Am 17. Dezember schickte Urban den Propst Peter noch- 
als als Nuntius und Generalkollektor an den Kaiserhof und nach 
Deutschland und beauftragte ihn, den rückständigen Zehnten bis 
Mariä Verkündigung zu erheben, sowie gegen die Widerspänstigen 
mit Kirchenstrafen einzuschreiten.®) Doch ward der Nuntius zugleich 
ermächtigt, in Fällen, wo über die Zehnteinschätzung Zweifel ent- 


‘) Theiner, Codes dominil II, 464 n. 407. 

®) Das Dankschreiben des Papstes an den Bischof von Bauberg ist vom 28. Sop- 
temmber datirt (Minatae, genannt Archetzpa des Vatikunischen Archirs, 244 d. m. 146). 

®) Rep. Ayin. Urbani Vo a VI, p.L. £ LE v. 

IR. K. 468. 

®) R. PB. 116, Secr, Urban Yun 249 f. XRX ni el Ru K. 4604, 4586. Die 
doppelte Gesandischaft Peters geht hervor aus Theiner, Codex deminii II, 459 n. 422, 
Socr. Urbani V. m. 249 £. XRVE v. und KKVIE v. 

*) Seer. Uran Y. m. 249 1. XXI v. RP. 117. 
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stünden und Verzögerung der Zahlung zur Folge haben könnten, mit 
den betreffenden Bischöfen und sonstigen geistlichen Personen über 
eine binnen kurzer Frist statt des Zehnten zu zahlende Geldsubsidie 
Vergleiche zu schliessen.!) An fast alle deutschen Erzbischöfe und 
Bischöfe erging der strenge Befehl, den Zehnt an den Nuntius Peter 
binnen genannter Frist zu entriehten,°) nur der Erzbischof von Salz- 
burg, seine Suffragane und die Bischöfe von Konstanz, Basel und 
Chur sollten den Zehnt an den hiezu ermächtigten Bischof Johann 
von Brixen erlegen.) Ferner forderte Urban alle Bischöfe und Prä- 
laten, Fürsten, Herren und Ritter sowie alle Städte und Gemeinden 
Deutschlands aufs nachdritcklichste zur Stellung von Hilfstrappen für 
die bevorstehende Heerfahrt auf*) und richtete überdies Briefe an 
die Kurfürsten, die Erzbischöfe, den Markgrafen von Mähren, die 
Herzoge von Oesterreich, Baiern, die Landgrafen von Thüringen und 
Leuchtenberg, den Burggrafen von Nürnberg, die Grafen von Oettingen, 
Helfenstein, Würtemberg, Hohenberg, Montfort, Görz u. a., worin er 
sie ersuchte, mit möglichst grosser Heoresmacht und womöglich per- 
sönlich den Kaiser nach Italien zu geleiten.’) In besonderen Schreiben 
dankte der Papst dem kaiserlichen Hofmeister Grafen Burchart vom 
Magdeburg, dem Patriarchen Markwart von Aquileja sowie den Bi- 
schöfen Lamprecht von Speier und ‚Johann von Brixen für die dem 
Nuntins Peter gewährte Unterstützung und ihren Eifer in Bezug auf 
deu Romzug Kaiser Karls und bat sie um weitere Förderung und 
Unterstützung.) Endlich wandte sieh Urban noch an zwei Kaiser 
Karl besonders nahestehende Fürsten, an dessen Kanzler Bischof 
‚Johann von Olmütz und an Herzog Bolko von Schweidnitz, mit der 
eindringlichen Bitte, die Heerfahrt des Kaisers unahlässig zu betreiben 
und dafür zu sorgen, dass derselbe mit genfigendor Macht in Italien 
erscheine und die sehnlichst gewünschten Erfolge wicht ausbleiben.”) 


*) Soer. Uran V. m. 240 1. X 
KEIN vo und XL or 
ANaV. 


v und X 


16 und See. Urbar 
) Goschichisquellen dar Provirs 

m 249 A RRVIT und KRVIE v. 

49 6. XNIX v. und KR, 


an. Bi. 24 
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In keinem dieser päpstlichen Schreiben war als Zweck der Heer- 
fahrt des Kaisers nach Italien die Bekämpfung der Visconti ange- 
geben, doch kann es keinem Zweifel unterliegen, dass der Papst durch 
seinen Nuntius dem Kaiser von den fortwährenden versteckten Feind- 
seligkeiten der Visconti, besonders Bornabö’s, Mittheilung gemacht 
hat,') so dass sich jetzt schon für den Kaiser als nunmehriger Haupt- 
zweck seines Zuges nach Italien die Bekriegung Bernabd Visconti's 
im Interesse der Kirche und der mit ihr verbündeten oberitalienischen 
Signoren herausstellte. Noch mehr trat der frühere Zweck, die Be- 
kämpfung der in Italien hausenden bösen Gesellschaften, in den Hinter- 
grund zurück, als sich zu Ende des Jahres 1367 die erst vor einem 
Jahre (19. September 1366) gegen künftige böse Gesellschaften zu- 
standegekommene Liga der mittel- und süditalienischen Mächte that- 
sächlich auflöste. Als nämlich zu Weihnachten die statutenmässige 
‚Jahresversammlung in Arezzo stattfinden sollte, erschienen daselbst 
keineswegs die vorgeschriebenen zwei Drittel der Abgesandten allor 
stimmberechtigten Mitglieder der Liga, sondern nur äusserst wenige, 
welche, da sie beschlussunfähig waren, nicht berathen konnten.*) Die 
weit überwiegende Mehrheit der Bundesglieder, darunter der Papst, 
der Kardinallegat Andruin, die Königin von Sizilien, die Kommunen 
Siena und Perugia, zeigte auf diese Weise, dass ihr an dem Fort- 
bestand dieser Liga rein nichts gelegen sei. Derselbe war auch un- 
möglich geworden, seit die Bundesglieder eine ganz verschiedene poli- 
tische Haltung einnahmen. Während z. B, der Doge von Pisa die 
Partei Bernabd Visconti's nahm, dem er sein Emporkommen verdankte, 
hatte sich der Papst mit Siena und Perugia gegen Bernabö verbündet, 
während Florenz in dieser Hinsicht seine eigene Politik befolgte. 
Kurz, der Widerstreit der politischen Interessen der einzelnen Bundes- 
glieder trieb diese Liga auseinander, so dass sich Kaiser Karl auf 
dieselbe bei Bekämpfung der Soldbanden, welche der officielle Zweck 
seiner Heerfahrt war, in keiner Weise mehr zu stützen vermochte. 

Bernabd Visconti kam der Zug des Kaisers nach Italien natür- 
lich sehr ungelegen. Er hatte sehon im Sommer 1366 auf die erste 


*) Vgl. Theiner, Coder dominii II, 452 m. 4üL. 
®) Canestrini, della milizin italiana dal secolo XI al XYI (Archivio sterien italiano 
SV p WNi vol 100) 
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Nachricht hievon des Kaisers geheime Absichten zu erforschen und 
denselben wahrscheinlich auch von seiner kirchenfreundlichen Politik 
abzubringen versucht‘) Da er aber nichts ausrichtete und seine 
Feinde sich zu einer nenen Liga zusammenschlossen, so begann er 
umfassende Rüstungen, um sich nicht nur gegen jeden Angriff zu 
sichern, sondern um womöglich einem feindlichen Angriff zuvorzu- 
kommen. In ganz Italien liess Bernabd Söldner anwerhen?) und er- 
neute seinen Bund mit Cansignorio, dem Signoren von Verona und 
Vicenza, sowie mit Giovanni d’Agnello, dem Dogen von Pisa,®) endlich 
legte er wie einst ganz besonders der Geistlichkeit seiner Lande fast 
unerschwingliche Steuern auf und bestrafte die sich widersetzenden 
Kleriker mit grausamer Rücksichtslosigkeit.‘) Da seine Tochter 
Thaddfa an den jungen Herzog Stefan III. von Oberbaiem und 
Niederbaiern-Landshut vermählt war, so konnte Bernabd auch auf 
die Unterstützung des regierenden Herzogs Stefan II., des Vaters 
seines Schwiegersohnes, rechnen. 

Dieselben Wittelsbacher waren es, welche in Verbindung mit 
König Ludwig von Ungarn Kaiser Karl, als gegen Ende 1367 sein 
italienischer Kriegszugsplan greifbarere Form annahm, neue Verlegen- 
heiten bereiteten. König Ludwig hatte Freundschaftsbiindnissen Kaiser 
Karls mit den Herzogen von Oesterreich niemals lange ruhig zuge- 
sehen aus Argwohn, dass daraus Nachtheil für die Interessen seines 
Hauses erwachsen körme, Auch das letzte Bündnis vom März 1366 
sah er mit scheelen Augen an und grollte namentlich den Herzogen 
von Oesterreich, weil sie die Freundschaft Kaiser Karls der seinigen 
so offen und unbedenklich vorgezogen hatten. Als die Horzoge im 
März 1366 dem Kaiser den früheren Bundesbrief König Ludwigs 
auslieferten, da versprach ihnen Karl IV., ihre in Ludwigs Besitze 


) Br schrieb wioderhelt an Karl IV., wie aus R. P. 106 and Soor. Urbani V' 
m. 248 £. CRXVIIH, wo wohl gleichfalls Bornadb gemeint ist, herworgeht. Der Zweck 
dieser durch Ihre verschlagene und. verfin Stilisirung auffallenden Briofo war, den 
Kaiser dahin zu bringen, dass er ofwas vom seinen geheimen viscnfifeindlichen Alwichten 
werrathe. Der Wortlaut dieser Ariofe Dormabd's und dio Antwort Karls IV. 
nicht. bekannt: geworden, 

®) Chron. Mediolan. (Murstori, Scriptores XVI, 747). 

s di Pin (Murstoc XV, 1049); Ser. Urban V. m. 940 £ IRNKL 

+) Chrom. Medivlan, 740, Serr, Urbani Ve m 249 £ BERNIE und Kaynald a: a 
1863 u. 2. 
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befindliche Gegenurkunde bis 24. Juni zu beschaffen. Die Kückgabe 
war jedoch bis zum Oktober 1367 nicht erfolgt, weshalb der Kaiser 
sich um diese Zeit nach Wien begab und bewirkte, dass König Lud- 
wig, der die Gegenurkunde der Herzoge von Oesterreich nicht mehr 
aufzufinden vermochte, in einer Kassationsurkunde vom 20. Oktober 1367 
den verlorenen Bundbrief der österreichischen Herzoge als ungiltig 
bezeichnete.) Während des Aufenthaltes Karls IV. in Wien sagte 
ihm Herzog Albrecht III. auf Betreiben des Bischofs Johann von 
Brixen ausgiebige Kriegshilfe für die Reichsheerfahrt nach Italien zu,2) 
wodurch der Freundschaftsbund der beiden Herrscher aufs neue be- 
festigt ward. Dies verdross König Ludwig, der in Oberitalien stets 
grösseren Einfluss haben wollte als der Kaiser selbst, so sehr, dass 
er Ende Oktober 1367 seinen Kanzler, den Bischof Wilhelm von 
Fünfkirchen, an die Herzoge Stefan Il. von Oberbaiern und Nieder- 
baiern-Landshut, sowie an Albrecht I. von Niederbaiern-Straubing 
ahsandte, um mit denselben ein Bündwis gegen die Horzoge von 
Oesterreich abzuschliessen. Der Kanzler nahm eins Urkunde König 
Ludwigs vom 2. November mit, worin sich derselbe für sich und seine 
Seitenverwandten, den oströmischen Titularkaiser Philipp und Herzog 
Karl von Durazzo, mit den Herzogen Stefan und Albrecht von Baiern 
und des erstern Söhnen besonders gegen die Herzoge von Oester- 
reich verbündete, wenn jene mit diesen Streit bekommen sollten; ge- 
meinsam eroberte Gebiete der Herzoge von Uesterreich sollten so 
getheilt werden, dass die von der Enns abwärts an Ungarn, die von 
der Enns aufwärts oder in Kärnten und Tirol gelegenen an Baiern 
au fallen hätten.®) Nur gegen König Kasimir von Polen und den 
Rheinpfalzgrafen Ruprecht erklärte König Imdwig den baierischen 
Herzogen nicht helfen zu wollen, den Kaiser dagegen nahm Ludwig 
nicht aus, weil er auch diesem grollte, wie denn auch die Einbe- 
ziehung der neapolitanischen Anjou’s in das Bündnis darauf hinzu- 
deuten scheint, dass Ludwig damals daran dachte, die Thronfolge 
einem seiner männlichen Seitenverwandten statt seiner Nichte zuzu- 
wenden, um Ungarn nicht: an die Luxemburger kommen zu Inssen. 


1) Steinherz, Boziehungen Imdwiex I. zu Karl IV., 8. 570, 
®) Soer, Urbani Von. 249 £. XXVR vo 
2) Rs. 454 und 
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Die Herzoge Stofin und Albrecht von Baiern gingen mit Freuden 
auf den Antrag König Ludwigs ein und übergaben dem ungarischen 
Kanzler am 2. Februar zu München ihre Gegenurkande, in der sie 
jedoch den Kaiser ausnahmen.*) Sie hofften, dass es ihnen mit Hilfe 
des Königs von Ungarn doch noch gelingen könnte, Tirol zu er- 
obern, um dessen Besitz sie bisher umsonst gekämpft hatten. Zu 
einem endgiltigen Frieden war es nämlich zwischen den Herzogen 
von Baiern und Oesterreich bisher noch nieht gekommen, der am 
24. April 1365 zu Ende gegangene Waflenstillstand®) war fortwäh- 
rend, immer auf einige Monate, bis Ende 1366 verlängert worden, 
Verhandlungen über einen endgiltigen Frieden waren gescheitert, weil 
die Bedingungen, unter denen die baierischen Herzoge auf Tirol ver- 
zichten wollten, den Herzogen von Oesterreich als zu weitgehend und 
deshalb unannchmbar erschienen.) Ein gemeinsamer Angriff des 
Königs von Ungarn und der baierischen Herzoge auf die öster- 
teichischen Lande, wie er jetzt zu befürchten stand, hätte dieselben 
in grosse Gefahr gebracht und nicht blos die Herzoge von Oester- 
reich von der Theilnahme an der Reichsheerfahrt zurückgehalten, 
sondern auch den Kaiser zu neuerlichem Aufschub derselben ge- 
awungen. 

Auch die Haltung der Erzbischöfe Gerlach von Mainz und Kuno 
von Trier, welche aus ihrem Widerwillen gegen die Reichsheerfahrt 
nach Italien erst jetzt, wo mit derselben Ernst gemacht werden sollte, 
kein Hehl machten, war geeignet, dem Kaiser neue. Verlegenheiten 
zu bereiten; es stand zu befürchten, dass die Abneigung dieser vor- 
nehmsten Kirchenfürsten auf die anderen dentschen Grossen an- 
steckend wirken könnte, Des Kaisers Verhältnis zu Erzbischof Ger- 
lach war noch vor gar nicht langer Zeit das beste gewesen; im 
August 1366 hatte er mit ihm wie mit dem Bischof von Würzburg 
im eigenen und im Namen seines Sohnes König Wenzel ein inniges 
Schutzbündnis geschlossen, welches auch für ihre Nachfolger ver- 
bindlich sein sollte.*) Gleich darauf hatte der Kaiser Gerlach zum 
Reichslandvogt von Niederschwaben ernannt®) und ihm noch Ende 


DEE 2) 8. oben S. B0n, 
®) Huber, Geschiehts der Versinigung Tirels 108-119; Riezler, Geschichte Bulems 
U, 8885. 
RK. 408. RK. dasd. 


Daun, GOOgle 


374 Karls IV. Politik vom Frühjahr 1864 bis April 1S6R. 


März 1367 gestattet, in Gemeinschaft mit seinem Sohne König 
Wenzel die im Besitze der Stadt Mainz befindlichen Reichspfand- 
schaften Oppenheim, Odernheim, Schwabsberg, Ober- und Nieder- 
Ingelheim, Winterheim und Nierstein um 71.000 Gulden an sich zu 
lösen. Da König Wenzel, dessen Vormund der kaiserliche Hofmeister 
Burggraf Burchart von Magdeburg war,‘) und Erzbischof Gerlach dem 
Kaiser zusammen 11.000 Gulden zur Heerfahrt nach Italien gelichen 
hatten, so erhöhte der Kaiser den Pfandschilling, um welchen beide 
die genannten Reichsorte besitzen sollten, auf 82.000 Gulden.) Was 
nun Gerlach gegen Ende des Jahres 1367 zu so auffallender Sinnes- 
änderung bewogen hat, ist nicht näher bekannt und lassen sich 
darüber nur Vermuthungen aufstellen. Die Haltung, welche Gerlach 
gleich den übrigen deutschen Erzbischöfen den päpstlichen Zehnt- 
forderungen gegenüber einnahm, wie einst unter Innocenz VI., 80 
auch jetzt wieder, die grosse Lässigkeit, womit die Zehnteinbringung. 
von ihm und seinen Kollegen betrieben ward, lassen auf hochgradigen 
Widerwillen dieser ersten deutschen Kirchenfürsten gegen die päpst- 
liche Besteuerung überhaupt schliessen, und da dieselbe diesmal zum 
Zweck der Reichsheerfahrt nach Italien geschah, so liesse sich be- 
greifen, dass die Erzbischöfe von Mainz und Trier ihren Widerwillen 
auch auf diese Angelegenheit übertrugen, umsomehr, als der Kaiser 
von ihnen als Kurfürsten viel ausgiebigere militärische Unterstützung 
erwartete als von andern geistlichen Fürsten. Vielleicht haben die 
beiden geistlichen Kurfürsten auch an der im Herbste 1367 dem 
Kaiser gelungenen Erwerbung der Markgrafschaft Lausitz Anstand 
genommen. Karl IV. hatte nämlich den Markgrafen Otto von Bran- 
denburg, der bei seinen schlechten Finanzverhältnissen auf Auslösung 
der Lausitz mit eigenem Gelde niemals hoffen konnte, bewogen, diese 
Mark am 11. Oktober 1357 um 21.000 Erfurtische Mark Silber und 
21.000 Schock Prager Groschen dem König Wenzel und der Kroue 
Böhmens ganz zu verkaufen‘) und diesen Verkauf am 13. Januar 1368 


m. K. 7a21. 

PR. K. 4514-4516, 4519, 

®) Ks. 452. Die Kaufsummo bestand offenbar aus dem Pfaudschiling van 21.000 Mark 
Silter wu 10,000 Scheck Groachen, dessen erste Hilft» Karl IV. boreits im Jahre 1064 
Vezehlt hatte (s. «ben $. 302), und einem Zuschlag von 11.000 Schock, weil kein Ilosser 
Verkauf auf Wiederkauf, sondern ein emiger Verkauf vorlag. Markgraf Otto verpflichtete 
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zu Nürnberg, wo Kaiser Karl damals Hof hielt, zu erneuern.‘) Einen 
Missbrauch der kaiserlichen Gewalt hatte sich Karl IV. hiebei nicht 
zuschulden kommen lassen, die Kurfürsten pflegten aber vom jeher 
eifersüchtig zu werden, wenn es den Kaisern gelang, ihre Hausmacht 
bedeutend zu vermehren. Dass Karl IV. namentlich über Erzbischof 
Gerlach sehr aufgebracht war, geht daraus hervor, dass er am 21. Ja- 
nuar alle Briefe für kraftlos erklärte, mit denen er Gerlach gestattet 
hatte, die Reichspfandschaften Oppenheim, Odernheim, sowie Ober- und 
Niederingelheim an sich zu lösen.*) Zugleich sandte der Kaiser Ger- 
hart Grafen von Schwarzburg, Bischof von Naumburg, nach Rom, 
um den Papst zu bitten, dass er die Erzbischöfe von Mainz und Trier 
ermahne, von ihrem Widerstände gegen die beabsichtigte Keichs- 
heerfahrt nach Italien abzulassen und dem Kaiser Heeresfolge zu 
leisten.) Die wahren Gründe ihres Missvergnügens scheinen die 
beiden Erzbischöfe dem Kaiser nicht geoffenbart, sondern vorgegeben 
zu haben, sie könnten sich an der Reichsheerfahrt nach Italien nicht 
betheiligen, weil ihre Lande durch Räuber und Friedebrecher viel- 
fach gefährdet seien.*) Um ihnen nun diese Ausflucht zu benehmen, 
'heschloss Kaiser Karl, in den Gegenden am Mittelrhein und in der 
Wetterau einen Landfrieden aufzurichten, und eröffnete zu diesem 
Zwecke Ende Januar einen Hoftag zu Frankfurt, auf welchem die 
Kurfürsten von Mainz, Trier, Pfalz und Sachsen erschienen.) Der 


sich uch, #a bewirken, dass Könh 


Venzel die Beickuung von Seite der Lehen 
der Lausitz erhalte (Riedel, Codex dipl, Brandenburg. II, 2, 485), wonät ganz Lesonders 
der Magdeburger Erzbischof gemeint war. 

') Rs. 456, wo der Kaufpreis mu 21.000 Mark Silber Erfurtor Gowichter und 
22.808 Schock Pragor Groschen angegeben ist. Die 1868 Scheck, un welche dieser 
Kanfspreis mehr beträgt als im Oktober 1367, sind vieleicht als Verzugszinsen aufzufassen. 

Daran 

9 A 18. Jamuar war Bischof Gerhart noch In Nürnberg (Is. 450), yoga Hide 
Februar ist or in Rom (Serr. Urbeni V. m. 249 f. LXXD). 

*) Diese Ausrede gehrauchte Erzbischof Gerlach dem Papsis gugenäber (Seer. Ur, 
m. 249 1. CXX). Erzbischof Kuno von Trier hatto iin ‚don Jahren 1364-1307 in Vor- 
bindung mit Ulrich von Hausu, Landvogt der Wotberau, mit Johan und Philipp von 
Falkenstein und den Weiterauischen Städten eine harte Fehde mit Philipp von Falkenstein 
dei Acltesten, Horcı von Minzenberg, auszufschten (vgl. Taventare des Frankfurter Stadt 
archive II, 5 N. 50 und BR. K. 4277). 

9) Dass damals zu Frankfurt kein biosser Kurfürstentag stattfand, geht aus der 
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Kaiser beraubte zunächst den Erzbischof Gerlach, dessen Widerstand 
hartnäckiger war, der Unterstützung durch seinen Kollegen Kuno 
von Trier und isolirte ihn, indem er Kuno durch grosse Gunst- 
bezeugungen für sich gewann (29. Januar). Karl erhöhte nämlich 
den Pfandschilliug der weiland Erzbischof Baldewin von Trier ver- 
schriebonen Pfandschaften der Städte Boppard und Oberwesel, der 
Hälfte der Burg Sternberg, der Vogtei Hitzenach und des Gerichtes 
Galgenscheit von 30.000 auf 50.000 Mark Silber und bestimmte, 
dass die Zahlung dieser Pfandsumme auf einmal erfolgen solle, um 
die Wiedereinlösung aufs Ausserste zu erschweren. Ueberdies belehnte 
der Kaiser Kuno, den der Erzbischof Engelbert von Köln im De- 
zember 1366 zum Koadjutor angenommen hatte‘) und der inzwischen 
vom Papste bestätigt worden war, mit den Regalien dieses Erzstiftes.*) 
Nachdem Kuno befriedigt worden, konnte auch Gerlach dem Kaiser 
nieht mehr mit Erfolg widerstreben, sondern sah sich genötigt, auf 
die Wünsche desselben einzugehen. 

Die Verhandlungen über den Landfrieden waren bereits am 2, F 
bruar beendet; seine Dauer ward auf vier Jahre bemessen und 
Grenzen dos Landfriodensgebiotes ziemlich genau festgesetzt. 1s sollte 
reichen von Bingen bis Andernach, von da bis Siegen, Orb (östlich vom 
Gelnhausen), Aschaffenburg, Heidelberg und Speier, von da bis Selz, 
„wischen  letzi beiden Städten zwei Meilen landeinwärts auf beiden 
Seiten des Rheins, dann von Speier bis Kaiserslautern, Trier und wieder 
bis Andernach. Als Theilnehmer traten bei die Erzbischöfe von Mainz 
und Trier, die Kheinpfalzgrafen Ruprecht d. &. und d, j. und die 
Städte Mainz, Worms, $peier, Oppenheim, Kaiserslautern, Frankfurt, 


wicht geringen Anzahl voustiger Theiluchmer horror. Yon Fürsten orschiomen auf deu- 
sulben: Bischof Dietrich von Metz, Rheinpfalzgraf Kupracht d. j, die Markgrufen Balthasar 
nd. Wilheln vorn Meissen, Johann Sobieslam von Mähren (Sohn dos Marken . 
Burgaraf Priodrich von Nürnberg (gofürstet vom Kalor an 17. Märs 1809, R. K. 
Graf Jchann von Nassau (gefürstet von Karl IV. an 25. September 1966, R. K. 426 
ferner Graf Burchart von Retz, Sohn des gleichnamigen Barggrafen von Magdeburg, damals 
kaiserlicher Hofmeister, Landgraf? Johann on Lichtenberg, die Grafen Adolf von Nassau, 
rich von Veldenz, Johan von Sal, Wilhelm vun Katzeneilenbogen, Hlurich 
Spauhelm, Friedrich von Leiningen, Überart von Wertbeim und eine Auzahl freier Herren 


iR X. 7256). 
') Lacomblet, Urkundenbuch für die Geschichte des Nisderrkoine IL, 560. 
RK Teor. 


Daun, GOOgle 


ONSIN 


Kaclı IT. Poilik rom Prühjrr 1864 bin April 1308. a 


Friedberg, Wetzlar und Gelnhausen. Jeder der drei Kurfürsten, die 
Theilnehmer des Landfriedens waren, sollte dahin wirken, dass die 
Grafen, Herren und Mannen seiner Lande bis zum 5. März dem Land- 
frieden beiträten. Das Landfriedensgericht, welches sieh regelmässig 
am Sonntag nach jedem der vier Fronfasten in Mainz versammeln 
sollte, ward aus einem vom Kaiser gesetzten Obmann und acht Ge- 
schworenen gebildet, von welchen die Erzbischöfe von Mainz und Trier 
je einen, ebenso einen die beiden Rheinpfalzgrafen und alle vier 
nannten Fürsten zusammen einen zu ernennen hatten; die vier anderen 
sollten von den Städten gewählt werden, und zwar von Mainz, Worms 
und Speier je einer und der vierte von den übrigen Städten zusammen. 
Zu dem behufs Ausführung der Urtheile nötigen Hooresaufgebot sollten 
der Krzbischof von Mainz 40 Helme, die Rheinpfalzgrafen ebensoviel, 
der Erzbischof von Trier 25 Helme, die Stadt Mainz 40, Worms 
und Speier je 25, Fraukfurt, Oppenheim, Friedberg, Wetzlar, Geln- 
hausen zusammen 60, Kaiserslautern 10 Helme stellen. Dem Land- 
frieden traten wohl schon zu Frankfurt auch die Bischöfe von Speier 
und Worms bei, welche beide dem Kaiser schr zugethan waren; ob- 
gleich man ihnen keinen Antheil an der Besetzung des Landfriedens- 
gerichtes einräumte, ward ihnen doch die Stellung einer Anzahl Helme 
zum Heeresaufgebot des Landfriedens auferlegt: der Bischof von Speier 
sollte 20, der von Worms so viele Helme stellen, „als er vermag“, 
Zum Obmann des Landfriedensgerichtes ernannte der Kaiser den 
Grafen Heinrich von Veldenz.!) Da auf diese Weise für die Be- 
frielung der Gegenden am Mittelrhein gesorgt war, s0 wurde der 
von den beiden Kurfürsten von Mainz und Trier gebrauchte Vorwand 
für die Nichtbetheiligung an der Reichsheerfahrt nach Italien hinfällig; 
sie gaben ihren Widerstand auf, noch bevor ihnen die eindringlichen 
Schreiben des Papstes vom 27. Februar zukamen, worin derselbe 
sio beschwor, von ihrem Widerstand gegen den Zug des Kaisers nach 
Italien abzulassen, denselben vielmehr persönlich zu begleiten oder 
wenigstens mit ihrer bedeutenden Macht zu unterstützen.®) 
Erfreulich war es für den Kaiser, dass der Klerus wenigstens 
einiger Diözesen Deutschlands in Frankfurt den Zehnten oder statt 


RK. 4508, TOS4®, 
9 K. P. 118, Secr. Urbar 


Vu. 249 1. LRKL 
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desselben herabgeminderte Geldsummen zum Zwecke der Reichsheer- 
fahrt nach Italien entrichtete,!) während die Geistlichkeit anderer 
Diözesen sich auch jetzt noch saumselig zeigte und den Termin 
(25. März) verstreichen liess, ohne ihrer Verpflichtung nachzukommen.) 

Ueber Nürnberg anfang März nach Prag zurückgekehrt, erhielt 
der Kaiser hier abermals unangenehme Nachrichten. Die Stadt Köln 
entschuldigte sich nämlich, sie könne dem Befehle des Kaisers be- 
züglich der Stellung einer bestimmten Zahl von Bewaffneten zum 
Zuge nach Italien nicht Folge leisten wegen der drohenden Ankunft 
zweier zahlreicher „Gesellschaften“, von denen die eine zwischen 
Chalons an der Saone und Dijon, die andere zwischen Rheims und 
Chalons in der Champagne sich sammelt, und die, wie es heisse, die 
Verheerung der Rheinlande und besonders der Grafschaft Lützelburg 
beabsichtigen‘) Auch die zehn Reichsstädte des Elsasses schrieben 
dem Kaiser, dass ihnen die Vorkehr gegen einen abermaligen Einfall 
ler bösen Gesellschaften, die man nennt die „Englischen“, so grosse 
Kosten verursache, dass sie sich am Romzug nicht betheiligen 
könnten.) Aus demselben Grunde hat Strassburg um Befreiung vom 
Dienste über Berg;®) Lübeck endlich entschuldigte sich mit dem 
Hinweis auf den unmittelbar bevorstehenden Krieg mit König Wal- 
demar IV. von Dänemark.) Trotz der Einbusse, welche durch diese 
Nichtbetheiligung gerade der grössten und mächtigsten Städte die 
beabsichtigte Reichsheerfahrt erleiden musste, betrieb der Kaiser die 
Rüstungen auf das eifrigste; es ging nicht mehr an, den schon so 
lange auf Hilfe harrenden Papst und dessen Verbündete noch länger 
hinzuhalten, zumal König Ludwig von Uugam die Bitte Urbans 
bereits erfüllt, im Januar 1368 500 auserlesene Reiter unter Füh- 


RK. Team, 
9) Sacr. Urani Von. 940 f. CXUIL 
9 Rs. 400. m. a08. 


®) Re. 459. Topf, Zur Kritik Königshofens, Karlsruhe 1839, 8. 15 f., sotzt dieses 
Schreiben in die Zeit nach dem Frankfurter Reichstage des Jahres 1566, um welche Zeit 
uch die »Englischen« mohr zu fürchten gowosen soien. Da aber auch dus datirte 
Schreiben der zehn olsissischen Reichsstädte die Furcht vor einem Finfall der >ngiischun « 
geltend macht, so steht nichts im Wege, dass auch das Schreibeu der Strassburger in 
diese Zeit Mt. Auch der Umstand, das sich Strassburg später doch zur Sallung einer 
Heeressbihellung entschloss, macht seine frühere Weigerung nicht unwahrscheinlich. 
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rung des Bans Peter Zudar nach Bologna geschickt und den Papste 
für den Krieg gegen Bernabd Viseonti zur Verfügung gestellt hatte.‘) 
. Urban V., erbittert über Bernabd, der alle seine Streitkräfte zum 
Angriff auf die Lande der Gonzaga sammelte, erklärte in einem 
Schreiben vom 9. März 1368 an den Kardinallegaten Andruin, dass 
Mernabd «len Friedensvertrag von Bologna schmählich gebrochen habe, 
indem von ihm Gesellschaften in Sold genommen und in die Lande 
der Kirche geschickt worden seien, welche daselbst Städte und Dörfer 
besetzt, geplündert und verbrannt, Unterthanen der Kirche gefangen 
genommen und getötet hätten; Bernabd habe ferner vom Klerus seiner 
Lande unerschwingliche Steuern erpresst und den Mitgliedern der 
Liga, sowie deren Anhängern einige Kastelle verräthorischer Weise 
wegnehmen lassen, weshalb die Kirche zur weiteren Abzahlung der 
ihm im Friedensvertrage von Bologna versprocheuen Geldsuminen 
sich nicht mehr verpflichtet erachten könne, vielmehr sei Bernahd 
allen auf Verletzung jenes Vertrages gesetzten Strafen, sowie allen 
geistlichen und weltlichen Sentenzen verfallen, welche Innocenz VI. und 
Urban V. früher gegen ihn verhängt hätten. Zugleich befahl der 
Papst dem Legaten Andruin, Bernabö kein Geld mehr zu zahlen und 
ihm weder die Kastelle des Distriktes von Bologna noch das Kastell 
Lugo zurüekzustellen,*) dieselben vielmehr dem Kardinalbischof Anglic 
von Albano zu übergeben,®) welch letzteren der Papst bereits um 
15. November 1367 zu seinen Generalvikar in der Mark Ancona, 
dem Herzogtum Spoleto, dem tuscischen Patrimonium, sowie der 
Provinz Campagna und Maritima ernannt hatte.*) Urban wusste nur 
zu gut, dass der Kardinal Andruin, welcher einst auf Bernabö's 
Wunsch mit der Legation betraut worden war, zu entschiedenem 
Vorgehen gegen Beruabd, wie es die s0 sehr veränderten Verhältnisse 
jetzt erheischten, unfähig sein werde, weshalb er Andruin bereits gegen 
Ende des Vorjahres ganz abberufen und Anglie auch das General- 


'y Steinherz, Bezichungen Ludwigs 1. zu Karl IV., m 0 0. 5 
39 Zufolge des Friodans von Bologna sollte, wenn der Papst ciw Jahnarle zu 
sahln versäumen würde, dor Logmt Andruin die besagten Kastslle sofort a Barunlı 


zurüekstellon (s. oben 8. 200). 


’) Seer. Urbami V. u. 249 £. LANKVI. 
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vikariat in Bologna und der Provins Romagua übertragen hatte‘) 
Als Andruin zögerte. liess ihm Urban am 29. März den strengen 
Befehl zukommen. bei Strafe der Exkommunikation binnen zwei Tagen 
Bologna und die Romagna zu verlassen und sich ohne Aufenthalt an 
den päpstlichen Hof zu begeben“) Anglie aber ward beauftragt, von 
Bermabd, der den Frieden gebrochen, im Namen der Kirche und ihrer 
Unterthanen Schadenersatz und Entrichtung der dem vertragver- 
letzenden Theil auferlegten Strafsumme zu fordern, ®) ferner die Ver- 
bfindeten der Kirche um Sendung der vertragsmässigen Hilfstruppen 
zu ersuchen.‘) Den Dogen Giovanni d’ Aguello von Pisa bat Urban 
selbst, die Bernabö vor kurzem geschickten Hilfstruppen schleunigst 
zurückzurufen.®) 

Kaiser Karl hatte den Gonzaga in einem Schreiben vom 7. März 
kundgethan, dass er in Kürze nach Italien aufbrechen werde, Mitte 
April in Friaul zu sein und Eude dieses Monats seine sämtlichen 
Truppen versammelt zu haben hoffe und dann nach Mantua ziehen 
werde.) Grosse Hoffnungen setzte Karl auf die Herzoge von Oester- 
reich; Albrecht II]. hatte seine persönliche Theilnahme an der Reichs- 
heerfahrt zugesagt, weil er seine Lande durch das Bündnis mit dem 
Kaiser gesichert glaubte. Karl IV. verpflichtete sich überdies am 
März urkundlich, den Herzogen von Oesterreich mit aller seiner 
Macht beholfen sein zu wollen, wenn die Herzoge von Baiern oder 
jemand anderer sie in der Grafschaft Tirol oder ihren übrigen Landen 
angreifen sollten.) Von Süden her hatten die Herzoge von Oester- 
reich nichts zu befürchten, denn am 30. Mai 1366 hatte der Patriarch 


") Dorsalbo war Voroits au 
gleich daranf sein Art angetreten (Crom. di Bologun 484). 

*) Seen. Urbani V. u. 249 1. LXRKIIN. 

Na... 1 IKK. 

9a 00h DRKRY 7, wo unter den Verbündeten der Kirche Kaiser Karl selbst 
nd ebenso div Königin Johanna von Sirilien genannt werden. Dass der Kaiser einen 
formlichen Bundesrertrmg wit dem Papste eingegangen oder wenigstens dor Ligu des Papstes. 

it den Ente, Carrara und Gonzaga beigetreten ist, wird einigermassen boslätigt dreh 

Theiner, Codex dominil Il, 45% m. 4%. Näheres lässt sich darüber nicht sagen, weil im 
vatikanischen Archir die Sekretregister des fünften Poutiükutsjahres Urbans V, leiter nicht 
mehr vorhanden sin. 

*) Secr. Urbani Y. u. 249 1. LXAXL 

IR. K. 408, Yn 


5. Januar 1968 nach Bologu gekommen wd hatte 
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Markwart von Aquileja, obgleich im Herbste 1365 sogar die Herren 
von Spilimbergo und Hagogna, sowie die Stadt Venzone von den 
österreichischen Herzogen abgefallen waren, mit letzteren im Auftrage 
des Kaisers einen Waffenstillstand bis 11. November 1367 geschlossen, 
weleher vor seinem Ablauf verlängert worden sein muss; ebenso 
herrschte damals Waffenstillstand mit dem (Grafen Meinhart von Görz 
und mit Franceseo da Carrara.ı) 

Die letzte Anordnung, die der Kaiser kurz vor seinem Auszug 
nach Italien trat, bezog sich auf die Befriedung der Lande, die er 
in Baiern besass. Er hatte bereits am 13. Januar zu Nürnberg für 
seine „Brblande diesseits des böhmischen Waldes“ ein Landfriedens- 
bändnis mit den Reichsstädten Nürnberg, Rotenburg, Weissenburg 
und Windsheim geschlossen, welches nach seinem Tode zwischen diesen 
Städten und König Wenzel von Böhmen bis zum Vollzug einer rechts- 
giltigen römischen Königswahl fortdauern sollte; diesem Bündnis gab 
Karl am 31. März eine Landfriedensbehörde, bestehend aus zehn 
Geschworenen, von welchen er selbst mit der Stadt Eiger und seinen 
andern Städten und Landen „ausserhalb des böhmischen Waldes* 
die eine Hälfte, die fränkischen Reichsstädte die andere Hälfte ein- 
setzen sollten. Zum Obmann ernannte Karl den böhmischen Edel- 
mann Boresch von Riesenburg, seinen Hauptmann in Baiern.*) 

Nachdem der Kaiser endlich den Erzbischof Johann von Prag 
zum Landeshauptmann des Königreichs Böhmen ernannt hatte, trat 
er am 2. April, dem Palmsonntag, mit zahlreicher Heerschaar von 
Prag aus die Reichsheerfahrt nach Italien an.®) 


’y Haber, Geschichte Opsterreichs II, 291, 
IR. K. 4549, ABTO-ABRD, TORL, 45RT, AMAL, Rs, 128. 
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Au Seite 20. Das Wort zupens“ salbst komut in Urkunden ans Böhmen nicht: vor, 
sondern nar in schlesischen und Tusitzor Urkandon, wohl nher Indentet 
„radios sorisl als unens. 
Seite 100 Zeile 15 ron unten lies Schwertmagen statt Schwermagen. 
» 106 Zeile 15 som unten lies als statt also. 
> 107 Anmerkung 2 Zeile 9 ist einzuschalten : und über das Erzbistum Wine. 
Au Seite 126 Zeile 14 von oben: Koch md Wille, Begrsten der Pflzgrafen aım Klein, 
Innsbruck 1886, Seite 57 setzen die Mer in Mode stehende Urkunde ins 
Jahr 1977. 
Auf Soite 189 Zeile 9-11 von unten iet der Satz zu tilgen: Papst Innocens — ans Horz 
gelegt, weil die Urkunde bei Theinor, Veteran mommenta Polonias ei Llih- 
raniao 1, 9. 545 n. 725 mır Konzept (ittera minute) für n. 892 (p. 613 
ebenda vom 17. Mirz 1869) ist, daher nicht von Imnaconz VL, sondern 
mar von Urban Y. ausgestellt sein kann, 
Am Seite 144 Zeile 5 von oben: Wahrscheinlich bezog sich das König Latlwig verliehen 
Vikariat auf die trovisonische Mark, da die Repablik Venedig dieses Reichs- 
Hand seit dem Jahre 1899 ohne einen rom Reichs ausgehenden Rochtstitel 
hesası. Verhandlungen der venstäunischeu Sigworle mit Kalser Kaıl, an 
welchen sie im Jahre 1950 zweimal Gesamte schickte, um die reich 
eehtlichn Anerkommung ihrer Horrschaft über Trovisn und Gebt zu er= 
Hungen, schoitorten, weil man auf dic Bodingungen, dio der Kaker stellte, 
ht einging (RK. 6079) 
In Seite 145 ist noch zu orwähnen Karls IV. Betätigung dor Privilegien des Erzbistums 
v 10 mopnume d’ Arlon ot do Vienns, 
1 400.0. 8) 
51. Wahrscheinlich ist fernor 
Yurg (vol. R. K. 2608), sowie der Herznge Wenzel won Sach 
Baiorn Kt. K. 2602) und Konrad von Cole (I. K. 2598). 
Seite 180 Zeile 10 von unten ist am Schluss des Satzes cinauschalten: (12. November). 
Zu Seite 924. In Kriege gegen die Grafen von Würtemborg leisteten dem Kuiser auch 
Burggraf Frislrieh von Nümborg und. ie Makgrafon yon M 
(&. K. 3779 und 6291), mach Gesta Trovirrum, ei. Wyttenbuch 
(U, 298) auch Kuno, Koaljutor des Erzbischofs Boumund von Ti 
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ie Anwesenheit des Bischofs Albrecht von Wärz- 
to von 
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Zu Seite 270 Zeile 10 von oben: Uober die schmachrelle Bohandl 


Zu 


Seite 287 Zeile 17 von oben lies Adolf statt Albrecht, womit der Rheinpfalzeraf 


Ruprocht der jüngere, der nebenbei 


Namen führte, gemeint ie, 


Salbe 242 Anmerkung $: Der Vertrag zwischen dem Kardinallegatn Keidius und 
Giovanni d’Oleggio vom 1. Mär 1460 spricht mır von 80.000 Goldgulden 
(Docnmenti di storia Italiana IV, 118). 

Seite 256 Zeile 11 von oben lies Angelegenheit stait Angelegsit. 


Sun 


297 Zeile 2 som oben les: auch sollten 


266 Zeile 10 von unten lies 1. Oktober statt 28, [wis aus dem Introitus- ch 


exitus-Reristem n. 298 f. 1. im Vatikanischen Archiv herrorgelt). 

die Wilbeln Gri 
moard als Nuntius (1lso wohl Im Jahre 1561) von Bemabo erlitten haben soll, 
gibt os keinen gleichzeitigen Bericht. Pie Cron. di Bologna 485 erwähnt zum 
Jahre 1868, man «age, Bornahö habo Urban V-, da or einst als Nuntius zu 
Ih kaum, „ ine grosse Schmach“ angetan, weiss jedoch nicht, worin dieselbe 
bestand. Anekdotenhaft ist bereits die Kzählung der Cron, Rimin, 911, wonach 
die schmachvolle Behandlung in körporlicher Züchtigung bestand ınd damit 
endete, dass sechs ‚Sinderinnen“ im Auftrag Bernabiv's dem Nantius das Gc- 
leite gaben bis zur Grenze des viscontischen Gebiets. Ein anderes Hiktörchen, 
welches im wesentlichen Wereits Königshofen (Städtechroniken VIIL, 485) 
konnt, orzählen ausführlicher die Auna), Mediolan. 800, welche arst um 1480 
verfasst ind. Zwei Bonediktineräbte, ron denen einer der spktere Urban V. 
war, sollen Beruaki; auf einer Brücko über den Lambro ein päpstliches 
Schroikon üherreicht haben und vom Tyrannen gafrngt worden sein, al sin 
Hunger oder Durst hätten. Aus Furcht, erträkt zu werden, erklärten 
Nuntion, Hunger zu haben, worauf sie von Bernabi gezwungen worden seien, 
das päpstliche Schreiben aufzuessen. In den Briefen Innocenz VI. und 
Urbans Y. geschieht von selchen Dingen keinerlei Erwähnung, während 
namentlich In den Kxkommunikationdhullen alle andern Schandthaten B 
nabi’s aufgezählt werden: 

Zeile 14 won oben lies Jahresrato statt Jahrosrunte. 


Ihnen. ihre Gdter zurückgestellt. waren 
statt: wurden Ihnen zurfickgestellt- 


298 Zeile 18 von unten los: feindlichen statt friedlichen. 
299 Zeile 18 von oben lies: antwortete statt aetwortete. 


817 Zeile 10 vom unten: Pitetto Meschino nennt ihm Matten Villani, dla er 
Pranzne von Geburt war, an Manor siealch 
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